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Das unlängst veröffentlichte Gutach- 
ten. des sogenannten ‚Sachverständi- 
‚genrates‘ zur Bewertung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung und die 
daran orientierten wirtschaftspoliti- 
schen Beschlüsse der Bundesregierung 
haben noch einmal mit aller Deutlich. 
keit gezeigt, auf welcher Seite für 
‚den bürgerlichen Staat ‚das Brot ge 
buttert ist’ 

„Die Wirtschaftıpolitik weht wor 
einer Aufsabe, die nicht populär 
sein mag, nämlich mehr Verständnis 
für die gesamtwirtschaftliche Bedeu: 

Unternehmergewinne zu 
erklären die ‚Fünf Weisen“ 


wörtlich. 
Da den bürgerlichen Wirtschafts- 


wissenschaftlern natürlich geläufig 
ist, daß Gewinne nut auf Kosten 
der Löhne gesteigert werden können, 


verlangen sie von den Arbeitern und 
ihren Gewerkschaften, sich bei den 
‚kommenden Lohnrunden mit Nomi- 
nallohnerhöhungen zwischen 6,5 und 
9 Prozent zufriedenzupeben: „In den 
anstehenden Tar'verhandlungen wer, 
den mur künftige Prei ıngen 
berücksichtigt, keine je wege! 
zurückliegender Preissteigerungen“ 
Nicht genug damit: kategarisch ver- 
langen die ‚unabhängigen® Gutachter, 
‚daß die nach ihrer Meinung überzo- 
‚genen Lohnsteigerungen der zurück 
liegenden Tarifrunden „den Neuab 
schluß für 1975 mitbestimmen müs- 
an“ 

Die Bundesregierung hat das Gut- 
achten ausdrücklich als Bestätigung 
des von ihr bisher schon verfolgten 
wirtschaftspolitischen Kurses begrüßt 
— und sich sogleich darı 


die darin entwickelten Richtlinien 
zu einem suf die aktweie Situation 

bezogenen Konlunkturprogramm nur 
au 


„Unsrrittig Ist inzwischen ein neu- 
er "‚Investitionszulagengesetz‘, nach 
dem sämtliche Investitionen mit 
Stichtag der Kabinettsentscheidung 
eine Zulage von 7,5 Prozent erhalien 
sollen. 

Klartext bedeutet das 


Wenn 
füreine 


vernt 75 000 Mark. 
„Frankfurter Rundschau 
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Blutbad in Birmingham: 


Aus der rechten Ecke 


Am Abend des 21. November explo- 
deren in Birmingham, einer der 
größten Städte im westlichen Indu- 
süriegebiet Englands zwei Bomben. 
Beide waren in zwei nah beieinander 
liegenden Pubs (Kneipen) gelegt wor- 
den, im „Mulberry Bush” und in der 
„Tavern In the Tow. 

Neunzehn Menschen wurden ge- 
tötet, über 200 zum Teil schwer ver- 
Notat und vorstümmelt 

Viele Begleitumstände des Blut 


(de Bomben waren nicht gegen 
tungen des Militärs oder In 
Itutionen des englischen $ 
richtet sondern explodierten in voll 
besetaten Kneipen in der Innenstadt 
die vorwiegend von jungen Leuten 
nach der Arbeit besucht werden. Der 
Ange 


Mord an einfachen Zivilisten 
hörigen der Arbeiterklane 
late Absicht 

Zwischen der Vorwarnung, die je 
mand telefonisch („mit Irischem Ak 
zent”) der Zeitung Birmingham 
Post” durchgegeben haben soll und 


19 
die Polizei kam allerdings 
als die Bomben bereits hochge 
njen waren. Die Möglichkeit einer 

Jäumung des Gebiets wäre also durch. 
aus In gewissem Umfang gegeben ge- 
wesen, 


© line ominöse Gruppe „Rote 
Fahne 74" (Red Flag 74) soll die 
Verantwortung für das Blutbad inzwI 
schen übernommen haben. Ein Mid 
‚chen habe — so wird In den bürgerli 
chen Zeitungen berichtet — bei einer 
Zeitung angerufen und gesagt, die 

ınchester Brigade der Red Flag 
74", der „500 Studenten angehören” 
habe die Bomben gelegt, 

Diese Gruppe ist bislang - (alls es 
sie überhaupt gibt — ausschließlich 
in dieser Form an die Öffentlichkeit 
getreten: sie hat in den letzten Mona 
ten verschiedentlich die Verantwor 
für Bombenattentate übernom- 
men, nachdem sie verübt worden wa 
ven, Irgendwelche politische Massen 
arbeit in der Bevölkerung oder Ver 
äffentlichungen dieser Gruppe sind 
nicht bekannt 


@ Sowohl die IRA (0) als auch die 
IRA (P) haben die Verantwortung für 
den mörderischen. Anschlag abge 
lehnt, 

In einer Erklärung, die die IRA 

sional) in Dublin herausgab, 
„Es war noch nie die Politik 
1 "nichrmülltärische Ziele zu 
bombardieren, ohne ausreichende 
Vorwarnungen zu geben, um die S+ 
‚cherheit der Zivilisten zu gewährlek 
sten.” 

Zus Gruppe Red Flag stellte die 
IRA (P) fest, daß sie ‚keinerlei Ver 
bindungen zur repubilkanischen Be 
wegung” habe, 

‚Clann na hrEireann”, eine Orga 
nisation, die in England für die Unter 
tützung der Sinn Fein (politische Or 
ganisation der IRA (Official)Jarbeitet 
verurteilte die Bombenanschläge von 
Birmingham als „das Werk von kr 
minellen Faschisten, das darauf ab- 
zielt, den Haß in Irland zu schüren 
und auf England zu übertragen”. 


Fort. 8.3 


VERHAFTUNGEN, DURCHSUCHUNGEN, VERDÄCHTIGUNGEN 


Nach der Erschießung des Westber- 
Iiner Kammergerichtspräsidenten von 
Drenkmann (wahrscheinlich bei einer 
versuchten Entführung), der der Tod 
von Holger Meins im Hungerstreik 
am 9.11. vorsusgegangen war, setzte 
eine neue Welle staatlicher Maßnah- 
men, Polizeieinsätze, weiterer Abbau 
demokratischer Rechte ein, unter 
stützt von einem willen propagan- 
distischen Trommelfeuer In Prese, 
‚Fernsehen und Rundfunk. Diese v = 
‚der als „Terroristenbekämpfi 
ern Kampagne Ze 

Bi ) 
Im Frühjahr 1972 ange 
ge auf US-Einrichtungen, bei Sprin- 


Spiele im Herbst 
1972 eine schärfere Stufe der Fa- 


‚lloseren ur 
teren Diffamierungen und Verdäch- 
tigungen selbst gegen Liberale und 
Sozialdemokraten . Kirchenfüh- 
rer Scharf, Fernseh-Kommentator 
Merseburger), in einer noch rück- 
sichtsioseren Mißachtung einfachster 
bürgerlicher Rechtsvorschriften bei 
Verhaftungen, Durchsuchungen etc., 
in einer erheblich gesteigerten Hetze 
‚gegen die Kommunisten, im Versuch, 
‚sie als „Komplizen der Terroristen”. 
wenn nicht gar selbst als „Terrori 
sten” hinzustellen und so ihre pob- 
{ische Zerschlagung voranzutreiben 
‚Auf einen besonders zynischen 
Begriff wurde die Stoßrichtung der 
neuen Kampagne von der westber- 
liner „Morgenpost” (Springer) ge- 


bracht: „Eine ruchlose Regie be- 
ginnt sich abzuzeichnen. Erst surbt 
‚Holger Meins ... Mit seinem Ab- 
Üben wurde dem Linksterrorismur 
in unserem Lande der ersehnte Mär- 
tyrer geboren, das Signal für eine 
mörderische Terrorwelle gegen den 
demokratischen Rechtsstaat gegeben" 
(12.11.74). „Ruchlose Regie” — so 
erscheint der Tod von Holger Meins 
‚den der Staat bei völlig unzureichen- 
der Zwangsernährung buchstäblich 
verhungern ließ, noch als eine beson- 
ders „terroristische” Tücı 
gegen den „Rechtastaat”. Zynischer 
waren auch die Faschisten kaum, als 
se 1938 ‚jüdische Geschäfte, und 


se 1958 Aidische Geschifie Und 
Synagogen zertrümmerten und ver- 
brannten und anschließend von den 


Gepeinigten noch eine „Entschädi- 


Wen ums neck dm 
Hungertod von Holger Meins noch 
einige liberale Kritik zu hören war 
Gowohl an der Tatsache, daß der 


efangenen, die mit Hun« 
serstreik (und der dadurch nöti- 
gen Zwangsernährung) den „‚Steu- 
erzahler” so viel Geld kosten (wo- 
bei die CDU dann durch Kohl 
und Carstens vorpreschte, mar 
sollte die Gefangenen doch ein- 
Inch verbungern ana 2 sin Ar 

Volksempfin- 
Yen“, "der eines Goebbels wirdig 
wäre); 
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Nach Auseinandersetzungen in der Möllner SPD werden aktive 
Yenpeuafsin 2 ‚der SPD austreten. Der wesentliche Punkt der Ausein- 


BPD "Doch wir schen In unseren E 
Verhalten der Kommunisten, 


ander stzung Zusammenarbeit mit Kommunisten. 

'der Auseinandersetzungen ist heute sicher nic 
fahrungen besthtg 

möglich ist, mit linken Sozialdemokraten zu- 


typisch für die 
ja es, bei richtiger 


sammenzuarbeiten, und daß mit der Entwicklung dieser Zusammenarbeit 


‚die Widersprüche innerhalb der SPD verschärft werden. Das 


nach die 
Da 


nur die Entwicklung der Jungsozialisten, sondern auch die Ei 


KB-Gruppe,bzw. einer kommunistischen Politik in Mölln. 


Für das Bündnis aller 
demokratischen Schüler 
im Kampf gegen die 
reaktionäre Entwicklung 


Die frühere Arbeit der Jusos 
sehr gut mit dem von Lenin gepräg 
ten Ausdruck der „Handwerkeloi” a 
begreifen. Die Jusos bestanden aus 
einem Kreis von Schülern und Lehr 
Yingen, die das Bedürfnis hatten. ihre 
Sitwatlon in Schule, Betrieb und 
Freizeit zu verbessern. Dabei schie- 
nen sie individuell mehr durch den 
ntheitsgrad der Ju 
wos als Organisation zur $0- 
zialdemökratie gekommen zu sein 
‚durch pobtisch klares Bekenntnis zum 
Reformismus, 


Dadurch war auch ihr Handeln ge 

it, Es wurden mehrere Arbelis- 
reise gebildet. Die Aufgabe dieser 
Arbeitskreise und ihr politisches Ziel 
war vollkommen unklar. Da kein 
Kontakt zu Gruppen > außerhalb 
Möllns bestand, fehlte auch jede po- 
tische Anleitung. 


Die örtliche SPD wt in. ihrer 
Mehrheit nichts Positives zur Inhalt 
lichen Weiterentwicklung der Pos- 
tionen der Jusos, Ihr Interesse be 
stand dediglich darin, mit Mil 
Jusos andere Jugendliche 
SPD zu binden, 


der 
an die 
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Seite 2 


US-Imperlalismus wurde von 
Völkern Indochinas nach einem 
ungskrieg geschlagen 
und gezwungen, den größten 
seiner Truppen aus den okkuplerten. 
Ländern zurückzuziehen. Das vietna- 
mesische und das kambodschanische, 
Volk müssen seither den Kampf ge- 
fen, de Staihalter des US.Impei 
‚mus in Ihren Ländern weiterfüh- 
ren, die sich nur deshalb und solan- 
e halten können, weil diese mil 
türlsch und ökonomisch von den Im- 
listen massive Unterstützung eı 
alten, 
Die amerikanischen Imperialisten 
haben seit der Unterzeichnung des 
Waffenstillstands-Abkommens mit 
der Demokratischen Republik Viet 
‚nam und der Provisorischen Revolu- 


973, di 
erwecken vernicht, 


nun tig aus Asieı 
Ba rnden (de nich In Zukanfe ie 


mehr in die inneren Angelegenheiten 
fremder Völker einmischen — kurz: 
die US-Imperlalisten wollten sich 
von allen ihren Verbrechen gegen 
seltendes Völkerrecht reinwaschen 
ad a ratensehmender Ti. 

Iensstifter” ıen werden. Zu 
diesem Zwucke wurde eine Iteraz- 

. extrem demi he Pro- 
Pagandakampagne Bat dan 
'hepunkt in dem "Vor- 
schlag” bestand, den Schwerverbre- 
‚um ‘Friedensnobel- 

pr zu küren. 

In Wahrheit haben die US-Imperiali- 
sten Ihr, mitiriches, Potential in 
Asien nicht nur nicht verringert, 
sondern erhöht. Zwar wurden — not- 
gedrungen — Soldaten aus Indochina 
abgezogen, aber 


1. blieben fast sämdiche Waffen aller 


Der 
d 


Gatt in diesen Ländern, 
bzw. wurden sogar noch erheblich er. 

Marichtungen den vom Us] . 
& vom £ 
mus al Regimes erhaten, 


bzw. wurden sogar noch von einem 
Heer amerikanischer 'Berater' erwei 
tert; 


2. wurden die aus Indochina abge- 
‚zogenen Einheiten der US-Armee 
keineswegs alle nach Amerika zurück. 


Arbeiterkampf Nr. $3/Dezember 1974 


Gigantischer Aufmarsch des 
US-Imperialismus in Asien 


.. und die Komplizenrolle der 
japanischen Imperialisten 


Noch immer mit den Phrasen des 
"Kalten Krieges’ aus den Soer Jahren 
arbeitend, erklärte die US-Regierung 
„die Eindimmung des Russischen 
Kommunismus” rechtfertige den Bau 
eines großen Luft- und Marinestütz- 
punkies auf Diego Garcia im Indi- 
schen Ozean, um die ohnehin schon 
verstärkt ausgebauten Luft- und Me- 
Tinestützpunkte in Japan, Ozeanien, 
Micronesten, den Philippinen und 
Thailand zu ergänzen. 

‚Das Pentagon verkündete im lerz- 
ten Monat, daß, in einem Zweisah- 
ves-Programm 75 Millionen Dollar 
auf dem Diego Garcla-Atoll inve- 
stiert würden - und zwar zum Bau 
einer 3.600 m langen Starıbahn für 
B 52-Bomber und c-5 Galaxis (ein 
Großraumtransporter, der wa. auch 
alı Trägerflugzeug für Raketen mit 

’ößerer Reichweite dient, Anm. d. 
bern), außerdem zum Bau neuer 
Hafenanlagen für atomgerriebene 
UBoote und Fuigzeugträger 

‚Diese Ankündigung ging wie eine 
Schockwelle durch ganz Aslen, ein 
schließlich jener angrenzender Län- 
der, die bereits unter der Kontrolle 
der US-Militaristen stehen 

Einige der lautesten Proteste ke- 
men von jenen Ländern, von denen 
die US-Imperilisten sagen, daß sie 
von dem geplanten Bau mit vertei- 
digt würden und profitieren könnten, 
Indien und Sri Lanka (Ceylon). Bei 
de Nationen haben immer, wenn 
auch nutzlose, Vorstöße uniernom- 
men, aus dem Indischen Orcan ein 
atomwaffenfreies, meutrales „Moc 
des Friedens“ zu machen. 

Auch in Japan war der Protest 
roß. Mitte März brachten alle gro- 
‚Ben Zeitungen täglich Berichte über 


die DS-MüNr Strategie, 
Japaner, die Zeugen waren, 
wie sich seit dem „Ende” des Viet- 
"im 


Y tistidten der am 
kanischen Luft- und Marinestreit- 
kräfte um Okinawa verstärkten, ha- 
ben ein-spezielles Interesse an dem 


Verteilung der US-Truppen In der Welt 


Potential (namentlich 
Atomwaffen) bedeutend erweitert 
und die operative Beweglichkeit der 
verschiedenen Truppenteile durch 
eine neue Kommando-Struktur be 
deutend gesteigert 


Der folgende Artikel, den wir aus 
eflschsprechgen Jepenie 
Zeitung AMPO (Ausgabe Frühjahr 
’74) entnommen und übersetzt he- 
ben. tigt ‚In knapper und präziser 

Form die Strategie des US- 
üllmun, gegen die Völker ‚Anl 
iner 


Inpansichen Genossen haben zu 

lie besondere Komplizen 
japanischen Imperialismus 
bei der Verwirklichung der amerika. 
nischen Hegemonlalpläne enthällı 
Der Artikel erschien in der AMPO 
unter dem Titel „The US Mälhtary 
im Asia — The boys go home, Ihe 
weapons move in” — Verfamer Ist 
Nakazıwa Osamu. 


Diego Gareie-Projeki, denn es st Teil 
einer Strategie, in die die „Selbstrer 
teidigungr Streitkräfte” des eigenen 
Länder einbezogen sind als Teil et 
ner „ Gesmtätreitmacht („total 
army"), wie sie einst vom amerikanl 
schen Verteidigungsminister Melvin 
Kaird konzipiert worden war. 

Wanrund die Pentagon Preuespre- 
cher nändig von einem „Abzug der 
US-Truppen aus Asten” iprechen. se: 
hen die Völker Asiens, wie die US- 
Miltiirmanchine m Arten ständig 
und aufeinander abgestimmt ausge 
baut wird, im besonderen das atoma 
ve borential 

Der Aufbau des US-Mihtdrappare: 
ten = geographisch und taktisch sind 
die ser Waffengattungen durch die 

‚e. Vereinheitlichte 
Struktur („Unified Command Struc 
tur") aufeinander abgestimmt - dur 
sert angeblich auf dem Wunsch nach 
"Parintt” mit der sowietischen Flotte 
in den asiatischen Gewänsern. 

Die US-Regierung behauptet, daß 
die 20 bis 30 sowjetischen Zerstörer 


und Raketenkreuzer, die sich jet 
bereits im Indischen Ozean aufhal 
ten, die Vorherrschaft auf diesem 
Meer osinnen würden, wenn erst 
einmal der Suez-Kanal wiedereröff- 
net sein wird. Dieses Argument ist 
der Trumpf des Pentagon, wenn es 
fest darum geht, aus dem amerika- 
nischen Volk die Rekordsumme von 
87,73 Milliarden Dollar im Finanz- 
Jahr 1975 (beginnend ang 1, Juli) für 
militärische Zwecke herauszupresien. 


hervor, daß militärische Stärke bei 
der Rohstoffpolitik „einen Hebel 
In Verhandlungen sowöhl mit Freun- 
den wie mit Feinden” darstellt 

Die geopolitischen Realitäten der 
Weltrohtto/fquellen haben die her 
schende Klasse Japans veranlaßt, die 
letzige US-Strategie nach dem Motto, 
„Sprich leise und schwing den gro: 
Ben Knüppell” energisch zu unter- 
‚stützen. Das Japanische Großkapital 
und dessen Vertreter im Tanaka- 


Militärs. Wie aus den Unterlagen des 
apanuschen Purlments hervorgeht, 
wurden seit dem 7. Märe "23 1.100 
Druckschriften di 
Überserstan „Basic 
Einheiten der Luftwafl 
Tungszweoken verteilt. Kapitel dien 
Unterrichtsmaterlals behandeln The, 
m wie „Leichte Atom-Angriffe", 
Schwere "Arom-Angriffe”" und 
Richtlinien zur Aufrachterhaltu 
der Ruhe In fremden Ländern” 
das sind Themen, die nichts mit dem 
erklärten Aufırag der SDR zu tun 
haben; denn es in den Japansichen 
„Selbswerteldigungsstreitkräften "ver 
boten, Atomwajfen zu besitzen und. 
‚außerhalb Japanı zu operieren. 
Inzwischen wurden die US-Trup 
‚pen in Asien umorganlılert, um be- 
werlicher zu. werden, Okinana wid 
zur Befehlszensrale für den gesamten 
Aittrbereich in Nordantaten Die 
Kärzliche Schließung einiger Stütz; 
punkte auf dem japansichen Feitland 
bedeutet nicht, daß die betroffenen 
Einheiten nach den USA zurück- 
kehren = ste werden nach Okinawa 
verlegt. 


‚Hinter all diesen ‘Kalter-Krieg”- 


Kabinett begrüßten die 
Lügen steht ein sehr. A iu nen ac dm 
h y =) 
rad. 4 ae i 
'hton ABrams vor kurzem dem  GerelaProjckt eingenommen. Der 


Ausschuß für Ri sfragen im 
Gmerikansichen Senat kl 


versuchte: „Öl ist vielleicht nur der 
erste von " vielen lebenswichtigen 
Rohstoffen, der als strategische 
Wale gegen uns gebraucht wird”. 
(Abrams meint hier das von den are 
Bischen Brdölförderländern verhäng 
te ‘Embargo' im Zusammenhang mit 
dem letzten Nahostkrieg im Herbat 
der vergangenen Jahren, Anm. d. 
Üben.). 

„Diese Drohung ist unermeßlich 
und durchaus gegenwärtig”. 

In der privaten Atmosphäre der 
Senatıräume machte General Abrams 
den Senatoren klar, daß die Sowjet- 
union keinerwegı der einzige Gegner 
ei, gegen den sich die großen An 
ätrengungen der USA bei der Auf: 
rüstung richteten. Er rdumie viel 
mehr ein, daß der amerikanische Mi 
Inärapparat gegen jedes Land - pro 
oder antramerikanlich - eingen 
werden könnte, das die Lieferung 
mit grundlegenden Rohstoffen In die 
USA und in verbündere Staaten 
(einschließlich Japan) unterbrechen 
sollte, Br (Abrama) hob beronders 


Ozean ist nicht nur Japans Verbin. 

dungalinie für das Öl aus den Ländern 

des „Nahen und Mittleren Ostens, 
dungslinie für das Öl aus den Ländern 
der Nahen und Miteren Ortes 
fondern auch für den sich ständig 
vergrößernden Import der lebens - 
wichtigen Bodenschätzen aus Län- 
dern Afrikas. 

Nun zerbrach die Mlusion über 
die ununterbrochen fließenden Roh- 
stoffleferungen schneller alı erwar- 
tet — und das bestimmte auch das 
Tempo des amerikanischen Aufmar- 
sches in Asien. Die grundlegenden 
Pläne dafür waren bereits 1971 aur 
kearbeitet gewesen. 

Zu der Zeit, als die US-Imperie 
ten in Indochina einer Niederlage 
nahe waren und ihre Truppen ab30- 
gen, trat die vorausgeplante Nach 
Äriegssirategie in Kraft Die Kernidee 
dieser Strategie (Nixon Dokırin) It, 
Asiaten gegen Asiaten Krieg führen 
zu lassen - lediglich unteratätzt von 
itarken amerikanischen See und 
Luftstreitkräften. 

Seit 197} werden Schritte unter 
nommen. Mieronesien zu einem rie- 
Sigen Milidrstützpunkt auszubauen. 
Eine 4.700 Meier lange Startbahn 
at im letzten Herbst auf der Insel 
Majuro fertiggestellt worden und 
weitere sind noch geplant. 

Eine Funkleituelle wurde von 
der US-Army in Guam fertiggestellt, 
und Omesa - Radarstarionen 
stehen in Japan und Australien kurz 
vor ihrer Fertigstellung (das "Omege 
System’ besteht darin, daß Poların 
U-Boote von sicheren Positionen auf 
dem Meeresboden aus ihre Raketen 
abfeuern, die dann von den Ome 
Radar-Tirmen aus mit größter Ge- 
nauigkeit ins Ziel gelenkt werden) 

Das Pentagon übernanm um 28 
September 1971 die von der US 
Tuftwaffe ausgearbeiteten "Grund: 
prinsipien® [Ilasie Doctrine) und pro 
agierte wie alı seine „Bewegliche 
Atom: Vergeltung Strategie”. 

Vertrauliche Pentagon-Pupiere mir 
dem oben genannten Datum wurden 
dem Japanzichen Parlamenı überge 
ben. Diese Fupiere sagen deutlich 
daß die USA sowohl auf einen 
"kleinen" alı auch auf einen großen 
Atomkrieg vorbereitet sein müßten, 
um die Möglichkeiten für ige 
„‚mittärpolitiche Ininativen erwei 
iern” zu können 

Teil dieser Serategie it die engere 
inberiehung der japanischen voge 
nannten „Selbitserteidigunguutrelt 
Aräfte” (SDF) in die Pläne des US: 


23 militärische Einheiten sind 
‚dort, lin Okinawe) schon 


Im Laufe ern Daher er 
den. Ein 


ınze Anzahl von 
fen: und Marine nkeien Ind m 


'tzten Jahr von Vietnam nach Okt- 
mawa verlegt worden - darunter auch 
km mm sun san 

nawa verlegt worden - darunter auch 

Fallschirmjäger — Kompanien des 

7. und 13. Luftkommandos. Das 

Hauptquartier der 5. US-Luftwaffen- 

division bei Tokio soll geschlossen 

werden und deren Aufgabenbereich 
wird auf die 313, Luftwaffendivision, 

die auf Okinawa stationiert ist , 

übertragen werden. Auch vom US. 

Hauptquartier „Camp Zama” bei 

Tokio erwartet man, daß es in naher 

Zukunft nach Oklnawa übersiedeln 

wird 


‚Aufmerksam registriert wurde um 
ingst auch ein großer Manöver in 
Südkorea, zu dem Marinesoldaren 
von Oklnawa aus unter kriegsähnik 
chen Bedingungen eingeflogen wur 
den. Die „Ledernacken“ unterwienen 
die Soldaten von Heer und Luftwaf- 
fe in der Kriegıflhrung. Zur gleichen 
Zeit waren die Soldaten anderer Ma 
rine-Stünpunkie ungewöhnlich, ak 
tv! m Iwakuni (Japanisches Fest- 
land) und Okinawa werden seit An- 
fang des Jahres Bomben, Munition 
und chemische Kampfioffe in Flug- 
zeuge mit unbekanntem Ziel verla- 
den. Landungseinheiten der ameri - 
kanischen Marine {BTL'’) wurden 
‚gleichfalls auf Okinawa verstärkt 
und es gibt Anzeichen dafür, daß, 
wenn Üs-Einheiten aus Süd-Kores 
abgezogen werden wllten, diese 
BTL’ noch welter verstärkt werden 
würden. 


Die wachsende _Bedeurung von 
Okinawa für die Strategie des US 
Imperialismus hat es auch in der je 
‚panischen Strategie an Bedeutung 
‚gewinnen lassen. In dieser Richtung 
muß auch die Neförderung des Kom 
mandanıen der südwestlichen SDF’% 
die auf Okinawa stationiert and, ge 
ehen warden — er wurde, trotz 
Proteste seitens der Bevölkerung, 
vom Major zum General befördert. 

Die Umorganisierung der amert 
kanlsch’Japanischen Streiskräfte und 
der Ausbau von Diego Garcia zu er 
‚nem Hauptstützpunkt sind Teil der 
‚gleichen sich überbrückenden Struk- 
tur: Der US-Militdrapparat mit einer 
unabhängigen Atommacht, der sich 
auf die Schlüsselstellungen in Hawaik 
Yokosuka auf dem japansichen Pet 
land, Okinawa, Suble Hay auf den 
Philippinen, Satahin in Thailand und 
Diego Garcia siürsı! . 


RG 
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Forts. Blutbad In Birmingham 


Diese Stellungnahmen betrübten 
die bürgerliche Propaganda natürlich 
nicht ohne den geringsten Beweis 
wurde munter von „IRA-Mördern” 
und „IRA-Terror” drauflos gehetzt. 

In mehreren — ähnlich gelagerten — 
Fällen (a.B. die Brüder Littlejohn, 
5. AK 33) liegen auch bereits Beweise 
und Aussagen der Betroffenen darü- 
ber vor, daß der englische Gehelm- 
dienst und Sonderabteilungen des 
englischen Militärs Spitzel und Provo- 
kateure — oft aus dem faschistischen 
Untergrund — anwerben, die mit 
Staatsauftrag Mordanschläge verüben 
(s. unten), 

Der Vergleich zu ähnlichen Vor- 
fällen in Italien drängt sich gerade auf 
(„Straße di Stato” '69). 


Faschistische Verhetzung 


Das Ziel der Bourgeoisie mit der 
Strategie der Bomben ein Klima der 
Angst zu erzeugen und die berech- 
tigte Wut und Empörung der Bevöl- 
'kerung auf die Linken und Kommu- 
nisten zu lenken, scheint diesmal in 
sehr weitgehendem Maß — vielleicht 
sogar vergleichbar mit der Verhetzung 
der westdeutschen Arbeiterklasse In 


punkto RAF = B 
9 Bereit am nächsten Tag wurde in 
Me Sekten von | we 


Engtand und Wale, die 40.000 Mir 
les, die 40. t- 
gisder, umfadt, verabschiedete die 
’orderung nach der Todesstrafe für 
Terroristen an das Parlament. 

Die von der bürgerlichen Presse und 
hetzerischen Berichterstattung in 
‚Rundfunk und Fernsehen aufge- 
putschte faschistolde Stimmung un- 
ter breiten Teilen der Bevölkerung 
ließ die Faschisten selbst. frecher 


werden: 
— Auf. das Blutbad von Birmingham 
folgten einige Tage des organisierten 
faschistischen Terrors vor allem in 
Birmingham selbst, aber auch in L n- 
don: immer neue Meldungen von 
Bombenexplosionen. 

In London wurde bei der Explo- 
sion einer Bombe in einem Brief- 
kasten an einer Straßenkreuzung nur 
durch einen Zufall niemand ernstlich 
verletzt — die Fußgängerampel war 
gerade auf Grün umgesprungen, s0 
daß die an der Ampel neben dem 
Briefkasten wartende Menschenmen- 

bereits einige Meter vom Brief- 
sten entfernt war. 

Mehrere Benzinbombenanschläge 
wurden vor allem in Birmingham ge- 
gen irische Lokale und Geschäfte ver- 
übt. Fensterscheiben der Wohnungen 
irischer Familien. wurden eingewor- 
fen. 

— Die „Nationale Front” — die größte 
Faschisien-Organisation derzeit in 
England — riet in Manchester zu einer 
Demonstration gegen die IRA auf und 
zwar zum gleichen Zeitpunkt, für den 
die Sinn Fein einen Ge 

für drei 1867 gehenkte 
blikaner festgelogt hatte 

Mi zu dieser provokatorischen Ge 
gendemonatratlon aufgerufen hatten 

ie Ulster Volunteer Force und die 
Ulster Defence Association (UDA) 
Die UDA ist eine in Irland militärisch 
sperierendu Faschisteneinheit, die 
viele IRA-Kämpfer und republika- 
nisch gesinnte Menschen auf dem 
Gewissen hat 

Die Sinn Fein sagte di 
Marsch ab, eine Äntscheidung, die 
angesichts der Summung in der Ne 
völkerung und der au erwartenden 
blutigen Konfrontation wahrschein 
lich politisch. rich 

ein Lich 
ken und % 


tom wirft 


Auf der Abschlußkundgebu 
Faschisten forderte der Vorsitzende 
der National Front, John Kingsley 
Read, die Todesstrafe und verlas im 
gleichen Atemzuge die Namen und 
Adressen von acht angeblichen IR, 
Mitglieder In Birmingham und Ma 
chexter! 


Notstandsmaßnahmen der 
englischen Wilson-Regierung 

Derelts wenige Tage nach dem 
Blutbad (!) I die englische Ropie- 
rung dem Parlament Jen Entwurl 
nes. „Antı-Tertorbsten-Cesetzes" zur 
Debatte und Abstimmung vor. Es 
sieht vort 

Verbot der IRA, sowie eine Voll 
macht für den Innenminister, jede Or- 
anisation, die die IRA unterstützt, 
zu verfolgen und zu verbieten, (Darun- 
ter würde sogar die revisionistische 
KP fallen, die bisher nicht umhin 
konnte, den Kampf des Iischen Vol- 
‚kes zu unterstützen) 

‚Verbot, Abzeichen oder Dinge bei 
‚sich zu tragen, die auf eine Sympathie 
mit der ‚IRA schließen lassen, Lgtzt- 
endlich bedeutet das für jeden ein- 
fachen irischen Arbeiter die Verleug- 
nung seiner Identität als Ire, denn 
‚notwendigerweise waren alle Symbole 
‚oder Abzeichen des irischen Volkes 
Er itig Zeichen des Befreiungs- 

:ampfes gegen den englischen Impe- 
nallamus. 

Das Recht der Polizei, Menschen 
ohne Haftbefehl zu verhaften und 
48 Stunden in Haft zu halten. Diese 
Zeit verlängert sich — mit Zustim- 
mung des Innenministers - um weite- 
re fünf Tage. Mit dieser Ausweitung 
der Polizeibefugnisse _ kann jeder 
Mensch ohne Haftbefehl eine Woche 
aus dem nn: ‚geräumt werden. 

Scharfe Kontrollen der Reisen zwi- 
‚schen Irland und England, wobei die 
Reisenden nach Ziel und Grund der 
Reise befragt werden dürfen. Statio- 
nierung von Polizei in den Häfe: 
'Verhaftungen „Verdäch: 
men dürfen. 

Dieses Gesetz wird ersteinmal 
sechs Monate gültig sein, muß dı 
verlängert werden, vorraussicht 
mit „Änderungen, die die Erfahrun- 
gen notwendig machen” (Innenmini- 
Te: 

Jamit hält man sich die Möglich- 
keit offen, noch schärfere Methoden 
einzuführen: 


Unterhaus auf Inltintive der 
Tories Unterschriften für einen An- 
Fönes Uniersch 
trag auf Wiedereinführung der Todes- 
strafe gesammelt.) 


Die Parallele: Die Dubliner 
Bomben von 72 


Ende '72 stand im Parlament der 
Republik Irland ein Ergänzungsgesetz 
zu den Notstandsgesetzen auf der 
Tagesordnung, das die Verfolgung 
der IRA wesentlich verschärfen sol 
te. Im Dezember expiodierten in 
Dublin vor dem Gebäude der Trans- 
portarbeitergewerkschaft und an ei 
ner Bushaltestelle 2 Bomben, die 2 
Menschen tötete. Der IRA wurde 
dieser Anschlag in die Schuhe ge- 
schoben und damit die richtige Stim- 
mung erzeugt, um das Gesetz berech- 
tigt erscheinen zu lassen. Es wurde 
nach den Anschlägen mit überwälti- 
gender Mehrheit verabschiedet. 

Daß es sich hierbei um eine vom 
britischen Geheimdienst angezettel- 
te Provokation handelte, wurde un- 
widerlegbar bewiesen, als 2 im Zu- 
summenhang mit einem Bankraub 73 
in Dublin festgenommenen Männer 
die Brüder Littlejohn - aussagten, 
selbst vom Geheimdienst angeworben 
zu sein. Sie hätten in dessen Auftrag 
bereits mehrere Bombenanschläge 
verübt, die man dann der IRA ange- 
Istet habe, um die irische Berör- 
kerung gegen sie aufzuhelzen. 
WARS 

Die "englische Kapitalistenklasse 
ist bei ihren Versuchen der Faschi- 
sierung von Staat und Gesellschaft 
in den letzten Wochen ein enormes 
Stück vorangekommen. Erschreckend 
deutlich wurde die politische und 
weologische Schwäche der engli 
schen Arbeiterbewegung, die trotz 
grober Kampfbereitschaft auf dem 
Wirtschaftlichen Gebiet eben nicht 
„automatisch” begreift, daß ihre In 


teressen und die der irischen Befrei- 
ungsbewegung identisch sind. Und 
die nicht. begriffen hat, daß die 
Waffen, die heute gegen die IRA, 


der politischen Führung der irk 
schen Arbeiterklasse, geschmiedet 
werden, morgen gegen sie selbst ge- 
richtet sein werden. Auf diesem 
Feld werden in nächster Zyit wichtige 
‚Aufgaben für die englischen Kommu- 
nisten und die Arbeiterlinke liegen. 


Chemiekomitee, 
KD/Gruppe Hamburg 


England: 


Kumpels gegen ‚„Produktivitätsabkommen” 


erfolgreich 
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Streikberaite 


61,5% der gewerkschaftlich organi- 
sierten Bergleute in England stimm- 
ten in einer Urabstimmung gegen das 
von Kohlebehörde und Gewerk- 
schaftsführung ausgehandelte „Pro- 
duktivitätsabkommen“. 38,5%" der 
Kumpels befürworteten das’ Abkom- 
men. 


Worum ging es? „Zweck des Pro- 
duktivitdisabkommens war es, die 
unzulängliche Kohleproduktion im 
Lande zu stimulieren. Beim Lohn- 
‚Konflikt vom letzten Winter, der zum 
Sturz der Regierung Heaths führte, 
psehtfertigten die Bergleute Ihre mar- 
siven Lohnforderungen unter ande- 
rem damit, daß sie dem Land teure 
Erdölimporte einsparen würden, Sie 
sind aber jetzt weit davon entfernt, 
das damals für das laufende Jahr in 
Aussicht gestellte Produktionsziel 
zu erreichen. Demzufolge schlug die 
Kohlebehörde im Sommer den Ab- 
schluß eines _Produktiviiätsabkom- 
mens vor ... Vor drei Wochen kam 
‚schließlich ein Abkommen zustande, 
das den Bergleuten zubstantielle Pro- 
duktivitätszulagen in Aussicht stell- 
‚Neue Züricher Zeitung“ 
19.11.74). 
Doch das Exekutivkomitee des 
iterverbandes beschloß mit 


dem auch KP-Mitglieder, Trotzkisten) 
und _Marxisten-Leninisten _ sitzen) 
50 : 50 — kämpferische Funktionäre 
einerseits, rechte Labours anderer- 
seits. 

Es ging den Kumpels bei ihrer 
scharfen Ablehnung des Abkommens 
um mehr als um die Höhe ihres Lob- 
nes. Es ging vor allem um die Metho- 
de der Lohnerhöhung. Die Kumpels 
‚hatten richtig erkannt, daß sie den 
Versuch, die nicht unerheblichen 
Lohnerhöhungen der letzten Zeit 
durch __Produktivitätssteigerungen 
wettzumachen, bekämpfen mußten. 
Bei Gültigkeit des Produktivität» Ab- 
kommens würde eine Nicht-Einhal- 
tung des vorgegebenen Ziels Lohn- 
einbußen für die Kumpels bedeuten. 

Den meisten Widerstand erregte 
bei den Kumpels der Versuch der 
‚Kohlebehörde, die einzelnen Gruben 
egeneinander auszuspielen, indem 
die einzelnen Gruben extra für sich 
bewertet werden sollten. Verschie- 
denheit der _ Arbeitsbedingungen, 
Stand der Rationalisierung usw. voll 
ten für die Bewertung der Kumpels 
ausschlaggebend sein. 

Die Kumpels befürchteten zu 
Recht, daß durch einen derartigen 
Passus im Abkommen die sewerk- 
schaftliche Einheit: aufs Spiel ge- 
setzt würde. Lohnerhöhungen, wie sie 
bis jetzt bei den Tarifkämpfen von al- 
Ien Kumpels gemeinsam erreicht wur- 


Die Kumpels haben sich vorerst 
durchgesetzt, Im März läuft allerdings 
das alte Lohnabkommen aus und er 
ist zu erwarten, daß die Kohlehosse 
ihr Abkommen wieder durchboxen 
wollen, 

Durch Panikmache und Hetze ge: 
gen die Kumpels bereiten sich die 
Kohlebosse schon Jetzt auf diesen 
Lohnkampf vor. 

Die linken Mitglieder des Exckı 
tivkomitees des Borgarbeiterverbai 
des haben angekündigt, daß sie sich 
der von Re- 
and der Ge 
werkschaft ausgehandelt worden 
nicht gebunden fühlen; außer‘ 

'n sie schon jetzt massive Lohn- 
forderungen angekündigt 

Die Kumpels müssen wachsam 
sein, sich weiterhin auf ihre eigene 
Kraft besinnen und ihren Gewerk- 
schaftsführern nicht auf's Maul, son- 
dern auf die Hände schaun, 


Rolls-Royce: Lohnabkommen 
ohne Rücksicht auf „Sozialver- 
trag” 

In dem staatlich finanzierten Au- 
tomobilwerk Rolls-Royce ist 
wieder der sogenannte 
trag" gebrochen worden. 
ter hatten einen Lohnabschluß durch- 
gesetzt, der sich nicht am Stabilitäts- 
gerede, sondern an den wirklichen 
Bedürfnissen der Arbeiterklasse orien- 
tiert. Die Labour-Regierung distan- 
zierte sich scharf von diesem Ab- 
schluß und machte die Geschäfts- 
leitung für diesen „unvernüiftigen“ 
Lohnabschluß verantwortlich. Die 
Geschäftsleitung wies den Angriff 
der Regierung zurück, Sie „legte dar, 
daß die Arbeiter des Werks sich we. 
Ten dieses Lohnkonfikter set fünf 

'ochen im Ausstand befänden und 
daß. infolgedessen, wenn der Streik 
angedauert hätte, viele internationale 
Fluggesellschaften ihre mit „Rolls- 
Royce-Motoren angerriebenen Flug- 
zeuge wegen Ersatzteilmangels aus 
dem Verkehr nehmen müssen. Das 
Unternehmen könne es sich nicht 
leisten, die seinen Kunden gegenüber 

mgenen Vertrarp 
en 


t 


Am 11.11. erkrankten aus zu 
nächst unerfindlichen Gründen vier 


SüdCarolina (USA) 
Greenock in West-Schottland befand. 
Das Schiff erreichte am 13.11. die 
Südwestspitze von England, wo ca 
in Falmouth, dem ersten erreichba, 

‚ußerplanmäßig anlepte. 
‚mußten mit dem 


Hospital gebracht werden, Ihre Haut 
war mit dicken Blasen übersät, die 
inneren waren teilweise 

igt. Zwei von ihnen 
mußten inzwischen an die künstliche 


Niere angeschlossen werden. 


Wenige Stunden, nachdem das 
Schiff wieder ausgelaufen war, er 
krankten elf weitere Seeleute - das 
Schiff mußte schleunigst noch ein- 

al umkehren. Kurse Zeit später 
klagten noch zwei Seeleute über Be: 
schwerden. Sie alle mußten ebenfalls 
ins Krankenhaus gebracht werden. 

Erst jetzt, nachdem weit über 
die Hälfte der Besatzung (17 von 28 
mit teilweise lebensbedrohe 
Schäden im Krankenhaus la, 

'h die staatlichen Stellen gezwun 
gen, etwas zu unternehmen, Man 
ichickte zwei De { das Schift 
se konnten blich nicht 


feststellen. Weitere zwei Tage dauerte 
«s, bis man auf die Idee kam, Spez+ 
alisten für eine gründliche Unter- 
suchung anzufordern. Es kamen an 
Bord — zwei Spezialisten des „Vor 
teidigungsZministeriums! 

Diese stellten folgendes fest 

In einem Laderaum des Schiffes 
befanden sich in einem Container 
zwei Kanister mit jeweils ca. 32 k 
Alsin (Arsenwaxserstoft), die isch 
geschlagen waren. Das Gas Arsin be 
wirkt, wenn es eingeatmet wird oder 
in die Haut eindringt, eine Verdik- 
kung des Bluter, weil die roten Blut- 
körperchen keinen Sauerstoff mehr 


Fernsch- 
raten und Rechenmaschinen ge 


afmütziıe 
keit” der untersuchenden Beamten 
ist schuld, daß die Seeleute fünf Tage 


lang nur auf Verdacht behandelt 
werden konnten und immer mehr 
erkranken zwischen wur. 
de folgendes b 

1. Die Kanister waren auf der 


Frachtgut-Liste gar nicht aufge 
hhrı, 


Weise als mit höchst gefährlichen 
Inhalt versehen gekennzeichnet. 

4. Der Container wurde infolge 

dessen wahllos mit anderen zusam- 
men im Laderaum den Schiffes vor 
staut (z.B. mit einer Sendung Wak 
müsse!) und 

5. Im sogenannten „blauen Buch”, 
‚dem internationalen Code für gefähr- 
liche Seegüter, ist der Stoff Arsin 
nicht enthalten. Und das, obwohl er 
seit acht Jahren jeweils fünf- bissechs- 
mal jährlich verschifft wird! 


Nachdem das Unglück nun ge- 
schehen ist - mindestens vier Seeleu- 
ie sind Vileich für ihr ganzes Leben 
geschädigt — soll untersucht werden, 
„ob das Gas normalerweise In aus 
'reichender Quantität verschifft wird, 
um eine Aufnahme in den Code zu 
rechtfertigen” (Guardian, 19.11.) 
Welch menschenverachtender Zynis- 
mus spricht daraus! 

Das Sehft I ganze zwei Wochen 
im Hafen von Falmouth; man fand 
keine Möglichkeit, das Gas ohne Ge- 
fahr aus dem Laderaum zu beseit 


das Ga 
ten. 80 stellte das 
indige Bedrohung für 
die Bewohner von Falmouth dar, 
Als am 19.11. Sturmwarnung gege 
ben wurde, bestand die akute Gefahr, 
das Schiff noch weiter in die 
Stadt hinein oder 
der Bucht, in der 
würde. Um dieser Gefahr zu en 
‚chen, gaben die Schiffwelgner da 
/ersprechen, bei Anschwellen des 
Sturms den Befehl zum Auslaufen 
des Schiffes zu geben. 

Inzwischen It eine Kntscheidung 
fällt ‚worden: Das Schiff lief am 
3.11., also nach knapp zwei Wo- 
üben Liegezeit im Hafen . 
mouth, aus und pumpte di auf 
$ee, 150 Meilen wdwestlich der 


Sciliyinseln, aus dem Laderaum. 
Da das Gas schworer als Luft und 
außerdem waserläslich ddas 


zumindest für viele Fische und See 
wögel den sicheren Tod badaut 


Chemiekomitee, 
KB/Gruppe Hamburg 
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Südafrika — 
„Sicheres Land für Investitionen“ 


Während In den Imperialistischen 
st „Weltwirtschaftskrise" 
um sich greift, scheint 
in der „Republik Südafrika” (RSA) 
eine Oase ‚zu blühen. 


1974 mit einem Zuwachs des Brutto- 
sorlalprodukts (die vom Proletariat 
eines Landes produzierten und er- 
brachten Güter und Leistungen) von 
7 %, Eine solche Steigerung wird 
‚ebenfalls für die folgenden. Jahre 
vorausgesagt. 

Diese Zahl allein macht den Unter- 
schied zu den Profitmöglichkeiten der 
Kapitalisten deutlich: 

'n imperialistischen Ländern 
Zuwachs des Bruttosozial- 


wroßen 
des. Die RSA gehört zu den größten 
Lieferanten der Welt bei folgenden 
Bodenschätzen: 

‘@ Gold, Diamanten, Mangan, Uran, 
‚Chrom, Kohle, Kupfer, Asbest, Tita- 
aim, 'Vanadium, Eiseneze, Platin 
und Phosphate 

(hierbei sind nur die Rohstoffe ge- 
nannt, bei denen die RSA zu den 
ersten vier Lieferanten der kapitali- 
stischen Welt gehört). 

In diesen Bereichen wurden 1973 
Zuwachsraten erzielt, die den Kapita- 
listen das Wasser im Munde zusam- 
men laufen lassen: 

@ Im Vergleich zu 1972 stieg der 
Umsatz bei den Bergbauprodukten 
(ohne Diamanten und Gold) um 46%. 
Bei der Diamantenproduktion um 
40,5 % und beim Gold gar um 54 %1} 

npaben aus dem „Journal Söd- 
r. 8/74) 

Ein ‚zweiter - jedoch wesentli- 
‚cher -*Grund für das „gute Investi- 
tionsklima" sind die niedrigen Lohn- 


nach den USA und England an drit- 
ter Stelle, Für die Kapitalisten liegen 
‚die Jahresprofite bei 11 — 14% net- 
10}! (In der BRD im Sci 
(aus „Journal Südafrika 


Das BRD-Kapital — Blutsauger 
der afrikanischen Bevölkerung 


Das BRD-Kapital gehört zu den 


schen Volk 
tausch 1972 
um 29 % auf 
3.5.79) 


Im ersten Halbjahr '74 erhöhte 
sich der Export aus der BRD um 75% 
gegenüber dem Vorjahr!! („UZ”, 

74). 

Die größten BRD-Kapitalisten in 
der RSA sind VW, Daimier-Benz, 
Henschel, Klöckner, Krupp, AEG, 
Siemens," BASF, Hoschst und Far: 
benwerke Bayer, Sie alle zahlen Löh- 
ne, die zwischen 30 und SO % unter 
dem Existenzminimum der alrikanı- 
schen Arbeiter legen!! 

(„Konkret”, Nr, 21/73). 

Ein Sprecher der Unternehmens 
gruppe Rosenthal (Rosenthal ist 
MdB der SPD) faßte zusammen: „.Bei 
der Firma Rosenthal in Bayern 
verdieni ein Arbeiter in zwei Stunden 
das, was mancher Bantu in einer Wo- 
che verdient.... Auf diese Weise kom- 
men wir zu ganz interessanten Prei- 
sen“ („Konkret“, Nr. 21/73). 

Daß die BRD-Imperialisten durch“ 

aus schr langfristig ihre Beziehungen 

zur RSA anlegen, machen folgende 

Beispiele deutlich. 

© Die zur Ruhr-Kohle AG gehören- 
‚de STEAG (Steinkohlen-Klektrizi- 


;nüber dem Vorjahr 
3.8 Mrd. DM („UZ", 


RSA einen Kredit zum Ausbau des 
Verkehrswesens: (2.2. noch „eine 
schwache Stelle“) in Höhe von 60 
Mio. DM („Deutsche Volkszeitung“ 
vom 24.10.94) 
© Für den, Kapitalexport ‚aus der 
pe RD tind „die Soanmnbenk; di 
iner Handelsgesellschaft und die 
Deutsche Bank mit eigenen Niederlas- 
zungen in Südafrika federführend und 
fungieren al Lobby für die BRD- 
‚Deutsche Volkszeitung“ 
vom 24.10.74); 
© „Namhafte westdeutsche Unter- 
men“ sind am Neubau des 
Stahlwerks auf 
Kontinent in der 
. Unter ihrer Regie 
will die ISCOR (ein södafrikanisches 
Stahlunternehmen) im Jahre 1983 
dort eine Stahlproduktion von 10, 
Mio, Tonnen erreichen! 
(„Südafrika-Journal“, 4/74) 
Die BRD-Kapitalisten profitieren 
zudem von dem extrem ungerechten 
Steuersystem der Täschistischen Re- 


ierung: 
® Während die Arbeiter und Ange: 

stellten einen Steuersatz von ca. 
30% zu zahlen haben, zahlen die Ka: 
pitalisten für ihre Dividenden 15% 
Steuern (in der BRD 25%), bei Zin- 
sen aus Anleihen nur ganze 10% (in 
der BRD 30%) und die Körperschafts- 
steuer beträgt 41% (in der BRD SI%)! 

Diese wenigen Beispiele erklären 
zur Genüge, warum die BRD-Handels- 
beziehungen zur RSA zu über 70% 
aus Kapitalexport und dem Export 
von Investitionsgütern besteht. 


Das faschistische Regime — 
Statthalter der Imperialisten 


In Südafrika herrscht seit Jahr- 
zehnten ein weißes Minderheitenre- 
‚gime (die weiße Bevölkerung macht 
ca. 17% der Gesamtbevölkerung aus)! 
Es betreibt eine Politik der „Apart- 
heid“, d.h. der „getrennten Rassen- 
entwicklung“, 


Diese wohnen aber 
in den „guten“ Stadtvierteln, wäh- 
tend sich die Mehrzahl der Schwarzen 
in Slumgürteln um die Städte zusam- 
menpferchen müssen! 

Die Schwarzen, dürten nicht die 
Schulen und die anderen Ausbildungs“ 
stätten der Weißen besuchen, 
© Obwohl die Schwarzen einen Be- 

völkerungsanteil von ca. 83% ha- 
ben, studieren an den Hochschulen 
nur’ 14.000 Schwarze _ gegenüber 
108.000 Weiten" 
wölkerungsanteil von ca. 83% ha- 


ben, studieren an den Hochschulen 


nur’ 14.000 Schwarze _ gegenüber 
108.000 Weißen! 

In der RSA gibt es ein getrenntes 
Rechtssystem für Weiße und Schwar- 
ze („zivilisiertes und Bantu-Recht 
Hierbei sicht das Banturecht wesent- 
lich schwerere Strafen für gleiche 
„Taten“ vor als das „zivilisierte” 
Recht (z.B. ist die Prügelsirafe an der 
Tagesordnung). 

„Südafrika ist ein freies Land und 
‚ein starkes antikommunistisches Boll- 
werk. ... Es gibt keine Pressezensur 
in Südafrika, Zeitunggn können nur 
nach dem geänderten Gesetz zur Un- 
terdräckung des Kommunismus’ ge 
‚hemmt oder verboten werden“ (a 
„das ist Südafrika“, eine Propaganda- 
zeitschrift der Regierung für poten- 
tielle Einwanderer). 

Zur Erweiterung dieses Gesetzes 
wurde jetzt ein Michwerk gegen „di 
Begünstigung oder Anstiftung von 
Feindselfgkeiten“ von der Regierung 
verabschiedet. Nach ihm wird die 
Verbreitung von Geschäftshachrich- 
n aus dem In- und Ausland verbo- 
,rcnn ie nicht von der Regierung 


f 
genehmigt sind“ (,„Süddeutscl 
tung“ vom 23.10.74)! 
"Sibstverstindiich ist jede pol 
sche und gewerkschaftliche Betat 
fung dem weißen und dem schwarzen 


riat verboten. Links von den 
Regierungsparteien stehende 

‚oder politische 

verboten, ihre Mitglieder werden ver- 
folgt, gefoltert und oft lebenslang 
eingekerkert 


a EN Ge de werden jährlich von der UNO 
bedarf der BRD Dis über 1980 hin- 150, Hinrichtungen. 70.000 
aus abzudecken („UZ", 29.5.74 und Auspeitschungen. un Z 


Horizont“, Nr. 26/74); 

0 Die Kiöcknerwerke haben sich 
eine Mehrheit bei der SWA Li 

thium  Mines Co, Lid. gesichert 

GUZ", 4.6.74); 

6 Die ABG-Teiefunken und Siemens 
bauen für 60 Mill. DM ein Nach 

richtensystom mit Lang- und K 

wellensendern und einer Datenverar 

heltung auf („UZ”, 29.8.7); 

© Die Deutsche Hank gewährte der 
faschistischen Regierung In de 


haftungen registriert!!! 

© Auf der sel Robben Island 
ind hunderte von Mitgliedern der 

illegalen KP und des ANC (einer 

schwarzen  Befreiungsorganisation ) 

inhaftiert („‚Horzont", 36774). 

Das ist das „allgemein gute Investı 
tionsklim, die BRD-Imperiali 
sten in Südafriks 

Genauso. wichtig und ertragreich 
sind die (aschistischen „Gesetze zur 
Organısierung der Arbeit“ 


© So werden die gesetzlichen Min- 
stlöhne von der Regierung fünt- 
gesetzt. Ein Facharbeiter bekommt 
demnach ca. 4,- DM Stundenlohn, 
gin-Hifsrbeiter zwischen 1,50 und 
® Das berüchtigte Gesetz der „Job- 
reservation“ | verbietet 
schwarzen Bevölkerung, den Beruf 
des Facharbeiters zu erlernen. Nach 
ihm dürfen die Schwarzen sich auch 
den Arbeitsplatz nicht frei wählen, 
Baden en neh ‚ermite I 
sen. Sie müssen tige Arbeils- 
verträge abschließen und in Lagern 
der Firmen hausen! her 
© In Südafrika gibt es eine Zwangs- 
schlichtung. Nach diesem Gesetz 
von 1956 verhandeln von der Regie- 
rung ernannte „Kommissionen“ Löh- 
ne und Arbeitsbedingungen mit den 
Kapitalisten. 
ie Ergebnisse werden als Gesetze 
verabschiedet. 
ler, der gegen die „Industriever- 
träge“ protestiert, ist ein „Gesetzer- 
brecher“® und wird dementsprechend 
behandelt! 
© Seit September 1973 wurden von 
der faschistischen Polizei bei 
Streiks in den Minen insgesamt 
54 Arheiter erschossen („Süddent- 
sche zeitung‘ , 23.10.098 Umu gilein 
im August 73 wurden auf der 
tern Deep Level“ Mine zwölf Arbei- 
ter erschossen, 

Eine solche durch und durch men- 
schenfeindliche, faschistische Politik 
bietet für die Imperilisten natürlich 
die notwendige „Ruhe und Ordnung‘; 
in der sie ihre’ Konkurrenzsituation 
weltweit ausbauen können. Die ho- 
hen Investitionen des BRD-Kapitals 
in Südafrika sprechen in diesem Zu- 
sammenhang für ich!! 

Daß es den Kapitalisten darum 
geht, eine solche Politik auch lang- 
fristig zu sichern, beweist ihre Teil- 

ahme und Einflußnahme an der Mi 
r- und Polizeipolitik der RSA. 


‚Obwohl die Bundesregierung und 
die Regierungen anderer imperilisti- 
scher Länder Waffenlieferungen an 
die RSA ständig abstreiten — von 
Wechmar: „Wer etwas anderes be- 
‚hauptet, der verbreitet... eine Lüge" 
(„Frankfurter Rundschau‘, 30.10.74) 
— wird Südafrika permanent von der 
Nato mit Waffen versorgt. 

Offiziell wird das Interesse der Na- 
to an der RSA immer mit der Dri 

— wıra auaaırıka permanent von-ger 
iato mit Waffen versorgt, 


Offiziell wird das Interesse der Na- 
to an der RSA immer mit der Prä- 
senz der Sowjetflotte in den sd 
hen Breiten begründet 

Daß dies aber nur ein oberflächli- 
cher Vorwand ist, 
‚gen der Nato erst kürzlich de 
gemacht: 
© Wegen der zunehmenden Stärke 

der Wilksbefreiungskräfte (FRE- 
LIMO) in Mosambik haben die USA 
und die Nato schon vor Monaten mit 
der Aufstellung von geheimen Plänen 
zur „Verteidigung” Sdafrik 
Luft-"und Seestreitkräften begonnen 
(Washington Post", 2.8.74); 
© der Nato-Oberbefehlshaber Atlan- 

tic hat die Vollmacht zum „Stu- 
dium“ möglicher Operationen im 
südlichen Afrika erhalten, Das Ziel 
die Aufstellung einer Interventions- 
streitmacht in diesem Gebiet mit söd- 
afrikanischer Beteiligung! („Obser- 
ver”, 19,5.74); 
© Die englischen Konservativen: 

„Der südliche Aulantik muß in die 
Naio eingeschlomen werden ange: 
nichts Ihrer Rolle als Bastion gegen 
die Ausbreitung des Kommunimus 
in Afrika“ („The round table“ im 
Jul 1970); Ey 
© Die Engländer übernehmen in die- 

som Zusammenhang eine Vorrer- 
terrolle - aufgrund ihrer „traditio - 
nellen Stellung“ in Afrika!’ So wurde 
bereits 195$ zwischen der RSA und 
Großbritannien, des „Simonsoun 
Agreement" geschlossen. Es erm. 
BEE Tee 
im Südatlantik von Südafrika aus; die 
Lieferung moderner Aufklärungsfiug- 
zeuge an Südafrika; gemeinsame 
Nachrichten und U-Boot-Manöver im 
«Wdafrikanischen Bereich!" 


Ziel der Nato ist es, „die Möglich. 
Reiten zu schaffen, um unseren po- 
tentiellen Alltierten im südlichen Afı 
rika zu Hilfe zu kommen, wenn dies 
nötig werden sollie” (aus einem Pa » 
pier den Unterausschusses der „Nord 
Atlantischen Versammlung“) 

Alle oben gemachten Angaben 
entstammen einer Rundfunksendung 
'DR vom 14,6,74 


Was die BRD anbetrifft, so liefert 
sie. reichlich Waffenmaterlal an die 
IRSA über Drittländeı 


@ Über Frankreich liefert die BRD 
Flug- und Panzerabwehrraketen, 
Panzer und leichte Geschütze! 

@ Über England nachrichtentechni- 
sches Materlal. 


Direkte militärische Projekte wer- 
den von vielen BRD-Firmen in der 
‚RSA unterstützt. So siad Firmen wie 
ABG-Telefunken, Siemens, VAW 


und Meserschmidt-Bölkow-Blohm 

mit militärischen Aufträgen der sld- 
fikanischen Armee befaßt. 

Auch direkte militärische. Ver- 


bindungen bestehen 
© im März 1974 besuchte das 
Schulschiff der Bundesmarine 


‚Deutschland“ Südafrika. 
Daß hier ld nur ehe 
ee 
BE an 
sei im Geiste ungetrübter Marinetra- 
ae 


Am 12. November wurde das faschi- 
stische Regime Südafrikas von der lau- 
fenden Sitzungsperiode der UNO aus- 
geschlossen. diesen Ausschluß 
stimmten 91 Delegierte (zumeist aus 
‚den unterentwickelt gehaltenen Län- 
den Afrikas und Asiens sowie die 
Vertreter der Sowjetunion und der 
VR China), dagegen alle EG-Staaten, 
die USA und ihre Lakaien. 


Schon Ende Oktober stand ein An- 
trag zur Debatte, Südafrika ganz aus 
der UN“-auszuschließen, Er würde 
durch das Veto der USA, Großbritan- 
niens und Frankreichs verhindert! 


‚Wenn auch die UN-Debatte über 
‚Südafrika im Oktober und der Aus- 
schluß mehr symbolischen Charakter 
hat und die Politik der weißen Faschi- 
sten kaum beeinflussen wird („Der 
Ausschluß wurde im Land selbst, be- 
sonders in Wirt und Finanz- 


'G 
wurde die UNO von den Gegnern des 
Regimes als Tribüne benutzt, vor der 
Weltöffentlichkeit die eigentlichen 
Herren in Südafrika bioßzustellen! 
Schon während der Debatte muß- 
te die „FAZ" feststellen: „Den Mit- 
gliedsstaaten der Nato geht es darum, 
den Seeweg um das Kap sowie die züd. 


Br 
e 
faschistischen Regimes in Pr er 


© „Die südafrikanische Marine will 
ihre ten mit Wraellschen 
'ten modernisieren, Ir 
bisher 


Geschütze, schwere Mi 
Harder und 
und mesbanliehe Warnanlagen, zur 


Grenzsicherung“ ( „Spiegel“ 39/74). 


Abschließend kann wohl fesige- 
halten erden daß Südafrika ber 
nahe als „Musterbeispiel“ imperk, 
alistischer Politik allgemein und der" 
Politik des BRD-Kapitals im Beson- 
deren gelten kann. . 


HSW-Betriebszelle 
KB-Gruppe Hamburg. 


afrikanischen Rohstofflager für die 
westliche Welt zu sichern” (21.10.74). 
Im gleichen Artikel wird berichtet; 
„Die fast permanente Anwesenheit 
hoher” westlicher Nato-Offiziere in 
Südafrika unterstreicht die 2 


westlichen Verteidigungsbündniases 
vor einer möglichen offenen Versor- 
gungsflanke 


Das Veto der USA, Englands und 
Frankreichs dient daher kaum dazu, 
1CHoyL, uom Druch ei Sdafika 

Ipft, um Druck auf. aus 
zwüben” („FR" 1.11.74), sondern die 
Imperialisten sind daran interessiert, 
‚einen wertvollen „Partner” nicht zu 
verlieren. 

Die Regierung in Pretoria sieht in 
dem Veto „ihre Annahme bestätigt, 
daß der Westen bereit ist, dem Land 
die Treue zu halten” 


Wenn auch die UN-Debatte über 
Südafrika zur abstrakten Klärung bei- 
‚getragen hat, s0 wurde doch für die 
unterdrückten Massen deutlich, daß 
UN-Resolutionen und Beschlüsse nur 
ein Fetzen Papier in den Händen der 
Imperialisten sind! . 


= Das Programm 


desKBW- 


Wegweiser 
chts’ 


11 Ommerkachaisug 

\ { 
Sole Gemerehet 
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Wahlen in Griechenland 


Vorerst Sieg der Reaktion 


renktlonären Politiker Karamanlıs ab- 
welöst worden 
Dei den 


(ND) die absolute Mehrheit: der 


Festigung „‚konservativer" und reuk 
tionärer Positionen, Jene Wahl hatte 
die damalige Zentrumsunion von 
Georg Papandreu (die wohl links 
von der heutigen BK-ND, aber ande 
rerseits auch rechts von der erst 
kürzlich gegründeten PASOK von 
Andreas Papandreu einzuordnen ist) 
mit 52,7% der Stimmen hoch ge- 
wonnen. Dem entsprachen damals 
173 Parlamentssitze, Die ERE von, 


lassung aller politischen Gefangenen, 
Austritt aus der militärischen. Inte: 
gration der NATO, zaghafte „Säube- 
rungen” des fuchistischen Verwal 
tungs- und Milltärapparates), zum 
anderen aber mit unverhohlenen Dro- 
hungen. auf vorhandene Angst vor 
einer neuen Diktatur spekulierte 
Nicht nur „die Panzer'” müßten weg, 
sondern auch „die Demagogen”, di 
mit Schuld an „den Panzer" (am 


pen 


Bei einer Demonstration gegen den US-Imperialismus 


Stimmen - 54,37%. Die bisher eben- 
falls an der Übergangsregierung Ka- 
ramanlis, beteiligte _Zentrumsunion 
- Neue Kräfte” (EK-ND) von Außen- 
minister Mavros bekam 20,42%. Die 
„Panhellenische Sozialistische Bewe- 
gung” (PASOK) Von Andreas Papan- 
dreou( Sohn des früheren, während 
der faschistischen Diktatur Verstorbe- 
nen populären Führers der Zentrums- 
union) landete mit 13,58% auf dem 
dritten Platz, Die „Vereinigte Linke” 
(BA) — Wahlbündnin der beiden re- 
lan rtaonen „KT Orlochanlandı 


BEL ne 
be 1 OR. 


inia der beiden re- 
Griechenlands 


‚or Linker — 
bekam 9,1%. Die „Nationale Demo- 
kratische Union” (DE) von Garufalias, 
‚die auf faschistischen Positionen 7 
‚rierte, landete abgeschlagen bei I 


Die erstmals kandidierende „Revo- 
lutionäre Kommunistische Bewegung” 
(EKKE) hwesterpartei” der 
westdeutschen „KPD"- „Rote Fahne” 
blieb mit ganzen 0,03% (= 1.053 
Stimmen) scher weit unter ihren 
eigenen Erwartungen und denen ihn 
Freunde von der „Roten Fahne 
(„Aber die griechischen Volkımas 
hen, gertähle durch Ihren Kampf ge 
‚nen den Faschismus, Heßen sich nicht 
uschen über den wuhren Charakter 
der Karamanlıs- Regierung" etc. - aus 
einem Flugblatt der „KPD und 
EKKE in Hamburg v o'r den Wah- 
len), 
Eu 


jechend dem griechischen. 
Wahlsystem, das die stiimmenstärkste 
Partei erheblich begünstigt, ergibt sich 
in großen Übergewicht von ND und 
ID im Parlament. Und zwar 
230 Sitze von 300 für die ND, 60 für 
le UK-ND. 12 Sitze für die PASOK, 
für die WA, 
‚penüber den Ietzten Wahlen vor 
schisischen Putsch (1964) be: 
gebnis eine erhebliche 


Karamanlis (entspricht der heutigen 
ND) "hatte nur 35,2% Dekommen 
O1 Sitze). Die BDA (Iegale Organ 
sation der damals verbotenen und 
noch nicht gespaltenen „KP") bekam 

12,0% (26 Sitze) 
Die 1967 nach einer mehrmon: 
Regierungskrise" und Arbe 
assendemonstrationen angekür- 
digten Neuwahlen hätten damalsaller 
Voraussicht nach die Stellung von 
andren noch vetärkt 


sieben Jahren faschistischer Diktatur 
yorerst eine gestärkte Stellung. d 
Rechten. Ed 
Immerhin haben die Wahlerzeb- 
Das war &in zentraler Gründ für den 
dann durchgeführten faschistischen 
Putsch. Unter dem Strich bleibt nach 
sieben Jahren faschistischer Diktatur 
vorerst eine gestärkte Stellung der 


Rechten. 3 
Immerhin haben die Wahlergeb- 


niki, Athen, Pi 
auch für die PASOK Eı 
bracht, die deutlich über di 
‚durchschnitt iegen (während anderer. 
seits Karamanlis in ländlichen Bezir- 
schnitt liegen (während andererseits 
Karamanlis in ländlichen Bezirken 
ken 2.1. über 70% kam). So ist die EA 
in-einigen Wahlbezirken von Athen 
und Piraios stirker als die PASOK 
geworden und 2.T. sogar stärker als 
die EK-ND von Mavros. In Thessafo- 
niki kam der stärkste Kandidat der 
IND auf 41.000 Stimmen, der EA auf 
17.200, der EK-ND auf 10.800 und 
der PASOK auf 9.400. Dies zeigt zum 
einen die klare Überlegenheit der 
Karamanlis-Partei selbst in einer Groß- 
stadt, zum anderen aber auch das 
relativ starke Gewicht der EA 

Die Karamanlis-Partei hatte den 
Wahlkampf x geführt, daß sie zum 
einen scheinbare Zugeständnisse in 
Richtung Demokratisierung und Lö- 
sung vom. behertschenden Binfluß 
den US 


faschistischen Putsch) gewesen 
was sich erstens speziell gegen die 
ieformistische und Iiberale inke und. 
Mitte richtet, zweitens aber offen. 
bar auch allgemein gegen. das „Par 
teigezänk", also für eine möglichst 
vorherrschende Einheitspartel (na 
(ürlich die auf Restauration bedach- 
te „Neue Demokratie” des Horm. 
Karimanlis, versteht sich), Dih. cs 
wird — übrigens im „besten" faschi- 
tischen Stil von Hitlers Gekläff gegen 
die Weimarer „Republik vorge: 
ben, daß die gewiß nicht attraktiven 
Zustände einer Een 
Us Demokratie sozusagen den 
Putsch „prowoztten" und diß dem 
‚nur durch einen Pay Mann” zu 
begegnen ist, _der alles „Parteige- 
suscnen stuvon Hitiers Geklif gegen 
die Weimarer „Republik” — vorgege- 
a a L gewiß nicht Kpadamen 
ustände einer AA Imen- 
tarischen Demokrat 
EEE und FR dem 
iur durch einen „starken Mann” zu 
begegnen it, der aller „Partei: 


zänk” erdrückt (‚Ich oder die Pan- 
zer” — wie Karamanlıs im Wahlkampf 
drohte), 

Es ist sicher nur die halbe Ant- 
wort, wenn richtig festgestellt wird, 
Karamanlis habe diesen hohen Wah 
sieg erreichen können wegen der Ei 
schüchterung (mit de 
eic. Dasselbe hat ja z.B 
(ex und hopp!) in Protupal 
sucht, dort aber zunlichst einmal 
ohne Erfolg, Man muß also kon 
statieren, daß in Griechenland im Un. 
terschied zu Portugal zunächst einmal 
die mit Drohungen ausgestalteten Pa 
tpien von „Ruhe und Ordnung” die 
Oberhand Behlelten, und umgekehrt 
‚der "Wille zu wirklichen Verände 
rungen (in Griechenland recht und 
schlecht ausgedrückt durch die EA 


und PASOK wwie als Nullgröße die 
EKKE) noch relativ schwach bei den 
zum Ausdruck kam. 
Ibst die bürgerliche Presse geht 
dab 


Wahl 


aber von der Er 
diese Verhältnisse 
statisch zu s 


Karamanlis in hohem Maße an seinen. 
Versprechungen („Demokratisierung” 
etc.) gemessen werden wird und da- 
bei schnell in große Schwierigkeiten 
kommen kann. 

Als hoffnungsvolles Signal ist die 
Mussendemonstration zu schen, mi 
der am Sonntag, 25.11., das demo- 
kratische Athen die Studenten ehrte, 
die ein Jahr zuvor, am 17.11.73 
unter vielen Todesopfern gegen den 
Faschismus auf die Straße gingen und 
damit den endgültigen Sturz. der Jun- 
ta beschleunigten. 


senden" („ER", 25.11,), mit „einer 
Million. Menschen“ (,„Ü manllesto", 
%6.11.), folgte die Bevölkerung von 
Athen dem Demonstrationsaufruf der 
Studenten, der von anderen demo- 
kratischen Orgarüsationen unterstützt 
worden war. Die Menge zeigte und 
rief Parolen wie „Bestrafung der Jun- 
taMitglieder un. 
souveräniti 
fikanischen In 
Karamanlis, der sich schon als 
zweiter de Gaulle fühlt, sollte auch 
an dessen Ende denken! 


16.8.74: Andreas Papandreu (lachend i.d.Mitte) kehrt nach 


Griechenland zurück 


Die OAS setzt Sanktionen 


gegen Kuba fort i 


Seit zwölf Jahren gibt es den De 
schluß der OAS (Organisation Ame- 
fikanischer Staaten), nach dem das 
sozialistische Kuba politisch und 
wirtschaftlich boykottiert wird, 

Die Vertretungen von Kolum- 
bien, Costa Rica und Venezuela stell- 
ten im November '74 in der OAS 
den Antrag, die Sanktionen gegen 
Kuba aufzuheben. (Zu bemerken ist 
dabei, daß der Boykottbeschluß 
schon des längeren von Mexico, Ar- 
sentinien, Peru, Panama und Trink 
dad-Tobogo nicht eingehalten wur 
de.) Dieser Antrag bekam nicht die 
notwendige 2/3-Mehrheit. Befürwor- 
tet wurde er von Venezuela, Costa 
Rica, Kolumbien, Mexico, Argenti 
nien, Peru, Panama, Ecuador, Domi- 
nikanische Rephblik, E! Salvador, 
Trinidad-Tobogo und Honduras. 

Dagegen stimmten die Vertreter 
Chiles, Paraguays und Uruguays. Es 
enthielten sich die USA, Gustemala, 


Bolivien, Brasilien, Nicaragus und 
Mast 

Die kubanische Regierung hat kein 
Interesse an der OAS. Ist sie aicl 
doch im Klaren, daß die Staaten, die 
den Antrag unterstützen, keine Ver 
besserung der Beziehungen zwischen 
den Völkern wollen, sondern 
Profit (sprich: Handelsbeziehungen) 


Die OAS setzt Sanktionen 
gegen Kuba fort 


Interessiert sind. Vor kurzem urteilte 
Fidel Castro über die OAS: „Ein 
verfaulter Kadaver”, 


Gib’ den Yankeos Saures! 


Unabhängig von den OAS- Ge- 
schichten hat sich die Washingtoner 
Regierung seit Ford immer „lexib- 

7” gegenüber Kuba gezeigt, Nixon 
itte noch gehetzt, Kuba würde „den 
Terrorismus in Lateinamerika” un: 
terstützen.” 

Die kubanische Regierung ist nicht 
grundsätzlich gegen Kontakte zu den 
USA, doch ändert sie deshalb nicht 
ihre Einstellung zum US-Imperialis- 
mus: Während zwei US-Abgeordnete 
Kuba besuchen durften, machte 
Fidel in einer Pressekonferenz den 
CIA und die US-Regierung für den 
Militärputsch in Chile und den Mord. 
an Allende und tausenden Chilenen 
verantwortlich, 


Bei einer Kundgebung, an der 
die beiden US-Ahgeordneien bei 
ihrer Kuba-Reise teilnahmen, kan 
dierten einige tausend Kubaner 

del sepuro, alos Yanquis dales 
‚duro" (Fidel, gib den Yankees mäch. 
tin Sauren) 


Ein Hamburger Chemiegenome 
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Arbeiterkampf Nr. $3/Dezember 1974 


Freispruch 
für Mörder in Uniform 


im Mal 1970 riefen die Ereignisse an 
der Universität Kent (USA) Internatlo- 
'nale Empörung hervor: Am 4. Mai 70 
war os an fast allen Universitäten der 
USA zu großen Protestdemonstrationen 
‚genen den Überfall der US-Armee auf 
Kambodscha einige Tage zuvor gekom: 
men, An der Universität von Kent schoß. 
die eingesetzte „Nationalgarde” (eine 
Bürgerkriegstruppe) in die Menge. Vier 
Studenten wurden so ermordet, zahl 
reiche weitere verletzt 

Inzwischen hat sich das Bundesge- 
richt in Cleveland mit diesem Massaker 
befaßt, Nach nur acht Verhandlung» 
tagen (der Staatsanwalt hatte gerade 


Nach 8 Verhandlungstagen: Verfahren gegen Mordschützen (Nationalgardi- 


ston)eingestellt 


Wie’s der ARBRITERKAMPF Nr. $2 die derzeitige politische Verwirrung, 


in seiner Einschätzung wieder ein- die Ergebnis meiner persönlichen Pro- 
mal goldrichtig liegend - vorherge- bieme ist.” („FR“, 27.11.74) 

sagt Ratte, ist der Premier de 

chen Imperiallamus Ka 

Fey je „persönlichen Probleme“ Tor "Die Krim 
yon jeinem Regierungsamt und Yon nakas sind dessen kriminelle Verstrik 


kungen in eine ganze Reihe von Kor 


‚die Anklagepunkto gegen die Nation! 
‚gardisten vorgetragen) stellte Bundes 
ichter Battisti das Verfahren ein. Dei 
Mordschötzen des US-Kapitals sei kein 
Vorwurf zu machen, sie hätten sich ge- 
‚genüber den (unbewäffnetenf ) Studen- 
ten in einer „Panik” befunden, als sie 
schoseı 
Man sieht auch hier: „James Bond”, 
mit der „Lizenz, ungestraft zu mor- 
hin den USA keine bloße 

ur, sondern wird offenbar in 
den USA ebenso wie in der BRD zum 
Normalfall eines Bullen oder Bürger 
krieglers („‚Nationalgarde” in den USA, 
BGS$ in der BRD)} . 


PAR 


‚Uiberaldemökratischen Partei‘ (LDP)  ruptlonsfällen und, „Amismißbrauch 
Zur persönlichen Bereicherung”, di6 
Tanaka, der seine bereit meh- in den zurückliegenden Wochen zu- 
veren Tagen angedeuteie Demision nehmend in das Feuer Öffentlicher her 
f (ine nach während des Kritik geralen waren. Tanaka lehnte 
’ tn) am Dienstag, den 26. eine r 
November einer Erklärung vor ‚den schwerwiegenden Vorwürfen 


der japanischen Öffentlichkeit. be 


kann 


Jab, erklärte sich „politluch und gebener Zeit die Wahrhe 
persönlich zutiefst verantwortlich für chen (/)." („ER", 27.13 


ar „versicherte” je 


klarzuma: 


Abgesehen davon, daß eine Stel 
‚zu gegebener Zeit“ 
lig uninteressant sein wird, wissen wir 
spätestens seit Ni 


igen Verspr 


den und Prem 


ster Zeit durch die groß aufgen 
ten Enthüllungen über die verbreche 
rischen Machenschaften des japant 
schen Regierungschefs verschärft 
ausgelöst wor 
den. „Tanaka (stolperte) nicht s0 sehr 
hiterugende, Stelungnahme dpa de dm untentellie Romuption 
und Amtsanmaßung, sondern er stürt 
Ch EURR 4g über die gleichen unbewiltigten 
die Ihm einmal zu 
und Würden verholfen hatten 


Probleme, 


„der Vorwurf der Korruption und 
Amtsanmaßung .. diente da nur noch 

bequemer Anlaß, den Premier zum 
‚bdanken zu zwingen“, so kommen 
rt der „HAZ"-Korrespondent in 
Tokio — in diesem Fall sehr treffend 
— Tanakas schmähliches politisches 
Ende. („FAZ“, 28.11.74) 


Zu diesen „ungelösten Problen 
gehören 
© die wachsenden Arbeitslosenzah- 
len, die heute bereits die eine Mil- 
lion-Grenze überschritten haben; 
26 Prozent schwankende 
Vergleich zu 
listischen L. 


dern „Spitze“ ist; 
© die katastrophalen Wohnverhältnis- 

se der werktätigen Massen, die kei- 
nen entwickelten kapitalistischen Län- 
dern vergleichbar sind, sondern eher 
an die Elendsquartiere der frühkapita- 


istischen Gesellschaften oder der un 
wickelt gehaltenen Länder er 


© die enessiven Spekulationsgeschäf 
te im Bereich des Handels und des 
dbesitzes, die noben einer enor- 
m 'herung des Großkapitals 
a, dazu geführt haben, daß „in To 
kio „. für die Bodenfliche von der 
Größe einer Postkarte ein Rekord 
preis von 900 (neunhundert) DM ge 
e“" wird („PAZ", 28.11.74) 
© die generell absackende Konjunk 
tur, die — nach neuesten Erkennt 
nissen - zu einem Minus-Wachstum 
von 1,6 Prozent für das laufende Jahr 
führen wird (womit „zum ersten Mal 
seit 1945 „.. das Wachsrum der japank 
schen Wirmehaft rückläufig it", 
„ER“, 27.11.74). 
Mit diesen Punkten sind sicherlich 
nur einige der „ungelösten Probleme 
genannt worden, die Tanaka zum 


Rücktritt gezwungen haben und die 
so oder => - seinen Nachfolger Im 
Amt beschäftigen werden 
Das japanische Großkapital scheint 
(nach gleichlautenden Meldungen der 


bürgerlichen westdeutschen Preme) 
den ehemaligen Finanzminister Fuku 


da - einen Vertreter der äußersten 
Rechten innerhalb der LDP - für das 
Amt. des Ministerpräsidenten favori 
siert zu haben. Und ohne das direkte 
Votum und die finanzielle „Stütze“ 
der Monopolbourgeoisie ist bisher im 
istischen Japan noch kein 
cher Politiker an die Spitze des 
s gekommen 
‚Für die werktätigen Massen J 
kann der Figurenwechsel in der LDP 
Führung und in der Regierung des 
Landes keine Verbemerungen brin- 
gen. Es ist im Gegenteil damit zu 
rechnen, daß der Klassenkampf von 
oben schärfere Formen auf allen Ebe- 
nen des gesellschaftlichen Lebens 
nehmen wird und daß — vorsunge- 
setzt die reaktionären, profaschisti- 
schen Serankal — Leute, zu denen 
F ‚hört, setzen sich durch — 
außenpoliisch "der Ant-Kommunis- 
mus wieder stärker zur Geltung kom- 
men wird (dies gilt insbesondere ge- 
grade Yr Chat) . 
all-Komitee, 
KB/Gruppe Hamburg 
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Mit dem Auftreten von Arafat, Vor 
sitzender der PLO (Palästinensische 
Defrelungsoruanisation) vor der UNO 
hat das Recht des palästinensischen 
Volker auf national 
neue Internationale Bestätigung ge 
funden. Während der raelische 

Vertreter Tekoah wutschnaubend den 
Saal verlasen hatte, bereitete die 
überwältigende Mi 
ger rafat einen begeisterten 


ıpfang 
Am 22.11, faßte die UNO mit 
89 zexen acht Stimmen (Israel, USA, 
Island, Norwegen, vier Inteinamerika“ 
nische Staaten) bei 37 Enthaltungen 
(darunter die impertalistisohen Staaten 
der EG, Japan und Kanada) eine 
utlon, die das Recht des 1 
Iüsinensschen, Volkes, kuf „Seid 
timmung ohne dußere 
schung” und. ‚natlonale Unamin- 
/keit und Souveränität” bekräftigt 
Resolution bestätigt ferner „die 
unveräußerlichen Rechte der Palästi- 
nenser auf Rückkehr in Ihre Her 
mat und ihr Kigentum, aus der sie 
vertrieben und. entwurselt worden 
Diese Resolution ist ein klares 
Ergebnis der Tatsache, daß es ent- 
genen alien Erwartungen weder dem 
onismus noch dem Imperialismus 
noch der arabischen Reaktion ge- 
lungen ist, die nationale Existenz 
des palästinensischen Volkes zu zer- 
stören, sondern daß diese im Ge- 
genteil lebendiger und stärker denn 
je ist. Die UNO-Resolution zeigt, 
daß diese Tatsache von der über- 
wältigenden Mehrheit aller Völker 
anerkannt wird und daß selbst die 
imperialistischen Stauten (abgeschen 
von den USA) es nicht wagen, offen 
dagegen aufzutreter 
Andererseits verstärkt der UNO- 
Auftritt Arafats und die UN-Reso- 
lution die Tendenz zu einer soge- 
‚nannten „friedlichen Lösung”, d.h. 
zu einem palästinensischen "Mini- 
Staat im heute noch von den Zio. 
nisten besetzten Westjordanland und 
Gazastreifen. Ein solcher Staat müßte 
mit ziemlicher Sicherheit mit der 
gleichzeitigen des 
gerisionzrechs” 
Staates und mit einem Verzicht auf 
die vollständige Befreiung Palästinas 
Zionismus, 


a 
Disen Gefahr Dat innerhalb des pa: 
Mintin ratandı vor allem 
die ji UN alintrent Ai in Be 

der 

ö auch den Er: 


Gebieten gab 


Palästine 


Weltweite Unterstützung für die PLO - 


Wirtschaftliche Notstandsmaßnahmen und Proteste in Israel 


es In Zusammenhang mit der 
lästina-Debali 
Protestaktionen 


vor der UNO breite 
‚der Bevölkerung. 
die sonst 

taten Ge- 
bien 1 gebracht werden, 
blieben der Arbeit fern; Läden bie: 
jen Städten des Westior- 
weschlowen. In Nablus 
Städten. demonstrier- 
tinensische Jugendliche 
Aegen, die lonitischen,  Besetzer 
im besetzten Ostjerusalem 

ERS DEmontten, „geschlossene 
ichulen und Geschäfte. Vielfach 
führten die Demonstranten paldsti 


‚nensische Fahnen, Bilder Arı und 
Parolen der PLO mit sich. 
Diese Demonstrationen zeigen, 


daß es trotz Militärregime und halb- 
faschistischem Terror (Tausende von 
‚Arabern als politische Gefangene in 
israelischen Gefängnissen; streikende 
Ladeninhaber müssen mit dem Eı 
zug ihrer Existenz rechnen; brutalste 
Unterdrückung von Demonstratio- 
nen) den Zionisten nicht gelungen 
ist, den Widerstand in den besetzten 
Gebieten zu brechen. 


Wirtschaftskrise in Israel 


Im November hat die israelische 
Regierung. einschneidende ökonami- 
sche Maßnahmen verkündet, die das 
Lebensniveau der werktätigen he- 
bräischen Massen Israels enorm ver- 
schlechtern werden. 
Diese Maßnahmen sind u.a. 
@ Abwertung des israelischen Pfund 
um rund 43%, was faktisch eine 
entsprechende Verteuerung impor- 
tierter Waren zur Folge hat, 
@ zusätzliche Verteuerung aller 
Einfuhren durch eine 15%ige Be- 
steuerung, 
© Preiserhöhungen bei Grundnah- 
rungsmitteln um bis zu 200%, 
@ scchsmonatige Einfuhrsperre für 
Porsonenautos, _ Elektrogeräte , 


Textilien 
für ein Jahr und Kre- 


Fe 
a 


Seren der Wahlen 
zur verfassunggebenden 
‚Versammlung 


ing der 
Bireikaien  (MFAD ah > im 
Rahmen der Institutionalisierung 
öiner Bürgerlichen Demokratie = die 
Abhaltung von Wahlen zu einer ver- 
fassunggebenden Versammlung bis 
zum 31. März 1975 vor. Zur Rage. 
hung des Wahlverfahrens und der 
lassungskriterien für Parteien hat nun 
die „Provisorische Regierung“ im 
Oktober ein Wahlgenetz und ein 
Parteiengesetz vorgelegt, 

Die Verteilung der Mandate soll 
nach dem Verhältniswahlsystem er 
folgen, wobel jedoch nur 
teien In der verfassunggebenden Ver- 
sammlung vertreten sein werden, die 
wenigstens $ % der Stimmen auf sich 
vereinigen. Erstmals erhielten auch 
Analphabeten — die unter dem fa- 
schistischen Regime nicht einmal an 
den periodisch _ inzenierten Schein- 
wahlen teilnehmen durften — das 
Wahlrecht, Damit wurde die Anzahl 
der Wahlberechtigten erheblich ‚er- 
*weltert — im Jahre 1969 (neuere 
Zahlen wurden nicht veröffentlicht) 
waren immerhin rund 38 % der 
Bevölkerung Portugals Analphabeten! 
Den Emigranten — die früber völlig 
von den „Wahlen“ ausgeschlossen 
waren, wurde ebenfalls das Wahl- 
recht zuerkannt, Allerdings unter ei- 
nigen Bedingungen, die gewährleisten, 
daß sich de facto nur eine Minde 
heit det Eriarenten 9 og Warte 
beteiligen kann: wahlberechligt. Ist, 
wer wor weniger als finf Jahren aus. 

jandert ist, wessen Frau noch Ihren 
gen Wöhnsitz in Portugal hat 
oder wer sich zum Zeitpunkt di 
Wahl zufalig set, mindestens sechs 
Monaten im Land aufhält 

Küne woltere wichtige Frage 
wieweit nämlich Faschisten vom 
Wahlrecht ausgeschlossen. sein sol 
len — wird mur mit einer sehr allge 
meinen und unterschiedlich inte 
tierbaren Formullerung behandelt 
Im Wahlgenen 
Ken die vor dem 35. pr 1974 

stimmte öffentliche Punktionen 
oder antidemokratischen 


ausüben 


Organisationen angehörten”, das pas- 
sivo Wahlrecht entzogen werde (Ver- 
bot der eigenen Kandidatur). Nähe- 
es soll jedoch ein noch ausstehender 
Regierungserlaß regeln. Unklar ist 
also nach wie vor, ob nun wirklich 
alle aktiven Faschisten betroffen sein 
werden oder, wie Märio Soares in 
einem ARD-Interview meinte, „kaum 
00 Personen”. Entscheidend in die- 
ser Hinsicht ist schließlich die Ent- 
wicklung des Kräfteverhältnisses in- 
nerhalb des M, F. A. („Bewegung der 
Streitkräfte”), 

Das Parteiengesetz sieht vor, daß 
eine Partel auf Ersuchen von 3.000 
Personen gebildet werden kann; sie 
darf keine Spenden von ausländi- 
schen Personen oder Instituten ent- 
gegennchmen und muß jedes Jahr 
öffentlich über ihre Einnahmen und 
Ausgaben Rechenschaft ablegen. Nur 
Parteien, nicht aber „Bewegungen“ 
‚dürfen bei Wahlen kandidieren. Auf- 
gelöst werden Parteien, wenn sie we- 

r als 4.000 Mitglieder zählen 
oder wenn „ihr wahres Ziel unge 
setzlich oder sitten- oder ordnungs 
widrig ist 

Die neuen gesetzlichen Voraus 
setzungen erfüllt unter den reaktio- 
mären Gruppierungen wohl nur die 
&D. $. (Partido do Centro Demo- 
eräico Social): Sie wurde in letzter 
Zeit auch schon von Märio Soares 
als „demokratische Partei der Rech 
1en' dargestellt und im Oktober wur. 
‚den Meldungen dementiert, wonach 
die Aufnahme des €. D. 5. in die 
Reglerungskoalition unmittelbar. be 
vorstünde. Daß mehrere ihrer führen- 
den Persönlichkeiten allgemein be- 
kannte Faschisten sind (s0 etwa 
Xavier Pintado, Staatssekretär für Han 
del im 
deufete unter diesam Nlick winkel da 
rauf hin, dab der Wahlrechtseniaug 
für Faschisten wohl nicht übermäbig 
streng sehandhabt werden dürfte 

‚Schon kurz nach der Veröffent 

jongesetzen fabte der 
isch beeinflußte M. D. P 
(Movimento Demoerdtico Portugußs) 


Prozent betragen; der Oktoberkrieg 
verschärfte diese Situation noch er- 
heblich. So versuchte die zionisti- 
sche Regierung Im November 1973 
durch „Zwangsanleihen und „frei 
willige” Anleihen rund 1,27 Mrd. 
Mark „abzuschöpfen” (aus den he- 
bräischen Werktätigen herauszupres- 
sen), Weitere 635 Mio. Mark sollten 
zur selben Zeit durch eine Er- 


höhung der Verkaufssteuern undEin- 
wer 


fuhrgel 
den. 
nel Januar 1974 
sierung. die 
weile seit G 
Jurch drastische "Absenkung 
staatlichen Stützung der Lebensmit- 
telpreise. „Der Hunger ist in zehn- 


Ihren. herausgepreßt 


depot von 20% auf ein Jahr. 

Anfang Juli wurde bekannt, daß 
die Preise seit Jahresanfang um rund 
40% gestiegen seien. 

Diese Maßnahmen, wie auch die 
Jüngsten, sind das Ergebnis der to- 
ion Ausrichtung des zionistischen 
‚Staates auf den militärischen Sek- 
tor, Zahlungsbilanzdefizit be- 
lief sich im November auf 1,8 Mrd 
Dollar, vorwiegend durch die enor- 
men Zahlungen für Krieg und Auf- 
rüstung, Die Wirtschaft ist vor ak 
lem auf die Kriegsproduktion aus 
gerichtet - elektrische und elck- 
tronische Industrie, chemische und 
Pharmazeutische Industrie, „Alt Fol- 
ge des neuen Krieges will Israel 
die Struktur seiner Wirtschaft noch 


‚Palästina 


[meine Führung 


‚Xhalten, den di 


Anzeige 


Der Kampf geht weiter bis zum Sieg 
Die Massen sind die Triebkraft der Revolution 


IGespriche mit Kämpfern der PLO, Fatah, PFLP und PFLP - Allge- 


pKDurch Interviews und Gespräche mit Kämpfen verschiedener 
palästinensischer Widerstandsorganisationen in Libanon haben wir 
Fi versucht, ein Bild der Praxis des revolutionären Kampfes zu er- 
palästinensische Volk für seine Befreiung führt. 
‘Von größter Wichtigkeit sind dabei die Ausführungen der palästi- 
nensischen Genossen über die aktuelle Lage des palästinensischen 


‚Volkes, über die Massenarbeit, die Einschätzung von Aktionen im 
Ausland und die Schaffung einer vereinigten Front der Wider- 


standsorganisationen. Wir 


100 Seiten 


tausenden Familien kein abstraktes 
Schreckgespenst. In Tel Aviv fanden 
die ersten Protestdemonstrationen 
statt”, schrieb die „PAZ" am 
30.1.74, 
Im April wurde eine Preisstei- 
rung allein für die ersten drei 
A ‚den Jahre um 13% bekanat- 


kt 


Beschluß, sich als Partei zu kon- 
stituieren und bei den Wahlen zu 
kandidieren - was augenblicklich ge- 
harnischte Proteste von P. P. D. und 
P. S. P. zur Folge hatte, die ihre Mit- 
arbeit im M.D.P, formell aufkündig- 
ten. Diese Sammlungsbewegung im 
„Wahlkampf” 1969 — an dem sich 
keine Parteien, sondern nur „Wahl- 
'kommissionen beteiligen durfien — 
unter der Bezeichnung C. D. E. 
(Cömissoes Democräticas ‚Eleitorais) 
entstanden und umfaßte Sozialdemo- 
kraten, _Revisionisten, progressive 
Katholiken und „Unabhängige”. Als 
einzige politische Organisation konnte 
sie gleich nach dem 25. April auf ein 
im ganzen Land weitverzweigtes or- 
‚ganisatorisches Netz zurückgreifen, 
während etwa der mit Hilfe der 
Friedrich-Ebert-Stiftung gegründete 
P. S. P. von Märio Soares zunächst 
nur in den größeren Städten präsent 
war und auch heute noch unter er- 
‚heblichen organisatorischen Mängeln 


leidet. Die große Beleutung des 
M. D. P. beruht vor allem darauf, 
daß er als Sammlungsbewegung über 


eine sehr breite Basis verfügt und 
sich in solchen Regionen als reale 
‚demokratische Alternative präsentie- 
ren kann, in denen die 
sche P, €. P, selbst weniger stark ve 
treten Ist. Die Konstituierung des 
M. D. P. als Partei und seine ange- 
kündigte Teilnahme an den Wahlen 
ten sich eindeutig gegen die P. 
P. - gerade in den Gebieten, 
denen die Reaktion noch besond« 
stark ist, könnte eine demokratische 
ıng viel cher als die 
'histische Stimmen auf 
sich vereinigen, die ansonsten den 
Reformisten zugute kämen, 
‚Somit wird die, P. 8. 
Socialista Portuguds) weiter in die 
Enge getrieben: von rechts droht ihm 
überdies Gefahr vom PP. D. (Partido 
Fopular Demoerätico), die von der 
‚Companhia Unifo Fabril (CUF), dem 
größten Konzern des Landes, groß- 
zügig gefördert — sich wlbst als so- 
;mokratisch deklariert und 

ei des Godesberger Programms‘ 
‚Beistand erheischt, während sie 
die Aufnahme in die „aoala 
" Internationale anstrebt. Die 
P. $. P. versucht nun ihrerseits, sich 
als International anerkannte sozial 
demokratische zustellen, in- 
dem sie mit der I 

phäen der intern 
mokratie prunkt 


0 empfingen die 
portugiesischen R-formisten bisher 


Verlag Arbeiterkampf 


hatten insbesondere die Möglichkeit, 


‚eine Sanitätsstation der PFLP in einem Flüchtlingslager zu besuchen 
und die Praxis und Theorie der Massenarbeit kennenzulernen. 


DM 6. 


‚stärker auf die Bedürfnisse der Ver- 
teidigung, umstellen” („BAZ", 


Folgen dieser Politik sind der 
Ruin von Kleinbetrieben (u.a. auch 
durch die Einberufungen und die 
Erhaltung militärischer Spannung an 
den Grenzen, wodurch Klein und 
Familienbetriebe lebenswichtige Ar- 
beitskräfte des 


Ale Ja „Guter Wasch 
maschinen, ); ein star- 
‚ker Rückgang. 1, der 
2. B. Mitterrand und Willy Brandt, 
Dessen Versuch, die P. S. P. von ei- 


in Form der Konsti- 


„Gegenschlag" 
{ulerung des M. D. P. als Partei mo- 
viert haben. 


P.S.P. gegen antifaschistische 
‚Aktion von MRPP 


Die revolutionäre Linke hat die Ge- 
fahr, die der CDS als Kern eines sich 
bildenden reaktionären und faschisti- 
schen „Rechtsblocks” darstellt, 
kannt und macht den CDS zuneh- 
mend zum Ziel antifaschistischer Mas- 
senaktioner 

‚Am 4. November veranstaltete die 
‚‚Zentrumsjugend”, der Jugendver- 
band des CDS im Teatro Sao Luiz in 
"Lissabon eine Versammlung. 

Dies war der erste Vers 
Reaktion nach dem geschei 
Putschversuch vom 28. Oktober wie- 
der offen aufzutreten. 

‚Gegen diese Provokation mobili- 
sierte der MRPP eine Demonstration, 
die die Versammlung sprengte. Dar- 
aufhin 20g ein starkes Polizeiaufge- 
bot zum Schutz der Reaktionäre auf, 
Die Demonstration zog darauf zur 
Parteizentrale des CDS, besetzte diese 
vorübergehend und beschlagnahmte 
jabel die gesamte Mitgliederkarte, 
Gegen diese Aktion ging die Polizel 


durch staatliche Maßnahmen noch 
erheblich forelert wird: Einstellung 
öffentlicher Bauten (Schulen, Kran- 
kenhäusern etc.) zugunsten der Br- 
richtung von Unterständen in den 
Städten (!) und anderer milltärk 
scher Anlagen; Mangel an Lastwa« 
Ben ste, (Beschlagnahimungen Türe 


Armee) und damit erschwerte Trans. 
porte u.a.m, 

Eine „Prognose" der Bank of 
Israel ging schon Anfang 1974 da- 


von aus, daß der Anstieg des Brut» 
tosozialprodukts in '74 auf rund 
zwei Prozent sinken würde (In frühe- 
ren Jahren neun bis zehn Prozend 
und daß der Lebensstandard um 
sechs Prozent sinken würde (was 
inzwischen noch weit übertroffen 
wurde). 

Diese Situation besteht trotz der 


Tatsache, daß die US-Imperalisten 
nach wie vor riesige Mengen an 
Kriogsmaterlal liefern, und daß aus 


indische Kredite und Spenden in- 
nationaler zionistischer Verbände 
immer noch reichlich nach Isracl 
fließen. Man kann schlicht sagen, 
daß das zionistische Unternehmen 
auch finanziell bankrott ist, 
und daß heute die hebräischen 
Werktätigen einen ungeheuren Preis 
für das zionistische Ziel bezahlen, 
einen „Judenstaat” auf der Vertrer 
bung eines anderen Volkes und der. 
militanten Feindschaft zu den ara- 
bischen Nachbarn aufzubauen. 

„Als Reaktion auf die ingsten 

Iaßnahmen kam es zu Streiks und 
otestkundgebungen. Im Stadtteil 
Ha'tikwa von Tel Ayiv, der von 
extrem verelendeten und unterdrück- 
ten Bevölkerungsschichten (vorwie- 
gend von orientalischen Juden) be- 
wohnt ist, wurden Geschäfte 
plündert, Fensterscheiben der Ge- 
schäftsstraßen zertrümmert u.a. Or 
ganisiert wurden diese Protestak, 
nen offenbar vor allem von den 
„Schwarzen Panthern” ( militante 
Ömanisstion der orientalischen Ju- 
In). 

Diese Auseinandersetzungen drük- 
ken zweifellos eine Verschärfung der 
Klassenkämpfe in Isracl aus. Jedoch 
‚eine Lösung vom Zionismus volk- 
zieht sich erst allenfalls in Ansätzen 
— die letzten Wahlen (Ende 1973) 
brachten sogar eine leichte, aber 

irbare Verschiebus nsten 

jes rechtsradikalen Flügels des Zio- 
nismus in Israel (Likud), und der 
DENE 


7 
Yarde de 


ep 


mit Schußwaffen vor. Drei Antifs- 
schisten wurden durch Schüsse ver- 
Int, davon, einer schwer und zehn 
wurden verhafte 

Die Sonaldemokratlche Zeitung 


kr 
Sen Antifaschisten ‚Intoleranz und 


ische Rechte. zu bescheinigen, 


„Totalitarismus® Vorzuwerfen und 
den Polizeieinsatz zu rechtfertigen. 
Besonders widerlich wurde di 
Vorgehen, als die Sozlaldemokrat 
den Demonstranten vorwarfen, sie 
hätten mit ihrer Aktion nur für'eine 
‚Aufwertung und unangemessene Wer 
bung für den CDS gesorgt. Als „Be 
weis” führten sie dazu eine Sonder- 
sendung des Staatlichen Fernsehens 
an, die im Zusammenhang mit der 
Berichterstattung über die Demon- 
tion ausführlich den CDS dai 
Die Antwort kam postwen. 
dend: Am 8. November mußte „R 
ge eine Richtigstellung des 
'TP (portugiesischen, Fernsehen) ab- 
drucken, in der „‚Republica” beschel- 
nigt wird, ihre Darstellung führe den 
Leser irre. Die Verwaltung von RTP 
erklärt, daß die Sondersendung über 
den CDS ausdrücklich auf Anı 


der Rs 
Wwesemifemen-eine Koalition aus Re- 
Yisonisten und Sosinkdemokraten st) 


zustande (ommen sei. 
omminion 
Kress 


In AK $2 berichteten wir, wie Willy 
Brandt seine Porti . die auf 
Einladung der PSP (( sche Par- 
tel des Außenministers Soares) statt 
fand, dazu benutzte, die Führung der Observat 
PSP 'suf einen stramm antikommuni- 


stischen Kurs einzuschwören. 

Aus den offiziellen Berichten ging 
hervor, daß Brandt von Märlo Soares, 
dem Vorsitzenden der PSP und Außen- 
minister, zwei ZU 


mit der revisionistischen 
dürfe, und daß Portugal Mitglied d 
NATO bleiben mösse, sonst werde we- 
der die BRD „Kapitaihllfe” für Port 
| leisten, noch die SPD mithelfen, 
m. Partelapparat der PSP zu finan- 
zieren. 


Inzwischen onhähte jean Dank, 
inzösischen 


Danach reiste Brandt nicht nur im 
Auftrag des SPD-Vorstands, sondern 
a direkter Geschälwirhger den UB- 


ana eiezien ‚Augabe des „Nouel 


Die er portugissuchen 
Fo 

„Garantien maßgeblicher Kong 
scher Stellen“ gegeben, daß die USA 
in Portugal — ‚mußer in einer „Aus 
nahmesitustion” — nicht intervenieren 
würden. Von Jean Daniel nach der ge- 
nauen Bedeutung des Ausdrucks „Aus- 
nahmesituation”” befragt, habe Brandt 
‚geantwortet; „Men merkt Immer, wie 
weit man gehen kann und welche Ri 
siken man eingeht." 


Pont 
Ku 


‚panien-Kommimion, 
uppe Hamburg 


Seite 


Nach Fords eigenen Vorstellungen 
sollte win Besuch in Japan (im übr- 
gen der erste Staalsbesuch eines ame- 
Tikanischen Pränidenten ın dem fern- 
östlichen Inselland) von „Volk zu 
Volk“ und auch noch von „histe- 
rischer Bedeutung” sein („FAZ", 
23.11.74). 

Aber daraus wurde nichts! 

Die weni „nicht -offiziellen“ Ja- 
1! die ten des US- 
ed ats 'h zu Gesicht 

samen, waren fühnchenschwenken- 
de „Hausfrauen im malerischen Ki 
mono, (die) von der Regierungspartei 
im Bus und re 
Mühe in barer te entlohnt werden 
= ten” RR ‚die in diesem 

sicher nicht zu Übertreibungen 
ni te „FAZ“ vom 23.11.74), 
a aD 

anaka a 

boten, um den „seit hundert. Taten 
erwarieten Gasi” (so Tanaka, But 
„FR”, 21.11.74) bei seiner Visite in 
Japan vor der Bevölkerung zu „schüt- 
zen“. Allein der Tokioter Flughafen 
Handeda war durch 26.000 Mann! 
Il Bermetisch abgeiget („FA 


Die Regierung Tanaka und das 
Staatsoberhaupt, Kaiser Hirohito, 
hielten es für richtig, ihren hochge- 
schätzten Gast nicht auf dem Flug- 
hafen bei seiner Ankunft zu begrü- 
Sen — sondern später in dem als 
„sicher“ geltenden Regierungsbezirk 
inen pflichtgemaßen Empfang zu ze- 
kebrieren (Ford und seine Begleiter 
waren dorthin per Hubschrauber ge- 
bracht worden, weil eine Fahrt mit 
dem Auto über die Straßen Tokios 
als zu riskant eingeschätzt wurde — 
trotz der zahllosen Bullen, die hinter 
jedem Busch und auf den Dächern 
der Häuser auf Lauer lagen). 

Die vom japanischen Staat orga- 

“ richtete sich 


ristischer Gruppen, sondern war zur 
Einschüchterung und Unterdrückung 
der relativ breiten antim; 1 
‚schen Bewegung Japans verfügt wo: 
den. Die demokratischen und sozia- 
Nstischen tionen ‚hatten zu 
zahlreichen Protestkundgebungen ui 
Demonstrationen, der Gewerkschafts- 
bund Sohyo zu einem 24ständigen 
öffentlichen Dienst 


Japan: 
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Massendemonstrationen und Streiks 


gegen den Besuch 


I. 


A D 


von US-Präsiden 
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‚Japanische Genosen sind zur ‚Begrüßung‘ Fords am Tokioter Flughafen aufmarschiert - nach Angaben des Gewerk- 
schaftsbundes SOHYO beteiligten sich an Protestaktionen (Streiks und Demonstrationen) rund 3,5 Millionen Japaner. 


bahner legten „in den Ballungıge- 
bieten Tokio und Osaka den größten 
Tal ar Bahnlinien sl „." FR", 


2 
Die Massenaktionen richteten sich 


Größte gewerkschaftliche 
Demonstrationen 
seit dem Mai 68 


Für den 19. November hatten die 
beiden größten Gewerkschaften 
Frankreichs, die revisionistische CGT 
und die CFDT, zum nationalen Streik 
und zu Demonstrationen im ganzen 
Land aufgerufen. Der Aufruf der Ge- 
werkschaften wurde vor allem im 
öffentlichen Dienst breit befolgt: Bei 
den stautlichen Gas und Elektrizi- 
tütswerken (EGF) zu 52%, bei der 
Pariser Metro (RATP) zu 60%, im 
Schulwesen zu 61%, bei der Eisen- 
bahn (SNCF) zu 30%, beim Boden, 

sonal von Ait France zu 75% 
Im Privatsektor der Wirtschaft pen- 
delte die Zahl der Streikenden zwi 
schen zehn und 25%. 

Im ganzen Lan 


fanden breite 


Demonstrationen statt; die Pariser 
Demonstration mit 400.000 Teil- 
nehmern war die größte gewerk- 


schaftliche Demonstration seit dem 
Mai '68, Sie stand unter der H: 
role: „Für die Respektierung 
treikrechts und, der gewerkschaft- 
lichen Freiheiten” : Den kämpferisch- 
sten Block der Demonstration bil- 
deten die Postler; sie sangen alte 
revolutionäre Lieder der Pariser 
Commune und riefen Parolen wie: 
„Naldry au tr, Anne-Aymone au 
tldphone auf deutsch: Valery 
‚zum Sortieren, Anne-Aymone (Frau 
von Gisard) zum Telefon. Der 
e der „Ecole Eman- 
ınisation, die der 
trotzkistischen Front Communiste 
r6volutionnaire, ehemals Ligue Com- 
muniste, nahesteht) rief: „Mit der 
Hierarchie ist es genauso 'wie mit 
Regalen: je höher die sind, desto 
nutzloner” 

In Lyan demonstrierten 40.000 
Menschen. In der Metallbranche wur- 
4a tu 70% genreikt, (in Lyon, it 
die Hauptproduktionsstätte der Der- 
het-Firma, Herstellung von Lastw. 
wen), in der Chemie (pharmazeui 
‚cher Trı ne-Poulene) zu 75%. 
In Grenoble und Bordeaux waren 
‚es 30.000 Demonstranten, in Mar 
seille demonstrierten 60.000 Men 
schen, allen voran die Arbeiter von 


Titan-Coder; in Toulouse 50.000; in 
Rouen 10.000; in Saint-Etienne (in- 
dustrielle Umgebung von Lyon) de- 
monstrierten 20.000 Werktätige 

In Paris hatte ein Flugblatt zu 
einer Gegendemonstration aufgeru- 
fen, unterzeichnet mit: „Eine Gruppe 
unpolitischer Benutzer. die über die 
Organisierung des Chaos und des 
Konkurses in Frankreich empört 

Da gegen „den 10- 
tären und minoritären (minder- 
heitlichen) Streik der CGT” pro- 
testiert werden. Nach „Le Monde" 
sollen ganze 43 Menschen diesem 
Aufruf gefoigt sein. Gut gekleidete 
Herren und Damen im Pelzmantel 
formierten sich in„einem der vor- 
nehmsten Viertel von Paris, im Fa 
bourg Saint-Honore, zur Demonstra- 
tion unter reaktionären und arbei- 
terfeindlichen Parolen wie „Für die 
Freiheit der Arbeit”, „CGT' = Dik- 
tatur” und „Wir wollen Post!”. Ziel 
der Demonstration war der „Bin- 
marsch” auf den _Versammlüngs- 
ort der gewerkschaftlichen Demon- 
stration. Dieser Plan wurde aber von 
einer Gruppe jugendlicher Genossen 
durehkreuzt, die unter der Parole 
„Une seule solution: la R&volution!” 
(eine einzige Lösung: die Revolution) 
den weiteren Marsch der „feinen 
Leute” verhinderten. Da die Müllab- 
fuhr sich zu dem Zeitpunkt schon 
fünf Tage im Streik befand und sich 
daher allerlei Mist vor den Häusern 
angesammelt hatte, wurden die Re- 
aktionäre noch mit. leeren Milch- 
tüten u.d.m, bedacht. Sie liefen dann 
schnell auseinander. Kaum waren sie 
weg, kamen herbeigseilte Polizelein- 
heiten, kontrollierten die Personalien 
der Jugendlichen und nahmen einige 
von ihnen vorläufig fest 


Eingriff der Polizei bei der Post 


sind”. sollte 


‚Am Donnerstag, den 14. Novem- 
ber, um sechs Uhr morgens, räum- 
ten Polizeieinheiten _ verschiedene 
besetzte Sortierzentren der Post Die, 
sw Räumungsaktionen — die sowohl 


drohliche, üegake Stationierung von 
atomaren Waffen in Japan im beson- 
deren (siehe hierzu auch AK 521). 

Japans Demokraten machten also 
auf kämpferische Weise klar, was sie 
von der Politik des US-Imperialismus. 
halten und daß sie gegen den Besuch 
von dessen Hauptrepräsentanten in 
ihrem Land sind! 

Was aber waren die Ergebnisse der 
Verhandlungen zwischen den „Offr 
ziellen“? 


- 3 
di Renreng Tanaka unmiteer 


im Park als auch, in der Provinz 
hurchgeführt wurden, ‚dauerten 
deren 17 Uhr. Die Pole, die ihre 

ntren besetzt hielten, wurden raus- 
geschmissen; die Streikposten wur- 
den soweit von den Eingängen ab- 
Fedrängt, daß es Streikbrechen mög- 
lich sein sollte, „frei zu arbeiten 
Trotz der verstärkten Hetzkampag- 
me der Regierung und der bürger- 
lichen Presse gegen den Poststreik, 
und auch trotz der Demonstration 
staatlicher Macht vom 14. November 
blieb die Kampfentschlossenheit der 
Pöstler jedoch ungebrochen. 

Insgesamt versuchten die Re- 
sierung und die Kapitalistenverbän- 
de wie CNPF (dem westdeutschen 
BDI vergleichbar) die Bevölkeru: 
wegen die Postier aufzuhetzen, z 
unter demagogischer Ausnutzung 
einiger mysteriöser Anschläge auf 
Posteinrichtungen. Genauso machte 
es die Pompidou-Messmer-Regierung 
1969, als die Gas- und Elektriitäts- 
arbeiter streikten. Damals konnte sie 
den Streik brechen, weil es ihr ge + 
lungen war, die streikenden Arbeiter 
von der übrigen Bevölkerung 
isolieren. 

Nach dem nationalen Streik 
vom: 19.11. haben nun zwischen 
ierung und CGT-CFDT Verhandlun- 
zen begonnen. Das erste En 
der Vorschlag der Regierung, 
Dienststellen um weitere 2.000 Be- 
schäftigte zu erhöhen, was von beiden 
Gewerkschaften als unzureichend ab + 
gelchnt wurde. Währenddessen 
der Poststreik weiter. Zwar ist 
einigen, 


idten, so vor allem im Süden 
Frankreichs (Nizza, Toulon), die Ar- 
beit weitgehend wieder aufgenommen 
worden, aber in Paris z.B. wird der 
Streik noch genaum getragen, 
wie vor vier Wochen. (Die Streikenden 
Postarbeiter bekommen von 
Gewerkschaften eine Unterstützung 
von 700 Francs das entspricht knapp 
MDMu 


Vorgehen der 
Gewerkschaftsführungen 


Bereits in einem Abkommen vom 
26. Juni "74 hatten die Zentralen 
von CFDT und CGT eine „große” 
Herbstkampagne geplant. Geplant 
waren wie immer „massive Delop 
tionen“ hin zum Sitz des Kapii 
listenverbandes CNPF, um den Pro« 
test gegen die Entlassungen auszu- 
‚drücken, sowie regionale Demonstr 
tionen, um gegen die Teuerung zu 
protestieren. Die andere Seite der 


ten umgebildet worden war - eine 
Maßnahme, mit der der japanische 
Premier der immer lauter werdenden 
Forderung nach seinem Rücktritt zu 
begegnen versuchte. Es war jedoch 
bereits während der amerikanisch- 
‚japanischen Verhandlungen bekannt- 
seworden, daß Tanaka nur die Abrei- 
se von Ford abwarten würde, um 
seinen Abschied von der großen Po- 
itik zu nehmen — für den Besuch von 
„historischer Bedeutung“ sicherlich 
nicht gerade die idealen äußeren Be- 


n! 
den Vi 
vor Fords Ankunft in Tokio zum onen Un anal Frenkofge, 


ET HEHE 


Taktik der Gewerkschaftsführer (SE 
Ey Mr die CGT, Mair für die CFDT) 

St das Begraben von länger dauern- 
den Streiks, die Begrenzung der Soll 
darität auf ein Minimum, die Isolie- 
rung der fortschrittlichsten Arbeiter 
im Kampf gegen die „Austeritätspolr 
uk” (Härtepolitik; das ist der Name, 
‚den Giscard selbst seiner Wirtschafts- 

litik gegeben hat) 
P Natirieh. die CGT- und CFDT- 
Führungen rufen schon dazu auf, 
die „Härtepolitik” der Regierung zu 
bekämpfen. Doch statt all diejenr- 
gen, die die Pläne der Bourgeoisie 
üblchnen, hinter den kampfentschlor- 
sensten Arbeitern zusammenzufawen, 
zersplittern S6guy und Maire die 
Kampfbereitschaft der Arbeiter in 
meistens diskret gehaltenen „Aktions- 
tagen”, mit verwaschenen, vagen Zie- 


len, deren Wirksamkeit stets nut be- 


schränkt ist 
as Abkommen zwischen CGT 
'FDT hat die Positionen der 
GT noch bestärkt. Alles, was bisher 
der CFDT aus 
ine gewisse „Sponta- 
und Schein-Radikalitit"), war 
zahlreiche Arbeiter auch dazu be- 
wente, sich lieber in der CHDT als 
in der CGT_zu organisieren. wird 
Schritt für Schritt ausradiert. Mit 
den Aktionseinheitsabkommen von 
Juni tritt die CFDT in eine be, 
schleundete _, Normallerungphane” 
ein. So schrieb der CFDT-Führer in 
der CFDT-Zeitung  „Syndicalisme 
Hebdo” vom 3.10.74 demagogisch 
„Seit September greift die reaktio- 
re Presse und die linksextremistk- 
sche Presse beharrlich die Mäßigung 
der sogenannten ‚Gewerkschaftsfüh- 
rungen! an .... Die. Forderungspolitik 
kann nicht von der im Betrieb am 
stärksten vertretenen Gruppen. (d.h 
von den Arbeitern! Anm- AK) be- 
stimmt werden, sondern sie muß die 
Synthese der Wünsche und For 
rungen aller Berufskategorien sin”. 
Man sieht's: Die hat Schule 
gemacht, und es wird deutlich, daß 
ie. wiederhergestell® gewerkschaft > 
liche Front sich genau im Kielwaner 
der „Union de la Gauche” be 
Im Klartext bedeuten diese Aus 
werungen von Ma die Einheit 
aller Katepo Arbeiter“ 
klame herum nicht mehr auf der 
Tagesordnung steht. Ei 
viel eher darum, die 


spricht die CFDT-Führung auch nicht 
mehr von einheitlichen, line 


eindeutig Vorrang eingerkumt wur- 
de „nämlich & 
Fragen einer imperialistischen 
‚Strategie gegenüber den Rohstoff. 
förderländern und 
2. Fragen der militärischen Zusam- 
meaarbeit im Rahmen des soge: 
nannten Sicher! 18“. 
uahäalög zum Milärpakt verwch- 
ten die ıperialisten ihren ja; 
Verbündeten in eine Art 
‚„Wirtschaftlichen Sicherheitspakt“ zu 
di von Men Kininger unkagt 
von w 
BES: 
sich die imperialistischen Haupt 
mächte (USA, Europäische Gemein- 
schaft und Japan) zu einer einheitli- 
chen Front gegen die Länder der 
„Dritten Welt”, 
Erdölförden 


zum Abschluß der Ve 
Anagsgenen „Gemeinsam 
nique" „erklärt uch Japan, wenn auch 


verklausuliert, unter dem geschmer- 
diger gewordenen Druck Amerikas 
U) zur Zusammenarbeitauf dem ener- 
‚tiepolitischen Sektor bereit und deu- 
tet an, daß es allgemein der amerika- 
nischen Linie in der Rohstoffpolitik 
näher gerückt sei” ( „FAZ, 21.11.74) 

Wie das in der Praxis aussehen 
wird, bleibt abzuwarten. Es ist jedoch 
WE. schr unwahrscheinlich, daß die 
‚Japanischen Imperilisten in der 
Tat von ihrem gegenwärtigen Kurs 
in der Rohstoffdiplomatie abweichen 
werden — weil ihre seit gut zwei Jah- 
ten verfolgte Strategie, die gerade 
nicht auf unbedingte Konfrontation 
mit den Förderländern angelegt war, 
sich als recht erfolgreich und profita- 
bel erwiesen hat ... (siehe dazu auch 
den Artikel in AK 51!) 

Der politisch-militärische „Sicher- 
heitspakt“ aus dem Jahre ]952 soll 
nach den gemeinsamen Bekundun- 
gen „weiterhin eine ‚effektive und 
bedeutsame Rolle‘ spielen“ („FAZ", 
21.11.74). 

Der US-Imperialismus unterhält 
gegenwärtig in Japan rund 180 Mili- 
türbasen, auf denen rund 5.000 
Mann stationiert sind. An diesem Zu- 
stand wird sich solange nichts ändern, 
wie der japanische Imperialismus. 
nicht seine eigene Militärstreitmacht 
(von gegenwärtig 280.000 Mann) we- 
sentlich ausgebaut hat — und damit 
schließlich im asiatischen Raum auch 
militärisch zur dominierenden Macht 
geworden ist. 


Lohnforderungen. 

Einhele un der 5 die 
eheit verteten. Gopen de 
der korrumpierten ad 
ührungen müssen. ne eine tatich- 
Arbeiterklasse schaffen, die alleine 
(ühig ist, Siege zu organiikerem.  ® 
KB) Frankfurt 

FR ommission 

Soldaten rufen dazu auf, 
Streikbrecher-Funktionen 
abzulehnen 


Eine Gruppe Soldaten der Basis 110 
in Creil (Val d’Oise, Umgebung von 
Paris) veröffentlichte am 19. Noves 
ber_ein Pressekommunique, das al- 
ie Soldaten aufforderte, den Forde- 
ungen der Regierung nicht nachzu- 
kommen, um die Bewegung der Ar- 
Beiter micht zu brechen 
„Heute, wo die R beschlor 
Gen nal "den Sure zu brechen 
in Paris heute den Streik der Müll 
abfuhr, morgen vielleicht den Streik 
der Postler — erklären wir, Soldaten 
der Basis 110 in Creil, unsere Soll 
darttät mit den kimpfenden Ar- 
beitern. Wir unterstützen Buch in 
Burem Kampf fr die Ve ng 
des Streikrechts, für die gewe 
lichen Rechte, denn wir haben auch 
selber eigene Korderungen: Erhöhung 
des Soldı, Nulltarif für Öffentliche 
Verkehrsmittel, Herunterserzung der 
Wehrdienstzeit, Recht auf Meinungs, 
‚Verammlungr und Informationuet 
ae 
(In Paris wurde, wie bei jedem Streik 
‚des Öffentlichen Verkehrswesens, die- 
ses Mal auch bei der Müllabfuhr die 
‚Armee als Streikbrecher eingesetzt.) 


‚der Polizeit 
den Sitz der PCF am 
Paris 
Am Abend des nationalen Streiktags 
organisierte die Polizei einen regel- 
rechten Überfall auf einen Sitz der 
PCF in Paris. Die Polizisten zerschlu- 


auf 
AI") 


sen die Fensterscheiben des Büros 
und schlugen die anwesenden Ge- 


noen der PCF zusammen. Iiner 
von’ ihnen wurde dabei schwer ver- 
letzt. Als „Grund” für das Kindrin- 
‚sen erklärten die Polizisten, sie wür- 
den Demonstranten verfolen, die 
sich. vermutlich Im Büro der PCR 
versteckt hätten, 
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Frankreich, 


„Normalisierung” der Presse 
und des Rundfunks 


‚Wahlsieg über die 


‚Union de Ia Gauche” (Wahlbändnis 


Yon teriionistlcher PCF und soriaklemokratischer PS) hatte Giscard verkän- 
det, er wolle eine iberale Gesellschaft in Frankreich sufbauen. Was die Ole 


Jarunter versteht, sicht man an den jüngsten Vorgängen 


beim Fernsehen und Rundfunk sowie beider Freme. 


Die „Chirac-Affüre” 


‚der Nationalver 
ın Wochen ley 


In einer Sitzu 
sammlung vor 


Finanzminister Fourcade seinen 
Premierminister 


laushaltsplan vor, 
Chirac, von dem beks 
zu Fourcade nicht 


dessen Pa 
sich anscheinend blendend mit 
Banknachbarn, Ein Journalist der Rı 
‚dio-Station Europa Nr, | erzählte dit 
se Anekdote in dem Mittagsjournal 


Kalender der folgenden Eskalation: 
Am 18. Oktober ließ Chirac den 
gesamten Generalstab von Europa Nr. 
1 in ein großes Pariser Restaurant be- 
stellen. Chirac belehrte erst die Jour- 


nalisten: „Wir sind hier nicht in den 
Vereinigten Staaten. Die Zeitungen 
‚können hier nicht das Gesetz bestim- 


men und jeden beliebigen angreifen, 
wie es ihnen gerade paßt!” ‚ Dann wei- 
ter: ihm würde der „Ton“ des Sen- 
ders schon lange nich! mehr gefallen, 
es würde dort zu viel „gespottet 

Er zog dann eine Namensliste aus. 
der Tasche, wo er sich die Namen ver- 
schiedener Journalisten des Senders 
aufgeschrieben hatte (diejenigen, die 
am meisten „spotten“). Was Carreyrou 
- ein bekannter Journalist von Euro- 
pa 1 — betrifft, drückte sich Chirac 


ız deutlich so aus: „Wenn der im 

'n auftauchen" sollte, werk 

ich ihn mit einem Fußtritt in den- 

Arsch raus” (Matignon ist der Pre- 
istersitz In Paris). 


‚sammlung veröffentlicht hat. Außer- 
‚dem hatte er bei der Berichterstattung 
über den Gaullis 
UDR-Abgeordneten zitiert, der ge- 
sagt hatte: „Dieser Parteitag ist be- 
schissen langweilig“. 
Ein weiteres „Delikt" von Carrey- 
rou war es, daß Chirac sich mal für 
die allabendliche Debatte auf den Wel- 
len des Senders einladen lassen woll- 
dem Abend nicht ging 


der PCF) an dem Abend Stargast. 

Als erster Kopf rolite der vom 
Chefredakteur des Senders, Siegel, 
der schon 20 Jahre lang beim Sender 
beschäftigt ist. Siegel wurde schon 
von Pompidou argwöhnisch beobach- 
tet, da er im Zusammenhang mit der 
Markowic-Affäre (wo ein jugoslawi- 
scher Playboy ermordet wurde) Pom- 
pidous Frau erwähnt hatte. (Im übri- 
gen pflegte auch Pompidou eine Na- 
mensliste aller „subversiven“ Journa- 
listen zu führen). 

Auch bei der gaullistischen Zeitung 
„France-Soir“ soll auf Anordnung 
Von Chirac „gesäubert“ werden. Auch 
hier gefälll’ihm der Stil der Zeitung 


nich 
Anlı 


sei „au negativ 
dieser Kritik: „Prance-Soh 
s gewagt, auf der Titelseite ei- 
ner ihrer Ausgaben die Zahl der A: 
Beltloen in großen Leiten zu dnuk- 
en! 2 

Beim „Parisien Lib£rd“ (ebenfalls 
reaktionäre Tageszeitung) ist der Her- 
ausgeber Amaury der Regierungskri- 
tik zuvorgekommen: bevor Chirac 
auch hier einen Besuch abstattete, 
wurde schon die „Normalisierung” 
durehgezosen. Nun Hlegt der „Parisien 
LibErÖ® ganz romm auf Regierungs- 

Beim „Figaro“ wurde der Chefre- 
dakteur gegen einen, der auf Chirac- 
Linie liegt, ausgewechselt. 

Bei der Zeitschrift „Point“ wurde 
ein Chaban-Anhänger (auf der Linie 
des bürgerlichen Präsidentschaftswahl- 

‚didaten Chaben-Delmas) hinaus- 
gefeuert. 

Bei der Radio-Station RTL (Radio- 
TEIELuxembourg) soll der Verwal 


tungsrat „reformiert“ werden, zweck: 
röi Anpassung an die Regie- 
rungslinie. 


Bei Radio Monte Carlo wurden in 
der Istzten Zeit große Veränderungen 
‚durchgeführt: Die Dauer der politi- 
schen Kommentare ist auf 15 Minu- 
ten täglich reduziert worden. Außer 
in Wahlkampfzeiten soll es keine po- 
litischen Debatten mehr geben. 

| der ORTF (Office de Radio- 
Telkvision francais) sollen 500 (11) 
ketzerische Journalisten entlassen 
werden. Dem Beispiel von Radio 
Monte Carlo sollen laut Chirac alle 
Radiosender folgen, denn nur so kön- 
ne man garantieren, daß „es zu ke 
nem französischen Watergäte kommt, 
wo eine Mafia von Journalisten und 
sogenannten Intellektuellen den Kop/ 
eines Präsidenten bekommt“ (Nacl 
der satirischen — und stets gut infor- 
mierten — Wochenzeitschrift „Ca- 
nard Enchatn&‘“ vom 29. Oktober’74). 


HBV Hamburg: 


Gewerkschaftsführer lassen 
Mitgliederversammlung von 


Am 11. November wurde eine ordent- 
liche _ Mitgliederversamı der 
Fachgruppe enandel I der Ge: 
werkschaft HBV (Handel-Banken-Ver- 
Schenungen) Hamburg durch 150 
Polizisten aufgelöst. Unter den ver- 
Jammelten  HBY-Mitgliedern, deren 
Personalien von der Polizei aufgenom- 
men wurden, waren such Mitglieder 
des Ortsvorstandes. Dieser Polizei-Ein- 
satz (der zweite in Hamburg nach ei- 
nem ähnlichen Vorfall in der IG Dru- 
Pavor 'wochen) kennzeichnet 
ie Schärfe und Breite der Auseinan- 
dersetzung in der Hamburger HBV. 

Vorausgegangen war diesem Polizei- 
Aufmarsch am 21. Oktober ein Aus- 
Schlußantrag gegen den Kollegen Ul- 
fich Vetter, Vorsitzender der Fach- 
gruppe Buchhandel und Verlage in 
Ser ABv €!) und Müigled des HBV- 
Ortsrorstands (1), Dieser Antrag wur- 
$e zunächst mit „nicht satzungsge- 
mäßer Beitragszahlung” begründet, 
was sich als Lüge herausstellte. Da’ 
ach wurde dem Kollegen Vetter vor- 
geworfen, er habe sich „gewerk 
Schaftsfeindlch“. verhalten” - u.a 


durch seinen Kampf gegen Über- 
stunden in Buchläden im Weihnachts“ 
geschäft! 


Auf der Mitgliederversammlungam 
11.11, waren über SO Kollegen 
;n verschiedenen Fachgruppen de 
IBV erschienen, größtenteils, um ge- 
‚gen den AusschJußantrag Stellung zu 
nehmen. Die anwesenden Gewerk- 
schaftsführer aber waren zu keiner 
Diskussion bereit. Auf den Einwand, 
‚daß die Gewerkschaftsführer schließ- 
ieh von den Beiträgen der Mitglieder 
leben und diesen also Rechenschaft 
schuldig sind, IV. 
roizig: „Von deinem Bei- 
m“, Schließ- 


HBV-Funkti 
‚Gewalt räumen zu lassen. 


gen und 8 Streifem 
über 100 Poltiimen herangekarrı. ca. 
50 beseraten das Gebäude, größten. 
mi Kampfhelm, Pitole, und 
tatiofel, in den Mannschaftswe- 
griffbereit noch Schurzschil 

‚iner von 42 HBV-Mitglie- 
dern vı 


Poliseleinsatz). Während nun die Kol- 
m verlamen 


der Polizei auflösen 


notiert. e 
Sie a! le sollen eine Strafanzeige 
ufriedensbruch“ etc. er- 
halten, ‚noch 
30.000 Mark „Entschädigung sufge- 
sackt werden, die die HBV-Führer 
dafür haben wollen, daß ihnen der 
raum Änstos gekündigt 
angeblich wegen der aufge- 
lösten Mitgliederversammlung. Der 
aynische „Witz“ dabei: Eigentümer 
‚desHauses, in dem sich der Raum be- 
findet, ist die „Volksfürsorge“, 
Hauptmieter ist das Großhamburge: 
Bestattungsinstitut — beide gewerk- 
schaftseigen!!! Offenbar sollen mit 
dieser licherlichen Konstruktion die 
aktiven Kollegen auch finanziell ge- 
troffen werden! 


DKP — „Bestes Pferd“ 
der rechten HBV-Führer 


Die Revisionisten von der DKP 
kriegen im Hamburger HBV-Bereich 
praktisch kaum irgendwo ein. Bein 
auf den Boden. Dafür haben sie aber 
die Protektion der rechten, HBV- 
Führer, die die DKPler zur Zeit als 
besonders schneldige und bedenken- 
lose Antikommunisten zu schätzen 
wissen und diesen gern einen guten 
‚Teil der Dreckarbeit überlassen. 

So wurde schon der ame dur. 
schlußantrag gegen den Kollegen Vet- 
ter von der DRPlerin H, Bardowicks 
und dem DKPler G, Gessert sowie 
weiteren DKPlern unterstützt 

Inzwischen haben die feinen „Kol- 
legen“ Bardowicks, Gessert, Lüksch, 
Bergenthal und Scheller (bis auf den 
etzien alle DKP!!) einen neuen Aus- 
schlußantrag gegen U. Vetter gestellt, 
den sie zyalsch damit begründen, daß 
sich Vetter gegen die Maßnahmen ge- 
‚gen ihn (schon am 13. Juni Enthebung 


Das ist ein anschauliches Beispiel, 
wie die DKP in einem Bereich, wo sie 
bei den Kollegen wirklich fast völlig 
abgemeldet ist, sich mehr noch als 
sonst ganz der Politik der rechten Ge- 
werkschaftsführer anpaßt und sich 
‚schließlich sogar zur Verteidigerin ei- 


eine gewerk- 
schaftliche Mi Amt 


vorsammlı 


Der Polizei-Einsatz hat aber auch 
‚dazu geführt, daß eine noch größere 
Zahl von Kollegen in, Diskussionen 
um ein geschlossenes Vorgehen ein- 
bezogen wurde. Über 80 Kollegen 
haben inzwischen eine Resolution 
gegen den Ausschluß von U. Vetter 
unterschrieben (der erste Ausschluß- 
Antrag gegen den Kollegen mußte von 
der Gewerkschaftsführung wegen 
Formfehlern zurückgezogen werden). 
42 Kollegen haben eine Erklärung 
zum Polizei-Einsatz unterschrieben. 

"Auf einer Mitgliederversammlung 
der Fachgruppe Groß- und Außen-, 
handel am 22. November mit anfangs 
über 60 anwesenden Kollegen wurde 
einstimmig — bis auf eine Enthaltung 
= die sofortige Zurücknahme der 
Strafanzeigen gegen die Teilnehmer 
der von der Polizei aufgelösten MV 
gefordert. Auch auf einer Betriebr- 
ruppen-Sitzung bei der Iduna stan- 
den die anwesenden rechten Vertre- 
ter des Ortsvorstands einer nahezu 
einheitlichen Front gegenüber. 

Die Verschärfung der Auseinan- 
dersetzungen innerhalb der HBV ist 
seit einiger Zeit deutlich. Schon der 
Ausschluß der Kollegin Marion Har- 
ries, die zu den Bürgerschaftswahlen 
auf’ der Liste der „KPD/ML“ kandl 
üiert hatte, rief den Protest vieler 
Mitglieder hervor. In der gewerk- 
schaftseigenen „Coop“ führt der 
Kampf gegen die scharfe Rationali- 
sierung zu Konflikten zwischen ge- 
werkschaftlicher Betriebsgruppe ei- 
nerseils und rechten Betriebsrats- 
und Gewerkschaftsführern anderer. 
seits. DR-Vorsitzender Hachmann hat 
in Ausschlußverfahren drei 
Kollegen veranlaßt. Bei der Iduna 


Betriebsratswahlen bei 
Texaco/Hamburg 


Die Jen ‚nen Betriebsratswahlen 
beiden Hamburger Texaco-Betrieben 
Hauptverwaltung (HV) und Wik 
'heimsburg sind a| :hlossen. In den 
15-köpfigen Betriebsrat wurden 13 
Angestellte und zwei Arbeiter ge- 
wählt. Sechs linken Betriebsräten 
stehen jetzt sieben von der DAG 
und zwei IG-Chemie-Angestellte ge 
BeTDIe Wahl bei 
Jahl gewann bei den A: 

stellen die Lite der DAG mit 307 
Stimmen (= 50 %, sieben Sitze). Das 
ist wesentlich mehr, als allgemein 
erwartet wurde. Die linke „Gemein 


und Trampert an der Spitze erhielt 
352 Stimmen (= 35 %, vier Sitze), 


Die Angestelltenliste der IG-Chemie 
erhielt bIoß 145 Stimmen (= 15 %, 
zwei Sitze). 

Bei den Arbeitern fand eine „Per- 
sönlichkeitswahl” statt. Mit großem 
Abstand gewannen —.stimmgleich — 
der bisherige stellvertretende BR- 
Vorsitzende und der Vorsitzende 
des  IG-Chemie-Vertrauensleutekör- 
pers Wilhelmsburg. Beide Kollegen 

iten als profilierte Linke und arbei- 
ten mit der Gruppe um Kynast zu- 
sammen. ? 

Det Wahlkampf stand im Zeichen 
eines antikommunistischen Feuer- 
werks gegen die Kynast-Lite, die 
von den rn. der IG-Chemie ge- 


zündet wurde. Die Diffamierungs 
kampagne gegen die „Kommunisten- 
ist Kynast, mit deren Hilfe 
„der KB’ rlebsrat zu „seinem 
‚Üxperimentierfeld” machen wolle, 
hat sich für die IG-Chemie-Führer 
‚nicht unmittelbar bezahlt 
wenn sie auch die Linkı 


Diese schlugen zwei 
DAG positn zu Buche, wenn such 


ihre Position um einen 
weiteren BR-Sitz verbessern konn- 
ten, Die DAG, der Hauptgewinner 


der Wahl, hat einen recht geschickten 
Wahlkampf geführt, in dem sie zu 
wesentlichen betrieblichen Fragen 


dieselben oder ähnliche Stellungnah- 
men wie die Linken vertrat und an- 
dererseits sich nicht wie die 1G- 
‚Chemie-Führer die Finger mit schmie- 
rigen Diffamierungs- und Verleum- 
dungskampagnen schmutzig macht 
Ein Großteil der Kollegen hielt 
um die DAG-Vertreter für „aufric 
tige Makler” ihrer Interessen, ohne 
den „Makel” des Kommunismus. 


Die Genossen der Betriebszelle 
haben eine ausführliche Analyse des 
Wahlkampfes und -ergebnisses vor- 
gelegt, die wir aus Platzgründen erst 
in AR 54 (erscheint am 3. Januar) 
abdrucken können. ° 


Chemie-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


Zahl der Gewerkschaftsausschlüsse 


bei Texaco erhöht sich auf 15 


Kurz nach Abschluß der Texaco- 
Betriebsratswahl leitete der IG- 
‚Chemie- Verwaltungsstellenvor- 
stand gegen weitere 13 Kollegen 
ein Ausschliaßverfahren ein. Ab 
sofort ruhen damit ihre gewerk- 
schaftlichen Rechte und Pflich- 
ten. Die 13 Kollegen hatten sich 
jem bereits im August dieses, 


didiert, anstatt eine eigene Ir 
penreine 1G-Chemieliste aufzu- 
stellen. 

Damit hätten sie die Inter- 
‚der Mitglieder gröblich 
geschädigt. Das Wahlergebnis. 
zeigt, wie unzutreffend dieser 
Vorwarf ist. 

Neu in der Ausschlußbe- 
gründung ist folgender Satz: 

„Außerdem haben Sie sich 
zu”keinem Zeitpunkt als Ge- 
werkschaftsmiiglied von der 
gerertschgfändichen Art 

- erschienen im „Arbeiter 
kampf” Nr. S1/Oktober 1974, 
Seite 17 - distanziert. (Emp- 
fiehlt sich nachzulesen, d. 

Unseres Wissens verlangt die 
Gewerkschaftsführung hier erst- 
mals, daß sich Kollegen auch 
unaufgefordert von der kommu- 
nistischen Presse distanzieren 


sollen. Bisher hatte sie sich im- 
mer noch die Mühe gemacht, 
konkret zu Reverse-Unterschrif- 


15 aktiven Kollagen salat dam 
fersuch auf , kurz! 

wieder Einfß in der Gewerk: 
schaftsarbeit der Hauptverwal- 


a 
1 wohl SE Berge 
rufen werden, indem sie alle 
Ausschlußantrag gleichermaßen 
mit den Aı des ARBEI- 
TORKAM tifiziont wer- 
= 

„Hierzu in dem Schreiben an, 


biätter den Eindruck gewinnen, 
daß Sie sich mit den im „Arbe 
terkampf” gemachten 

u ne 


Anscheinend hoffen die IG- 
‚Chemie-Führer »0 spalten zu 
können, in diejenigen Texaco- 
Linken, die sich mit dem AK 


solidarisieren und diejenigen, die 
das nicht wollen. . 
Betriebszelle Texaco 


Ka Erugpe Hanbure 


Vier Vulkan-Kollegen aus der 
IGM ausgeschlossen 


rung wurde von der Versammlur 
stürmisch begrüßt — und schließli 
auch von über 1,000 Kollegen, allein 


Vier Vertrauensleute vom Bremer Vuk- 
kan (Kollegen, die diese Bezeichnung 
tatsächlich verdienen!) wurden am 
14. November vom Vorstand der IG 
Metall nach $ 30 der Satzung aus der 
Gewerkschaft ausgeschlomen. 

Die Kollegen Scholz, Koldehofe, 
Elster und Bachmann waren In der 
Vergangenheit stets für eine konse- 
quente Klassenpolitik ihrer Gewerk- 


) mit Rundschi sind es vor allem die DAG-Betriebs- Fin % 
on seinen Ämtern mit Rundcheer ie die di HBY-Betnebsgruppe hal: mumeniich auch während der etien 
so die DKPier, „die Arbeit der Tarif. U& angreifen. Bei EDEKA soll ein Streiks im Bezirk Unterweser im Früh- 
kommission und des Fachgruppenvor- Beitiebsrat, der nich gegen beginnen jahr '74 — öffentlich (also vor ihren 
ntandı Im der Öffentlichkeit diffe- de Entlassungen gewandt hatte,durch versammelten Kollegen) genen die 


miert" und „unsere Fachgruppe £e- 
schwächt“ sowie zuguterletzt „die 
Gewerkschaft geschädigt. 

Auf einer Sitzung nach der Polzei- 
aktion geilten sich DKPier und rechte 
HBV-Führer gegenseitig mit reaktio- 
‚n und antikommunistischen Sprü« 
chen uf. 80 legte die DKPierin Stür- 
mann (Frau des wegen vieler Schwei- 

n SDAJ-Führers 
U. 'habe doch „nur 
‚chen“ wollen, er habe „seine 
gesammelt" "und die seien 
r zur Versammlung gekommen, 
ım zu provozieren". 


Kündigungsdrohungen und Redever- 
bot vor den Kollegen kaltgestellt 
werden 

So ist die HBV gewissermaßen ein 
entwickelteres Beispiel für Zustände 
(siehe Polizeieinsatz), wie sie der 
Klassenkampf such in den Gewerk- 
schaften unvermeidlich hervorbrin. 
‚gen wird, und zugleich ein Beweis, 
daß es möglich ist unter den 
Bedingungen der scharfen Rechtsen! 
wicklung Fortschritte bei der Orgs 
nisierung der Kollegen für den Kamp 
um ihre Interessen zu machen. 
HBV-Komitee, KB/Gruppe Hamburg 


offizielle, waiakdemokratische Tarif- 
politik der IGM-Führung gewandt. Als 
der Beschiß der Gewerkschaftsführer 
in der jüngsten Tarifauseinanderset 
zung bekannt wurde (Abschluß in der 
‚besonderen Schlichtung” bei ca 
1225%) Tormulrten die jetzt ge 
schaßten Kollegen auf einer sponte 
nen. Sureikversammlung von 2.00 
Veikan-Arbeitern die Forderung, die 
IGM-Führer Loderer, vom Steeg 
(Hamburg) und Weinkauf (Bremen) 
wegen „Arbeiterverräterei und, ge: 
werkschäftsschädigem Verhalten“ 

der IGM auszuschließen. Diese Forde- 


beim Bremer Vulkan, auf einer Un 
terschriftenliste bekräftigt 

Die IGM-Führer behandelten na 
urlich nicht die Anträge genen Mich 
selbst - sondern drehten den. Spieß 
um gegen die Antragsteller, Ihre un 
liebsamen Kritiker! 

Die Kollegen der vom Ausschluß 
betroffenen Gewerkschafter haben 
(nach einer Mitteilung der „Roten 
Fahne”) bereits erklärt, daß sie trotz 
‚des nun erfolgten Gewerl 
schlusses davon ausgehen, 
ihnen nominierten Kollegen nach wie 
wor Kollegen ihres Vertrauens sind = 
und bleiben werden 


werkschaftr 
führer und der Kapitalisten gleicher 
maßen darauf gerichtet it, die Vertre- 
Klassenpolitik 

muß davon 
den, Jaß dem nun er- 
‚schal tsausschluß Kün- 


folgten Gew 
digungen fol 
Dagegen muß Front u 
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‚Arbeiterkampf Nr. 53/Dezember 1974 


KAMPF DER KAPITALISTIS 


Stumm AG: 
Die Freiherren 


nahmen sich die 


Ehre, ihre Werke 
auszuschlachten ... 


Binde Oktober machte die einst ge; 

valtige und ‚traditionsteiche" 

Bian-nO Schenaäen = "u we 
te. 


Die Stumm-AG, eine Holding-Ge- 
sellschaft, die über die üblichen Kapi- 
talboteiigungen einen ganz anständi- 
‚gen Konzern zusarmmenlaf e, war mit 
©. 6 = 700 Mio. DM Schulden durchs 
Ziel gegangen und ca wurde der Ver- 
‚gleich angemeldet 


a a a 


aan 


„Beuteschlacht” um „die Reste eines 
bankrotten Unternehmens. Der 
„Spiegel” äußerte bereits die Vermu- 

ng, aß „die Großplete zugkich 
‚auch zum verwegensten Finanzkrimi 
der Nachkriegsjahre” würde. Bei der 
kriminellen ‚Gesundstoßungsaktion” 
gab sich vieles, was ‚Rang und Na- 


men’ hatte, die Hand’ — zum einen 
der stinkfeudale Stumm-Clan (,„Ak- 
tiondre mit bestem Namen: Frani.Jo- 


| Hein, Lehmann A 
Damme 
ca On) 


Stumm Handal Gmb 
PS en 


| 


Durch Anschlußkonkurse in den 
rel anderen direkten Stumm-Firmen 
„STUMM-AG”, „STUMM-HANDEL 
GMBH“ und „DEUTSCHER GERÄ- 
TEBAU GMBH werden hier minde- 
stens 1.300 Kollegen auf dif Straße ge- 
setzt. Darüber hinaus sind aber auch 
die anderen ca, 17.000 Beschäftigten 
der diversen Beteiligungsfirmen des 
Konzern von, Stllegungen etc. be- 
droht (Neuenkircher Eisenwerk, Dil- 
Jinger Hüttenwerke). 

Auf den ersten Blick sicht diese 
Pleite aus, wie jede andere — alleine 
die Höhe der Schulden macht bei 
einem Grundkapital von 60 Mio. DM 
stutzig. Hinter den Kulissen verbirgt 
sich hier allerdings eine gewaltige, 
ee 


Stuttgart 


‚ef Ritter Hentschel von Gilgenheimb 
und Conrad Graf von Roedern gaben 
sich genauso die Ehre wie Ferdinand 
‚Ritter von Marx oder Casimir Prinz 
Wittgenstein” — „Zeit", 1.11.) aber 
auch so bekannte Kapitalisten wie 
Otto Wolff von Amerongen, Knut 
von Kühlmann-Stumm und Josef 
Rust vom VW-Aufsichtsrat, 


Die Ritter murren .... 


Die Stumm-AG war wie gesagt mehr- 
heitlich im Besitz des adligen Stumm- 
Clans, Diese Freiherren von Galgen- 
vogel wollten nun, weil die Prozente 
sanken, den Konzern verscherbeln. 


„Und selt längerem schon murrten 
die stets standesgemäß lebenden 
Stumm-Erben über die Dividenden 
des rostbrüchigen Stahl-Trusis, gab es 
doch nach nicht gerade üppigen acht 
Prozent im Jahr 1971 im Jahr 1972 
nur noch kärgliche fünf Prozent Ge- 
winnausschüttung und für das ver- 
‚gangene Jahr überhaupt nichts mehr. 
(Zei, 1.11) = immerhin sind 
17% Dividende ca. 300.000 DM! 

Die Ritter sannen auf Abhilfe 
und kamen zu dem Schluß, den fi 
nanziell maroden Konzern zu ve 
kaufen — allerdings nicht, ohne 
ihn vorher noch nach Strich und 
Faden auszwschlachten. (doch dazu 
später). 

Ein Käufer fand sich bald, und 
zwar die Hamburger. ÖlGruppe 
‚Mabanaft’. Diese Firma „gilt als 
‚größter konzernfreier Ölhändler Eu- 
ropas und hat - so Mabanafı Fi- 
nanzmann Georg Toepfer - nach 
der Ölkrise ‚gut verdient” („Spiegel”, 
28.10.) und will sich mit dem Er- 
werb des Stumm-Konzern ein „zwei- 
tes Bein" im industriellen Bereich 
schaffen. Bereits im Frühjahr wollte 
Mabanaft größere Aktienpakete von 
Stumm kaufen, was sich jedoch im- 
mer wieder verzögerte und schließ- 
lich nicht klappte. Plötzlich jedoch — 
wie der lt au eiterem Himmel — 

t Otto Wolff von Amerongen wine 
25 % Beteiligung an — zum symbo- 
lischen Preis von 1,- DM (eine)! Ma- 
banaft griff zu und bekam erstaun- 
licherweise daraufhin auch die SI % 
der Stumm-Familie — ebenfalls zum 
Nulltarif. Damit wurde Mabanaft zum 
Besitzer der Stumm AG, quasi so wie 
Maria zum Kind kam. 

Mabanaft ging sofort bei und wolk 
te die Buchführung der Stumm AG 
durchleuchten, wasaufgrund der Lük- 
kenhaftigkeit dieser Buchführung 
zwar Schwierigkeiten bot — wobei 
aber trotzdem erstaunliche Dinge ans 
Licht kamen: 

Statt, wie geschätzt, 80 Mio. DM 


ar ir ka 


Beides: 1 


stematische „Bereinigung“. Vor allem 
„reinigt“ man sich von „überzähli- 


Ben” Arbeitern. 


Deutsche Verlagsanstalt 
450 Entlassungen geplant 


Unter dem Vorgänger Weygandt's 


in der Geschäftsführung, Eugen Kurz, 
verkaufte die DVA ihren gesamten 
Anteil von 86,5 % an der Stuttgarter 
Zeitui 
der DVA ca. 60 Mio. DM ein. 


rlags GmbH. Das brachte 
Heute besteht „die DVA aus dem 


Zeitschriftenverlag, dem technischen 


Ende September erfuhren die 750 Arbeiter und Angestellten der Deutschen 


Verlagsanstalt GmbH, Stuttgart, (DVA), daß 450 von ihnen — 


als Weihnacht 
sollten. Wie der damalige 


der Kı 


auf einer Betriebsversammlung am 21.10. verkündete, wollte das „Manage- 


ment” den technischen 
schließen 

Daraufhin führten die 
beiter stellten die M; 


(vor allem die Druckerei) zum 31.12.1974 


Iten am 25.10. einen Sitzstreik durch. Die Ar- 
ab. 500 DVA. versammelten 


sich zu 


aier Frotstkundgebung, im Hol und 18 Ieliende Angeaslite der 
Geschäftsleitung eine „Petition“ (Bittschrift), in der sie die Fortuhrung des 


technischen Betriebs erbaten. 


der „Bereini 
des techni 


Betrieb, dem Fach: und Sachbuchver- 


gewissermaßen lag, dem DVA-Lehrmitteiring/Lehr- 

talisten — ihren Arbeitsplatz verlieren rechnologie und einigen direkten 
‚der DVA den „leben Mitarbeitern“ Töchtern wie  Hippokrates Verlag 
und der Versandbuchhandlung 


Krebs.“ („Exptess”, 15.11.1974) 


‚Als nächster Schritt auf dem Wege 
ing” ist die Sullegung 
ın Betriebes schon in 
iommen. Die Technik der 


griff . 
DVA besteht im wesentlichen aus 


einer der leistungsfählgsten Großdruk- 


In einer Reihe von Stuttgarter Betrieben kam es zu Solldaritätsstreiks. Ca. 80 
Vertrauensleute aus verschiedenen Druckbetrieben der Stadt trafen sich, um 


j . Die gekündigten die 
wegen der „Petition” und Äußerungen in der Öffentlichkeit vefenert worden 
waren, 


diskutieren und um über Kampfmaßnahmen zu beraten. Man 
29.10. eine Protestdemonstration, an der sich ca. 2.000 


„sind inzwischen wieder eingestellt worden. 


Die Stillegungspläne bei der DVA 
wurden den Arbeitern und Angestell- 
ten zu einer Zeit bekanntgegeben, in 
der die bisher größte Massenarbeitslo- 
sigkeit seit Nestehen der BRD auf die 
Arbeiterklasse zukommt. 

Für die im Stuttgarter Raum le- 
enden Druckarbeiter kommt noch 
verschärfend hinzu, daß die Konkurse 
und Schließungen einer Reihe großer 


Druckbetriebe (Union Druckerei, 
Druckerei Herget und die Großdruk- 
kerei Stähle & Co.) in den letzten 


zwei Jahren die Hälfte (!)der 
‚Arbeitsplätze im Druckgewerbe die 
ser Region von den Kapltalisten ver- 
nichtet worden sind, 

Das Stuttgarter Arbeitsamt erklär- 
te, es seien im Umkreis von 100 km 
Druckerei-Facharbeiter mehr 
unterzubringen. 

Für die gesamte BRD erwarten die 


Kapitalisten: „Erwa 900 Betriebe mit 
Beschäftigten, davon 165 Be 
friehe mit 7.000 Beichaftigten in 


ıyern, müssen in den nächsten 3 


.i für Bücher und Zeitschriften in 
IRD. 
Als 


Jung“ für die geplante 


Stillegung dient auch im Fall der DVA 
der stereotype Hinweis auf die „ex- 
plosionsartigen 

der letzten Jahre“; es die 
„Norwendigkeit, zugleich verlegen 
bringende Verlagsobjekte vom Pro- 


Kostensteigerungen 


— wie nur technisch Umsatz 


gramm absetzen zu missen.” (0 


Jahren damit rechnen, ihre Pforten 
zu schließen (...) Diese sehr pestimi- 
stische Prognose gab Dr. Eberhard 
Kossack (Institut für Wirtschaftsana- 
Iyse und Unternehmensberatung) vor 
dem Verband der Bayrischen Druck- 
industrie e.V. Bezirk München“, 
(„Süddeutsche Zeitung”) 

Bei ca. 200,000 Beschäftigten in 
der westdeutschen Druckindustrie 
liefe diese Einschätzung darauf hin 
aus, daß jeder fünfıe (20%) den Ver- 
hust seines Arbeitsplatzes zu befürch- 
ten hätte, 

In den ersten sschs Monaten die: 
ses Jahres verloren bereits 7.000 Ar- 
iter bzw. Angestellte dieser Bran- 
che ihre Arbeit 


Was ist die 
Deutsche Vorlagsanstalt? 


Die DVA ist kein Einzelunter- 
nehmen, sondern befindet sich mehr- 
heitlich im Besitz des schwäbischen 
Kapitalisten-Clans Bosch, Als Teil des 
Bosch-Konzerns betreibt die DVA seit 
gut einem halben Jahrzehnt eine sy 


Schulden stellte sich ein Ausmaß 
von 600 Mio, heraus, 
© Noch im Sommer kaufte Stumm 
mit gelichenem Geld für mehrere 
Hundert Mio. DM Öl aus der Sowjet« 
Union. 
@ Der Ölumsatz 1973 hätte eigent- 
lich einen Gewinn von 50 Mio. DM 
ringen müssen - in den Büchern 
waren es aber nur „wenige Millionen” 
© Die Deutsche Gerätebau hatte für 
36 Mio. DM Benzinzapfsäulen auf 
Halde produziert — dies war nur 
dadurch möglich, daß bis kurz vor 
dem Vergleich noch Kapital ‚nach- 
geschoben’ wurde - so daß hier 
ein Vergleich „sehr schwierig" ist. 
© Last not least wurde ein Papier 
efunden, in dem der fristlos ge- 
kündigte Vorstandsvorsitzende Lutz 
kurz vor seinem Abgang einen Ver- 
kauf der Stumm-AG vereinbarte — 
nur mit einem ganz anderen Käufer 


..  Kriminaltango . «» 


In dem Kaufvertrag waren „Lutz und 
der Stumm Aufsichtzatsvorsitzende 


Josef Rust - der auch dem VW* 
Aufsichtsrat präsidiert — _ sowie 
Franz von Martinitz, der Vertraute 


des Stumm-Clans, mit dem Berliner 
Rechtsanwalt Professor Wilhelm Nor- 
demann, der eine ungenannte Interer- 
sengruppe vertrat, im Frankfurter 
Airport-Hotel über den Stumm-Ver- 
„Spie- 


Diese Enthüllung brachte 
High Life in die Vorstandsetagen 


und Schreibbüros der Preme. Das 
' „Manager-Magazin” fand als tes 
eine ‚heiße Spur" und meinte, die 
rumänische Regierung (!) habe 
Stumm gekauft. Diese ”s dann 
aber doch nicht und so allmählich 
ächälte sich ‚Einiges’ heraus — der 
1, Käufer war ie Sicher- 


„Einer der Großen unter den Ban- 
'kiers hüllt den Inhalt des Skandals in 


eine Münchhauslade: Das Srumm-Ma- 
nagement wollte sich am eigenen 
Zopf aus dem Dreck ziehen. Ein 
änderer Finanmann sekundierte 
‚Daran, daß Stumm-Handel sich über 
Dritte selbst kaufen wollte, gibt er 
doch wohl kaum noch Zweifel.” 
(„Spiegel”, 28.10.) und 

„Das einzige Geld, das von der 
‚Nordemann-Käufergruppe für den Br- 
werb der Stumm-Konzern-Mehrheit 
Aeflonsen var, ammıe vom Stumm: 

’onzern selber" (-do-) 

Dieser ‚Selbstkauf” war genau ge- 
plant; „für Öl-Termingeschäfie hätten 
ste sich von den Banken Millionen- 
ummen zwammengepumpt, Durch 
weit hinausgeschobene Zahlungsziele 
hätten sie sich das Geld kuräfristig 
einstecken und in dieser Zeit über 
Spirra und Schweizer Banken den 
Stumm-Konzern erwerben. wollen.” 


tsvorsitzender 
sollte dann Knut von Kühlmann- 
Stumm werden - man sieht, die 
Prominenz ist vertreten. 

., „in der Tat, ein Wirrwarr, zwei 
Käufer, verschenkte Aktienmehr 
ten, manipulierte Buchführung und 
irgendwie reimt sich das alles zu- 
‚sammen: 


Ein Konzern 
wird ausgeschlachtet 


Die Stumm-AG war, das machen 
die sinkenden Dividenden deutlich, 
bereits seit ingerer Zeit finanziell am 
Ende. So wie es aussicht, haben die 
ehemaligen Eigner, aso der Stumm- 
‚Clan und Otto Wolif von Amerongen, 
angesichts dieser Situation den 
ten Konzern nach Strich und 
ausgeschlachtet 

$o ist es erklärlich, daß von den 
50 Mio. Ölgewinn in den Büchern nur 
einige Millionen” vorhanden sind — 
der Rest wurde wohlweislich zur Sei- 


sam- 
'aden 


ed: Es ist auch anzunehmen, 

daß der a 

Beer 
= 

dubiosen Zwischenhändler (oder auch 

irgendeine andere Firma des Kon- 


Weygandt laut „Südd, Zeitung“ vom 

30.10.74). 

® Würde man die Druckaufträge an 
Fremdfirmen vergeben, könne man 
bis zu 40% der Produktionskosten 


sparen. 
© Dieser Hinweis Weygandt's ver- 
dient noch in anderem Zusammen- 
hang besondere Beachtung. 

Die Mentalität, mit der Kapitali- 
sten bzw. ihre Helfer z.B. Stllegun- 
ın wie diese betrachten, zeigt ei 
ußerung, die der Justiziar der DVA 
Fagenüber‘ Betriburäten __ machte 
„Gott sei dank hat der Unternehmer 
Immer noch das Recht, seinen Betrieb 
bis zum Bankrott. herunterzuwirt- 


schaften, ohne daß der Betriebwrat 
dreinreden kann.“ („Spiegel vom 
28.10.74) 


DVA - ein Paradebeispiel kapi- 
talistischer Rationalisierung 


Die eingangs erwähnten Konkurse 
roßer Druckereien im Stuttgarter 
sum mit all ihren verheerenden Fol 
‚gen für die Arbeiter und Angestellten 
— ebenso wie die geplante Sullegung 
‚der DVA-Technik — stehen in eng- 
stem Zusammenhang mit der Errich- 
tung eines gewaltigen Druckzentrums 
in dieser Region, 


Eben dieselbe Stuttgarter Zeit 
verlag GmbH, die 1970 von der DVA 
abgestoßen wurde und die heute vom 
‚ehemaligen DVA-Geschäftsführer, 
Eugen Kurz, geleitet wird, baut be- 
sagte neue Großdruckerei in Stutt- 
‚gart-Möhringen. Vorerst sind 220 
Mio. DM dafür hen. 1976 soll 
der Betrieb die Produktion aufneh- 
men. Die Stuttgarter Zeitungsverlag 


GmbH ist w.a. maßgeblich an der 
Pressekonzentration in Süddeutsch- 
land beteiligt 


„Während die DVA-Geschäftsfüh- 
rung noch jeden Zusammenhang zwi- 
schen der Stilegung und dem Druck- 
zentrum der ‚Stuttgarter Zeitung‘ be- 
reitet, mehren sich die Anzeichen 
für das Gegenteil. So wurde die mo- 
dernste Maschine der DVA, eine Rol- 
len-Offset, bereits an die ‚Stuttgarter 
Zeitung‘ verscherbeit. Sie ist vorläu- 
fig noch in Stuttgart-Eltingen ntatio- 
niert. Die Arbeitsverträge der dorti- 

Drucker sind bis 1976 befristet, 
ir zur Inbetriebnahme des neuen 
Druckzentrums.” („Unsere Zei 
5.11,74) 

Von diesem neuen Druckzentrum 
haben die Stuttgarter Drucker bisher 
„nur“ die ersten Auswirkungen hin- 
‚nehmen müssen. Daß mit der weite- 
ren Vernichtung von Arbeitsplätzen 
in der Branche gerechnet werden 
muß, ist mehr als wahrscheinlich. Die 
supermodernen Maschinen, die dort 
zur Anwendung kommen werden, 
sind nicht nur ungleich leitun 

ır als die in den herkömmlichen 

tuckereien, sie sind auch viel weni“ 
„arbeltsintensiv”, d.h. sie können 
weniger Arbeitern betrieben wer- 


Darin I 
kapitalistischen 
weniger Anl 
schneller zu 

‚überftüsiigen" A 
auf die Straße, 


t ja auch der Zweck der 
tonalisierung: mit 
tern mehr und 
roduzieren, Die 
it fliegen dann 


Zur Rolle der „Leitenden” 


Die ungewöhnliche Publizit! 
‚der Fall der DVA in der bürgerli 
Presse gewann, ist nicht zuletzt 
auf zurückzuführen, daß “ über 
beste Me (1) der Stillegung im 
BON Mkhedemeni" zu Ausehanter: 
setzungen pekommen war, de zudem 
noch pubuk wu 

Zuminde 


die bürgerliche 
im Management 
dankbar aufgegriffen, um vom eigent- 


N mare ann 


Pe BEE 
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CHEN RATIONALISIERUNG! 


zerns) einige Gelder gebracht hat. Der 
‚bsohte Clou ist aber wohl der Seitst- 
kauf. Da pumpt sich das bankrotte 
Unternehmen einige Millionen zusam 
men, schiebt diese einem Strohmann 
(Nordemann) zu und der „bezahlt” 
‚damit den Konzern. Das Geld bekom- 


men die Eigentümer, die damit um 
<a. 25 Mio, DM reicher sind. Die 
lückenhafte Buchführung verhindert 
dazu, daß derartiges nachweisbar ist. 
Nachdem so aus dem Konzern 'raus- 
gehalt wurde, was drin war! werden 
urzerhand die Aktienpakete ver- 
schenkt und man ist den Laden auf 
„saubere” Art los Mabanaft, der 
Beue Besitzer, meldet sogleich den 
Vergleich an (d. h. nach gütlichem 
Einvernehmen bekommen die Gläu- 
biger einen Teil ihres Geldes), der 
"ich jedoch mangels Mae schrschnel 
onkums entpuppt es wird 
nur noch das Vorhandene verscher- 
belt und der Erlös an die Gläubiger 
verteilt). Auch hier ist ein weiterer 
„Trick” zu vermuten. Verkauft wer- 
den demnächst die riesigen Ölbestän- 
de und die Haldenproduktion vom 
Gerätebau (Benzinzapfsiulen), in der 
Regel wird diese Konkursmasse weit 
unter Preis versteigert. Nun ist aber 
Mabanaft ausgerechnet Ölhändier und 
Tankstellenbesitzer .... Es ist wohl 
durchaus anzunehmen, daß ein Zu: 
sammenspiel auch zwischen Mabanaft 
und dem Stumm-Clan bestand. 
So haben sich ale beteiligten Ka- 
an der Beuteschlacht des 
Stummkonzerns gesundgestoßen und 


lichen Punkt, den 40 bedrohten Ar- 
beitsplätzen der Arbeiter und Ange- 
stellten und deren Kampf gegen die 
Stillegung, abzulenken. Stattdessen 
wurde der Fall DVA mehr und mehr 
zu einer story, gemacht, in der die 
leitenden Angestellten (LAW) die 
Hauptakteure und die Hauptbetrof- 
fenen abgaben, 

Auch war man sichtlich bemüht, 
den Herren LA’s ein fortschrittliches 
Image zu verpassen. Selbst die „UZ" 
der DKP und der „Express“ des So- 
zilistischen Büro ”(SB) Offenbach 
mochten da nicht fehlen. Die „UZ" 
verstieg sich gar zu der kühnen Be- 
hauptung, die Herren LA's hätten 
sich im Kampf mit den Arbeitern und 
Angestellten solidarisiert 

4 genauerem Hinsehen bleibt 
von der „Fortschnittlichkeit” der 
LA’s nicht viel übrig, 

‚Vor allem die oft verbreitete Be- 
hauptung der LA’s verdient Mißtrau- 
en, man habe von der geplanten St: 
iegung keine blasse Ahnung gehabt, 
und sei im übrigen strikt dagegen. 
Besonders laut tritt der Verlagaleiter 
des Zeitschriftenverlags, Hans Erb, 
mit solchen Äußerungen in der Öf- 

uf, 2.B. gegenüber der 
„Frankfurter Rundschau“: „ .. ein 
Unternehmen wie die DVA sieht in 
der Öffentlichen Pflicht und trägt 
eine hohe sonlale Verantwortung, die 
hier nicht erfüllt wurde 

Dem sieht die weitaus glaubhafte- 
re Versicherung Weygandt's gegen- 
über, insbesondere Erb habe, sehr 
wohl die Stillegungspläne gekannt 
und „sich vorher noch für die Lösung 
vom technischen Betrieb (prich LI 
quidieru uprochen”. 

‚Auf alle Fälle sind nun, nach dem 
Rücktritt von Weygandt und der Auf- 
'hebung der Kündigung gegen Erb und 
weitere LA, Lrds Aufstiogschancen 
im „Management” nicht schlecht. 

Für die Arbeiter und Angestellten 
der DVA sind 
allem In der nächsten Zukunft — 
nicht ungefährlich, weil sie durch 
„Petition”, „Solldarisierung”, „frist 
lose Kündigung“ bei den 450 tatsäch- 
lich Betroffenen eine gewisse Vertrau 
haben, die diese 
LA's zu idealen Akteuren für neuer- 
liche Betrugmanöver gegen Arbeiter 
und Angestellte macht 

Denn die „Aussetzung” der Stille: 
gung bis zum 31, März 1975 kav 
nur als taktischas Manöver, nicht aber 
als erster Schritt aur Abkehr von den 
Stillegungsplänen angeschen werden. 


noch schnell vor dem totalen Zusam- 
menbruch zig Millionen auf die Sei 
gechafft. Die durch verursachten 

hulden kratzen sie ja nicht, da beim 
Konkurs ohnehin nur bezahlt wird, 
was noch vorhanden ist. Derartiges 
ist durchaus nicht neu, man denke nur 


AND DAN VERS N, 
pn Pie AnTian .. uno 
IND AUS DEN SCHNEIDE, 

ri 


‚ger Schlicker-Werft — wo Schlieker 
durch dubiose Transaktionen auch 
noch irrsinnige Gelder auf seine Seite 
schaffte. 


Die einzigen, die sich an dieser 
Beuteschlacht nicht gesundstoßen 
konnten, auf deren Rücken vielmehr 
das ganze ablief, sind die Stumm-Ar- 
beiter, die jetzt auf der Straße sitzen. 
Eines wird deutlich hieran: daß es den 
Kapitalisten nicht um irgendeine „Er- 
haltung von Arbeitsplätzen” geht, 
sondern daß Betriebe und sogar ganze 
Konzerne für sie nur manövenierlähige 
Kapitalmassen sind — die, wenn sich 
die Weiterführung nicht lohnt, mit 


geld gemacht werden. In der Regel 
Eeschleht dies Kaum in derart offener 
u ze Er Pe an 
.m über die Abschreibungparage- 
phen und Investiionshilfen ei 
Mittlerweile hat sich auch die 
Stautsanwalschaft eingeschaltet, mit 
Sicherheit wid da zwar nichts nme: 
kommen — man darf aber wohl ge- 
spannt sein, was vom Clan der Gak 


alles ans Tageslicht = 
KB/Gruppe Hamburg. 


Die Rolle 
‚der IG Druck und Papier 


Daß die Stuttgarter Arbeiter auch 
in den weiteren Kämpfen im wesent- 
lichen auf sich selbst angewiesen sind, 
d.h. von ihren höheren Gewerk- 
schaftsfunktionären keine Unterstüt- 
zung erwarten können, wird "u.a 
deutlich, wenn man im Zentralorgan 


der DruPa folgendes vorgesetzt be- 
kommt: „Der Kampf der Arbeitneh 
mer (gegen die Entlassungen bei der 


DVA) u ein verzweifeiter. Nur guter 
Wille bei den Unternehmern könnte 
Dhn zum Ziele führen.“ („20“. 11/11) 
"Auch Äußerungen von höchsten 
Stuttgarter DruPa-Funktionären gin- 
jurch die Presse, wonach die 
‚nicht »0 dumm“ wäre, in 
einer söichen Situation 
der DVA, zum Streik zu mobilisieren. 
Das könne nur einen Sozialplan ge- 
fährden bzw. müßte die vielleicht 
noch bestehenden Einigungschancen 
(mit den Kapitalisten) vollends zu- 
nichte machen. 

‚Aus Westberlin sind Bitt-Telegram- 
me an die Kapitalisten bekannt, mit 
denen die dortige DruPa-Führung die 
Schließung des Druckhauses Tempel 
hof „verhindern“ wollte. Daß solche 
Späße den Kapitalisten bestenfalls 
ein müdes Lächeln abringen, wissen 
ie DruPa-Führer sicher am’ besten. 


‚Auf die eigene Kraft besinnen! 


Trotz dieser Behinderungen durch 
DruPa-Führung machen die Solidari- 
tätsstreiks in anderen Stuttgarter Be- 
trieben, die Zusammenkünfte der 
Vertrauensleute, die Demonstration 
von mehreren Tausend Arbeitern und 
Angestellten und nicht zuletzt die 
Kumpfiktionen der DYA-Kolleen 
sabst, deutlich, daß es Ansätze 
eine Überwindung der betrieblichen 
Inolierung gib. Da ist um 10 bedent- 
samer, weil gerade in einer Situation, 
in der die Mamsenarbeitslosigkeit stark 
zunimmt, die Kampfbedingung für 
die Arbeiterklasse ungleich schwerer 
aind, 

Insbesondere die „Aussetzung“ der 
Suülegung bis zum 31.3.75 — auch 
wenn darin vor allem ein taktisches 
Manöver der Kapitalisten zu schen 
ist — wäre ohne die Kampfaktionen 
der Stuttgarter Arbeiter und Ange 
stellten niemals erreicht worden. ® 


Druckkomitee KD / Gruppe Hamburg 


— die Firma 


Verschärfte 


Rationalisierungswelle 
jetzt auch in Hamburgs 
Metallindustrie ! 


Hamburgs Metallindustrie war von den deutlich erkennbaren Folgen (Arbeits- 
losigkeit, Kurzarbeit) der Rationalisierungspolitik der Kapitalisten bisher noch 
wesentlich verschont worden. Ausnahmen bildeten die Maschinenfabriken 
kriminellsten Methoden noch zu Bar- Bötrcher und Gessner (die im Frühjahr stillgelegt 

wurden entlassen) und Heidenreich & Harbeck (wo seit Jahresmitte im wesent- 
lichen Angestellte entlassen werden). Das heißt allerdings nicht, daß nicht 
auch in den Hamburger Betrieben schon seit längerem rationalisiert wurde. 
Erst in den letzten Wochen wird dies i 

Zugenommen hat vor allem die Kurzarbeii 


— bei Hanomag-Henschel in Harburg. 


— Kurzarbeit und Entlassungen bei Valvo/Philips (über diese beiden Betriebe 


berichteten wir im letzten AK). 


— Kurzarbeit und Entlassungen bei SE-Fe 


Dies 


spektakulären Mi 


- Ge ‚Schulz wurden entlassen, 
Scheint Allerdings erst der Anfang zu sein. Bisher ist es noch nl 


2 Eatemungen ei Meuserschmidt-Bölkow-Biohm [MBB), 


Vielmehr vollziehen nich die 


'hend”. Da werden einzelne Abteilungen 
ft und auf einmal fehlen ein oder zwei Kollegen 


lassen. Auf 


diese Weise will beispielsweise DEMAG-Conz mit einstmals mehr als 1.000 
Beschäftigten am Jahresende nur noch 900 Beschäftigte haben. 


Dieses Ve 


den Die Feige 


sind enorme $ı 


/Orchen ist typisch für die Rationaliierungspoliik der großen Kon. 


zerne (DEMAG — oder beispielsweise Thyssen im 
bei SE), die systematisch Abteilung für Al 


«Bi 
Neben dem Kampf gegen Kurzarbeit und Mamenenturungen mat zuch de 
diene Art des Kost en Betrieben en E 

erung der Arbeitshetze, Anstieg der Arbeits. 


hetze, Unfälle und zunehmende Konkurrenz der Kollegen uptereinander. 


In den meisten Fällen ist 


Iassungen, die Verschärfung der Arbeitsituation 
daß sich Widerstand dagegen regt, 


fenen, daß es sie ja nicht treffen 
‚die Solidarität mit den von Ent 


Ent mössen gemeinsam 
Köune uch a einzelne: vor den Folgen 


Kampf der A: 
Kamahf der Lopitalistischen Rational 


Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


Seit Anfang Oktober arbeiten die 
Arbeiter kurz, Anfang Dezember fol 
gen die Angestellten. 

Im Zweitwerk Jarrestraße wurden 
bereits vier Kolleginnen aus Ratior 


Inefungserönden gefeuert, weitere 
m bei sioten folgen. 
ein (ypischer Fall, wie die 


Großkonzerne die Rationalisierung 


durchführen (in diesem Fall der 
Linde-Konzern). 

In diesem Jahr wurde die Produk- 
tion und der Umsatz um über 10 % 
gesteigert, die vorher eingeplante Pro- 
duktionszahl wird erreicht, Aufträge 
liegen bereits bis März 1973 vor. 

"Noch bis zum Sommer wurden in 
den heute von Kurzarbeit betroffe 
nen Abteilungen Überstunden ae 
macht und die Geschäftsleitung übte 
verstärkten Arbeitsdruck auf die Kol 
legen aus. Bel vielon sammelten sich 
dadurch zusätzliche Stunden an, die 
sie nicht abrechnen konnten und die 


'und den Unfallgefahren! 


jen Betrieben die Situation so, daß die Ent 


hingenommen werden. ohne 
Vielmehr hoffen dis nicht Betrof- 
ist in den ten für 
ten Kollegen zu 


‘der kapitalistsichen Rationalisierung 
der Absichten und Ziele 
ftigkeit und Arbeiterfeind- 


sie dafür in der (Werk)Bank haben. 

Gleichzeitig wurde schärfstens ta 
tionalisiert: 

‘Von Frühjahi bis zum Sommer 
wurde der größte Teil der Akkord- 
Vorgabezeiten überprüft. Dabei wur. 
‚den die Zeiten im Schnitt um 40%, 
in einzeinen Fällen sogar um 75 % 
gesenkt. 

Neue Maschinen wurden einge 
führt, durch die Arbeitskräfte „über. 
flüssig” wurden. Per Aushang befahl 
die Geschäftsleitung, sparsam mit 
Werkzeug und Material umzugehen. 
Dadurch müssen jetzt auch Schrott 
und Reste verarbeitet werden, was die 
Einhaltung der Zeiten zusätzlich er 
schwert. 


Eingeschränkt wurden auch War- 
tung und Reparatur der Mi 
Maschinen werden 


sich dadurch. 

Widerstand 
genen die ve tik der Un 
ternehmensleitung. Als die Geschäfts 
leitung sich weigerte, die Stunden, 
die sich in der Dank angesammell 
hatten (das sind Stunden für bereits 
agleistete Arbeit) voll zu bezahlen, 


wurde, 700 Beschäftigte 


vielen Betrieben offensichtlich. 


Seit einigen Tagen laufen im Ham- 
burger DEMAG-Werk CONZ vier Ver- 
treter der Konzernleitung rum. Ihr 
Auftrag: das Werk nach weiteren R: 
tionalisierungsmöglichkeiten zu 
durchforsten. 

Vorbild für diese Herren zus Duis- 
burg scheint das Werk Bergzabern zu 
sein, in dem der DEMAG-Konzern in 
den letzten vier Jahren die Bekeg- 
schaft um 40 % verringerte, während 
gleichzeitig die Arbeitszeit pro Pro- 
duktionseinheit von 10 auf 5 Stunden 
gesenkt wurde. 

Bei CONZ sind bereits spürbare 
Folgen der Rationalisierung erkenn- 
bar. 

im Wochendurchschnitt flättern 
‚dem Betriebsrat. bexeils jetzt schon 
fünf bis zehn Kündigungen auf; den 
Schreibtisch. Während an’angs fast 
nur = sogenannte _ „Mir derleister" 


Char 'ehlzeiten oder 
a 
 mangel” als Grund 

DE Ende 2er hal alten zu: 
—__— 

Ende des ); ‚sollen aus 
einstmals mehr als 1000 Beschäftig- 
ten 900 werden. Die Geschäftsleitung 
‚hat bereits genaue Pläne darüber er 
‚stellt, wer wo entlassen wird. 

Im Betrieb laufen Gerüchte um, 
1 SS 

Vor vllem spart CONZ bei den So- 
nialleistungen und der Arbeitmicher 
SErEEe 
‚den auf ein Mindestmaß eingeschränkt, 
Se 
De ee 
en 
Duschen. Der Bau eines Fahrstuhls 
Ten 
Be 
Eee 
die notwendige Lärmbekämpfung und 
durchgeführt. 

EI 
= een 
ua 

Das macht deutlich, dad DEMAG 
 e 


‚der Arbeiter und Angestellten ver- 
bessern will. 


protestierten die Kollegen einen Ian- 
des hiengegen. Den Sprecher dieser 
Gruppe von Kollegen entich die Ge 


isleitung daraufhin fristlos. Un- 
ter Androhung von Polizeleinsata 
mußte er das Werk verlasen, d 


seine Kollegen „negativ beeinflußt 
habe und den „Betriebsfrieden” störe. 
Die Kollegen seiner Gruppe haben 
daraufhin sofort eine Unterschriften“ 
ammlung für ihren entlamenen Kol- 
legen gemacht. Ebenfalls haben Ar- 
beiter einen Prozeß gegen die Firma 
angestrengt, damit ihnen die Bank- 
stunden bezahlt werden. 

ind des betroffenen Kolle- 
‚die Gruppe von sich aus 


‚duktion der Fahrzeuge 
neun gesenkt. 

Im ganzen Werk läuft mittlerweile 
eine Unterschriftensammlung für eine 
Betriebsversammlung. 

Hier wird es darum gehen, weltere 
;emeinsame Maßnahmen gegen die 
ationalisierungspolilik bei SE zu 

beraten und die Rücknahme der po 
Ntischen Entlassung zu fordern. @ 

Genossen von 
KD/Gruppe 


Hanomag in Harburg fünf 
schwere Arbeitsunfälle, 
Kin Kinfahrer prallt 
Kinfohrtahree pnchrank 
interm Werk mit 
1 Denlox rumanen und m 
sofort ins Krankenhaus cin 


jerei geriet eine jugos- 

in mit der Hand unter 
eine 80 1-Preme, ihr wurden drei 
Finger abgequelscht. Ursache war ein 
ungssichertes Luftventil, diesen war 
irrtümlich umgelogt und infolge des 
Druckabfalls sackte die Maschine ab, 

‚Ebenfalls in der Stanzerel wurde 
nur Tage später einer anderen} 
lawischen Kollegin ein Finger a 
schnitten, als sie das Material aus 

'm Schneidewerkzeug nehmen woll- 
te. Ursache: die Maschine hatte einen 
Defekt und lief urplötzlich im Dauer- 
Iauf anstatt im Einzelhub. 

In der Mantelrohrfertigung kam 
ein Kollege mit einem Finger in eine 
Bohrmaschine, der Finger wurde fast 

getrennt 

Inder Verladung wurde einem 
Kollegen vom Gabelstapler eine Hand 

jerissen, als er in aller Eile von der 

‚dem Stapler befindlichen Kiste 
noch einen Zettel abreißen wollte. 
In diesem Moment _transportierk 
der Stapler die Kiste hoch, 

Dem Kollegen mußte der gesamte 
Atım abgenomimen werden, 

Diese schweren Unfälle ereigneten 
sich in einem Zeitraum von nur vier 
Wochen und Tetztlich alle auf 

järsträubenden Arbeitsbedin- 
‚gungen und vor allem die Akkord- 
hetze zurückzuführen. 

Es ist beispielsweise wohl einmalig 
in einem Autowerk, daß die Einfahr 
strecke nicht auf dem Werksgelände 
liegt. sondern über Öffentliche Stras- 

> Di venpwowene won vi 
in einem Autowerk, daß die Einf 
strecke nicht auf dem Werksgelände 
legt, sondern über Öffentliche Stras- 
sen und einem unbescl Bahı 


überg: erhin sind die 
Einfährfohrzeuge noch nicht 10078 
auf Fahricherhei geprüultt) 

Ebenfalisdie beiden schweren Un- 
fälle in der Stanzerei sind vollständig 
auf die Arbeitsbetze und die kat 
strophalen Arbeitsbedingungen zu- 
ückzuführen, Einerseits ind die Mar 
‚schinen uralt (ab Baujahr 1944), 
funktionieren nicht mehr überall so 
richtig — 


‚genommen, während die Maschine 
och Haft. Kommt es dann infolge 


‚schnell,der Ofen aus‘. Verschärfend 
kommt dazu, daß öfters an sicher 
heitswidrigen Vorrichtungen und de- 
fekten Maschinen gearbeitet werden 
m 

So mußte erst kürzlich ein Kollege 
an einer Maschine arbeiten, bei der 
die Kupplung kaputt war (die Ma- 
schine drehte mehrmals durch) - er 
sollte halt ‚aufpassen‘. So gibt es 
Vorrichtungen bei denen der Abfall 
(charfkantig und spitz) [rei und un- 

'hindert in der Weltgeschichte rum- 
fiegt — wer hier nicht aufpaßt, kann 
sehr schnell so'n Ding abbekommen 


Nicht die Kollegen — 
sondern die Kapitalisten 
ragen die Schuld! 


Nach den 0.4. schweren Unfällen, 
ging natürlich sogleich. die Suche 
nach dem ‚Schuldigen’ los, die Ge- 
schäftsleitung hatte diese auch schnell 
bei der Hand. 86 war der Kollege, 
dem vom Stapler die Hand abgerisen 
wurde, 

50 halte beten Arbeitsunfa an 
der 80 1-Presse der Kollege schuld, der 
irtümlich das Luftventil umgelegt 
hatte. Kein Wort davon, wieso denn 
der Kollege (obwohl er die Gefahr 
kennt) durch den Staple 
kein Wort vom 
vontil (Dieses wurde erst 
tive des Meisters und 
beseitigt!) 

ia ist aber in Wahrheit so, daß den 
Kollegen nicht der geringste Vor- 
Wurf gemacht werden kann. Die 
Schuldigen an den Arbeitsunfällen 
sind eindeutig diejenigen, die die 
Verantwortung für die Arbeitshetze 
und die haarsträubenden Sicherheits 
bedingungen irgen = und dies sind 

pitalsten. 

ei Hanomag kommt spoziell hin- 

zu, daß die jüngsten Unfälle im di 
rektem Zusammenhang zur derzeit 
onaliserungspolitik des 
n2-Konzern stehen. Die 
nicht von un- 
sondern sie kommt, well 
er versucht, mit dieser Arbeits 
hetze die Stückzahlen der neuen 

Produktion hochzutreiben. Die A 
beitsbedingungen kommen aus dem 


jeichen Grund, es wird versucht 
um ‚teure‘ Investitionen zu vermei- 
den)an den alten und klapprigen Ma- 
schinen noch das letzte rauszuholen, 
defekte Maschinen bleiben defekt, 
damit die durch eine Reparatur be- 
dingten,Produktionsuslle verhin- 
jert werden. 


Kampf der 
Sicherheitsgefährdung! 


Es gilt neben dem Kampf sogen 
die Arbeits und Akkordhetze auch 
die offene Gefährdung der Sicher- 
heit der Belegschaft abzuwehren. In 
diesem Sinne muß dirkutiert werden, 
‚daß die Arbeit an defekten und si 
‚cherheitswidrigen Maschinen et 

abgelehnt wird, daß ı 
Senf" Beiriebvrat und $ 
heitsbeauftragte mobilisiert werden 
(die sich dann gefälligst auch für die 
sofortige Beseitigung dieser Mängel 
einzusetzen haben!) 

Stärker ins Blickfeld muß auch 
die Unfallversorgung im Betrieb rük- 
ken. So ist es kein Witz, daß der be- 
triebliche Unfallwagen für ca 
800,- DM gekauft wurde und Jedig- 
lich neue Farbe erhielt, daß Lenkung, 
Getriebe und wohl noch einiges mehr 
defekt sind, so daß der Wagen im 
Grunde gar nicht benutzt werden 

jarf!!! (und das, obwohl Daimler- 
Benz diese Wagen selbst produziert) 

So ist es ebenfalls eine Tatsache, 

‚daß sich in den Rot-Kreuz-Schränken 


in der, Regel außer cingr Hahrs nichts 
'n Abteilungen gibt es 


befindet. 1 
keine (jedenfalls keine bekannten) 
Kollegen, die mit der Erste-Hilfe-Ver- 
sorgung von Kollegen vertraut und 
beauftragt sind (So muß wegen jeder 
Sache erst zum Sani gelaufen werden.) 

"Es liegt auf der Hand, daß die Ka- 
pitalisten — wenn sie Unfälle in Kauf 
nehmen — für die Unfallversorgung 
freiwillig Auch nichts ‚locker' machen 
werden. Eben danım muß um die 

Turchreh aan erden 
nehmen — für die Unfallverso 
Frefwilig Auch nichts oeker" machen. 
werden. Eben darum muß um die 
Durchsetzung einer taisächlichen Un- 
fallversorgung gekämpft werden! @ 
Betriebszelle 


Hanomag-Henschel , 
KB/Gruppe Hamburg 


— 


a Fiogblateder Taysen AO mit 
n 
:r (berschrift: „Den Mitarbeitern 
Fe in“ 
il, im Vorwort heißt 
IDue"erte Phase Meyı hinter 
uns, "Tryssen und Rheinstahl ge- 
‚hören jetzt zusammen. Das gemein- 
same Ziel ist eine gesicherte Zu 
kunft beider Unternehmen. Der Wer 
ist klar: möglichst enger technisch- 
wirtschaftlicher Verbund der jeweils 
Apeziaierten Unternehmensberei - 


ungen, wei 
die Auslandsaktivitäten vers 

Daß hier keine leeren Sprüche 
‚gemacht wurden, zeigt auch die Ent- 
wicklung bei REK- Es wurden im 
Oktober 33 Kollegen (Leiharbeiter) 
entlassen. Ihre Arbeitsplätze wurden 
nicht neu besetzt, die Arbeit wurde 
jedoch nicht weniger. Auch die Neu- 
aufteilung des Konzerns wirkt sich 
bei RIK aus. Das Werk Klönne in 
Dortmund (Thysen) Wurde mit der 
REK Stahlbau zummmengelegt (der 
Lohn der Kollegen wird schon bei 
Kiönne abgerechnet). Von den Aus- 
wirkungen der Zusammenlegung sind 
vorerst ca. 20 Kollegen aus dem 
technischen Büro betroffen, die weg- 
rationalisiert wurden. 

In Dortmund sollten Soo Kolle- 
gen von Rbeinstahl-Stahlbau gefeuert 
werden. Sie traten in einen I 1/2 
stündigen Warnstreik und verlangten 
Aufklärung über die geplanten Maß- 
‚nahmen (150 Kollegen wurden ent 
lassen). 

Für die Fahrtreppenmontage bei 
REK besteht schon seit Jahren der 
Plan, die Arbeit durch ein Taktver - 
fahren (Fließband) rationeller und fr 
die Kapitalisten profitabler zu ma- 
chen, Diese „Neuerung” wird wohl 
auch nicht mehr lange auf sich was 
ten lasen. Für uns bedeuten diese, 
am Profit der Kapitalisten orientier 
ten Rationalisierungenygosteigerte Ar 
beitshetze oder Verlust unseres Arı 
beitsplatzes. 

‚Auf der Betriebsversammlung 
wurde vom Betriebsrat nur mitge: 
teilt, daß für die Kollegen, die entlas- 
sen ‚werden, ein Somalplan, erste 

Knebel von der Geschäfts 
ımmerte in seinem Bei- 
chicksal der 20 Kollegen. 


Mita be 
tun 

ing das 
Auf das Mitgefühl der Geschäftslei- 


tung, die ja die Kündigungen durch- 
führt, können die Kollegen sehr gut 
verzichten. Für uns ist die umfassende 
INFORMATION ÜBER GEPLANTE 


BATIONALISIERUNGEN ENTLAS- 
UNGEN UND EVENTUELLE 
PRODUKTIONSEINSCHRÄNKUN 
GEN IM STAHLBAU interessant. 
Die bekamen wir auf der Be- 
{rieboersammiung, natürlich nich 
Diese Probleme, die uns alle beiref- 
fen, gilt es mit unseren Kol 


bei den Kollegen nicht bekannt, was 
‚der BR getan hat, um die Eitlassung 


der 20 Kollegen zu verhindern. 
KEINE ENTLASSUNGEN 
BEI RHEINSTAHL 


Betriebszelle REK 
KB/Gruppe Hamburg. 


Die westdeutsche Luft- und Raum+ 
fahrtindustrie ist aufgrund der gerin- 
gen Höhe ihrer Serien und der star- 
ken US-Konkurrenz (diese beherrscht 
z.B. über 90 % des US-Marktes und 
über 70 Mt) des europäischen 
Marktes) in besonderem Maße krisen- 
anfällig. 

Immer wieder kommt es in diesem 
Industriebereich zu Rationahsierungs- 
wellen und Massenentlassungen: So 
nicht, Starredner Bölkow wußte an- 
geblich nichts von Rationalisierungs, 
maßnahmen! !} Die „Reorganisation” 
sei erst im Stadium’der Bestandsauf- 
nahme (Was ist dies anderes als Vor- 
bereitung von Rationalisierungen ? 77) 
ind „ Beispielsweise 350 Kollegen 
bei VFW-Speyer entlassen worden; 
bei der "Aerospetinle" in Toulouse 

rankreich) stehen rund 6.000 

) Kollegen vor der Entlassung, 

il die Concorde-Produktion ein“ 
gestellt wird. 


on. 
gestellt wird. 

Zu den nächsten Opfern dieser 
Rationalisierungspolitik scheint die 
Beiegschaft des MBB-Konzerns zu 
werden — hier speziell im Unter- 
‚nehmensbereich Hamburg (MBB/UH): 

„Ei gilt vor allem die Serienpro- 
duktion kostenmäßig in den Griff zu 
bekommen”... Durch verstärkte Ro- 


Hamburger Geschäftsleitung 
dann Blohm abgelöst, an seine Stelle 
tritt der "harte Rationalisie 
missar” (Zeit, 8.11.) Bölkow 


haus wi. Böhm sch ie ie, 
sen Posten Außerst 

sim „tepe habe BO Dr unter 
Schwierige Bedingungen sehr 

die Serienproduktion der MEIO9 auf 
die Beine gestellt!” („Zeit” 8.11) 
Bölkow versteht es also, seine Erfah- 
rungen aus dem Faschismus als Ra- 
tionalisierungsexperte auch heute 
anzuwenden, 

Diese wine Erfahrungen wirken 
sich denn auch sehr schnell im Be- 
trieb aus. Bereits seit Wochen zeich- 
nen sich erhebliche Verschlechterun- 
‚sen der Arbeitsbedingungen ab: 

Durch eine neue Betriebsverein- 

barung über den Bereitschafts- 
dienst haben ca. 20 Kollegen einen 
Lohnabbau von DM 12 
men müssen. Durch St 
Entschädigungen 
he Zulagen kamen 15 K. 
fähr auf plus minus null. Den übrı 
5 Kollegen verweigerte der Abter 
hungskeiter der Werkerhaltung (WE) 
den vollen Ausgleich und will sie 
mit $0,- DM abspeisen. Verhand - 
fungen des Betriesrates blieben bis- 
lang erfolglos. Die Kollegen verwei- 
‚gen daher seit ca. 4 Monaten die 
‚Rufbereitschaft, um ihre Forderung 
durchzusetzen! 

I Ball 6 ml die ZASE 
ne” jetzt sofort nach Fertigste 
‚des Werkstöckes gleich mit zur Kon- 
trolle gehen. Früher geschah dies 
nur einmal im Monat, wodurch die 
Kollegen sich einige Zeitreserven für 
Ausgleich etc. anlegen konnten. Dies 
ist jetzt nicht mehr möglich! 


Halle 7-und 3 solen zusammenge- 
legt werden, damit in 

RIRDUS nowancı werden kann. 
Der Werkschuta ist 2.1. durch 
‚neue Leute auf 
wrd zu went 


‚mal früher gehen wollten. 


8 oder 9 von ihnen wollen entlas- 
men worden win! 

In Fuhlsböttel sind zeitweise Hei- 
zung und Licht _runtergeste 
worden, angeblich um „Kosten zu 

u 
Weiterhin hat der Dotriebarat auf 
Wunsch der Geschäftsleitung (GL) 
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eine Betriebsverelnbarung _ über 
Schichtarbeit vorbereitet und zusam- 
men mit der GL einen „Ausschuß. 
für Akkord und Rationalisierung” 
eingerichtet, der bis zum 1.1.1975 
einen genauen Plan vorkgen soll. 

Auf der Betriebsversammlung am 
12.11. wurde allgemein erwartet, 
‚daß GL und BR über diese Vorgänge 
berichten (dies war von diesen auch 
angekündigt). Dergleichen geschah 
und ähnlicher Blösinn kam von ihm. 

Stattdessen propagierte er ausführ- 
lich die „Betriebsgemeinschaft”"(man 
sieht, seine Lehren aus dem Faschis- 
mus..): „Wir müssen weltweit kon- 
kurrenafühig werden, wir..." Er appe- 
lierte an die, „gemeinsame Verant- 
wortung, die wir zu 
und den „Glauben' 

die die Arbeitsplätze 
Ien, 

Nun, die Fakten sprechen gegen 
ihn und genen die gemeinsame Ver- 
antwortung, die Fakten beweien, 
daß. hier die Konkurrenzfähigkeit 
auf dem Rücken der Belegschaft er- 
reicht werden soll, 

Auf der Betriebsversammlung sel 
er kam denn auch auf konkrete Fra- 
sen, der Kollegen nur Schweigen, 
und dies, obWohl erst einen Tag vor- 
her auf einer VK-Sitzung ganz andere. 
Töne zu vernehmen waren: da hieß 
s nämlich — 300 — 900 Arbeitsplät- 
ze seien in Gefahr! 

Und obwohl Gesamtbetriebsrat 
Schwarz sagte, „Akkord und Schicht- 
arbeit stehen erst ganz unten an, di 
betrifft nicht die Einzelnen” (ne 
die ganze Belegschaft!), steht doch 
fest, daß ab 1975 in Halle 2 Akkord 
gearbeitet wird! 


Auch war auf der Betriebsver- 
sammlung nichts von der drohenden 


Kurzarbeit zu vernehmen — „.Kurzar- 
beit droht den 4.500 Airbus'Werkern 
bei MBR in Hamburg und den 2.500 
Beschäftigten bei VFW in Bremen, 
MBB's Hauptbetrieb in Outobrunn 
'hat schon vor Monaten begonnen 
Personal abzubauen. Insgesamt be: 
trip das AirburDebakel rund 
20.000 Beschäftigte!” (Spiegel) 
‚Nach Gerüchten im Werk soll be- 
reits ab Montag, den 25.11.74 im 
Stahllager, in der Läpperel und teil- 


weise Halle 10 kı 1 - 
else Malle 10 kursgearbeiter wer 


Hier kann es nur darauf ankom- 
» gemtlem qopn di Kaya 

sten’ die Ration. aßnah » 
men abzuwehren. 

Breite Informationen der Beleg: 
schaft und ehrliche Interemenvertre- 
ter sind dabei eine wichtige Voraus 
setzung. Die führenden Köpfe im 
derzeitigen Betriebsrat werden die- 
sem Anspruch in keiner Weise ge- 
recht, dies zeigte gerade die letzte 
Betriebsversammlung. Die Aufgabe 
der fortschritlichen Kollegen muß es 
scin, im Interesse einer Abwehrfront 
genen die Kapitalisten auch für star- 
ke Intereiensvertretungen der Be- 
legschaft zu kämpfen. 

Abschließend ein Beispiel vom 
Kampf der französischen Kollegen 

2 de teplnte Entlamung von 
rbeitern: „Mit Transparen- 
ten wie "Toulouse Ohne Fiugzeugbau 


mes 


— Toulouse eine tpte Stade" 
‚Aerospetiale-Arbeiter gleichwohl vor 
die Tore, besetzten die Produktions- 

'n und setzten zwei Direktoren 
in ihren Büros fest. Erst 


KB/Gruppe Hamburg 


Krise und 


Nach neuesten Erhebungen von Be- 
trieben und allgemeinen Kranken- 
kassen ist eindeutig zu belegen, daß 
in Zeiten wirtschaftlicher Krisen 
oder konjunktureller Flauten die 


‚ken- 
kanen gründet, „ergad (sich) Ar di 
ersten neun Monate dieses Jahres 

ein Krankenstand von 6,3 Prozent; 


, in der gleichen Zeit des Vor 


hatte er bei 6,94 Prozent 
FAZ”, 27.11.74), a 

Das heißt: die „Krankmeldungen” 
sind im Vergleich zum Vorjahr um 
runde zehn Prozent gesunken (diese 
Marke bestätigt auch eine Erhebung 
der Allgemeinen Ortskrankenkasse, 
wenzgleich auch mit anderen Zahlen 
für ihren Bereich: „FAZ", 27.11.) 

Eine noch deutlichere Sprache 
diese globale Übersicht sprechen 
Untermichungsergebnisse aus des 
‚Kurzarbeit und Entlassungen bi 
sichlich betroffenen Branchen und 
Betrieben. Danach ergeben sich z.B. 
in folgenden Betrieben der wesideut- 
schen Automobilindustrie für die 
ersten neun ‚Monate dieses Jahres 
gegenüber dem Vergleichszeitraum 
des Vorjahres: 


© VOLKSWAGEN-WERKE 
„von 7,28 auf 3 Prozent (1) 
© OPEL-WERKE 
+ von 9,83 auf 6 Prozent (!) und 
© FORD-WERKE 
- von 6,68 auf 5,33 Prozent. 


At. „FAZ", ebenda) 

Ebenso alarmierend ist die von 
‚der AOK gelieferte Information, daß 
seit dem Juni dieses Jahres die 
semelderen Krankheiten 
„bei Frauen stark rückläufig it, wäh 
rend sich in der Zeit davor stets mehr 
Frauen als Männer krank gemeldet 
hatten" („EAZ", ebenda). 

Das Gegenbeispiel (für den Zu 
sammenhang von Arbeitslosenzahlen. 


Krankheit 


‚meldeten Krankheiten in den 
verschiedenen Tndustnen) hate die 
Partewerke Hoschet, die ee ht 
50 prekre allgemei 
Bann Dort ging „die eher 
meldungen pi 


‚Sub „auch im Jahre 1974 ie 2 


un [1 Inden Bere. 
Bender hunde 

gen“ sei! Ein Zusammenhang zu den 
Arbeitslosenzahlen (die sch In die. 
‚sem Winter in der BRD der eine Mil- 
lion-Grenze nähern dürften) wird nur 
insofern hergestellt, „daß 
‚meinen bei Entlassungen die 

ren {!) Arbeitskräfte” wilft — und 
schließlich daß „es denkbar (sei), daß 
viele Arbeiinehmer während einer 
‚Kurzarbeitszeit ihre Krankheit ausku- 


Ir Wahre veräl ea ich doch 
viele Arbeiter und An- 


Leiden va ach ramschloppan: vol. 
er nicht mehr ht a 
Bechehungarn je Bu ine 


Pe, die Druck sul die unmlt. 
betroffenen Werktätigen und die 
Arbeiterklasse 


‚Daß das nicht ohne Folgen für 
Gerundheit der Arbaker und Anger 
stellten it, darüber besteht zı 
den bel dic side keinerlei Zwei- 


Metall-Komiteo, 5 
KB/Gruppe Hamburg 


| 
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Rationalisierung in der 


Druckindustrie: 


Süddruck dicht — 
609 Kollegen arbeitslos! 


Am #. November stellte die „Süd: 
druck GmbH” in München den Be- 


Arbeit mehr in der Druckindustrie 
bekommen. Verantwortlich für dies 


Manenen‘ ist das Verl 
a 
Hand des größt 


Wihrend” in München die K 

auf die Straße fliegen, wird 
Arbeitern des Stammwerkes in Itze- 
hoe noch zusätzlich die Arbeit aus 
Mönchen aufgeladen. 


Expansion bei Gruner + Jahr — 
‚der Anfang vom Ende! 


Die „Söädruck” stand schon des 
öfteren als Zankapfel zwischen den 
sich in immer schärferer Konkurrenz 
segenüberstehenden Druck Großkon- 
zenen. 

Bis 1965 war der Betrieb unter 
dem Namen Kindkr & Schiermeyer 
moch an G + J gebunden. 1965 


Badfte der Springer-Konzern den Be- 
irieb auf, verschacherte ihn mit Zur 
Slmmung yon G + Jan die Weipert 
Groppe die jetz das  Druckhams 
Tempelhof in West-Berlin stil 
il 1969 wollte Weipert an 


Iagenstarke reaktionäre Pop-Zeitung 
„Bravo” an den Bauer-Verlag ab. 
"Nachdem der Druck- und Medien- 


Diese Kooperation war nur ein 


Diese Kooperation war nur ein 
Zwischenspiel Der Maschinenpark 
der „Süddruck“ war total veraltet. 
Es "bedurfte neuer Investitionen. 
Gleichzeitig verschärfte der Bertels- 
mann-Konzern das Rationalisierungs- 
tempo. Das Druckhaus in Itzehoe 
soll die zentrale Produktionsstätte 
werden. Schon 1973 brachte das 
Werk einen Bilanzgewinn von 34,5 
Mio- DM ein. In diesem Zusammen 
hang wurde von der ‚Süddruck“ 
der Auftrag der Zeitschrift „Eltern“ 
'n und nach Itzehoe verlagert 

'hr 1974 wurden dann 
180 Arbeiter der „Süddruck” rausra 


tionalisiert. Für die Monate August 
und September, konnten die Kapita 
listen 


auch zufrieden sein: Die 
en! Im Sommer dieses 
;ob sich dann das Kräfte 
(der beiden Teilhaber zu- 
ünsten von Bertelsmann, nachdem 
der Süddeutsche Verlag im Rahmen 
der Konzentration um die „Stult- 
arter Nachrichten“ der „SZ“-Öruppe 
mußte. 


Der Große schluckt den Kleinen 


Ende September startete Bertels 
mann/G/J dann ein Erpressungsma 
növer gegen den kleineren Partner 

Zeit". G/J sei nicht mehr bereit, 
Aktiv für die „Süddruck” einzutreten 
und wolle mir noch die Verluste aus 
leichen, Die Investitionen solle der 
tsche Verlag übernehmen. 
Daraufhin Oberschrieb der Verlag 
meinen Anteil auf G/J 

Am 27. 


Ind die Zeche zahlen die Kolle 
sen: Im Zuge der „Süddruck" Still 


je hauptsäch- 
ich von der Södunuck kamen 

iger Wo- 
chen über tausend (!) Druckarbelter 


im Münchener Raum arbeitslos, und 

&$ besteht kaum noch Aussicht, in 

der Druckindustrie wieder Arbeit zu 

finden! 

© Der Stuttgarter Raum ist nach 
der großen Zeitungsfusion vom 

Sommer total zı 
© Im Gebiet Hamburg/Schleswig- 

Holstein sind offiziell 340 Ar- 

beitslose gemeldet. Massenentlas- 

sungen bei, Springer und GI] 
stehen vor der Tür, 
© im westdeutschen Raum und in 

Bremen finden ebenfalls scharfe 

Rationalisierungen und Fusionen 

statt. 

Und es wird noch dicker kom- 
men: Wie der Kapitalistenverband 
Druck mitteilte, werden in der Druck- 
industrie „in diesem Jahr über 10.000. 
Arbeitsplätze geräumt”. 

zDR Eemlenbe wagen wirdeh 
resfrisı 9.400 Arbeitzplätze 
ben. Im Zuge dieses Personalabbaus 
dürfte die Mitarbeiterzahl in der 
Druckindustrie bis zum Jahresende 
auf erwa 200.000 Beschäftigte zu- 
rickfellen, sodaß die Beiegchaften 
In diesem Jahr um insgesamt 5% re- 
duziert werden.“ („52° ,2-3.11.74) 

‚Anderemeit Ja das Produktions 

/nis im vergangenen Jahr, wie 
Ein Vertreter des Bundesverbandes 
Druck e.V. während einer Pressekon- 
Terenz in Frankfurt erklärte, bei 11 
Mrd. Mark. Im ersten Halbjahr 1974 
wuren es 5,7 Mrd. DM (+7.2%)" 
682”, 23.11.74). 

Diese Entwicklung stärkt die Mo- 
‚nopolstellung der großen Konzerne, 
während die kleinere Konkurrenz im 
kapitalistischen „Selbstreinigungspro- 
zeß“, wa. auch durch die enorme 
Steigerung der Papierkosten, zwischen 
50-70% je nach Sorte, sowie demrela- 
tiv hohen Lohnkostenanteil von 36% 
(Gesamtindustrie etwa 24,5%) über 
kurz oder lang auf der Strecke bleibt. 

Gleichwohl, ob nun im Rahmen 


des „Strukturwandels” - Konzentra- 


Nach Bekanntwerden der Stille- 
gungsabsichten der „Süddruck” trat 
der Betriebsrat am 29. September in 


er Betriebsrat am 20. September in 
Beisein von Vertretern der DruPa 
mit dem G*+J-Aufsichtsratvorsitzen- 
den Fischer in Verhandlung. Sie pro- 
testierten gegen die geplante Stille- 
gung und boten „Initiativen zur 
Weiterführung des” Betriebes“ 
Einen Tag später verhandelte der BR 
mit Vertretern der Stadt München 
und dem bayrischen Wirtschaftsmi 
nister um eine Kreditbürgschaft. Di 
Ministerium gab seine Zustimmu 
Das Geld sollte ua. aus demFonds 
stammen, den die Bundesregierung 
zur „Sicherung und Förderung von 
Arbeitsplätzen” bereitgestellt hat 

Solche „Lösungen“, die nur den 
Kapitalisten dienen, kommen dabei 

's, wenn man sich wie die DruPa- 
Führer und der BR des Süddeutschen 
Verlages auf den Boden der kapitali- 
stischen Wirtschaftsordnung stell 

Jedoch, die Kapitalisten wollten 
über diese Brücke nicht gehen: Auf- 
sichtsratvorsitzender Fischer ließ sich 
die Vorschläge der DruPa und des 
nicht ein und verkündete am 7. 
Oktober auf der Betriebsversamm- 
hung: „Wir sind in der festen Ab- 
sicht nach München gekommen, den 
Betrieb zu Iiquidieren“. 

Am Ende kam ein „Sozialplan“ 
heraus, der mit ca. 9,5Mill DM be- 
ziffert wird. Das hieße pro Beschäf. 
tigten etwa 15.000 DM. Unter den 
betroffenen ‚Kollegen. herrscht die 
Meinung, daß der Sozialplan kein Er- 


tz für 

A ‚führten die „Süddruck”. 
Arbeiter unter B ing vieler Kol- 
legen aus anderen Druckbetrieben 


ee, Pymonstrtion durch. Nach 

einem erlangen Autokorso 
Iehende Kund 

m Toren der am selben Tag end- 

‚geschlomenen Tiefänuckerei 


Hinter den Toren waren starke 

‚eieinheiten mit Hunden aufge- 
zogen, um die Arbeiter einzuschöch- 
ven, . 


Dr 


‚Komitee, KR/Gruppe 
Hamburg 


Massenentlassungen bei Rollei 


man in Braunschweig von 3.000 ge- 
planten Enilausungen, doch könnten 
es auch mehr werden “ („ Welt” 6.11.) 
In Singapur arbeiten zur Zeit etwa 


ter diese Maßnah- 
men haben, wird in den Erklärungen 
nach der Aufsichtsratssitzung (1.0.) 


‚Am 5.11. wurde nach einer Aufsichts- 
ratssitzung der Norddeutschen Lan- 
desbank, die mit 40 % an Rollei be- 
teiligt ist (ebenfalls 40 % hält. die 
Hessische Landesbank), bekannt, daß 
bei den in- und ausländischen Werken. 
von Rollel, einem der führenden Un- 
ternehmen der Fotobranche, Massen- 
entlassungen bevorstehen 
- in Braunschweig sollen 300 - 400. 
Kollegen entlassen werden (von 
1760 Beschäftigten) 
— die Werkzeugmaschinenfabrik 
Uelzen soll verkauft werden. Hier 
arbeiten 320 Kollegen 
— Voigtländer soll in die Rollei-Wer- 
ke integriert werden. Dabei sollen 
aur 120 von den 380 KOllegen über- 
nommen werden, (das ist auch noch 
nicht sicher) der Rest soll entlassen 
werden. 
Insgesamt sollen von den 2.500 Kol 
iegen der Rolle-Werke in der BRD 
500-800 entlassen werden! 
— Unklar ist noch, wieviel Kollegen 
in den Werken in Singapur entlas 
sen werden. „Augenblicklich spricht 


16 Drups, Flensburg: 


Gewerkschaftsausschluß mit 


6.000 Kolley 
Weichen 


deutlich. 


„Die Nord-LB — mit knapp 40 % 
einer der Großaktionäre bei Rollei - 
hatte Ende der vergangenen Woche 
über ein neues Unternehmenikonzept 
Hauptpunkt 

dieses neuen Konzepts it die Kon. 
zentration der Fertigung.” („Welt” 
6.11.) „Umstrukturierungen sind ge= 
planı, um die Kosten nachhaltig zu 
‚setzungen werden 

micht vermeiden lassen, 


von Rollei diskutiert. 


senken. Po 
sich dal 
heißt eu.” („Handelsblatt”, 5.11.) 


Die Ratlonalisierungen bei Rollei 
sind nicht neu. Schon 1970 wurde ein 
großer. Teil der Produktion nach Sin- 
apur verlagert. Dort erhielten die Ka- 
pitalisten großzügige Unterstützung 
der Regierung, die auch an zwei der 


schweinischen Methoden 


Am 17. wurde vom Ortsvereins- 
vorstand der IG-Drupa Flensburg auf 
nen 
W. lc "Der Beschluß dazu war 
ung elsetimmigpeia 
ale 
et 
= 
an den Hauptvorstand. 


Mi 
rung der IG-Drupa in Flensburg die 
. die bereits Mitte des 
Jahres in der Auflösung der Jugend- 
gruppe und des Or usschusses. 
ipfelte (siehe REBELL 1, AK 48). 
Dem Schlag war der Raus- 
schmiß. des Togendgruppenieien sus 
‚dem Betrieb (und damit seine relative 


Dem 


lied des Kommunistischen Bundes 
sei? Ganz einfach: Im DRUCKAR- 


mausert 


Am 12.9.1974 hatte der Ortsvereins- 
vorstand Oldenburg der IG Druck und 
Papier einen Aumchlußantrag gegen 
den Kollegen D.$. gestellt, der im 
wurde. D). war bis 
jeirks-Jugendieiter 
der Drupa gewesen. Außerdem int 
er Jugendvertreter im Oklenburger 
Druckbetrieb Stalling AG. 
Schon am 2.9.74 war ihm auf 
einer außerordentlichen Ortswereins- 
indssitzung, an der auch Lange 
und Roderich vom Landesbezirks- 
vorstand teilnahmen, _ vorgeworfen 
worden: „Repräsentanten der Olden- 
burger Drupa-Jugend (haben) auf 
Konferenzen und in Gremien KBW- 
Gedankengut vertreten”. Solche „Vor- 
Würfe“ machen ein wenig das bereits 
erreichte Ausmaß. der Bespitzelung 
fortschrittlicher Kollegen durch die 
Gewerkschaftsführer deutlich. Schon 
der kürzlich abgelöste langährige 
Onwereinmorutzende Eich Ropmann 
pflegte sich als eifriger Sammler lin- 
ker Publikationen, wie sie insbeson- 
dere vor den Druckbetrieben verteilt 
wunfen; zu betätigen, um sie ge- 
einer zentralen Anordnung 
wecks Auswertung zu 
O-Tendenzen‘ 
und Hauptvorstand 
sat mit „Kommen! 
Gesinnungs-Verhör auf der 
außerordentlichen Vorstandssitzung 
achte auch bald den gewünschten 
„Brtolg”; D. „gab zu”, ein Flugblatt 


BEITER des KB wurde mehrfach 
über die Arbeit des Betriebsrates in- 
formiert. Sie sei die einzige, die den 
DRUCKARBEITER informiert haben 
könne, Punkt, aus. Tatsächlich hat 
die Kollegin die Interesensvertretung 
als Pflicht aufgefaßt, unter anderem 
die Kollegen über die Arbeit des Be- 
riebsrates zu informieren. Daß sie 
das als einzige tat, wirft allerdings 
ein Licht auf die Politik der übrigen 


BRMitglieder! 


Gewerkschaftsausschluß in der 
IG Drupa Oldenburg 


Wie sich ein „linker” Betriebsrat 
zum rechten Gewerkschaftsführer 


nesen den Auftritt des 
NPD-Nazis Adolf von Thadden in 
Oldenburg verteilt zu haben. Damit 
hatten die Gewerksch. 
geowneten Vorwand 

pemäß der Um 
schlüsse auszuschließen. 

Zunehmend antikommunistisches 
Profil gewinnt auch in diesem 2 
sammenhang der vom KBW wit 

"ortschruulicher Kollege‘ 
eingeschätite BR-Vorsitzende von 
Stalling, Werner Mock, der seit März 
74 auf seine Amstellung als hapt- 
amtlicher Sekretär der Olklenburger 
Drupa wartet. Nachdem er anfangs 
‚offensichtlich als „au 
schätat worden war, er mun 
diesen Posten ab 1.12.74 überneh- 
men „Probezeit bestanden!” Im 
merhin far Mock Ende der 0er 
Jahre Vorsitzender des Oldenburger 
„Republikanischen Clubs”, arbeitete 
dort mit linken Gruppen wie dem 
SDS zusammen und sprach auf ver- 
schiedenen fortschrittlichen Kundge- 
bungen und Demonstrationen, wa 
gegen die Notstandsgesetze. Heute 
unterstützt den Ausschlußterror 
Führer und sichert uch 
timmung der DKP/SDAJ 


alioderversammlung der Drupa vom 
27.10.74), Der Antrag gegen Di habe 


Werke mit 25 #, an einem dritten 
mit 20 % und am Braunschweiger 
Werk mit 2,5 % beteiligt ist, 

Der wichtigste Punkt jedoch: Die 
Löhne Iepen In Sing, tun bel 
einem Zehntel der westdeutschen! 
Damit können die Rolle-Kspitalisten 
noch wesentlich billiger produzieren 


sind die Entlassungen 
(bzw, Umsetzus 
in der BRD auch mit versch 


Maßstäben zu messen, 
In der BRD sollen jetzt alle unren- 
abgestößen werden, w> 


ie Belegschaft ver 

Tin Singapur hazdelt ea weh dage- 
gen um Anlaufschwierigkeiten, = 
daß es sich um kurzfristige Maß- 
nahmen handelt und die Belegschaft 
ıch dem Überwinden dieser Schwie- 
iten wieder aufgestockt oder 
sogar noch weiter erhöht wird. 


Diese Politik der Rollei-Kapitali- 
sten ist typisch: Verlagerung der Pro- 
duktion in sogenannte „Billgohn- 
länder”, Entlassungen von 

in den BRD-Werken. “ 
Betriebszeile Hanomag-Henschel 
KB/Gruppe Hamburg. 


im KB angedichtet. Also schließt man 
messerscharf, daß W. ebenfalls dazu 
sehört. 


«und übelste Diffamierung! 


Nicht nur, daß, wie offen zuge- 
geben, Post und Telefon der Kolle- 
tin überwacht werden; es wurden auch 
Kollegen, mit denen sie gesprochen 
hat, ausgefragt und bespitzelt. 


Aber das ‚den „Herren” 
nicht, zumal die Ergebnisse ja sehr 
dürftig sind: Gleichzeitig wurde eine 
widerliche _Diffamierungskampagne 
gestartet, in der sich besonders ein 
BR. hervortat. Die Kollegin wurde 
„stinkende Pißneike” bezeichnet, 
„über die jeder drübersteigen” dürfe, 
als Frau „mit miesem, dreckigem 
Charakter” usw. 


[4 


Bei dieser Einstellung ist es nur 


gestellt werden müssen wegen seiner 
Verbindung zum KBW. D. si „per 
sönlich einwandfrei, aber keider ein 
Idealist, der sich vor den falschen 
Karren spannen ließ”. Er wäre der 
erste, der dafür eintritt, D- wieder 
in den DGB aufzunehmen, wenn er 
„von seinen Irrigen Auffassungen rei” 
I 


„Kommunisten gefährden 
Arbeitsplätze” 


Mocks Ansehen bei den Kollegen 
in Betrieb und Gewerkschaft rührt 
vor allom aus verschiedenen Verhand- 
folgen als BR-Vorsitzender bei 
Stalling im täglichen „Kleinkrieg' 
mit der Geschäfts- und’ Betriebslei- 
tung. Gerade aber in „härteren Zei- 
ten” stellt sich die Frage nach der 
ındsätzlichen Linie, auf der der 
;ampf geführt wird (Stärkung der 
Kampkraft der Arbeiter gogen das 
sogenannte „Unternehmensinter 
‚oder Sozisipartnerschaft un 
‚kommunismus), besonders scharf. 

Als Reaktion auf ein KBW-Klug- 
blatt vom 25.9.74, das über die „Krise 
bei Stalling” berii hetzte Mock 
in einem Betriebsrats-Info vom 27.9., 
daß der KBW mit winen Veröffent 
uchungen „die Geschäftsverbindungen 
‚der Firma Stalling gefährdet” habe — 
und damit die Arbeitsplätze! „Wenn 
dürch revolutionäre Spiekreiin eine 
‚Firma kaputigeht, passiert dieser Ge: 
Bellschaftsordnung überhaupt nicht 
Wie die KBW-Flugblätter zustande. 
‚kommen, ist nicht nachprüfber und 
undemokratisch, weil keiner der 
teiigien (? } dazu gehört wird. Di 
mal gefährden sie unsere Arbeutplät- 
1. 

Wahrlicht Weit auf den, Hund ge- 
kommen ist dieser nke" Gework: 
schafter! 


K/Gruppe Oldenburg 


Ik 


} 


| 
| 
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eine in Libeck "ie aktiven Gewerkichafter nutz- Hamburger Stahlwerke: 


Anwendung des 


„Radikalen”erlasses nach Bedarf 


Im letzten AK, berichteten wir, wie 


mush Mngerer Vorberstung dis Be. 
triebsgrupt ier ran- 
Kanhnudollegen in Lübeck vom Kreis 


‚vorstand (KV) aufgelöst wurd: 
Zum selben Zeitpunkt stellte der KV 
Ausschlußanträge gegen vier Kranken- 
haus 1, die erst zwei Monate 
später (1) darüber schriftlichen 
scheid ien. 


Kurz nach der Auflösung der BG 
wurde dies auf einer ÖTV-Jugend- 
MY, (oMitglider Versamı nung) dir 
kutiert. Die Krankenhausjugendli- 
chen hatten dazu eine Dokumenta- 
tion über die Arbeit der BG ausgear- 
beitet, Es waren vier KV-Mitglede 
persönlich erschienen, um die Auflö- 
sung der BG zu „begründen“. Dabei 
wandten sie die unterschiedlichsten 
Behauptungen an und, verstrickten 
sich in immer größere Widersprüche, 
weil sie keine einzige Frage konkret bo 
antworten konnten und alle Behaup- 
als Lügen entlarvt wurden.Nach 
planten Ausschlüssen direkt befragt, 
tritten si, daß gegen irgendeinen 
Krankenhauskollegen ein Ausschluß- 
verfahren geplant sei, Das Vsrbot ei- 


eine Kollegin daraufhin den Antrag 
stellte, dies Flugblatt einmal vorzule- 
sen, „damit wir alle wissen, was für 


werkschaft ist“, sprangen sie 
‚die Versammlung zu verlassen. In Hut 
und Mantel und mit roten Ohren 
hörten sie sich noch eine Solidaritäts- 
adresse der Jugendlichen aus der 
Stadtverwaltung, an, um sofort 

nach abzurauschen. Späterer Kom 
mentar des ÖTV-Geschäftsführers 
Platthof zur Jugend-MV: 
‚darf uns nicht nochmal passi 


lichen aus dem Be- 
uflösung der BG zu in- 


kannt sei, daß ihnen im Gegenteil 


gerade vor kurzer Zeit von offizieller 


nen von solchen Plänen nichts be- 
kannt sei, daß ihnen im = il 
ıde vor kurzer Zeit vom ellı 
verkschaftsseite bestätigt worden 
‚sei, daß keine AugpeRuen gerlent se 
en, verlas der ÖTV-BV-Funktionär 
von einer mysteriösen en Le 
Hung sölte genlgen, Toruchntiche 
tur te genügen, for! it! 
Kollegen auseiner Versammlung raus- 
zuschmeißen! (( ns stand nur ei- 
‚ner der beiden anwesenden BG-Kolle- 
gen auf dieser „Liste“‘). 


Die Funktionäre zogen ihre 
Schmierenkomödie gegenüber den 
beiden Kollegen der BG und den übri- 


gen Anwesenden ab 
„Ich würde Sie ja gerne anhören, 


aber das verstößt gegen die Satzung, 
und wollen Sie denn, daß wir nur Ih 
retwegen die ganze Versammlung 
'n müssen? “ Oder danach 

te diesen Punkt für »0 wich- 
is, den kann man doch nicht einfach 
»0 unvorbereitet (1!) auf die Tapes 
ordnung setzen“, — Alte Tricks aus 
dem Arsenal der Gewerkschaftsführer 
also, aber sie verfehlten doch nicht 
ihren Zweck: Die Jugendlichen aus 
dem BJA beschlossen, den einen Kol- 
n „rauszubitten“ und das Thema 
Auflösung der BG nicht zu diskutie- 
ron 

Sicher haben die Krankenhauskol- 
legen sich auch Illusionen gemacht 
über solch ein Gremium wie den BJA: 
Solange die Jugend- und Betriebsar- 
beit im Bezirk schwach entwickelt ist, 
besteht 0 ein überregionales Gremium 
zumeist aus Opportunisten, denen 
die Zugehörigkeit zu solchen Gremien 
wichtiger ist als die gewerkschaftliche 
‚Arbeit im Betrieb. Eine wirksame So- 
lidarität kann nicht in erster Linie 
über solche Gremien erreicht werden! 


ten die Zeit nicht genügend, um breit 
für diese MV zu mobilisieren. 

So fanden sich noch nicht mal 20 
Kollegen in dem Hörsaal, Auch von 
den vier Kollegen, gegen die ein Aus- 
schlußverfahren luft, waren nur zwei 
anwesend. 

Gleich zu Beginn der Versammlung 
ging der Sekretär Winkelmann zu ih- 
ren Plätzen, um sie (leise flüsternd) 
zum Gehen aufzufordern. Die Kolle- 
gen weigerten sich, die Versammlung 
zu verlassen, sodaß die OTV-Spitze 
sie nun schon laut und öffentlicl 
zu auffordern mußt 

Die Kollegen erklärten, daß der 
‚Ausschlußantrag gegen sie wegen 
werkschäftsschädigendernVerhaltens’ 
in seiner ‚dung nur auf lächer- 
lichen Unwahrheiten beruhe, und daß 
er gestellt sei, weil sie am aktivsten 
in der Gewerkschaft gearbeitet hät- 
ten und der KV eine betriebliche Ar- 
beit im Interesse der Kollegen boy- 
kottieren will, 

Als sich zeigte, daß die ÖTV- 
Führer die Versammlung schließen 


würden, und daß die anwesenden 
Kollegen nicht spontan ohne die 
Gewerkschaftsführung weiter dis- 


kutiert hätten, verließen die beiden 
Kollegen den Raum. 


der Abteilung Gesundheits 
wesen: ÖTV-Spitze hält sich 


In diesem Zusammenhang ist es 
auch zu erklären, daß dieselben Kolle- 
gen, die hier als „Ausgeschlossene“ 
behandelt wurden, vier Wochen 
ter auf einer MV der Abteilung 
‚sundheitswesen Lübeck nicht rausge- 
schmissen worden sind! 

‚Auf dieser Ve wurden 
die Mißstände in den Krankenhäusern 
im Zusammenhang mit der 40-Stun- 
den-Woche aufgedeckt und in einer 
Resolution die Einrichtung von mehr 
Planstellen gefordert. Des weiteren 
wurde der Vorschlag des ÖTV-Haupt- 
vorstands, für die kommende Tarif- 
runde 6% + 50.- DM Sockelbetrag 
zu fordern, von fast allen Kollegen 
scharf kritisiert. Die Vi 


schon 
-ösung einfallen Iasen, um die Fort 
ten zu isolieren! 


.. „um dann loszuschlagen! 


„. „um dann loszuschlagen! 


Zwischen diesen beiden MV holte 
die ÖTV-Spitze kräftig aus: 
Die vier vom Ausschluß bedroh- 


Nicht resignieren! 


Die Gewerkschaftsausschlüsse (und 
in ihrem Vorwege die Suspendierung 
‚aus der innergewerkschaftlichen Dis- 
kussion und Willensbildung — „‚Ruhen 
aller Rechte und Pflichten”) kom- 
‚men nicht zufällig in diesem Moment, 
also kurz vor der Tarifrunde, Dem 
breit angelegten Angriff von Kapital 
und Staat auf die Lei ingungen 
der Werktätigen, insbesondere die 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst, 
wird seitens der Gewerkschaftsführer 
nicht nur nicht entschieden begeg- 
net, {m Gegenteil. Die Gewerkschafts- 
führer unterstützen diesen Angriff 

Kollegen nach besten Kräf- 


, indem sie die 
Kl 


usschluß gegen 
Einzelne ist fast immer ein Angriff 
auf alle Kollegen. In aller Regel 
trift er die aktinten Kämpfer aogen 
pitalistische Ausplünderung, 
die Sprecher der Kollegen. Er soll 
die Abwehrbereitschaft und Solidari- 
tät der Arbeiter und 
Zersetzen, sie einschüchtern und zur 


Aufgabe zwingen. — Dies in Zukunft 
klar zu machen, wird eine wichtige 
politische Aufgabe für uns sein. Vor 
allem müssen wir den einheitlichen 
Charakter der Angriffe der Behörde 
mit Rationalisierung, Personalver - 
knappung, größerer Ärbeitsheize bei 

item Realichnabbau und den 
besonderen Angriff auf die aktivsten 
Kämpfer unter den 


politischen Standort di 
Gewerkschaftsführer immer wieder 
beziehen: den Standort von Kapital 
und Staat. . 


Krankenhauszelle des 
KB/Gruppe Lübeck 


Neue Erpressungen gegen 
Elektriker und aktive 


Gewerkschafter! 
Kripo im Werk! 


Ende Oktober war es den Elektrikern 
der WE/E gelungen, ihre For- 
derung nach Absetzung der 7- 
Tage-Schicht m den Willen 
der Geschäftsleitung und des 
Betriebsrates durchzusetzen. (Wir 
berichteten hierüber in AK 52) Kurz 
darauf starteten die HSW-Kapitalisten 
neue Angriffe gegen die Elektriker, 
Den Kollegen wurde ein neuer 
Schichtplan vor die Füße geschmissen, 
der vom Betriebsrat (!) ausgearbei- 
tet worden war. In veränderter Form 
beinhaltet der neue Schichtplan auch 
wiederum nur die Interessen der Ge- 
schäftsleitung. Arbeit am Wochen- 
ende und Verlegung der Freizeit auf 
die Wochentage bleibt Bestandteil 
der neuen Arbeitsweise. In gewohr 

erpresserischer Weise wurden 
Kollegen auch diesmal vor die Alter- 
native gestellt, dem Schichtplan zu- 
zustimmen oder „die Konsequenzen 
zu ziehen.“ Die Geschäftsleitung 
wollte auch diesmal wieder ‚eine 
sofortige Abstimmung. Der Betriebs- 
rat war bei dieser Abstimmung bei 
den Elcktrikern nicht hinzugezogen 
worden. Kein Kı stimmte für 
die Schicht, ein Elektriker stimmte 
offen gegen die Schichtarbeit. Für 
Bereichsleiter Wedde war damit alles 
klar. Die Stimmenthaltung faßte er 
als Zustimmung (!) auf, vier nicht 
anwesende Elektriker rechnete er als 
Stimmenthaltungen und eben eine 
Gegenstimme. Wedde: „Bis zum 1.12. 
74 wird die Schicht wieder einge- 


Kündigung und Versetzung... 
‚Als Mittel der Erpressung! 


für die 


wine Ser Geschäftsleitung, Si führte 
zum Rausschmiß und Versetzung fort- 
schrittlicher Koll 


Betriebsrat der Kündigus 
die HSW-Kapitälisten war 

gung ein notwendiger Schritt, um 
die Kollegen ihre Politik 

gesetzlicher Bestimmi 

fen und Vorschriften durchzusetzen. 
im die Rlcktriver anch make eiren 


'sıe Kollegen ihre Politik der 
gesetzlicher Bestimmun- 

een und Vorschriften durchzusetzen. 
im die Elektriker noch mehr einzu- 
schüchtern, wurde gleichzeitig ein 
anderer Kollege, der immer gegen 
-Tage-Schicht aufgetreten war, 

ins Stahlwerk auf Kontischicht ver: 


... und noch härtere Hämmer: 
Wieder Polizei im Work 


‚Nur wenige Wochen nach der Poli- 
zeiübung Ende August bei HSW, 
wurde in der vergangenen Woche 


die Kriminalpolizei von den HSW- 
Kapitalisten ins Werk gerufen. Mit 
‚dabei war auch ein erst vor kurzem 
gckündigter türkischer Elektriker, 
der schon in der Vergan 
Spitzeldienste für die Geschäft» 
Jeitun leistet hatte, 
Ges angebiiche Yerschwig: 
Kripo war das ar ‚rschwip- 
den einer Kabeltrommel Kupfer und 
‚der Fund einer Reihe von 
die mit Kabelresten 
Die HSW-Kapitalisten konstruier- 
ten sofort einen „Diebstahl“ und die 
‚Schuldigen“ standen auch sofort 
fest. Einer der Elektriker, der bis 
heute Widerstand gegen die Einfüh- 
rung der 7-Tage-Schicht in der WE/E, 
leistet, wurde direkt des Kupferdieb- 
‚stahls beschuldigt. Dieser Kollege ver- 
wahrte sich gegen derartige Anschuk 
igungen und drohte seinerseits mit 
dem Rechtsanwalt. Daraufhin wurden 
‚die Beschuldigungen gegen den Koh 
legen zurückgezogen. 


'Sonderbewachung 
bald für Jedermann? ?? 


Als der gekündigte Vertrauensmann 
Norbert D. letzte Woche in die Firma 
wollte, um Werkzeug abzugeben und 
seine Papiere abzuholen, bekam er 
beim Betreten des Werkes Sonder- 


it den seiner Abteilung 

F un Norbert D. 
e e dert D. 

das Werk verlasen hate, 

ten Ki jedde und 

Kostka (( Al 


bteilungs- 
leiter, Meister) in die Abteilung und 
durchwühlten von oben bis unten 


red Kurzarbeit 


Kurzarbeit — 


die „elegantere Lösung”? 


Unter der Schlagzeile „Arbeitsamt; 
Kurzarbeit ist die elegantere Lösung” 
1 "12" Oktober Im „Göttinger 


„Die Bundesregierung in Honn 
steht heute vor der Aufgabe, einerseits 
die Infltionäre Entwicklung des Geld» 
wertes zu stoppen und andererseits 
die. Entwicklung der Wirtschaft auf 
einem hohen, die Vollbeschäftigung 

wihrleistenden Niveau zu halten. 

jesLösung beider Aufgaben ist nur 
möglich, wenn zumindeut in einigen 
gelegt, also 

ıhräfte freige 
rer des Arbeits 
„Gerhard Knappe. 


amtes Göttingen, 
sieht vom Arbeltimarkt her die 
untere Lösung der Probleme in ei 


zeitweiligen Kurzarbeit 


Konkret sicht diem „elegante Lö- 
mung? 10 aus 


HayreaG 

Bel der Phywe wird seit Ende August 

von einem Teil der Belegschaft kurz 
arbeitet: drei Wochen Arbeit, eine 

/oche Zwangspause, Über die Weih- 
nachtstage soll ab 9.12.74 » 10.1.75 
für einige Abteilungen der Beirieb 
dicht sein. Hinzu kommt, daß der Ur 
laub für 1974, der tarifvertraglich bis 
31. März 1975 genommen werden 
kann, nun laut „Arbeitsförderungsge- 
112” wegen der Kurzarbeit noch di 
ses Jahr genommen werden muß! Das 
wurde auch erst am 2.10. bekannt 
gemacht! 

Zudem ist s0 gut wie sicher, daß 
das betriebliche Weihnachtsgeld ge 
stricben werden soll, was für einige 
Kollegen Einbußen bis zu DM 200, 
bedeutet! 

Iso 


Seit den 
rund SO 


28. Oktober arbeiten die 
Kollegen bei Isco für ein 


halbes Jahr kurz (Jeweils ein Tag in 
der Woche, Montag oder Freitag, alt 
weg). Vor Beginn der Kurzarbeit wur- 
‚den schnell noch 30 Kollegen gefeuer‘ 
darunter zwei fortschrittliche Arı 
ter, die sich für ihre Kollegen einge- 
setzt hatten. 


Bosch 

120 Kollegen sind baw. werden bis 
Ende des Jahres in Gou entlas- 
sen. Im Hildesheimer Zweigwerk sol- 
len es gar 240 (!) Kollegen werden! 


Conti 
‚Kurzarbeit seit 1. Oktober für ein hal- 
bes Jahr. Kinige Abteilungen sind 
schon seit Jahresanfang (') von Kurz. 
arbeit betroffen! 


Bundesbahn 

1.000 Kisenbahn-Arbeitsplätze im 

Raum Göttingen sind gefährdet, wenn 
sichtigte . kurzfristige 
Produktion. in der 


ie einer Führung der neuen Hunden 
in-Schneiltrasse durch das Wesertal 
t durch das Göttinger Gebiet int, 
ach Angaben der örtlichen GaRD- 
Führung, mit einem Verlust von 700 
Arbeitsplätzen zu rechnen, 


Glashütte Ruder 
Nach dem Bankrott der Glashütte 
standen zunächst 240 Kollegen auf 
der Straße. Lohn und Gehalt der Kol 


Das 
153 an die ungeheuerliche 
Bedingung geknüpft: Verzicht der gan- 
zen Belegschaft auf ihre noch unerfüll. 
ten Lohn- und Gehaltsforderungen! 
(Uns ist leider noch nicht bekannt, 
was daraus geworden I) 


Dies sind wur oinige Beispiele, wie 
„elegant” hier die Probleme der R; 
Halisten gelöst werden, Insgesamt a 
beiten im Göttinger Raum 1.924 Kol 
kegen in 26 Betrieben kurz Die Ar 
beitslosenquote liegt über dem Bun- 
desdurchschnitt: sie betrug Ende Sep- 
tember 3,8.% (!), das sind 6.218 Kol 
iegen! 


Förderung für die Kapitalisten 


IM für die Schaf: 
eitsplätzen, 


lich nur ein Tropfen auf den heißen 
Stein, 


Interessant ist allerdings, w | 
‚diese geschaffen wurden: die Bau-K; 
pitalisten wurden angelockt mit zu- 
sätzlichen Förderungen (aus Steuer» 

dern, versteht sich), vor allem de: 

/interbaus. Die Förderung sollte bi 
zu 90 % (1!) der Gesamtkosten beit 


en 

Hier wird klar: Die Kapltalisten 
moßen sich gerade in Zeiten, „kon- 
Junktureller Flauten” auf Kosten der 
Arbeiter gosund, während die Göttin« 
gar Werktätigen mit weiteren Angri- 
'en. auf,.iht ‚Lebemanivwau rechnen 
müssen 


© geplante Fahrprelserhöhungen (se- 
he dazu AK $1); 

© Kınönung der Öaspreiie um 17 + 
20%, 

© Lohneinbußen durch Kurzarbeiter 
umid oder Arbeitslosenunterstüt 


Bu 
Dehaib mäsen unsere Forderun- 


lassungen! 
Kurzarbeit bei vollem Lohmaus 
ich durch die Kapitalisten! 
Krise darf nicht auf die Arbei- 
terklanse abgewälst werden! ® 
Metalizelle 
KAG Göttingen 


| 
| 


Bu Se Andre 


ann 


jedes 


‚Arbeiterkampf Nr. S3/Dezember 1974 


1. Das Arzneimittelgesetz, 


In den sechziger Jahren ist bei 
der Schaffung des Arzneimitnlge 
herzes {AG} Meispiehafte und, wie 
man meinen solle, Dauerhafer ge 
Ieiteı worden“: 

80 kommentiert Christian Wehle 
in der „Neuen Apothekentluninier. 
en" "Ni. O/Sept. 74 dan AG, 6 
Mitte Mai 1961 verabschiedet wurde 
(BGBL. 1, S, 533), Beispielhaft ist 
diesen Goietz in der Tal: Ba zeigt 
‚deutlich, wie es den Kapitalisten 
in diesem Fall denen der pharmazeu- 
tischen Industrie gell, sin Ge- 
setz durchzuboxen, das ausschließ- 
lich ihren eigenen Interessen ent- 
spricht und in keinem Fall zum 
Schutz der Bevölkerung geeignet ist, 
Die wesentlichen Punkte onagen 
‚nämlich: „Der Hersteller allein trägt 
die Verantwortung für die Produkte 
und gibt ihre Zweckbestimmung an, 
er muß jedoch nicht die Wirksamkeit 
nachweisen“. Keine staatliche Ein- 
richtung hat eine wirkliche Kontrolle 
‚über neue Arzneimittel, Diese werden 
‚nicht grundsätzlich der Rezeptpflicht 
unterstellt, d.h,, sie können ohne 
ärztliche Kontrolle bellebig oft und 
en angewandt werden. 

ie Unzulänglichkeit diesen Ge- 
‚setzes läßt sich sehr deutlich am Con- 
terganskandal aufzeigen. Das Schlaf- 
mittel Contergan, von seiner Herstel- 
lerfirma Chemie Grünenthal als Mittel 
mit außerordentlich geringen Neben- 
wirkungen und als extrem ungift: 
angepriesen, kam im Oktober "5 
in den Handel. Es wurde vertrieben, 
obwohl Versuche an trächtigen Tie- 
ren nicht durchgeführt worden wa- 
ren, obwohl die Experimente an Pa- 
enten, die unter epilepischen An- 
fällen litten, wegen zu starker Neben- 
wirkungen (Schwindelanfälle, Sprach- 
‚störun 1, vermehrt auftretende epi- 
lepti Anfälle, die durch Conter- 
gan doch gerade verhindert werden 
sollten) abgebrochen werden mußten. 
Nöch 1961 besaß Grünenthal die un- 
verschämte Frechheit, den Gesund- 
‚heitsbehörden in Bonn gegenüber zu 
behaupten, Contergan sei unschäd- 
lich, und Nebenwirkungen seien 
praktisch niemals vorgekommen, ob- 
wohl der Firma zu diesem Zeitpunkt 
1.600 Berichte über verschiedene Ne- 
benwirkus ‚vorlagen („Arzneimit- 
ihrer Ne 7,70) Da der Zum 
imenhun eshen Konten U 
Biungen bei Kindern scher Mater, 

lern ier Mütter, 
en 
Sr SSH 
. hielt es 

(geschäftlich) sinnvoller, das Mittel 
‚aus dem Handel zu ziehen. Verboten 
ist Contergan bis heute nicht!!! 

Selbst wenn das AG schon vor 
1961 bestanden hätte, wäre Conter- 
‚gan auf den Markt gekommen, denn 
‚das Bundesgesundheitsamt (die Be- 
hörde, bei der alle neuen Mittel ange: 
meldet und in das Spezialitätenregi- 
‚ster eingetragen werden müssen), muß 
littel registrieren, wenn es die 
ingereichten Unterlagen für auster 


chend hält. Dabei 


mit einer Überprüfur 


Präparas 
man außerdem wissen, daß 


1. keine Auflagen und Forderungen 
seitens des Staates bestehen, wie 
ausführlich und auf welchen Gebie- 
ten die Versuche gemacht werden 
müssen und wann sie begonnen und 
beendet wurden. D.h. also, daß Ver- 
suche, die ein negatives Ergebnis ver 
sprechen, einfach unterschlagen ader 
zu einem noch günstigen Zeitpunkt 
abgebrochen werden können: 


2 im BGA zunächst zwei, später vier 
und sch 1971 sechs Fharmaköie, 

‚n die Registrierung und damit mich 
Üie Prüfungen vornehnen. 

Das BGA hat nicht die Befug 
die Registrierung eines Präparater ab- 
zulehnen, auch dann nicht, wenn 
Khan genügend Mittel denen Wir 
kung auf dem Markt sind, sodaß 
durch das „meue” Mittel keine Bere 
cherung und Verbesserung der Thers- 
piemöglichkeiten erzielt" wird, son- 
‚dern nur eine Erhöhung der ohnehin 
Bchon "undbernchaubaren Zahl der 
Medikamente 


Wie konnte dieses unzulängliche 
Gesetz entstehen? 


‚Aufgrund der wirtschaftlichen V 
hältnisse in der BRD nach dem 2 
Weltkrieg, hielten die Verteeter der 
‚großen pharmazeutischen Firmen er 
ne gesetzliche Regelung über die Her 
ellung und den Verıieb von Arzner 
teln für erstrebenswert, Seit Mitte 
$0er Jahre hielt sich ihr jähr 
roduktionszuwachs im Durch, 
bei zehn bis elf Prozent. 1956 
er besonders hoch und betrug 
(‚ Pharmazeutische 
1959, 8. 229). D 
der ausländischen Firmen im Inland 
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wurde bedrohlicher, die Einfuhr st 
Inden ersten drei Monaten des Jahr 
1960 im Gegensatz zum Vorjahr um 
50% („Pharmazeutische Industrie", 
Nr. 6, 1960, 5. 237). Einerseits muß“ 
ten also. die ausländischen Firmen 
vom westdeutschen Markt möglichst 
verdrängt werden, andererseits muß- 
ten die Exportbemühungen verstärkt 
werden, um sich Absatzgebiete zu sie 
‚chern. Zwar standen die im Bundes 

verband der pharmazeutischen Indu- 
strie (BVAPI) organisierten Firmen 
an vierter Stelle auf der Weltrangliste 
‚der Exportländer, aber jetzt galt es, 
‚dennoch den westeuropäischen Markt 
stärker zu beachten, denn bisher hat. 
te man sich fast ausschließlich um 
die Ausfuhr in die weniger entwickel- 
ten Länder gekümmert. Die Intensi- 
vierung des Exports in die kapitalisti- 
schen Nachbarländer war hauptsäch- 
lich behindert durch die recht stren- 
gen Arzneimiltelgesetze, die dort be- 
standen: In den USA schon seit 1906 
die „Federal Fod and Drug Act" 
(FDA), in Frankreich ein Gesetz seit 
1941. Mit einem AMG im Hinter- 
grund könnten die westdeutschen Ka- 
pitalisten immer behaupten, ihre Pro- 
dukte seien „geprüft”, und außer- 
‚dem könnten sie die völlig unkontrol- 
lierte Überschwemmung der BRD mit 
ausländischen Medikamenten verhin- 
‚dern. Für die amerikanischen Firmen 
stellte nämlich der _westdeutsche 
Markt ein kostenloses, sogar gewinn- 
bringendes Labor dar, in dem in den 
USA noch nicht zugelassene Produk- 
te erprobt werden konnten. 

Die Forderungen, die die Vertre- 
ter der Pharma-Industrie an das Ge- 
setz hatten (Verantwortung für das 
Produkt und Zweckbestimmung ble- 
ben allein dem Hersteller überlassen; 
keinerlei Kontrollmöglichkeit von sei- 
ten des Staates, sondern nur Regi- 
strierung der Medikamente) wurden 
überden Wirtschaftsausschuß, in dem 
Vertreter der Pharma-Industrie saßen, 

tend gemacht. Dieser Ausschuß 

(te bei der Gesetzgebung zwar nur 
eine „beratende'® Funktion, abeı 


26 dnarschlige“, wurden vom Ge- 
"8 mit einem 


der vom Bundes- 
twurt 


Rexüterenmeldung nicht zu tinem 
Hemmnis für die Entwicklung neuer 
Präparate führen und auch nicht die 
‚Konkurrenzfühlgkeit der deutschen 
Indurrie dem Ausland gegeräber ge 
fährden dürfe‘. Und weiter: „Jede 
materielle Prüfung würde das Heraus- 
bringen einer neuen Spezialität ver- 
zögern. Außerdem ist die Meinung 
der Wissenschaft über Wirksamkeit 
und Unschädlichkeit eines Präparates 
zunächst oft sehr unterschiedlich“. 


In unserem kapitalistischen. Sy- 
stem ist es also wichtiger, die „Koi 
kurrenzfähigkeit“ der Industrie zu e 
halten als Menschen vor eventuellen 
Schäden durch schlecht erprobte Pri 
parate zu schützen. 

Die im Grunde also von den Kap 
talisten eigenhändig ausgearbeitete 
Vorlage wurde dann ohne wesentliche 
Änderung verabschiedet 

Um die Empörung der Öffentlich 
keit nach den Contergan-Freignissen 
zu beruhigen, wurde, kaum war das 

schiedet, eine Änderung 


® 
rechtskräftig wurde. Wer glaubt, daß 
jetzt endlich, nachdem unzählige Kin- 
der verstümmelt zur Welt gekommen 
waren, bestimmte Richtlinien und 
Kriterien für den Nachweis von Wirk- 
sumkeit und Unschädlichkeit neuer 
Mittel festgelegt wurden, bei deren 
Nichterfüllung das BGA ein Präparat 
auch ablehnen kann, irrt sich gewal 
tig. Wieder konnten sich die Vorschlä- 
ge des Wirtschaftsausschusses durch“ 
setzen. Zwar wird eine dreüährige Re- 
zepipflcht für alle neuen Mitte ein: 
‚geführt, nach deren Ablauf ein Beirat 
‚darüber beschließt, ob ein Mittel re 
zeptpflichtig bleiben muß oder nicht; 
wenn man aber die Informationsmög: 
lichkeiten dieses Beirates kennt, er- 
weist er sich als Farce. Er stützt sich 
nämlich hauptsächlich auf die bei der 
Arzneimittelkommission (AMK) 
gegangenen Meldungen. Die AMK ist 
ein zentraler Fachausschuß für die 
Erfassung von Arzneimittelnebenwir- 
kungen, der sich bis auf (1969) 
60.000 DM Bundesmittel aus privas 
ten Spenden finanzieren muß. Die 
AMK wiederum Ist darauf angewie- 
sen, daß die Praxis und Klinikärate 
bei der Therapie beobachtete Neben 
wirkungen von sich a en. So- 
wohl in einer Praxis als auch 
Klinik stehen weder Zeit noc 
(chende Mittel für solche n 
se genau, geführten, Unter 
fügung. Die Anzahl 


® 
ehungen zur Verf 


der eingegangenen Meldungen spricht 
für sich, 1968 waren cs 300, 1969 ca 
700 und das bei etwa 95.000 Ärzten! 

Als weitere Änderung wurde der 
folgende Passus aufgenommen: „Die 
‚Anmeldung hat die schriftliche Ver- 
sicherung des Herstellers zu enthak- 
ten, die Arzneispezialliät ent- 
iprechend dem jeweiligen Stand der 
Wissenschaft ausreichend und sorg- 
füig geprüft worden it". Olfen 
bleibt "dabei, wer den „jeweiligen 
Stand der Wissenschaft" "bestimmt, 
wer festlegt, wann etwas „ausre- 
chend und sorgfältig“ geprüft ist. Die 
Firma Chemie Grünenthal etwa? Sie 
behauptet heute noch, daß „jede 
Kausalität zwischen Contergan und 
Mißbildungen bzw. Nervenschäden 
unbewiesen ist. Viele Ursachen mö- 
‚m zu der Katastrophe geführt ha- 
'en, nur nicht Contergan, sondern 
besonders häufiges Fernsehen der 
Mütter während der Schwangerschaft, 
radioaktiver Niederschlag nach A, 
bombemerzuchen und (or allem 
wohl) mißlungene Abtreibungsversu- 
che der Mütter“ r 

Der Prozeß gegen Grünenthal wur- 
de nach 283 Verhandlungstagen ein- 
gestellt mit der Begründung, die 
Schuld der Angeklagten sei gering 
und an der Strafverfolgung bestehe 
kein Öffentliches Interesse! 


Politik der Pharmaindustrie 


Wenn man die starke Position der 
Pharmaindustrie verstehen will, muß 
man sich die. Verhältnisse auf dem 
Pharmamarkt anschen. 

Es gibt ca. 1.000 Hersteller, von 
denen sich 620 im BVdPI zusammen- 
geschlossen haben. Diese 620 Fir- 
men repräsentieren 95% der westdeut- 
schen Arzneimittelproduktion, d.h., 
die übrigen nicht im BVdPI organi- 
sierten spielen kaum eine Rolle. Die 
folgende kurze Tabelle zeigt, wie 
stark die Monopolisierung auf dem 
Pharma-Markt ist: 


Die führenden 10 35% am Umsatz 
De er 
100 8067" 

(„Handeisblatt", 27.8.73). 


„Am Gesamtmarkt hat keiner et 
men rößeren Ant li 6 &% Aus 
ieser Feststellung folgert das „Han- 
delsblatt”: „Markrl -hende Stel- 
lungen gibt ex also nicht” Das er- 
weist sich als glatte Lüge. Auch dem 
„Handelsblatt” kann nicht verborgen 
geblieben sein, daß die großen Kon- 
zerne den Markt untereinander auf- 
geteilt haben. Jeder hat seinen er 
genen Bereich, wie z. B. Schering 
die Hormonpräparate, Bayer die An- 
tibiotika (bakterientötende Starte) 
tibiotika (bakterientötende Stoffe) 
und Hoffmann-La-Roche die Psycho- 
Pharmaka und Antidiabetika (blut 
zuckersenkende Mit), so dab 
Wirklichkeit eben doch marktbel 
schende Positionen bestehen. Hinzu 
kommt, daß zwischen den Großkon- 
zernen Preisabsprachen bis auf den 
Pfennig genau getroffen werden, so 
daß in Gegensatz zu Kleinen Firmen 
stark überhöhte Preise und damit 
höhere Gewinne eingeirieben werden. 
Ein Vergleich zwischen 3 Meudikamen- 
ten gegen Harnwogsinfektionen zeigt 


Wohlgemerkt, die Inhaltsstoffe sind 
völlig. identich!! Diese Preiunter- 
schiede erscheinen um so bamerkens- 
werter, wenn man weiß, dab die 
kleinen Firmen die Mittel gar nicht 
selbst produzieren, sondern zum 
wrößten Teil die 

von ihrun großen Kontrahenten 
fen und sie nur noch in die versch 
denen Darreichungsformen bringen 
und verpacken. Ein anderes Beispiel 
für die willkürliche Preispolitik Nelert 
die Firma Hoffmann-La-Roche. V. 
ihrem Beruhigungmitiel_ Vi 
werden in der BRD 100 Tabletten 
für 26,10 DM, in Großbritannien 
dieselbe Menge für nur ca. 4,50 DM 
angeboten. Der britische Ableger des 
multinatiorialen Konzerns bezahlt für 
1 kg Valum-Grundmasse 5.000 DM, 
det westdeutsch@ 9,600 DM; die Pro- 
duktionskosten für \ kg liegen. bei 
36 DM!! In Großbritannien werden 

nentenpreise staatlich 

din der BRD dem 


fistreben überhaupt keine Grenzen 
gesetzt sind. Zwar hat nach einer 
Meldung der ‚om 24. 10, 74 
das Bund in Westberl 


beschlonen 


Beruhigungsmittel Vallum und Li- 
brium um 40 bzw. 35 % senken muß, 
weil die Preisforderungen Im Gegen: 
satz zu denen im Ausland schon seit 
11 bzw. 14 Jahren überhöht seien, 

über wie aus dem nebenstehende 

„Welt”“Artikel hervorgeht, aber das 
Westberliner Kammergericht hat dem 
Hoffmann-La-Roche-Antrag auf Auf- 
schlebung, dieser Verfügung stattge- 
neben. 

Aus der obigen Aufstellung geht 
hervor, daß die 20 größten Firmen 
50 % des Umsatzes erwirtschaften. 
Diese Monopolisierung kommt di 
durch zustande, daß die meisten 
men Ableger von branchenähnlichen 
Konzernen sind, die ihnen zunächst 
stärkenden finanziellen Rückhalt ge- 
ben oder aber dadurch, daß sie selbst 
ein sehr breites Produktionsspoktnum 
haben. 14 % des Umsatzes von 
Hoschst und 10:% des Umsatzes von 
Bayer — beide sind große Chemie- 
konzerne — stammen aus dem phar- 
mazeutischen Bereich, doch. das 
teicht schon aus für einen der vor- 
dersten Plätze auf der internationalen 
Rangliste. Auch die Zwangsauftei- 
lung der IG Farben nach dem Kriegs- 
ende konnte an dieser Konzentrie- 
nung nichts Grundsätzliches ändern, 
denn die entstandenen Teilkonzerne 
waren immer noch mächtig genug, 
um sofort wieder Zusammenschlüsse 
und Absprachen auf Kosten der klei- 
nen Firmen zu treffen, Alle Führenden 
Hersteller haben sich multinational 
verankert, vor allem in solchen Län- 
dern, in denen keine eigene pharm; 
zeutische Industrie entwickelt war, 
sodaß sie dieses Absatzgebiet Tesi 
in ihre Hände nehmen konnten. Meist 
werden die Produkte dort mır noch 
gepreßt und verpackt,und dann kön- 
nen sie an Ort und Stelle vertrieben 
werden. 


Eine weitere Ursache für die Ver- 
hältnisse auf dem P} 


. Die ı 
nend te haben Inter. 
55 daran, das Dilipte Medikament 


listen geben sogar Motivforschungen 
In Auftrag, Zwel Zitate zus der Zei 

wrift „Pharmazeutische Industrie” 
Nr. 28 und „Capital” Nr. 10: „Um zu 
erfahren, wärum der Arzt beitimmte 
Verschreibungsgewohnheiten hat, er- 
weist es sich als zweckmäßig, sich 
nicht mit ihm über Präparate zu un- 
terhalten. Präparate sind in diesem 
Zusammenhang Zweck und nicht Ur- 
sache der Gewohnheiten”. „Solche 
Motivstudien kosten zwischen 20.000 


Bere LTE 
Und 70.000 DM und grlauben 2 
den Auftraggebern. Ihre Arztekunden 


psychologisch geschiekier anzuspre- 
chen als die Konkurrenz, die nicht 
über ‚solche intimen Kenntnisse ver- 

fügt”. Diese Zitate zeigen eindeutig, 
wie es die Kapitalisten darauf an- 

legen, die Ärzte zu manipulieren. 

Kein Arzt kann das ungeheure An- 
gebot von Medikamenten aus eigener: 
Kraft überblicken. Mitte dieses Jah- 
tes wen in Berlin beim BGA 24.063 
Araneimittelspezialitäten registriert, 
wobei die Zahl der wirklich im Han- 

del befindlichen Produkte bei ca. 

70.000 (!) liegt; einen genauen Über 

blick hat keiner, weder Ärzte noch 
Apotheker noch das BGA. Jährlich 
kommen ungefähr 1.500 weitere 
Mittel hinzu. Obwohl sich die Nach- 
frage von Ärzten und Patienten auf 
nur 2.000 (!) Medikamente konzen- 
Iriert, und auf diese 2.000 94 ® des 
gesamten Umsatzes entfallen, was 
aus einer Untersuchung des BYarı 
selbst hervorgeht, werden keine Kon- 
sequenzen daraus gezogen. Im Ge- 
genteil, dieser Wirrwart kommt den 
Pharma-Kapitalisten nur gelegen. Sie 
versuchen nicht etwa, den Arzt mög- 
ichst umfassend über Zusammenet 
zung, Wirkungsweise und Nebenwir 
kungen zu informieren, sondern bom 
bardieren ihn lieber mit farbenpräch- 
ig aufgemachter Reklame und mehr 
oder minder großen Werbegeschenken 


Dei einigen Firmen (z.B. Beiersdorf 
und Grünenthal) existieren Arztek, 
teien, in denen außer der Vachrich 
tung die besonderen Schwächen wie 
‚klassische Musik” festgehalten sind. 
50 daß man ich von Zeit zu Zeit aus 
Mittel mit einer kleinen 


ser mite 
„Aufmerksamkeit” in Erinnerung 
bringen kann. 

Andere beliebte Methoden sind 
‚Vortragsabende” im CCH oder A 
lantik-Hotel mit „kleinen Imbissen” 
oder „Fortbildungstage” auf Sylt 
oder in’ Davos, wo sogar Ausflugs 
‚oder Besichtigungsprogramme für die 


ıReboten wer- 
au sehr lang 


Im Durchschnitt fallen für Ve 

weh, Absatzförderung und Wer- 

27% der Gesamtkosten an, für 

die Forschung aber nur 8 %, obwohl 

‚diese doch immer als Begründung für 

die Arzneimittelpreise angeführt wird 
(Ch. Levinson, Vallım 2.8.8. 51). 

Die Ärzte reagieren in der ge 
wünschten Weise auf diese Taktik. 
Generics (Medikamente, die nach Ab- 
lauf des Patentschutzes von meist 
kleinen Firmen nach Originalrezepien 
hergestellt werden, damit also die 
gleiche Wirkung haben, aber um ein 
Vielfaches preiswerter sind) werden 
kaum von den Ärzten verordnet oder 
von den Apotheken empfohlen. 

So gibt es von elf verschiedenen 
Firmen ein therapeutisch gleichwerli- 
‚ges Präparat, Vitamin B 12, das teuer- 
‚ste von Merck mit Namen Cytobion, 
von dem eine Ampulle 2,32 DM 
kostet; das günstigste von Ratiopharm, 
eine Ampulle zu nr 29 Pfennig! 
Trotz der gleichen Wirksamkeit ve 
schreibt jeder fünfte Arzt das teuer- 
‚ste Mittel. 


Wer trägt die Kosten? 

Bezahlen muß alles der Patient in 
Form der Krankenkassenbeiträge, 
auch die scheinbar kostenlosen Pro- 
ben, die der Hausarzt ihm schenkt, 
‚denn die Kosten dafür kalkulieren die 
Firmen selbstverständlich in Ihe Pre 
wein. 

Die Krankenkassen haben in 
in der BRD keinerlei Mitspracherecht 
bei der Preisgestaltung. Bisher haben 
die Pharmakapitalisten erfolgreich ge- 


gen diese Mitbeteiligung sekämpft 
Und immer, wieder Ähre Interessen 
rc 


lassen, der einen zaghaften Reform- 
vorschlag erarbeitete, das sogenannte 
Bauerpapier: Die gesetzlichen Kran- 
kenversicherungen sollten in die Lage 
weretzt werden, mit den Herstellem 

r die Preiswürdigkeit der einzelnen 
Arzneimittel zu . Die nicht 
Auszurkumenden Zweite solten auf. 
Antrag beim Bundeskartellamt über- 


werden, 

Im Jahresbericht 72/73 der 
mazeutischen Industrie steht 
‚nem Kommentar u.a. 

„yDie vorgeichenen Gerpräche zur 
‚schen den Krankenkassen und einzel- 
nen Herstellern können zu einem 
‚Nachfragemonopol mit der Folge ei- 
nes ständigen Preisdrucks auf die In- 
dustrie was der Hinwendung 
zur ‚Kläsenmedizin {11} bedeuten 

ir 


verschiedenen. kapitalistischen 
Staaten kann die pharmazeutische 
Industrie nicht ganz s0 ungehindert 
walten wie in der BRD. In Großbrr 
tannien müssen die Hersteller Preis- 
verhandlungen mit dem Gesundheit» 
ministerium führen; für zu tewer ge- 
haltene Medikamente werden vom 
Gesundheitsdienst nicht bezahlt, so 
daß die Hersteller, wenn sie über- 
haupt in größeren Mengen absetzen 
wollen, gezwungen sind, „bescheide- 
ne” Preisvorschläge zu mächen. 

In Schweden sind die Apotheken 
verstsatlicht und die Zahl der Pro- 
dukte ist auf ca. 3000 reduziert wor- 
‚den. Diese Maßnahmen werden sicher- 
lich nicht aus Menschenfreundlicı 
keit ergriffen oder weil man eine 
wegen der ständig steigenden Arzaei 
mittelkosten notwendig gewordene 
Beitragserhöhung für die Mitglieder 
der Krankenkamen, die sich Ja haupt- 
sächlich aus der werktätigen Bevölke- 
rung rekrutieren, verhindern möchte, 

Hier besteht ein Widerspruch in- 
merhalb der Kapitalistenklasse zwi- 
schen den Pharma-Konzernen, die 


len, und den übrigen Kaptal 
die Kosten im Gesundheitswesen ge- 
fing halten will, weil diene Ausgaben 
für se unproduktiv sind. 

In der BRD konnte und kann die 
pharmazeutische Industrie bisher we- 
gen ihrer Macht, die durch enge Ver- 
Nechtung mit den Chemiekonzernen 
erheblich gestützt wird, ihr Profitstre 
ben rücksichtslos verwirklichen. Un-, 
gehindert kann sie dabei das Lehe 
unzähliger Menschen zerstören, wie 
es das Beispiel Contergan am kruse 

zei. Wie in allen anderen geil 
lichen Bereichen zeigt sich such, 
der Pharmaindustrie 

des 


an der Politik 
die Menschenfeindlichkeit 


kranken Menschen‘ 
ien will 

Gruppe Gemndheitspolitik des 
Kn/Gruppe Hamburg 


Ei 


‚Arbeit Nr. 53/Dezember 1974 


Junglehrerversammlung in der 
Hamburger GEW: 

Neuwahl des Ausschuß junger 
Lehrer und Erzieher (AjLE) 


Auf Betreiben des Bundesvorsitzenden 
der GEW, Erich Fı 


versammlung das ober- 
‚ste Gremium der Bundes-GEW, yer 
rear etwa mit dem, Beirat" der 
IGM - in Kassel am 6. Of: 
Richtlinien" für den 
Kreis Junger Lehrer und Erzieher), die 
Alugs vom Hamburger GEW-Vorstand 
als bindend erklärt wurden (val. AK 
51, S. 21). Ohne auch nur einen 
ji von Mitbestimmung“ der 


Jauch 
Jungen Lehrer und Erzieher zuzulas-_ 


‚sen, die auf einer Wahlversammlung 
aus ihrer Mitte den AJLE wählen, 
wurden sie in der „Hamburger Leh- 
rerzeitung“ vom 2.11.74 darüber „in- 


formiert 5 
© der AJLE,‚insbesondere'nur noch 

berufliche Interessen, der Jung, 
lehrer und Referendare vertreten soll; 
@ das passive und aktive Wahlrecht 

‚auf 30 Jahre hera! t werden 
soll (bisher war die Grenze das 8. 


Dienstjahr); 

© das „Urwahlprinzip" eingeführt 
werden soll. falls nicht 20 % der 

unter 30-jährigen organisierten Kol- 

len auf der Junglehrerversammlung 

anwesend sind — was die Trennung 

von Beratung und Wahl (an der Urne) 


SHMRTE EL höchstens 10 Mit- 

glieder beschränkt werden soll 
‚(vorher 15); 

die Verhandlungsleitung der Wahl- 
'rsammllung nicht wie er Ver 
treter des alten AjLE wahrnehmen, 
‚sondern der Vorsitzende der GEW- 
Hamburg, Dieter Wunder, was na- 
fürlich auf Beschränkung der Diskus- 
sionsmöglichkeiten und Erweiterung 
der taktischen Möglichkeiten der 
GEW-Führer hinausläut;, 
© die vom alten AJLE angesetzte 

‚ordentliche Junglehrerversamm- 
lung vom 31.10. auf den 18.11. ver- 
‚schoben werden sollte, angeblich 
gen „technischer Schwierigkeiten‘ 
und „mangelnder Vorbereitungszeit“. 


gen 


E 


Im alten ALE waren vorwiegend 
Koll die die gewerkschaftlich, 


eine außerordentliche Junglehrerver- 
sammlung an, auf der über die neuen 
„Richtlinien“ für den AjLE lediglich 
diskutiert, aber nicht gewählt werden. 
sollte, Es sei angesichts des Kräftever- 
hältnisses in der GEW falsch, auf der 


_ Versammlung zu wählen, da der Vor- 


stand einen dort ” 


einen zweiten A)LE wählen lassen 
würde. 


Die etwa 300 Kollegen, die am 
31.10, jmmen waren, beschlossen 
ausdrücklich und mit großer Mehrheit 
den AjLE nach den alten Richtli- 
nien zu wählen und auf einer einzu- 
berufenden Sat tversamm- 
hung die Mit; ‚der GEW-Hamburg 
über das Wı ‚rfahren des AjLE ent- 
‚scheiden zu lassen. 

‚Der Vorstand schickte daraufhin 
‚jedem GEW-Mitglied unter 30 für die 
Wahlversammlung am 18.11. ein 
ladur 'hreiben, das schlichtweg 
Provokation zu bezeichnen ist. Di 
alten Richtlinien stellte er als „wenig 
demokratisch“, „teils undurchsich- 
tig”, „wildwüchsig" hin, die neuen 
„Richtlinien“ dagegen als „demokra- 
tisch und transparent“ dar, Weiter 
‚droht er:Damit in Zukunft in Ham- 
burg ein demokratisch legitimierter 
AILE arbeitet“, werde er alles tun, 
„um am 18.11. eine en 

‚mlung zu 
n 
Inien 
jemeint sind natürlich 
LT Hauptausschusses — As 
AK-Red.) verhindern.” Unt ‚der 
Rubrik „technische Hinweise” führt 
der Vorstand kriminalistische Metho- 
den ein, die ihm die genaue Kontrok- 


‚Nicht die rechte Neigung 
Betätigung im Betrieb verspürt“ 


le der Besucher und Stimmberech- 
gtenerla 

Dieser Brief macht klar, daß es 
dem Vorstand auf eine Konfronta- 
tion ankam: entweder Wahl nach den 
neuen „Richtlinien“ oder Auflösung 
der Versammlung — notfalls mit Po- 
‚izeigewalt, 


Was stand zur Wahl? 


‚Angesichts der Situation in der 
GEW und der massiven Drohungen 
‚im Einladungsschreiben des Vorstands. 
wurde die Diskussion um die einzel- 
nen Kandidatenkollektive vor allem 
von ihrer Stellung zu den „Richtli- 
‚nien“ von Kassel und nicht'so sehr 
von den verschiedenen Aktionspro- 
grammen bestimmt. 

Das DKP/Juso-Kollektiv betrach- 
tete es als tion, „die Wahl 
des A/LE nach den (verbindlichen) 
‚Rich, ‚(die von Kassel — Anm. 
AK) und die... Leitung der Ordent- 
lichen Junglehrerversammlung durch 
den Vorsitzenden der GEW-Hamburg 
zu verhindern. “ („HLZ" 18, 8. 679) 

Also klare Verteidigung der unde- 
mokratischen Vorstandspolitik! 


Das Kollektiv des alten AJLE 
stimmte ursprünglich einer Resolu- 
tion zu, die die Leitung der Jungleh- 
rerversammlung durch den GEW-Vor« 


stand ablehnt. Anscheinend waren 
die meisten AjLE-Mitglieder noch der 
Meinung, daß „. . . sich zuräckzie- 


hen... gerade die Konsequenz (wä- 
re), die Frister und der Hauptaus- 
‚schuß sich erhofft haben. Wir müssen 


Vierzehn Tage später dagegen, am 
30.10., machte W.M. (einer der Füh- 
rer des KBW) in der „KVZ" 22 ei - 
nen Schwenk um 180’Grad: „Wenn 
«.... der Vorstand jetzt den Charak- 
ter des AjLE ändern will, dann 


ErPr 
Da Me her 
ter in den Verband hinein.” 


Solche „Linienkorrekturen” rufen 
natürlich Verwirrung hervor. Waren 
die meisten AjLE-Mitglieder eine 
Woche vor der,  Wahlversammlung 
noch gegen andlungsleitus 
Surch den Vorstand, so gaben sie am 
18.11. klein bei. 


— ein Fall kapitalistischer Entlassungspolitik 


Folgende Vorfälle, die sich im Fe- 
bruar dieses Jahres in der Kieler Elek- 
trofizue ELAC’erlenat Naben, ind 
uns je 


Der Beiriebsrat hatte seine Zustim- 


mung gegeben. 

"Eine der vier Kolleginnen führte 
daraufhin einen Prozeß gegen die 
ELAC. Dabei stellte sich heraus, daß 
der tatsächliche Entlassungsgrund ein 
politischer wär: Die in wurde 
von JLAC-Kapitalisten als Un- 

ifterin hingestellt, nachdem 
ersie Begründung in die Hose gegan- 
‚gen war. 


Was war dem vorausgegangen? 


Die Kollegin war an einem Fließ- 
band beschäftigt gewesen, an dem 
Plattenspieler montiert werden. 

1 ‚mer des letzten Jahres 
war hier eine neue Halle in Betrieb 
‚genommen worden, die - so die Ge- 
schäftsleitung - „nach modernsten 
Erkenntnissen gebaut” worden war. 
Tatsächlich gab es hier keine Fen- 
ster, die Entiüftungsanlage funktio- 
nierte nicht, »0 daß die Luft von 


Bfligon, Abgasen aus der Malerei 
In 


setzt war, und an mehreren 
Stellen, z0g es gewaltig. So waren 
‚gleich in der ersten Zelt einige (vor 


allem schwangere) Kolleginnen ohn- 

mächtig geworden! Außerdem nahm 

‚allein zu den sanitären An- 

lagen zehn Minuten in Anspruch. 
‚Auf einer Abteilungsversammiung 

war dann auch latustark Protest ge- 

gan diese Mißstände geäußert wor. 
n. 


Die Reaktion der Geschäftsleitung 
darauf sah so aus, daß - um mit den 
Kolleginnen zu sprechen - „einige 
Male Leute mit einem Pusterohr 
Halle liefen und ‚fest- 
daß diese Mißstände gar 
nicht bestünden” Einzig die Enıläf- 

wurde notdürftig ropa 
Mt ren Zweck aber nich 
dann absolut nicht 

Daß angesichts dieser Zustände 


die Bandgeschwindigkeit noch enorm 
gesteigert we: Its. mußte einen 
höchst verständlichen Protest der 


Kolleginnen geradezu 
Und zwar hatte der Kafkulator die 
schr einfache Rechnung aufgestellt, 
daß, wenn 20 Frauen 200 Geräte pro, 
‚Tag fertiggestellt hätten, nunmehr 25 
Frauen 250 Geräte sch. 
fen müßten - wobei er noch die un- 
glaubliche Frechheit besaß zu be- 
haupten, die Arbeitsbedingungen sei- 
‚en gegenüber denen der alten Halle 
verbessert worden! 

Schließlich konnte eine derartige 
Rechnung zumindest für die betrof- 
fenen Kolleginnen nicht aufgehen: 
die einzelnen Handgriffe waren 0 

ich verteilt, daß ein Teil der 
Kolleginnen erheblich mehr Arbeit 


ıchdem der Meister gedroht hat 
te, wenn das vorgeschriebene Arbeits- 
pensum nicht geschafft würde, könne 
„halt auch das Geld nicht stimmen”, 
Beteiligte sich allerdings nur noch ein 
kleiner Teil der Kolleginnen am Wi- 
derstand gegen diese weitere Ver- 
schärfung der Akkordhetze. 

„Eine Arbeiterin dikutiere dann 
mit den Kolleginnen, die Forderu 
sch Beibehaltung der bisher üblF 
chen Bandgeschw) it bei 
chem Lohn und einer neuen Zeit- 
aufnahme, wobel die einzelnen Ar. 
beit zu gleichen Teilen hätter 
vorteilt werden müssen. 
und diosn Yerhalien hate San 

talisten ausgereicht, um die Kol- 
Mage 

ec schließlich wur- 
de die Kündigung durch folgende Ur- 
'elsbegründung, von der kapialisi 
schen Justiz abgesegnet: „Indem die 
Klägerin darüberhinaus auch andere 
Arbeitnehmerinnen ohne jeden 
rechifertigten Grund (? 1} mehrfach 
zu bestimmen versucht hat, daß sie 
in Ihrer Arbeitsleistung zurückhalten 
und sie in ihrem Verhalten unter Hin 
weis darauf bestärkt hat, daß, wenn 
sie das alle täten, die Beiriebnleitung 
fichts unternehmen könne, legt in 

’erhalten, das geeignet ist, den 

ar li 
‚auch aus den Hekundungen der Zew 
ein.” (eine Arbeiterin, die sich dazu 


hinreißen ließ, die Behauptungen der 
|ELAC-Kapitalisten durch z.T. falsche 
Aussagen zu unterstützen — ım übr- 


tarion 1) der Kiäge 
Fin eine Unruhe am Band entstand. 


‚Zum anderen stellt das Verhalten der 
Klägerin einen Versuch dar, die Ar. 
Betskoleginnen zum oppositoneen 
Verhalten gegenüber dem Arbeitge- 
ber aufsuhetzen.” 

Um deutlich zu machen, in wel- 
cher Hinsicht hier von einem Terror- 
urteil gesprochen werden kann, muß 
auf die Situation in den Frauenbe- 
trieben. einmal grundsätzlich 
‚tangen werden. Und zwar sind 
die Kolleginnen in noch stärkerem 
Maße der Akkordhetze ausgesetzt als 

Isweise die Kollegen auf der 
HDW. Lohngruppe 4 ist hier die ab- 
jolute Ausnahme, Löhngruppe 3 die 
Regel. Die Arbell un 
Sind total durchratfonalert, (ir die 
italisten leicht überschaubar. Die 
Akkordzeiten sind derart niedrig un. 
gesetzt, daß eine Zigarettenpause 
während der Arbeitszeit nicht drin 
ist, daß die Kolleginnen oft nicht ein- 
mal Zeit haben, außerhalb der Pau- 
FIT 
während der Pausen durel 
Arbeitet wird, um die Akkorde we 
Er halbwegs zu schaffe, 


(einher mit brutalstem Auftreten 
Meister und Vorarbaiter: Wer was 
falsch macht oder die Akkorde nicht 
ich schafft, wird angebrüllt, be- 
mt extrem schlechte Arbeiten 
fugeteiit. Zusemmenbrüche und Wein- 
krAmpfe sind nahezu an der Tages 
ordnung! 


‚Angesichts einer derart) 
tlon hat selbst keimhafter 


'n Situa 
iderstand 


für die Kapitalisten seine Bedeutung. 
Und so erklärt sich, warum die Ent- 
Iassung der Kollegin bei ELAC vom 


Arbeitsgericht „im Namen des Vor 


A u 
‚die Kolleginnen ungestraft 


schärfstens zu disziplinieren 
KD/G: Kiel, 
Metall-Zelle II 


Genen WIEDER „on 

Bar 
(13 

Ai “rat 


Ein drittes Kollektiv fortschritt- 
licher Kollegen sprach sich klar gegen 
die neuen „Richtlinien” und für die 
Beibehaltung der alten Richtlinien 
aus, solange nicht eine Hauptver- 
sammlung der GEW-Hamburg ande- 
res beschließt. Diese Haltung, die 
sich klar an die auf der außerordent- 
lichen Junglehrerversammlung gefaß- 
ten Beschlüsse hält, wurde von KBW- 
Seite als „gewerkschaftsoppositionell” 
von der" DKP/Juso-Seite als „Provo- 
kation” bezeichnet, von vielen anwe- 
senden Kollegen jedoch als die rich- 
ige Politik angesehen, 


Große Koalition von Vorstand, 
DKP, Jusos und KBW 


Ca. 480 Kollegen (knapp über den 
vom Vorstand geforderten 20%) wa- 
ven pm IR IN erkammen Sn eisen 


z 1 

as 

üb auch Erfig des per öniehen Auf: 
ol 4 

Mufa dureh den Vorstand it. Schon 

vorher war klar, daß dieser keinen 

Antrag über das Wahlverfahren zur 


Abstimmung zulassen würde. Das hat 
sich voll bestätigt. Als der Ke- 


fort . Der Vorstand 
a art 
ließ nur die Abstimmung über „Ein- 
tritt in de Tagesordnung ‚oder nicht” 
zu. 216 Kollegen gegen Eintritt 
in die TO, weil damit die Chance für 
eine Abstimmung über die Kasseler 
„Richtlinien” noch nicht vergeben 


Wurde; 215 Kollegen stimmten für 
Eintritt in die TO, darunter DKP 
und KBW. Eine Stimme diente dem 


Vorstand natürlich als Vorwand, die 
eng zu wiederholen — es 
könnte ja falsch ausgezählt worden 
sein. Vor der erneuten Abstimmung 
schüchterte er die Kolegen ei 
falls nicht in die TO eingetreten wer- 
‚de, müsse er die Versamm ibbre- 
‚hen. Auf ca. 35 Kollegen, ich 
vorher enthälten hatten, hatte dieses 

jument” auch seine Wirkung. 

it hatte der Vorstand schließlich 
mit 249:212 Stimmen für's erste sei 
Willen durchgesetzt 


vide ten AK erchoh 
1 des alten fte sich 
vorwiegend in „Selbstkritik”, für die 

P/Juso-Redner freundliche 
Worte der Anerkennung fanden. 
Dean der alte AYLE hatte (mit tk 
er Milfe von W.M.'s Artikel in der 
„KVZ"?) „erkannt”, daß seine (ob- 
nehin geringen Anstrengungen gegen 


den Abbau Ii srkschaftlicher 
Demokratie „falsch” gewesen wien 
und nur von dem „eigentlich power; 
schaftlichen Fragen” (Lohnkampf der 
Lehrer) ablenkten. 


Titigkeitsbe- 


‚Jetzt bleibt dem KBW 
nur noch die Kirche! 


Der alte AJLE war durch die „.xon- 
sequent demokratische” KBW-Politik 
so. verwirrt, daß sein Kandidatenkol- 
lektiv sich auf der Versammlung in 
drei Fraktionen teilte 
Ein Teil zog seine Kandidatur ganz 
auröck; der zweite Teil kandidierte 
unter Anerkennung der Kasseler B 
schlünse — alsc „kein Hereinfallen auf 
den Satzungsstrelt mit dem Vorstand, 


sondern Kampf um konkrete Au 
gaben”; der dritte Teil schl 
konnte sich mit der vom K 
‚gebenen neuen Linie nicht anfreun- 
den; so sung- und klanglds wollte 
man nicht klein beigeben. Sie erklär- 
ten sich bereit zum Kampf gegen die 
„Richtlinien” des Hauptausschusses. 

Diese Kandidaten bekamen dann 
auch jeweils ca, 30 Stimmen mehr als 
die „Linientreuen” (100 zu 70). Der 
KBW ünd seine Sympathisanten bo - 
ten — außer bei der Resolution zur 
Einberufung einer Satzungshauptver- 
sammlung — ein Außerst uneinheit- 
rortungloge Sehaukeipohtik Se 
wortungslosen eipol r 
Gruppe kein Wunder. 


Trotz SPD/DKP-Erfolg — auch 
eine Ermunterung für die konse- 
ent damolratischen Kallonmm! 


va gm Jusos 

en” cin. Konumunbinhalse Tat un 
‚die Stelle inhaltlicher politischer Aus- 
einandersetzung. hat die DKP 


nicht zum erstenmal bewiesen, daß 
sie offensichtlich gern die Dreckar- 
beit der SPD erledigt. Dieses Kollek- 
tiv setzte sich mit ca. 220 Stimmen 
durch und bildet jetzt den neuen 
AILE. Viele Kollegen wählten diesen 
vorstandstreuen Haufen, weil zum 
einen die Einschüchterung durch den 
Vorstand ihre Wirkung nicht verfehl- 
vn in die eigene Kraf hatten, den 
reuen in die ei raft hatten, 
Machenschaften der Gewerkschafts- 
führer ernsthaften Widerstand entge- 
genzusetzen. 


Zum anderen fallen viele Kollegen 
noch auf die alte Platte der Sozialde- 
mokraten und der DKP herein: (s0- 
lange) verhandeln und taktieren mit 
dem Versprechen auf baldige Beuse- 
rung (bis unter Wahrung des „anti 
kapitalistischen Gesichts" sämiliche 
vorher errui Positionen verlo- 
ren sind), Aufgabe aller fort- 


schrittichen Kollegen it es, diesen 
gründl 


den Jusos und der DKP 
zu versalzen. 


obı 2 
GEW kaum in Erscheinung getreten 
ist und offenbar noch wenig Erfah- 
rung in gewerkschaftlicher Arbeit hat. 
Da Kollektiv die Kandidat 
des alten AL auf Anhieb so ka 
distanzierte, mag eine weitere herbe 
Enttäuschung für den KDW sein, als 
dessen „Domäne” die GEWJungieh- 
rer bisher galten. 


Bleibt noch zu notieren, daß ein 
KPD" liebäugelndes Kollek- 
16 Stimmen „erkämpfte". Die- 

rden sich wohl — wie 


an 
„aroßartig” gesch BR 
Aut der 'ortsetzung der Junglel 


rerversammlung muß der eingeschla- 
gt werden. Hier 


beschäftigen dürfen, sondern allge- 
mei M sche Fragen und 
die Teilnahme am demokratischen 
Kampf Inhalt der Arbeit des ALH 
bieiben. . 
Lehrerkomiten des 

KB/Gruppe Hamburg 


Arbeiterkampf Nr. $3/Dezemben 1974 


1G Metall, ÖTV, 
jewerkschaft, IG Drußa, 
stellen Forderungen auf: 


Gewerkschaftsführer verhandeln 
über Lohnraubhöhe! 


Nachdem die „Konzertiorte Aktion” im Oktober die Marschroute für die 


Tarifverhandiungen fostgel 
und 
wi 


Lohnraub für die Arbeiterklasse, 


Ich 


'" der „Fünf 


die Intermauerung 
dieser Marschroute fert. Fazit: die soll für 
selefe Arbeiterklasse ‚die Ziele der 


Schritte zur 


(die ebenfalls von der Lohn- bzw. 


zogen wurde). Für diese staatliche Subvention der Unternehm. 
Bi extra ein Bundesgesetz erlassen, das 


die Bundesregierung 
Kraft treten soll! 


Gewerkschaftsführer sichern 
‚die Unternehmergewinne 


Bereits in der „Konzertierten Ak- 
tion” stimmten die Gewerkschafts- 
führer den Plänen der Kapitalisten 
grundsitzlich zu, Mit dem 9 %-Ab- 
schluß der 1G Metal-Führung in der 
Stahlindustrie fand dieie Zustimmung 
Ihr erstes konkretes Ergebnis. 

Doch damit ist noch nicht die 
Grenze des Lohnraubs erreicht. In den. 


rung, die {n der Stahlindustrie verhan- 

delt wurde (14%), 

© IG Metall: 11% in Nordrhein-West- 
falen, Hessen, Rheinland-Pfalz und 
Bayern, 
12 % im Nordwestlichen Nieder- 


sonkreis Förderung U 
Bundesregierung letzte Woche beschlossen. Sie beabaichth 
h Kapitalist soll eine Prämie von 7,5 % 


Diese Prämie wird von den Steuern 
ten Konjunk finanziert 
ee 
wird 


end in 


Tarifkampf”. Dabei sind solche 
ommentare einerseits die Ainrel- 
chend bekannten Jammerstories der 
Kapitalistei könnten nicht zahlen 
usw,, wie lie Jahre wieder in den 
Tarifrunden aufgetischt werden. An- 
‚dererseits aber verdeutlichen sie: die 
Kapitalistenklasse hat Blut geleckt! 
Die Tatsache, daß die Gewerkschafts- 
führer ohne Schwierigkeiten den Pro- 
fitzielen der Kapitalisten nachgeben, 
veranlaßt diese, rauszuholen an Lohn. 
aub, was rauszuholen ist. Das Lohn, 
raubtempo soll in den nächsten Mona- 
Ten verschärft werden 
Darüber hinaus benutzen die Kapi- 
talisten die jetzige Situation, um wei- 
tergehende politische Ziele zu ver- 
Sin den Verhandiungen mitder OTV 
® mit der 
wird außer über Lohn auch über 
ein Schlichi ımmen für den 
‚fentlichen Dienst verhandelt. Das 


‚schsen, Hamburg, Schleswig-Hol- Ziel eines solchen Abkommens be- 
Hein Und Bremen/Unterwerer je: zeichnete Innenminister Malhofer am 


weils 80 Mark für Lehrlinge) 
@ DAG: 9,5 % für die Metallindustrie 
in Niedersachsen, Bremen und Ber- 


lin/Wost 
© IG Drupa: 10 % auf den Ecklohn 
als lineare Forderung für alle in 
Baden Württemberg; 50 Mark für 


"Baden/Württemberg; 50 Mark für 


Lehrlinge 
d DPG 1: 6 % und 
9 5 Mark nr, 100 Maik Unter 


DAG und die ÖTY (im Durch- 
je) ge mi rn Forderungen 


277.11. im Femsehen offen so: 
mit Streiks wie im letzten Jahr nicht 
mehr möglich sind.” Die ÖTV-Füh- 
rung hat ihre grundsätzliche Bereit- 
‚schaft zum Abschluß eines solchen 
Abkommens erklärt. 
® In der Metallindustrie hat Gesamt- 
‚metall einen erneuten Versuch 
Bee 
au 
n für 


« In 
metall einen erneut 
macht, zentrale Vi 


Ä Metallindustrie 
wtzon. Antwort der IGM-Füh- 
—— 


Kung uf deren Angebot nn 
Hamburgs Dean: 


48? Fonddrungen) So bedeutet dews und 12 Prozent 


'nominale Mehr an Lohn nach Abzug 
aller Belastungen wie Preise, Steuern 


usw. real weniger Lohn! 


In einer Reibe Hamburger Betriebe 


In Mn Te sind von den Vertrauenskörpern und 


also gar nicht um eine Erhöhung des 
Lohns oder ein Halten des einmal er- 
verhandelt, sondern. 


löhe des Lohnraubs! 


Hl 


FE 
ß 
i 
i 
H 


. Stattdessen erheben sich 
‚der Gewerkschaften zum 
Bewahrer der bestehenden 


Agenten der Bourgeoisie, wie Karl 
Liebknecht die Vertreter solcher Po- 
u a ni dabei, 
vers dabeiitdie Tat. 
rw se Politik finanziert 


Fi 
SER 


noch welter: nicht mur, daß nie vor 
‚den Angriffen der Kapitalisten kapitu- 
lieren, sie bekämpfen offensiv. alle 
Versuche der fortschrittüchen Arbei- 
ter, die sich in den Gewerkschaften 
um eine Arbeiterpolitik bemühen (vgl 
dazu auch die Berichte zur Tanifrunde 
aus den Betrieben und Gewerkschaf- 
ten), 


Kapitalisten haben Blut geleckt 
Der Kapitalstenverband Gesmt. 


metall re 
De der IC. 
über diene „überzopenen Lohnforde- 
rungen” und warnte vor den Folgen 
„einer solchen sellstzerstörerischen 
Vohnpoltik” Solche Äußerungen be- 
nutzen sorlakdemokratische Gewerk- 
schafsführer bekanntlich lebend gern 
als Nachweis für einen „unnachgiebk 


te sofort bei Bekanntga- 
‚Forderungen „empört” 


Jugendvertretungen Tarifforderu: 
aufgestellt worden. Die Höhe offen. 


bart eine starke Bandbreite. Mit 


250 Mark linear hat der Vertrauens- 


EX im wesentlichen mit einer äußerst ge- 
e 


ringen Anteilnahme der Kollegen 
der Tarkrunde gekonnsefeine 
selbst dort, wo fortschrittliche G 


werkschafter sich bemühten, die Kol- 
Tagen aktiv indie Vorbereitung der Ta- 
ınde einzubeziehen. Das macht 
deutlich, daß der kleologische Propa- 
der Kapitalistenklanse 


‚die und 
FE" Verichwpohtik eine Wie 


andafelt 


nicht verfehlt hat. Viele Kollegen 


unter dem Eindruck von Arbei 


‚keit und Kurzarbeit und der Daradi 
Verschlechterung 


dazu Inufenden 


weiter verschlechtern wird (z. 


daß die Art 
im Kia 


der Unternehmer wehren 


Ban, I var alla pri Ta 


fortschrittlicher Arbeiter entwickelt. 


Dieser Teil ist in den Betrieben aktiv 


gegen die Verzichtspoltik und allein 
orientiert an der Lage der Arbeiter 


klasse aufgetreten und hat versucht, 


die Auseinandersetzung hierüber zu 
führen. In einigen Betrieben ist dies 
auch mit Erfolg gekrönt, So verab- 
ichiedete_ der, Reynolds Vertrauens 
kutekörper seine Forderung einstim- 
mig und stellte darüber hinaus die For- 
derung nach dem Austritt der Gewerk- 
schaften aus der „Konzertierten Ak- 
tion”. Es wäre 
dieser einstimmig verabschiedeten 
Forderung zu schließen, die Beleg- 
schaft stünde voll hinter ihr. Vielmehr 
gi es für die Vertrauensleute und die 
fortschrittlichen Arbeiter im Betrieb, 
‚mit ihrer Resolution unter den Kolle- 
fen Weiter, zu arbeiten, um daran den 

iderstand gegen die Politik der Ka- 
pitalisten zu entwickeln. 

Ein besonders positives Beispiel, 
in welche Richtung gearbeitet werden 
muß, zeigt eine Versammlung von 
Elekirikern bei HDW, die sie selber 
organisierten (vergl. dazu Extra-Artk 
kel) und auf der sie gegen den Wider- 
stand einiger Vertrauensleute mit gro- 
er Mehrheit eine Tarifforderung von 
1,50 DM/Stunde verabschiedeten. 

In_drei Vertrauensleutesitzungen 
verabschiedeten die Vertrauensleute 
von Philips/ Roentgenmüller, eine For- 
derung von 150 DM plus 5 %. Über 
ein Drittel der Vertrauensleute stimm- 
te nach intensiver Diskussion für eine 
'Vertrauönsleute stimm- 
te nach intensiver Diskussion für eine 
weitergehende lineare For 


Die wiederholt erhobene Forde- 
rung nach einer großen Funktionärs- 
versammlung der IGM und nach einer 
Jugendmitgliederversammlung ver 
Aufstellung der Forderung boykot- 
ierten die Gewerkschaftslührer. Se- 
kretär Prehm entblödet 
im Vertrauenskörper der 
einen Beschluß gegen eine solche 
Forderung zur Abstimmung zu stel 
en. Er erhielt in diesem Vertrauens- 
kön 


hierfür eine Mehrheit 
ine derartige Negativ-Politik von 


‚Gewerkschaftsausschluß 
auf „kaltem Weg” 


Im Zuge des Angriffs auf jede klas- 
senkämpferische Gewerkschaftsarbeit 
schen die Gewerkschaftsführer auch 
in Flensburg zu Ausschlüssen über 
auch REBELL Nr. 1, „IG- 
zerschlagen“). 
1973 Leiter der 
In Flensburg, ist auf 
ausgeschlossen wor- 
‚schaftsführer benutz- 
ten seinen angestrebten Übertrit 
der IG Drupa zur IGM (L. hatte Ar- 
beit bei der Danfoss-Werft angenom- 
men). Er sollte für die IGM-Führer 
einen Wisch unterschreiben, daß er 
„nicht mehr" (11) „Mitglied einer 
linksextremistischen " Organisation“ 
(gemeint war offenbar der KB) sei. 
’ollege L. reagierte auf dieses Ansin- 
nen, indem er es in einem „Offenen 
Brief“, der vor Danfoss und vor der 
Druckerei Severin Schmidt verteilt 
wurde, zurückwien. 
L, war während seiner Lehrzeit 
is Schriftsetaer in der (Konkuns)- 
Druckerei Wolff Mitbegründer und 
Leiter der Drups-Jugendgruppe, die 
inzwischen vom Drupa-Vorstand we 
‚gen angehlicher „Gewerkschaftsschd: 
digung” aufgelösl wurde 
Diese Jugendgruppe beteiligte sich 
in der Vergangenheit mehrfach an 
Aktionseinheiten, u.a, auch mit Kom- 


munisten (KB). So im Januar 1972 
am Aktionsbündnis „Kampf dem Fa- 
schimus” (gegen den Extremisten 
erlaß = Berufsverbote im Öffentl 
‚chen Dienst) und während des Bun- 
destagswahlkampf 1972 am Aktions- 
Bündnis „Stoppt Strauß, Barzel, Stol 
tenberg und Springer“, das von Kol- 
legen aus Flensburger Druck- und 
Metallbetrieben initiiert worden war 
Für den praktischen _Gewerk- 
schaftsauschluß von L. (durch Nicht 
aufnahme in die IGM) nutzten die 
Gewerkschaftsführer folgende Situn- 
zum 

Ersatzdienät eingezogen und hatte da- 
‚durch Kontakt zu seinem Druckbe- 
trieb verloren. In der Werft Danfoss 
ist er erst seit Mal, „.so daß mich im 


Beirieb nur sehr" wenige Kollegen 
Kennen, Tumal al" Gewerkschaft 
klärung” von L.). Mitglied der Drups 
ist L. nicht mehr, seit er seinen Über- 


tritt zur IGM erklärte. In die IGM je- 
‚doch wird er gar nicht erst aufgenom 


hluß des Kollegen L. aus 
der Gewerkschaft ist der ersie in 
Flensburg. Die Gewerkschaftsführer 
haben aber klar erkennen lassen, dab 
nach ihrem Willen weitere Ausschlüs- 
w folgen sollen: nämlich gegen die 
anderen Mitglieder der aufgelösten 
Jugendgruppe der Drupa, . 


Nach einem Bericht der Betriebszelle 
Danfom 
KB / Gruppe Flensburg 


Kurzarbeit eic.). Das 
rbeiterklasse 
gegen die 


dings falsch, aus 


seiten der Gewerkschaftsführer war 
in diesem Jahr Trumpf. Auf diese 
‚offizielle Linie wurden auch Betriebs- 
räte und Vertrauensleute getrimm! 

‚Bei HDW führte das soweit, daß. 
sich vier gewählte Vertrauensleute 
weigerten, die mit überwiegender 
Mehrheit verabschiedete Forderung 
von 1,50 DM mehr in der Stunde 
(in ihrer Abteilung) (die Vertrauens- 
leute hatten als einzige dagegenge- 
stimmt) im Vertrauenskörper vorzu- 


Ingen. 
Ihnliche gewerkschaftsfeindliche 
Lorbeeren konnten eine Reihe von 
Gewerkschaftsführern und ihre Nach 
beter in den Betrieben erwerben. Be- 
sonders gegen lineare Forderungen 
wurde geschossen. $o tauchten Ar- 
‚gumente auf wie: „dann würden sich 
die Beserverdiener nicht mehr von 
der Gewerkschaft vertreten fühlen” 
‚oder gar: „dann würden Besserver- 
diener benachteiligt!” IGM-Jung-Se- 
kretär Peter Wittern, der immer 
‚um sein „fortschrittliches mu 

ge" bemüht, {t, anyumentierte gar, 
auf einer Vertrauenskörper-Sitzung! 
bei VALVO: „eine lineare Forde- 
rung unterstütze die Kollegen in den 
unteren Lohngruppen und die seien 
zumeist nicht-organisiert. Wer Un- 
organisierte unterstütze, der sei in 
der Gewerkschaft fehl am Platz”!!! 

Bald müßig zu erwähnen, daß 
keiner dieser Herren auch nur ein 
Wort der Kritik an der empörenden 
„Erhöhung” von 9 % in der Stahlin- 
äustrie verlor, die bei einem Kollegen 
mit 1.000 DM brutto höchstens 60 
DM mehr im Monat bringt!! 

Die vorherrschende Aktivität, die 
die Gewerkschaftsführer inszenierte, 
war die Erstellung von Fragebögen, 
mit denen die Vertrauensleute Mei 
mungsumfragen unter den Kollogen 
machen sollten. Dabei wurden auch 
noch Tricks zur Senkung der For- 
derungen angewandt: 

Auf den Fragebögen stand zu 
lesen: was erwartet ihr, was muß die 
Tarifrunde bringen usw. D. h., man 
fragte nach dem Abschluß und nicht 


nach der Forderung — die bei der 
gängigen Tarifpolitik ja immer über 
dem Abschluß liegt. Als Ergebnis 


machten die Vertrauenskörper-Lei- 
tungen aus solchen Umfragen dann 


„Lohan im letzten AK, 


3.11.74 erhielt ich als Gewerkschafts- 
mitglied die Zeitschrift „Metall” Nr. 
22 durch unseren Vertrauensmann 


überreicht. Der Leitartikel bef: 
mit den in der 3. Verhand) 
stehenden Tarif‚kämpfen” 

-n- und Stahlindustrie NRW. 


In dem Text heißt es, daß die Tarif- 
kommision „nach 1# Stunden zähen 
‚Ringens in der dritten Verhandlung” 
„das letzte Angebot der Arbeitgeber 


genden Gründen ablehnen: „weil mit 


der Erhöhung der Ausbildungsvergü 


tung um 70 DM die Stahlindustrie 
wieder hinter den anderen Industrie- 
Zweigen herhinkt, weil zwei Tage Ur 
iaub mehr für die Stahlindustrie nicht 
ausreichten, hauptsächlich aber, weil 


die Zahlung von 600 DM für die Zu 


kunft nicht tariflich gesichert, also 
keine wiederkehrende Leistung ist und 
30 künftig weder eine Tarifiohn- und 
‚zehaltserhöhung noch den Einstieg in 
ein tarifliches Urlaubigeld bedeutet“ 
Nach Bezirksleiter Kurt Herb eine 


Bezug auf den Artikel 


immer die Forderungen. Bei HDW 
stelle die VK-Leitung sogar die Frage 
nach mehr Urlaub - über den in 

nicht verhandelt 
Ioffnung, daß die 
Kollegen dann weniger Lohn for 
dern! 

Entschektend an dieser Aktion 
ist allerdings, daß diese Umfragen 
durchgeführt werden, während die 
Kollegen einem propayandistischen 
Trommelfeuer der Kapltalisten aus 
gesetzt sind, ohne daß die Gewerk- 
schaften hiergegen den Kampf füh- 
ren. Im Gegenteil, die Vertrauens 
leute werden ja von den Gewerk- 
schaftsführern so ausgerichtet, daß 
sie die Umfrage unter „Berücksichti- 
gung der angespanı rtschaftlk- 
‚chen Lage” durchführen sollen. Kein 
Wunder, daß dabei eine Reihe nied- 
riger Forderungen herauskamen. Auf 
der Großwerti Blohm & Vom sol 
das Umfrageergebnis nach Angal 
der VK-Leitung 11,9 % ergeben ha- 
ben. Angestellte haben sogar für eine 
Null-Prozent-Erhöhung plidiert. 

‚Nur dort, wo fortschrittliche Ar- 
beiter und Vertrauensleute eine aus- 
führliche Auseinandersetzung um die 
Tarifrunde führten, kamen auch bes- 
sere Ergebnisse zustande. 

Dieses Vorgehen der Gewerk- 
schaftsführer an der Basis ist eine 
Umsetzung der offiziellen Politik des 
Stillhaltens: die Gewerkschaft, ihre 
Funktionäre werden nicht eingesetzt 
als Motor und fortschrittlicher Teil 
der Arbeiterklasse im Kampf für 
ihre Interessen, sondern als Bremser 
dieses Kampfes. Die Kollegen in den 
Betrieben werden der Propaganda 
und den Angriffen der Kapitalisten 
schutzlos ausgeliefert. 

Für die fortschrittlichen Arbeiter 
in den Betrieben bedeutet dasy in den 
aktuellen Auseinandersetzungen um 
Entlassungs und Rationalisierungs- 
politik, um Arbeitshetze und Lohn- 
raub diese Politik zu entlarven und 
den Kampf orientiert am Interesse 
der Arbeiterklasse zu entwickeln. In 
einer Reihe von Betrieben sind dazu 
‚gute Ansätze gemacht worden.  @ 


Metall-Komitee, 
KB / Gruppe Hamburg 


handlungen in NRW. Überschrift: „er 
Eisen und Sıahl in NRW nach harten 
Verhandlungen ein gutes Ergebnis er 
reicht”, Darunter: „Unter und 
Fach is ein newer Turtverag für di 
220.000 Beschäftigten in und 
der Klöckner-Hütte Bremen”. In des 
4. Runde wurde „noch einmal fast 
Stunden lung mit den, Arbeiigebern 
verhandelt. Dann eg ein akteptubles 
Ergebnis vor. Insgesemi fünfeinhaib 
„Schichten® Ratte die Verhandlungs- 
kommission daran gearbeiter” 

Das in der 4. Kunde susgeguckte 
„Ergebnis" unterscheidet 
ietzten „entschieden abgelehr 
gebot der Arbeitgeber dadurch, den 
Auszubildenden 80, DM mehr zu g- 
ben (Angebot in der 3. Runde: 70 DM). 

Die Polnik der Gewerkschaftaber 
sc, ht sich bei Gepenübertllung ber 
der Artikel wohl kaum jemals bemer 
entlarvt! . 


So 'rum muß es laufen! 
HDW-Elektriker fordern: 
1,50 DM/Stunde mehr 


Auch bei HDW bemühen sich die 
‚Gewerkschaftsführer, die Kollegen bei 
den Vorbereitungen zur Tarifrunde 
außen vor zu lassen. 

Bei den Kollegen der E-Werkstatt 
auf Werk Roß stießen sie dabei aller- 
dings auf unerwarteten Widerstand. 

Als die vier Vertrauensieute- der 
Hiektriker nach der VK-Sitzung am 
1.11. lediglich mit einem „Meinungs- 
umfragebogen”, auf dem’ jeder wie 
bei einer Wunschliste eine Forderung 
eintragen konnte, ins Gewerk zurück- 

samen, gab es Protest. Die Kollegen 
forderten eine Branchenversamm 

Ser Abteilung, Bm Tonr De Te 
sen zu diskutieren. Die Ver: 

deute wollten den Kollegen dies 


Recht auf eine Diskussion allerdings 
verwehren. Es sei angeblich. ‚keine 
Zeit" und die Versammlung müsse 


put vorbereitet werden", Das jetzte 
Argument in sicher richtig, wenn man 
es lerdings - wie hir geschehen 

jesen eine Versammlung der Kollegen 
Überhaupt aussieht, dann zeit 
mr, daß man nicht bereit It; den 


Kollegen eine aktive Rolle in der Tar 
fifrunde zukommen zu lassen, 

Die Elektriker führten dennoch 
einige Tage später mit 20 bis 30 Kı 
iegen eine Versammlung in der Mil- 
tagspause durch, auf der sie ihre For- 
derungen diskutierten. 
„aißeichioaen wurde mil 3/4 Mehr; 

it eine lineare Forderung von 1, 
Mark mehr pro Stunde — erneut ge- 

die Stimmen der vier Vertrauens 
te. 

Besonders 
nicht prozentual 


die Insare — und 
Forderung, die die 
Gewerkschaftsführer fordern, um die» 
Löhnunterschiede aufrechtzverhalten, 

wandten sich die Vertrauensleuf 
Das ging ohnehin nicht, da der Lohn“ 

ıhmentarifvertrag alles prozentual 
ausdrückt, hieß es. 


Der Vogel wurde allerdings abge- 
schossen, als sich alle vier Vertrauens- 
männer -- unter dem Protest ihrer 
Kollegen — weigerten, die Forderung 
mach Im VK vorzutzugen und zu ver- 
weten. 


Fa hieß sogag, man könne w eine 
Abstimmung anfechten. Inzwischen 
versuchte der Betriebsrat Lampe, die 
Kollegen einzeln umaustimmen, da 
mit sie von Ihrer Forderung wieder 


» 


ich vom 


" Kurzarbeit und 
Re ne ande 
besonders 
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Arbeiterkamj 


Forts. HDW 


abrücken (nach dem Moto: „über 


tigen Weg: Er 
Kollegen an, daß er even- 
„Konsequenzen” ziehen wür- 
in Amt niederlogen wird, Die 


deund 
Klektriker sollten Ihn und seine drei 


anderen Kollegen darin bestärken 
oder sie abwählen. 

Denn Kollogen, die nicht' berei 
sind, die Forderungen ihrer Abteilun- 
‚gen weiterzutragen und zu vertreten 


Hamburg: 


und geradezu alles daran legen, einen 
aktiven Einsatz der Kollegen für Ihre 
Belange zu verhindern, verdienen es 
nannt zu 
den. Vertrauensleute sind nicht 
istrecker des Willens der Gewerk- 
schaftsführer, eine möglichst niedrige 
und prozentuale Forderung bei den 
Kollegon durchzusetzen, sondern so) 
len die Vertreter der Kollegen ihrer 
Abteilung In der gewerkschaftlichen 
Organisation sein . 
Arbeiter-Zelle HDW 
KB/Gruppe Hamburg 


IGM-Lehrlinge organisieren 
eigene Versammlung 


Nachdem die Gewerkschaftsführer im 
Istzten Jahr auf mehreren Versamm- 
ungen ‚der jugendlichen IGM-Mit- 
lieder in Hamburg eine Abfuhr von 
der übergroßen Möhrheit der Beier- 
ligten bekamen, verweigern sie den 
Lehrlingen in diesem Jahr eine solche 
Versammlung. Der Schülerrat der Ge- 
werbeschule für Maschinenbau (G 1) 
übernahm. daraufhin die Initiative, 
den Lehrlingen eine Diskussion ihrer 
Forderungen zu ermöglichen. Auf 
einer ersten Versammlung wurde der 
Film „Kampf um 11%" gezeigt. Die 
anschließende Diskussion der etwa 100. 
Lehrlinge reichte nicht aus, die Lage 
und Forderungen zu diskutieren. An 
einer zweiten Versammlung am 26. 
11. beteiligten sich 70 Lehrlinge aus 
20 verschiedenen Metallbetrieben. 
‚Kurz vor dieser Versammlung er- 
hielt der Schülerrat einen Brief "von 
IGM-Ortsleiter Hugo Schreiber, in 
dem dieser den Schülerrat zu einem 
Gespräch einzuladen vorgab und um 
Übersendung der Namen und An- 
schriften der Schülerratamitglieder 
bat (1). Die Teilnehmer der Lehr- 


Resolution zur Tarifrunde 
Resolution zur Tarifrunde 


lingsversammlung verabschiedeten 
einen Brief, in dem unter anderem 
die Bereitschaft zu einem Gespräch 
auf einer Mitgliederversammlung aller 
Lehrlinge erklärt wurde. Der Boy- 
kott einer solchen Veranstaltur 
durch die Gewerkschaftsführer ur 
ihre Schnüffelei gegen den Schülerrat 
wurde verurteilt. 


Im Verlaufe der Diskussion wurde 
ausführlich über die Lage in der Ta- 
rifrunde und die Forderungen disku - 
tiert. Außerdem verabschiedeten die 
versammelten Lehrlinge eine Solida- 
nitätserklärung mit SO Kollegen der 


HBV, denen die Gewerkschaftsfüh- 
rung ein Strafverfahren wegen Teil 
nahme an einem Gewerkschaftsaus- 
schlußverfahren anhängte. In einer 
einstimmig verabschiedeten Erklärung 
bekannten die Kollegen sich solida- 
risch mit den 4 entlassenen Be- 
triebsräten der Pierburg-Autogerite- 
bau in Neuß. 

"Nachfolgend die Tarifrunden-Re- 
solution, die einstimmig nach der 
Diskussion verabschiedet wurde: 


An alle Kollegen der Hamburger Metallindustrie, den Ortsjugendausschuß der 


IGM, der OV-IGM und der großen 


mmission: 


‚Die diesjährige Tarifrunde fällt in eine Zeit, in der sich drastische Ver- 


‚schlechteru) 


Auf der einen Seite steigende 


en der Lebensbedingungen für die Werkäi 
und Mieten, 


‚abzeichnen: 
‚te Kosten für 


‚Sırom, Wasser, Gas und Nahverkehr, die erhöhte Belastung für die Ärbeiter- 
haushalt 


der. 
ee 


tark betroffen. 


deren Seite die verstärkte Lohnraul 
ArBelongken. L 
eitslosigkeit it auch die Arbeit 

’on 1971/72 bis 1974 wurden die Lehrai 


‚seitens der Unter- 
‚9% und steh 
Durch 


‚600.000 auf 340.000 verknappt. Demgegenüber stehen in diesem Jahr 


400.000 Schulai 


! Durch Stufenausbildung 


wird nur noch ein kleiner 


Teil der Lehrlinge zum vollwertigen (und auch voll bezahlten!) Facharbeiter 
ildet, die große Mehrheit soll mit einer Ausbildung zum „besseren 


Häfsarbeiter” al 


dungsplätze im 
ben werden. 


st werden. Durch Konkurrenzkampf 
fenplan soll die Spaltung unter den Lehrlingen vorangetrie- 


um die Ausbil- 


"Angesichts dieser massiven Angriffe gegen die Lebenslage und Ausbil 


dungssituation der Arbeiter und Lehrlinge, 
uns auffordern. „Maß zu halten”, 
och jede Bereitschaft zur Zurückhaltung 


wenn Unternehmer und Regieru 
Gürtel enger zu schnallen” usw. 


it er geradenn eine Dreiutigkeit 
jen 


und Lohnverzicht seitens der Arbeiterschaft werden die Unternehmer alı Er- 


munterui 
‚mehr Profit einzusiecken. 


werden, weiter zu rationalisieren, um auf unsere Kosten noch 


Hiergegen müssen wir unsere berechtigten Forderungen aufstellen: 


Enistenelohn fB Lehr 
Unsere Ausbil 


wvergütungen tind so gering , daß unsere Eltern den 


‚größten Teil unseres Lebensunterhaltes tragen müssen. Da der Unternehmer 


von der ausgebildeten Arbei 


ja später profitiert, ist es nicht einzusehen. 


af 
daß unsere Eitern und wir die Kosten tragen. Die Ausbildungıkosten sind voll 
und ganz vom Unternehmer zu zahlen. Bin Bxistenziohn muß den Lehrlingen 


Harifvertraglich gesichert werden! 


Eine einheitliche lineare Lohnerhöhung für alle Arbeiter. Angestellte und 


‚Lehrlinge von 250 DM 


Alle Werktätigen sind von der Verschlechterung der Lebenssitustion und dem 


Realiohnabbau bewroffen Um unser Lebensniveau zu halten, muß eine 


reichend hohe Forderung aufgestellt werden. Gegenwärtig wid die Spaltung 


in der Arbeiterschaft durch unterschiedliche Lohngrup 
tellten und der einzelnen Lehrjahre geför- 
ıng verstärkt die Spaltung, da dadurch die 


zahlung von Arbeitern und A! 
dert. Eine prozentuale Lohnerl 
Lohnunterschiede noch größer werden. 


'n. verschiedene Be- 


‚Streikrecht für Lehrlinge - Kampf dem Abbau des Streikrechts 


Ein weiteres Mittel der Spaltur 


und somit der Schwächu, 
Kumpfkrafı it der Einsatz von Lehrlingen alı Sretbreche 
wir 


unserer 
'eshalb fordern 


Jas Streikrecht für Lehrlinge, damit der Unternehmer uns nicht mehr 


zwingen kann, unseren älteren Kollexen im Streik in den Rücken 
ten sich die Angriffe von Unternehmern, 
Presse und Justiz, das Streikrecht — unser wirksamstes Kampfmittel 


Im der lerzten Zei 


schränken. 
Weg mit der Stufenausbildung 


Ion. 
ng, 
einzu 


‚Um diese Forderungen gilt es verstärkt in Betrieb und Gewerkschaft zu 


diskutieren. Aufgal 
Tifrunde in diesem Sinn zu führen. 


ıbe der Gewerkschaft ist es, die Diskussion um die Metallta- 


‚Statidessen werden aktive Vertrauensleute, Beiriebsräte, Jugendvertreter 


und andere fortschrittliche Kollegen durch 


u innergewerkschaftlicher 


‚Demokratie und Ausschlüsse linker Gewerkschafter eingeschüchtert; arbeiter 
die Gewerkschaft in der „Konzertierten Aktion” mit und läßt sich durch 


Lohnleitlinien an die Interessen der Unternehmer und des Staa, 


Binden: 


wird von Seiten des Vorstandes die Einberufung einer Großen Funktionäre 


versammlu 
Deshalb fordern wir 


und einer Jugendmitgliederversammlung verhindert. 


Weg mit den Ausschlußparagraphen der IGM-Sarzung! 
Gewerkschaften raus aus der „„Konzertierten Aktion”! 


Sofortige Einberufung einer grof 
‚ferens und einer Jugendmirg! 


‚m Funkriondrskom- 
terversammtung! 


‚Regelmäßige Funktiondrsversammlungen vor und 


runde! 


Unterzeichner dieser Remlution sind Kolley 
AG, Diohm & Voss, Conz. Eppendorfer 


I. X. Peters, HDW, Jungheinrich, K' 
jeuger, REK. Siemens. Spilling Wert en, BEL, Vidal, 
runter mehrere Mitglieder der Jugendvertretungen. . 


Bestellungen m ® 
für 6 Ausgaben DM 4.X0 

tur 12 Auspaben DM 9.60 

{ bo für 


Rohstoffpolitik des westdeutschen 


Imperialismus 


„Härte und Durchstehvermögen” 


Innerhalb der imy schen Poli 
tik kommt der Rohstoffversorgung 
eine zentrale Bedeutı Eine 
wach ‚In Krienzeiten gesierie, un: 
unterbrochene und dabei zugleich 
„preiswerte" Zufuhr, der für die 
hochtechnisierte kapitalistische In- 
dustrie Iebensmotwendigen Rohstoffe, 
ist auf wirtschaftliche und militä- 
rischem Gebiet eine entscheidende 
Voraussetzungimperialistischer Groß- 
machtpolitik, 

Der westdeutsche Imperialismus ge- 
hört (wie der japanische; vergl. AK 
51) zu den extrem importabl 
Staaten, die auf eine Rohstoffzu- 
fuhr von außen, vor allem aus den 
‚on. „Entwicklunglindern” ungewie- 


ür den BRD-Imperialismus spielt 
deshalb die Frage einer abgesicher- 
ten Rohstoffversorgung eine beson- 
dere Rolle, Dieser Artikel soll sich 
damit beschäftigen. 


Die Rohstoffabhängigkeit des 
westdeutschen Imperialismus 


Die BRD-Imperialisten verbrauchen 
knapp zehn Prozent aller in der 
Welt geförderten mineralischen Roh- 
stoffe. Lediglich der einheimischen 


Ion „von Disk und 
SEE 


‚samtverbrauch kommt dabei eine nen- 
‚nenswerte Bedeutung zu. Eine ge- 
wisse Rolle spielt daneben nur noch 
der einheimische Abbau von Stein- 
und Kalisalzen, von Fluß- und Schwer 
spa, Betrachtet man dagegen di ge: 
samte Palette wichtiger Rohstoffe, 
so ist die BRD, aufgrund geringer 
oder gar nicht vorhandener Roh- 
stoffvorkommen und -feserven fast 
vollständig von der Zufuhr des Aus- 
landes abhängig. Bestimmte, für die 
Raumfahrt-, Rüstungs- und Kernener- 

ieproduktion entscheidende Rohstof- 
fe (wie z.B. Mangan, Kobalt, Nik- 
kel, Chrom, Columblum, Antimon 
und Uran) sind in schnell erschöpf- 
ten Vorkommen oder gar nicht vor- 
handen. „... die BRD (erweist) sich 
bei einer Reihe wichtiger Rohstoffe 
als vollständig oder nahezu voll- 
ständig auf Zufuhren vom Ausland 
angewiesen. Das güt u.a. für die Tex- 
tilrohstoffe Wolle, Baumwolle und 
Jute; für die meiallischen Rohstoffe 
Kupfer, Zinn, Quecksilber, Uran und 
Alumintum (bzw. für dessen „Brz” 
Bauxit); fü die Stahlveredier Mangan, 
Chrom, Nickel, Molybdän, Wolfrım, 
Vanadium. Kobalt usw. . .. Hoch ist 
die Auslandsabhängigkeit der BRD 
mit zur Zeit etwa 90% auch bei 
‚Erdöl und Eisenerz, während die bei 
Kautschuk, Blei und Schwefelkies 
. ‚mit 2.Zu. eiwa 50 bis 60% erwas 
niedriger liegt”, schreibt die Mili- 
taristen-Zeitung „Wehrkunde” (zitiert 
nach „Kursbuch” 21, 8.133). 

Diesem Mangel an strategisch 
wichtigen Stoffen auf der einen Sei- 
te steht ein ständig ansteigender Be- 
darf an diesen Rohstoffen durch die 
BRD-Industrie auf der anderen Ser 
te gegenüber, der auch nur zu einem 
sehr geringen Teil durch sog. „Sur- 
rogate” (Ematzstoffe) ersetzt "wer- 
den kann. 

So stieg der Verbrauch der für 
die Aluminiumproduktion notwen- 
digen Grundstoffe in den 23 Jahren 
von 1950 bis 1973 um das sieben- 
ie, bei Blei, Zink und Kupfer 
um das drei bis vierfache. 


Die bisherige 


‚Rohstoffversorgung der BRD 


Im Gegensatz zum US-Imperl 
muskannsich der BRD-Imperlalismus 
nur sehr beschränkt auf eine Bedarfs 
jeckung durch sigene. Lager- und 
Schürftelen im "Ausland" würzen. 
Auch die übrigen westeuropäischen 
Staaten sind hier in einer etwas 
besseren Situation, da sie sich auch 


heute noch auf — in ihrer Kolonial- 
”" — Rohstoffquellen 


„An einer ähnlichen Dynamik, 
mit der im inländischen Erzbergbau 
und der inländischen Hüttenindustrie 
investiert worden ist, hat es bei der 
deutschen Metallwirtschaft in der 
Nachkriegrelt gefehle, als. galt, 
sich auch im Erzbergbau des Aus- 
landes zu engagieren und an den 
dort tätigen Gesellschaften wesent- 
liche Beteiligungen zu erwerben”, 
schreibt Walther Casper, Vorstands- 
mitglied der Frankfurter Metallge- 
sellschaft AG (Rohstoff-Im- und Ex- 
port-Konzern) in der „FAZ” vom 
26.10.74. 

Diese Politik des westdeutschen 
Imperialismus war vor allem in den 
historischen Bedingungen nach dem 
verlorenen zweiten Weltkrieg be- 
gründet, in dem der deutsche Impe- 
fialismus°dei seinem Griff nach der 
grünaet, ın acm der geutscne Impe- 
nialismus bei seinem Griff nach der 
alleinigen Vorherrschaft über Roh- 
stoffquellen und Absatzmärkte ge- 
scheitert war. In der Nachkriegsphase 
legten „die Männer an der Spitze, 
durch den Verlust aller Auslands- 
beteillgungen als Folge zweier ver- 
lorener Weltkriege gebrannte Kin- 


der" ) auf den Wiederaufbau 
und die Konsolidierung des west- 
deutschen Schwer- 


I zu 
aggressive Politik nach außen. Der 


b und die Errichtung 


Rohstoffquellen im Ausland“ Ritt 
in dieser Phase bei den dazu not- 
wendigen hohen Investitionen (Su- 
che und Erforschung von Quel- 
‚Abbaurech- 


len, 
ten 


Erwerb von 


wendigen technischen Produktions- 
Sinrichtungen usw.) die Kapltal- und 
Finanzkraft_ des westdeutschen Im- 
perialismus überstiegen. 

Gesichert wurde die Rohstoffau 
fuhr der westdeutschen Monopole 
vor allem durch „ein in Jahrzehnten 
aufgebautes weltweites Handelsnetz” 
(Casper). 

‚Um die Gefahren 


lich kurzfristig gesicheı 

zufuhr zu mildern, wurden schon 

in den 50er Jahren, besonders aber 

in den 60«r Jahren von den BRD- 

Konzernen langfristige Versorgungs- 
'n Rohstofflie 


verträge mit feran- 
ten abgeschlossen, Den westdeut « 
schen Kapitalisten kamen dabei zeit- 
weilige Produktionsüberhänge auf 


'eltmärkten zu 
Daneben beteiligte sich westdeut- 
sches Kapital auch schon frühzeitig 
yorkom- 

wurden 
ion direk 


men im Ausland, allerd 
hierbei nur in wenigen P 
te Beteiligungen erworben. 

Wesentliche Instrumente wären 
bei der Urschließung: Bürgschaften 
und Darlehen, die gegen langfristige 
Abnahmeverträge vergeben wurden; 
weiterhin Finanzierung notwendiger 
Investitionen ausländischer Bragruben 
durch westdeutsche Banken und 
langfristige Kredite der „‚Kreditanstalt 
für Wiederaufbau” 


“Ausgaben ah DM 6 
Ö Forderaho für 12 Ausenben ab DM 12 


Lieferant westgleutscher Imperialisten: 


‚Anzeige: 


nternationale “> 
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Durch derartige Einflußnahmen 
der westdeutschen _Imperlli 
konnte ein Teil der Blei: und ZI 
versorgung durch Lieferungen 
Republik Irland sichergest 
den. Ein Teil der Kupferversorgung 
konnte durch „Hilfs’maßnahmen bei 
der Erschließung großer Kupforvor- 
‚kommen in Südafrika und Indonesien 
gedeckt werden. Ebenso die Nickel 
versorgung durch Gruben in Austra- 
lien und Botswana, 

Seit Mitte. der 60er Jahre sind 
westdeutsche Gesellschaften „mit 
erheblichen Mitteln und geschulten 
‚Fachkräften wie Bergbauexperten 
und Geologen in der Suche nach 
een, Cagersätten Intense tig” 

2). 

1969 wurde in Brasilien ein rie- 
siges  Nickelvorkommen von ca. 
435.000 Tonnen entdeckt und von 
westdeutschen Gesellschaften er- 
forscht. Gemeinsam mit dem größten 
rshsnbenssektäh Amstaheihth 
forscht. Gemeinsam mit dem größten 
Nickelproduzenten der Welt, der ka- 
nadischen INCO, soll es ab 1978/ 
79 mit einem Investitionsvolumen 


von einer Milliarde Mark von west- 
deutschen Kapitalisten ausgebeutet 
werden. 


schaft AG am Uranerzabbau in Nami- 
bis, dem bisher größten bekannten 


Mosambik. 5 


Angola un ind went 


deutsche Firmen direkt am Uranab- 


bau beteiligt (vergl. AK 47: Kmeriie- 
Yale der westdeutschen. Doug 
Oi). 


Chilenische Kupfermine EI Tenkente 


Unterstützung des Staates 


uch in Niger, Top, 


“ 


Ye 


Birhebliche Unterstützung erhielten 
die BRD-Imperialisten bei ihrer Su- 
‚che nach neuen Rohstoffquellen und 
der Rohstoffabsicherung durch dem 
Staat, was auch von Casper im sel 
nem Artikel lobend hervorgehoben 
wird: „Ferner int festzuhalten, daß 
sich ebenfalls in den ößer Jahren, 
zundehst bei Uran und später auch 
bei anderen wichtigen Metallen, eine 
e Zusammen it zwischen der 
‚öffentlichen Hand und der Industrie 
angebahnt hatte Wesentliche Hilfe 
hat der Bund bei der Exploration 
(Untersuchung) _ in Form bedingt 
mekanbee hei, ane wuch 
Auch die Ennendung yon Baperten 

hr Hodenfor. 
und Vor 


Ahung er Be 

Kchung acht 
erkundung Nöffiger {wich Ausbau: 
ung verprechender) Gebiele geieh 
stet“ $o erhalten die Kapital) 
Dei der Suche mach neuen Quellen 
Bis zu 508 der sufgewandien Kosten 
von der Dundeareglenung zupeschor 
Sen. die ur vurdckgerählt werden 
müisen, wenn die Krforschung erfolg: 


reich it 
» 
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Forts. Krise 


Darüberhinaus sind weitere st 
liche Subventionen zur Konjunktui 
belebung in Aussicht genomi 
worden, die dem Vernehmen ni 
bei über drei Milliarden Mark liegen 
sollen (u.a, soll hiervon In Schwierig. 
keiten ‘geratenen Kapitalisten die 
Zahlung, der Löhne abgenommen 
werden)), 

In diesem Zusammenhang muß 
einfach daran erinnert werden, daß 
die SPD/FDP-Regierung bereils In 
den zurückliegenden Monaten die 
Unternehmen gänzlich von der Um» 
satzsteuerbelastung bel Investitionen 
befreit hat, was allein für 1974 über 
zehn Milliarden DM ausgemacht hat, 
‚Ferner wurde bekanntlich die Ge 
sellschaftssteuer von 2,$ auf ein Pro- 
zent gesenkt (It „Frankfurter Rund- 
schau", 26.11.74). 


Jetzt also sollen. den Kapitalisten 
erneut Milliardenbeträge aus den 
Steueraufkommen der werktätigen 
Massen in den Rachen geschmissen 
werden — was zynischerweise von 
den ‚Sozialliberalen® auch noch als 
im Interesse der Arbeitsplatzsicherung 
angepriesen wird, 

Aber ebensowenig wie die bis- 
herigen Milliardenspritzen des Staates 
für ‚die Wirtschaft'ein Anwachsen der 
Arbeitslosenzahlen auf annähernd 
eine Million verhindert haben, wird 
das neue ‚Investitionszulagengesetz‘ 
die verheißenen positiven Ergebnisse 
für die werktätigen Massen zeitigen. 
Daran lassen zumindest die Kapita- 
listen und die in ihrem Sold 
Propagandisten keinerlei 
Höhnisch wird erklärt, daß „nicht 
erwartet werden (sollte), daß’ diese 
Prämie an. der allgemeinen Mißstim- 
mung und an der in der Wirtschaft 
herrschenden Investitionsunlust grund- 
legend etwas ändern würde. Allenfalls 
(Ü) kann sie als ein erster zaghafter 
Schritt in der richtigen Richtung ge- 
sehen werden, (1!!)" („Frankfurter 
Allgemeine Zeitung“, 28.11.74). 

Dieselbe Zeitung — die es wissen 
muß — formuliert‘ programmatisch 
das, was die Großbourgeoisie von der 
Bundesregierung und anderen 
lichen Funktionsträgern gegenwär 
an größeren Schritten zur Beseit 
gung. „politischer Unwägbarkeiten 

net, 


. 
‚mer'und eine anhaltende Indokıri- 


inierung der Jugend in Schulen und 
Universtiäten, In Büchern und Schrf, 
ten, in Parteien und Gewerkschaften“ 
muß unterbunden werden; 
8’das ‚Damoklesschwert" der „‚par- 
tischen Mitbestimmung ()), die 
das oberste Bntscheidungs- und Be- 
schlußorgan der Großunternehmer 
zum Kamp/platz politischer Interer- 
Tengegensätze machen will"'muß wen; 

zu. verhindern seien, 2 
Kosten „in und 
die auf die Unte 

aus den Umwelichutzforde- 
rungen"“ und Front zu machen sch 
uouon die „mehr oder minder emo- 
Honal besiimmten Presionen von 
Bürgerinitativen gegen die Errichtung 
neuer Werke", 
(ale Zitate Sind entnommen d 
„Frankfurter Allgemeing Zeitung 
vom 29.11,74) 

Die Bourgeoisie verlangt also - 
neben einer generellen Senkung der 
Reallöhne - als Grundlage für ei 
nen erneuten Frofitboom — eine 

ze Reihe von reaktionären p o- 

itischen Maßnahmen, wei 
ihre, eigenen Klassenziele „weit in 
die Zukunft gerichtet sind und nicht 
von mehr oder minder zufällig ge-' 
währten, zeitlich begrenzten Erleich, 
Terungen bestimmt werden können” 
GEAZE end) en es datei 

er Boumpeoisie geht cs da 

dem ohnehin schon beängstigenden 
Tempo in der reaktionären, faschi- 
stischen Formierung von Staat und 
Gesellschaft noch nicht schnell gc- 
mug! Die bewußte Verdrehung und 
überspitzte Beschreibung der ge- 
sellschaftlichen Wirklichkeit dient 
dabei allein dazu, einen noch reak- 
onäreren Kurs zu legitimieren — 
und die Krisenlasten möglichst vol- 
ständig, auf die werktätigen Massen 
abzuladen! 

in diesem Zusammenhang muß 
ie Haltung der soziakiemokratischen 
Gewerkschaftsführer zu den Plänen 
und Maßnahmen der Bourgeoisie und 
ihres Staates gewertet werden. Die- 
32 Leute haben nicht nur kein Pro- 
gramm. gegen die bürgerliche Klas- 
Senpolitik, sondern sie spielen auf 
ihre Weise sogar eine äußerst schänd- 
liche Rolle bei der Durchsetzung 
der Kapitalinteressen. In der „Kon- 
zertierten Aktion” haben sie grund- 
sätzlich die „Priorität” von Unter- 
nchmergewinhen akzeptiert und ver- 
sprochen, sich. „verantwortungsbe- 
wußl” zu verhalten. 


Die von Führen der verschie- 
densten _ DGB-Gewerkschalten für 


die kommenden Lohnrunden ent- 
wickelten Forderungen sind 0 hn e 
ser 


bei abzuschen ist, daß in diesem 
Jahr die Kollegen des Öffentlichen 
Dienstes am. stärksten. gebeutelt 
werden). 


Gegen die um sich greifende Ar 
beitslosigkeit und Kurzarbeit, sowi 
die zahllosen anderen Erscheinungen 
kapitalistischer Rationalisierung, ha 
ben die Gewerkschaftsführer — aus- 
ser absolut ünernsten und liche 
lichen Appellen an die Bundesre- 
gierung - nich ts an erfolgver- 
sprechenden Abwehrmaßnahmen für 
die Arbeiterklasse vorzuschlagen. Das. 

mn bei Leuten, die den konse- 
‚quenten Kampf der Arbeiterklasse 
gegen die Bourgeoisie ablehnen, auch 
gar nicht anders sein! 


Gegen die politischen Maßnah- 
men der Bourgeoisie und ihres 
Staates haben die heutigen DGB- 
Führer überhaupt nichts einzuwen- 
den. Im Gegenteil ist es so, daß 
sie bei der Hetze und der Verfol- 
gung kommunistischer und klassen- 
bewußter Arbeiter eine aktive Rolle 
spielen — und auf diesem Gebiet 
für die Kapitalisten sozusagen un- 
bezahlbar sind! 


In der kapitalistischen Gesell- 
schaft wird es natürlich immer sein, 
daß Krisen und Struktur-Probleme 
vor allem auf die Arbeiterklasse ab- 
gewällzt werden. 


Aber wir müssen daran gehen, 
eine einheitliche Kampffront gegen 
höhere Steuern und Preise, für eine 
Verbesserung unserer wirtschaftlichen 
Lebensverhältnisse, für Verteidigung 
und, Erweiterung unsere politischen, 
Rechte für radikale Kürzung der! 
Re ten usw. aufzubauen, weil 
dieser Kampf darüber entscheiden 
wird, wie weit esden Kapita- 
listen wird, ihre Krise tat- 
sächlich auf die Arbeiter abzuwäl- 
zen — und damit entscheidet die- 
ser Kampf auch mit über die wer 
tere Existenz des Kapitalismus. ® 


Metall-Komitee 
‚KB/Gruppe Hamburg 


Forts. ‚Rohstoffpolitik 


ker seinen Interessen unterordnen 
und damit auch einer selbststän 


wird die Bundesregierung neben der 
Schaffung eines potenten Mi 


Forts. Rohstoffpolitik 


Expansion und Kapitalexport 
Die direkte Beteiligung an inter- 
Egg 
madischen INCO, der Erwerb „eige- 
ner” Vorkommen in der Welt, be- 
Ban LE 
zeigt an, daß der westdeutsche Im- 
Auesmees 
sicherung durch langfristige Liefer- 
ee 
tensiveren und direkten Eindringens 
Sasse 
mE 
Bene 
Besen 
Peru 
Bene 
Seen 
längliche Sicherheit Be Zur Be 
te ee 
Beet 
Seen 
SF 
selbst dann nicht wenn durch Kredi. 
ea 
en: 
Bee ne 
De ne 
Besitz und Verfügung mit anderen 
lich, wenn man der Willkür künstls 
Baer 


und Rohstoffquellen in der Welt 
Für den BRD-Imperlalismus ergibt sich 
daraus die Notwendigkeit, sich eben- 


xport und Kı 
Alrekten Zugang 


Imperlaliamus aus dem Windschatten 
‚des US-Imperlallumus und dem im- 
mer offener zur Schau getragenen 
Verfolgen eigener imperlalistischer 

‚Ömachtpläne (auch gegen die bis 
herigen Rohstofflieferanten, die ja 


zumeist selbst Monopole der Kon 
kurrenton sind) 


winnt der Kapital 


an Bedeutung 
werden die „Entwick 
Yungsländer” hierdurch slrker als 


ch ingendeine 


ker seinen Interessen unterordnen 
und damit auch einer selbstständigen 
nationalen Entwicklung und dem 
Einsatz der Rohstoffe für den Auf- 
bau einer nationalen Wirtschaft die“ 
ser Länder entgegenwirken. 


ung ser Krpennnnplne der 
folgung dieser Exp 
yröideutchen Imperallmis sl der 

jatsapparat spielen. Die „Mitwir- 
kung" des Staates bei der Rohstoff 
sicherung soll sich besonders auf 
drei Gebiete konzentrieren: Finan- 
zielle Unterstützung der Kapitalisten 
bei der Suche und Erschließung 
neuer Quellen, umfassende Garan- 
en bei Kapitalanlagen im Ausland, 
sowie die Lagerhaltung (ähnlich wie 
schon jetzt bei Erdöl) zu fördern 


Hier soll züm einen der Staat — 
mit den Steuern der werktätigen 
Bevölkerung — die Großmacht-Am- 
itionen der Imperaliten inanzie- 
ren helfen, ihr Risiko, Verluste zu 
erleiden, durch „Garantiegewährung” 
und ändere " Absicherungen aus- 
schalten, um so höchste Profite zu 
ermöglichen. _ Bezahlen sollen die 
Werktätigen. Zum anderen soll aber 
vor allem die Rohstoffzufuhr von der 
Ebene der Bezichungen einzelner 
kapitalistischer Unternehmungen zu 
‚den Rohstoffländern auf die Ebene 
gollischer Beziehungen zwischen den 
'taaten gehoben werden. Die BRD- 
isten wollen s0 diese Länder 
aftlich und politisch unter 
Einsatz ihrer gesamten Macht von 
sich abhängig machen. 

Und ihr Staatsapparat steht den 
Kapitalisten dabei voll zu Diensten: 
Bereits 1970 veröffentlichte die Bun: 
desregierungein „Rohstoffsicherungs- 
programm”, das den Kapitalisten 

jankierende Maßnahmen” zusichert, 
a. Zuschüsse bei der Erforschung 
neuer Quellen (.0.). Am 17.1.74 
erklärte Friederichs it. _„Süddeut 
sche Zeitung”: „Die Bundesregie 
rung werde sich bei der Rohstoff: 
sicherung keinesfalls auf defensive 
Strategien beschränken (}), sondern 
nehme die neue Situation zum An- 
laß, die internationale Situation zwi 
schen Industrie, Rohstoff: und 
Entwicklungsländern zu verbessern 
(21) und auf eine neue Grundlage 


zu stellen. .. Um die zur Erhöhung 
der .. Angebotes notwendigen In 
vestitionen besser absichern (1) zu 


Önnen. werde gegenwärtig sehr 
orgfltig geprüft, welche Instrumen 
te FD geslgner seine, um den höhe 
fen polftichen Gefahren () zu b 

1. die über die Okonomisch 
lien hinausgehen Außerdem 


operation werden 
Und Parlament erhebliche Finanz. 
mittel (1) bereitstellen müisen . 


(1 werden. ... 
im Bundeshaushalt für die verschle- 
denen Bürgschafts- und Garantiein- 


Strumente vorgesehenen .... Fonds 
erhöht (!) werden”. Kommentar 
Überflüssig! 
„Soziale Prozesse übersehen” 
— wie in Chile I 

Auch den Kapitalisten werden 


durch die „veränderten Bedingungen” 
neue Anforderungen und, Aufgaben 
estelit, Die „Politisierung” zwischen 
den rohstoffabhängigen und den roh: 
stoffbesitzenden Ländern, erfordere 
„peue Qualifikationsnachweise” der 
Kapitalisten, denn „das Rohstoffge- 
schäft (ist) allein mit den herkömm- 
lichen Mitteln der bloßen Beschaf- 
Fung nach Wirischaftlichkeitskrite- 
rien und durch Ausnutzung von 
Handelsvorteilen nicht mehr zu mer 
stern”, „Dieser Unternehmer muß, 
Inpolitischen Kategorien denken und 
den Zusammenhang wirtschaftlicher 
Tatbestände im  gesellschaftlichen 
Wandel begreifen. Er muß politische 
‚Komponenten einkalkulieren und 
auch langfristige soziale Umschich- 
fungsprozeine Im internationalen Be- 
reich übersehen“. Die wirtschaftlt 
she Macht der Imperilisten soll 
auch das politische Leben dieser 
Länder durchdringen und sie poll 
sch abhängig machen. 

‘Wie hieß doch gleich eine der 
„markigen” Aussagen Caspers: „Här 
fe und Durchstehvermögen sind ge 
legenilich () nötig, um das Verhälr 
nis miı der anderen Seite zu klären 
(I, die letztlich (1) doch auf Rat 
und Erfahrung der industriellen Part 
ner (?!) angewiesen ist”. — „Und wer 
nicht „hören” will, der muß „füh 
Ien", alehe Chile 

Dier int die Stimme des aggres 
siven Imperialismus, der sich. auf 
macht, die Welt neu aufzuteilen und 
dabei gewillt ist, alles, was sich sel 
nem Üxpansionsdrang In den Weg 
stellt, nieder ° 


KD/Gruppe Hamburg 


Gegen die NPD-Veranstaltung in Kassel 


Für den 22.10. hatte die NPD eine 
öffentliche Wahlveranstaltung in Kas- 
sel angekündigt. 

Um eine gemeinsame Aktion ge- 
‚gen das Auftreten der Faschisten 
in Kassel zustande zu bringen, lu- 
‚den wir alle Kassler Antifaschisten 
zu einer Besprechung ein, 

Die Kassier Gruppe des RIV, 
(Jugendorganisation des KAB,D" ) 
erschien erst gar nicht zu den Vor- 
bereitungsgesprächen und blieb auch 
der Aktion selbst, fern. Leider war 
auch keine von den eingeladenen 
Jügendvertretungen erschienen. 


pathisanten des KB durel 

Da allerdings nur etwa 80 Mer 
schen zur antifaschistischen Kund« 
‚ebung kamen, war eine militante 
/erhinderung der NPD-Veranstal 
tung (die von etwä 60 Bullen be- 
wacht wurde) nicht drin, 

Die NPD-Veranstaltung selbst 
wurde von etwa 15 Faschisten und 
einigen KBWlern besucht; die KBWler 


‚kamen dann wieder raus, nachdem 
sie wohl den Eindruck gewonnen hat- 
ten, daß auf der NPD-Veranstaltung 


keine „interessierten Menschen” sel- 
en. 


SOLUTEN wiR, 
DARÜBER NÜHT . 
ERST MAL DISKUTIEREN 


/on den Anwesenden war nur der 
Vertreter der „Sympathisanten. des 
KBW in Kassel” gegen eine Aktion. 
Er brachte das bekannte Geblubber 
vor, daß man. doch mit den Faschi- 
sten „diskutieren” müßte. Er sei g- 
gen „Krawallmacher”, denn „Eier 
und Farbbeutel gehören nich!” zur 
Politik des KBW". Die „Störer ” 
hätten der NPD „politisch nichts ent- 
gegenzusetzen” ” (das wohlgemerkt 
sagte der KBWler, nicht etwa die 
NPD». 

So wurde die Aktion schließlich 
vom RBJ/BDJ, vom „Rote Fahne 


Die NPD-Aktion hat uns im An- 
schluß an die Löwenthal- und Strauß- 
Aktion noch einmal deutlich ge- 
zeigt, daß zukünftige antifaschistisc 
Aktionen in Kassel von den quali- 
tiven und quantitativen _Bedin- 
‚gungen her erfolgreicher sein wer- 
den, wenn wir beginnen, eine breite 
Diskussion über den antifaschistischen 
‚Kampf zu entfalten. Wir dürfen diese 
Diskussion aber nicht fernab der 
konkreten Aufgaben führen, sondern 
müssen sie mil ihnen verbinden.  @ 


Nach einem Bericht der 
Sympathisanten des KB in Kassel 


Einmal Faschismus, das reicht! 


|. 


Vier der Schlägertypen 


Am Samstag, dem 16. November 
wurde im Einkaufszentrum Altona 
unser Informationsstang durch Schlä- 
er überfallen. 


Zuerst hatten sich drei Männer in 
einer Diskussionsgruppe nach vorne 
gedrängt, einen unserer Genossen be- 
Schimpft und tätlich angegriffen. Sie 
waren dann weitergezogen, hatten an 
einem anderen Stand Flugblätter her- 
untergerissen und waren 
Flugblattverteiler losgegangen. Nach 
einiger Zeit kamen sie zurück und 
steuerten auf unseren Bücherstand 
zu - nun eine Gruppe von sechs 
Typen, die in der Art von Nazi 
Schlägern auftraten, aber zum Teil 
‚cher das Aussehen von Zivilpolizisten 


hatten (siehe Foto). Sie hatten offen- 
sichtlich eine Provokation vor. Unsere 
Genossen und andere enlachlossene 
Demokraten und Kommunisten stell- 
ten sich schützend vor den Stand 
ner der Schläger sürzte sich auf 
einen der Genossen und wollte ihn 
mie der Faust Ins Gesicht schlagen, 
ie anderen stießen den Stand um 
und "begannen eine Schlägerei. Die 
Genossen verleidigten sich so. gut 
sie konnten; einer von Ihnen mußte 
nachher mit aufgerissener Augenbraue 
ins Krankenhausgebracht werden. Die 
schließlich eintreffende Polizel for 
derte nur die Passanten zum Well 

hen auf, ein Zivilpoilzit Totogre 
ferte nicht etwa die Schläger, son. 
dern uns 


Agit-Prop-Gruppei 
mit 4 Agitationslleden 
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Seit einiger Zeit bemüht sich der 
Junge Faschit Roland Wehl 
(Oldenburg, Gaststr. 24/25), in der 
„ünken Bewegung” Oklenburgs 
Fuß zu fassen. Das sind die einzel- 
nen Etappen seinen Versuchs 

Vor einigen Monaten wollte er 
‚ainen Kumpanen in den Räumen 
eines demokratischen Jugendarbeit 
kreisen „zum Schlafen” unterbringen. 
Die Jugendlichen waren aber nicht 
bereit, diesem faschistischen Spitzel 
Unterschlupf zu gewähren. 

Anfang September erschien ein 
völlig „links” getarntes Flugblatt der 
IN, deren Mitglied We h} ist (zu 
mindest bis vor kurzem war er wogaz. 
Mitglied des Landesvorstands Nieder- 
mchsen der IN). In diesem Flug- 
blatt benennen de Faschisten 
selbst die Hintermänner und 
Profiteure des Faschismus, um 
= ua. für die „Chile-Solidarı 
zu profilieren. 

Derart ausgerüstet tauchte We hl 
dann auf einer Veranstaltung der 
Oldenburger Linken im Rahmen der 
Chile-Solidaritätsaktivitäten zum 
Il. September auf, wurde aber auf 
Drängen der KB-Genossen sofort vor 
ie Tür gesetzt. 

Daraufhin erschien ein weiteres 
Flugblatt der IN, in dem wiederum 
„linke” Töne angeschlagen und die 
„Faschistenhäuptlinge Pinochet"usw. 
ängegriffen wurden. Gleichzeitig be- 
Achwerten sich die IN über den Raus. 
schmiß ihres Mitgliedes We h | 
(der dies Flugblatt auch selbst ver- 
antwortlich zeichnete) aus der Ver- 
anstaltung; die JN sei ein „demo- 
kratischer Jugendverband” .. (vel 
zu den letzten drei Punkten AK 52 
„Faschisten als Antifaschisten”), 

Seinen nächsten Versuch, sich 
Anwesenheitsrecht auf Veranstal 
tungen der Linken zu ergattern und 
mit ihnen ins Gespräch zu kommen, 


sartee Wehl am 19.11. Er 
wollte an Veranstaltung der 
vomKBW, „Gesellschaft 


KBW unterstützten „Gesellschaft 
Mir" Deutsch Freund- 
schaft” (GDCF) über „die Außen- 


lt der VR China” telnchmen, 
wurde von KB-Genossen (ge- 
gen den Willen der ‚mo- 
kraten vom KBW, versteht sich!) ver- 
hindert 

"Neuerdings taucht We hl auch 
in der Jugendgruppe der IG Metall 
auf. Er behauptet, Industriekauf- 
manns-Lehrling im Ölenburger Me- 
tallbetrieb Bayer und seit kurzem 
auch Mitglied der IGM zu sein. Da- 
gegen sei er nicht mehr Mitglied 
der NPD, und IN. Außerdem „dis 
tanzierte” er sich von faschistischem 
Terror, bezeichnete sich als „natio- 
nalrevolutionde” und plädierie für 
einen „nationalen Sozialismus”. 


Die Begründung: Die NPD 
sei „eine faschistische Partei, die 


Rede), 


Ostholstein 


Zuhälterdienste für die Kapltalisten- 
klasse” verrichte, Diem angeblich 
auf dem fünften Landeskongreß der 
IN vorgetragene „Abgrenzung” über- 
rascht nicht sonderlich, denn sie 
paßt durchaus mit den schon er- 
wähnten, von We h | verantwor 
teten „lnken” Flugblättern de r 
I N "zusammen. Am 21.11. ant 
wortete der NPD-Kreisvorstand Or 

7 in einem Leserbrief in der 


gewesen, weil er erst 17 
Jahre alt sei; auch habe er die oben 
Zitierte Äußerung auf dem Landes- 
kongreß der IN nicht getan. 


Derlei Widersprüche begründen 
‚jeden Zweifel an We his Aus 
trittabehauptungen. Alerdinen ist 
allein die Frage seiner Mitgliedschaft 
in der NPD oder JN auch nicht 
so entscheidend. Fest steht, daß er 
wit ca. fünf Jahren Beziehungen 
zu NPD-Kreisen hat. Fest steht auch, 
daß er einen KB-Genossen beim AK: 


wie vor vertritt er eine „linke 
Variante faschistisch 
Ideologie („nationaler Sozialismus”, 
1ationalrevolutionär”), die durch“ 
us nicht im Widerspruch zum fa 
schistischen Terror gegen die Ar- 
beiterklasse steht. Vielmehr gibt es 
ein Gestrüpp vielfältiger Querver- 
bindungen zwischen den einzelnen 
faschistischen Gruppen; gerade für 
iien, wo die Provokationstätigkeit 
'r Faschisten bis in die anarchisti- 
sche Linke hineinreicht, ist das in 
letzter Zeit mehrfach enthüllt wor- 
den. Schon in der „Weimarer Re- 
publik” gab es etliche „national- 
revolutionäre” ete. üsationen. 
mit Verbindungen zur NSDAP. Für 
‚die IN in Nordhorn (wir berichteten 
mehrfach darüber im AK) können 


wir belegen, di 


diese Gruppe sich 
a1 ler  tktischen Mitel ber 
dient. Teilweise verteiten ein und 
ieseiben IN-Faschiten an einem 
Tag ein Außerst hartgesottenes ant- 
kommunistisches und. chaurinist 
sches Flugblatt. der „Deutch-VOR 
Kischen-Gemeinschaft"" anderntags 
ein „Jinks"Gröhnendes Flugblatt der 
Naflonal-Revolutionären Bansgrup- 


In Anbetracht aller Tatsachen ist 
jede Auffassung, We hl si „ime- 
ekitet” und könnte angesichts 
ner „kritischen” Standpunkte zur 
NPD”und zum „Faschiamus" von 
demokratischen Oder gar sozialisti- 
schen Positionen überzeugt werden, 
unhaltbar und die Duklung seiner 
‚Aktivitäten seitens der Kommunisten 
unverantwortlich gegenüber der Ar- 
Beiterklase 

‚ganze Verantwortungslonig - 
keit der theoretischen Positionen des 
KBW in der Faschismusfrage schlägt 
sich auch immer deutlicher in seiner 
Praxis nieder. Als KB-Genossen sich 
am 19.11. den Faschisten We hl 
krallten, um ihn vom Veranstaltungs- 
ssal (KBW zu China) wegzuführen, 
‚empörte sich der KBW: der KB führe 
eine „Gesichtskontrole”(!) durch; 
hier habe je der Eintrittsrecht: 
der KB sei nicht der Veranstalter und 
dürfe niemanden von der Teilnahme 
an einer öffentlichen Veranstaltung 
der GDCF ausschließen; wenn die 


stellte sich ein KBWler schützend 
zwischen den Faschisten und unsere 
Genossen. 

Während unsere Genossen die gan- 
ze Aktion mit antifaschistischer Agi- 


immerhin. 
hat: daß er 
Faschismus politischi 


zenhilfe: in der IGM-Jugendgruppe 
heizte Weh 1 ‚er gibe keine 
DDR, nur eine SBZ! Diesem teran- 
chistischen Dreck pflichtete ein KBW- 
ler Bei eigentlich habe er ja rech, er 
finde die DDR auch Scheiße und 
& handele sich ja auch um eine 
*SBZ" („Kolonie des Sorialimperir 
lümus")!”"Als antifsschitische Kok- 
kegen We h 1 auf den Widerspruch 
fesinageln wollten, daß er sich eimer- 
sch von den IN ülstanziere, anderer- 
Mei sich aber noch zu von ihm 
(mit) verfaßten Fiugblättern der IN 
bekenne, sprang der KBWer in die 
Bresche: im KBW sei es den Genossen 
uch möglich, entgegengesetzte Aul 
Yassungen öffentich zu vertreten 
Außerdem size er sich in der Ju 
Indgruppe dafür ein, den Faschisten 
Wen 1. solange in der Gruppe zu 
duiden, bis dieser sich gewerkschäfts- 
feindlich äußere ‘ 


KB/Gruppe Oldenburg 


Brauner Clown kocht 
faschistischen Eintopf 


Im Oktober präsentierte Herr Mody 
seine neue „Deutsche Mittelstands- 
partei” (DMP) in Eutin. 

Von rund 19 Zuhörern, fast a 


schließlich CDU-Leute, die wohl ci 
nen Reviereinbruch in ihr Rekru 
Verungafeld (Mittelstand) befürchte 


Konfusen 


ten ‚breitete Mody 
faschistischen „Ideen“ aus 

„Durch die hohe Staatsverschul 
dung”, meint Mody, „wird der Staat 
immer unlenkbarer und dadurch wer 
den staatliche Kingriffe in die Wirt 
schaft immer häufiger. Weil kein 
‚dieser Verschuldung widerspricht 
worden wir bald eine Diktatur haben 
und zwar von der CDU genau wie 
von der SPD und PDF." Außerdem 
hatten wir längst schon eine „soela 
Nistische Planwirtschaft 

In der Außenpolitik strebt er die 
Wiedervereinigung Deutschlands in 
Einem einigen Europa” an. „Lieber 


ein Europa der Vaterländer, als eine 
politische Union“. Subventionen seien 
Zu streichen, denn „jeder ist seines 
'kes Schmid”; „Zur Freiheit ge- 
hört auch das Risiko‘ 

Der Mittelstand ist nach Modys 
‚Auffassung der Teil der Devölkerung. 
der bereit it, die Geschicke des 
Volkes in der „Demokratie" zu lem 
ken und einen „marktwirtschaftlb 
‚chen Gegenpol zu schaffen“ 

Da der von Mody servierte Kintopf 

sottenen CDU-Zw 


‚Mens nicht bekom 
in war. machten sich „Verdau 
rungen” in Form von lauten 
Protesten und Lachsalyen bemark 
b 
Mody. der exra zwol Jahre bei 
der NPD als Mitglied in die Schule 
ing, um seine 1000jährigen Krkennt 
nisse aufsufrischen, belöate Im An 
sohluß einen Kurs bei der FDP, wo 


er als Mitglied von 1969 bis °73 
ttg war. Und fertig war der Clown, 
‚der im Januar "74 in Hollenstedt/Nor 
erdithmarıchenseineeigene ” 
die in Schleswig-Holstein keine 30. 
Mitglieder zählt, gründete 

Da von Modys fixen Ideen keiner 
mehr etwas wissen wollte, sprang 
ein als „Zuhörer" placierter DMP- 
Mann ein. Seine wilde Rede schloß 
mit den Worten: „Uns sind die Hände 
vom Weltzionismus gebunden, es Ist 
allen bereits vorbestimmt!" 

Trotz dieser hanebüchenen Clown 
erie wollte man die Gefahren 
fasehitischen Inhalte nicht 
die sich 


unter 
an politisch un 


einausacken Ziele 
ar zun Wehret 
Anfängen - Schlagt die Fa 
schisten! . 
Metalizelle I} KB/Gruppe Kiel 


Kein Pardon für Faschisten [KRUSE SEZUNSWVERT 


Der unter der Bezeichnung ‚Deutsche 
Volksunion“ firmierende Faschisten- 
haufen des Dr. Frey (Herausgeber der 
„Nationalzeitung”) hat unlängst 
Köln ein Flugblatt zur Verteilung g 
bracht, in dem mit niedrigster rassı- 
stischer Hetze zum ‚Kamp! gegen die 
Fremdarbeiter" (gemeint sind die aus- 
ländischen Arbeiter in der BRD) ge 
blasen wird. 

Daraus sind folgende Passagen ent- 
nommen 


„EI ist eine unverschämte Lüge, 

en Behaupter wird, Fremdarbeiter 

heben den Wohlstand des deutschen 
er... 


‚Fremdarbeiser werden immer mehr 

‚zur ernsthaften Gefahr für die Sauber- 

kelı und den Bestand der deutschen 
tion... 


Es wurden 60.000 Ehen zwischen 
deutschen und Türken geschlossen. 
Das ist Vernichtung des Deutschtums. 
und Zerstörung deutschen Blutes. 
Raus mit den Mohammeds! .. 


Türken überwiesen im vergangenen 

Jahr fast eine Millirde Devisen in ihr 

ermieligen kleimasutlches Armen- 
us. 


‚Das ist Auspowerung Deutschlands 
durch anatolische Bettlgrhorden, eu- 
‚pdische Hintierwäldler-Stanten und 
‚nordafrikanische Kameltrieber. Raus 
mit diesem asozislen Gesindel! Tür- 
ken hemmen durch ihre niedrige Mo- 
ral und ihr primitives Denken die Enı- 


Pa 


Hella Werke in Lippstadt uha 6m 


7 Pa 


„Je größer die 


gefährlicher ist sie!“ 


Wie im Falle Pierburg/Neuß, Ford/ 
Köln, Opel/Bochum und vielen ande- 
ren Betrieben der westdeutschen Me- 
tallindustrie, die im Sommer letzten 
‚Jahres von spontanen Arbeitsniederl 
gungen betroffen waren, versuchen 
jetzt auch die Kapitalisten der Hella- 
Werke, einzelne Streikteilnchmer 
‚exemplarisch zu bestrafen. 

Die Kapitalisten ließen es in fast 
allen Fällen nicht bei der Kündigung 
von Streikführern bewenden, son- 
dern strengten darüberhinaus noch 
Prozesse vor den Zivilgsrichten an, 


Il Meila wurden drei spank 
jr (die Kollegen Rucla-Ss 
3 und Miguez) unlängst vom 
misgericht Paderborn zu sechs und 
fünf Monaten Gefängnis ‚mit Dowähr 
rung’, sowie einer Geldstrafe von 
500 bzw. 600 DM verurteilt. Die 
Richter sahen ex als erwiesen an, daß 
die dro legen sich des 

des ‚Wider 


wicklung des technischen Fortuehriiis 
in Deutschland. Sie verdingen sich 
für Arbeiten, die kein Denken verlam- 


Großmennssucht life sie vor 
Seberänerschlinung trifen; Sie er 
heben höhere Ansprüche und fordern 
gleiche Rechte wie deunche Packer, 


Raus mit den Hivis (ilfswillige 
Anm. AX-Red,)aus deutschen Betrie- 
ben, deurschen Sıddien und deur- 
schem Land! 


Boden verlassen hat. 


Deutsche! Wir missen 
mc um wehren, 
(nach „Extra Dienst”, 19.11.74) 


Es bedarf keiner näheren Erläute 
rung, daß die Verfasser dieser Hetz- 
tiraden bei Hitler, Rosenberg und 
Goebbels in die Schule gegangen sund 
Mir dieser wderwärtigen Volker 
a ‚sich aufgrund einer An- 
zei Kölner Staatsanwaltschaft 
befassen. Man darf gespannt sein, 
welchen Dreh die Richter des ‚Rechts 
Staates" diesmal finden wollen, um 
die Faschisten wieder ungeschoren 
avonkommen zu lasen . 
Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


Masse, um so 


% a 


macht hätten. 

Diese abenteuerlichen Anschuldi- 
gungen beziehen sich auf folgenden 
Vorgang: Nachdem die westdeutschen 
und ausländischen Arbeiter des Lipp- 
städter Hella-Werkes bereits mehrere 
Tage im Streik für ihre Forderung 
nach einer SO Pfennig-Lohnerhöhus 
standen, solidarisierten sich ihre K: 
legen im Paderboiner Zweigwerk von 
Hella durch einen Sympathiestreik 
mit ihnen. Um die Verbundenheit 
beider Belegschaftsteile zu festigen, 
führen die Lippstädter Kollegen zu 
einer Solldaritätskundgebung nach Pa- 
derborn. Als sich die Kollegen vor 
den Werkstoren des Paderborner Hel- 
la-Betriebes versammelt hatten, wur- 
den uie von einem massiven Polizei 
Aufgebot angegriffen — viele Streiken- 
de wurden geschlagen und sogar am 
Boden Liegende brutal mißhandelt. 
Natürlich ließen sich die Kollegen 
nicht ohne Widerstand zu leisten von 
den Bullen traktieren, 

Die bürgerlichen Richter drehen 
nun einfach den Spieß um: aus den 
Angegriffenen werden Angreifer ge- 
macht und die in Notwehr handeln- 
den Arbeiter werden der ‚Körperver- 


te jedoch 
ing in seiner 
Rede vönig ar, daB es Oberhaupt 
nicht um die Ahndung eines konkre- 


ten, belegbaren ‚Vergehens’ ging, won- 
‚dern um die Kriminalisierung sponta- 


ner Streiks überhaupt 
Den Angeklaptonswurden - in ihr 

rer „Rassen (111) begründete — ‚Ce- 

setzesbrüche® vorgehalten. Hie 

1 Kostproben aus dem Plädoy 
uatsanwalts 


"Er handelte uch um einen wilden 
Streik, der nicht den Schutz unserer 
Gesetze genießt"... Die von westdeuts 
schen und ausländischen Arbeitern 
organisierte Kundgebung vor dem Pa- 
derbormer Hella-Werk habe eine Situ- 
tion geschaffen, „die geradetu geeig- 
net wer, Südländer (1) anzuheizen .." 

‚Eine Spanierin hielt eine aufpeit 
schende Rede (!), aber sie mußte der 
Bei auch solche Leute finden, denen 


das ans Hera geht (1)" .. „Je größer 
die Masse (!) um v0 gefährlicher ist 
ste (1" .. Gegen den Kollegen Rusla 
Salas gerichtet: „‚lier handelt es sich 


‚m einen Einpeilscher, denn immer, 
wenn er die Hand hob, johlte (") die 
Masse, so brachte er die Swreikenden 
zum Kochen.“ Das ist astrein die 
Sprache der Faschisten! . 
Metall-Komitee, KD/Gruppe Hamburg 


Westberlin: 


nach dem Tod von Hol 
und der folgenden Erschie 


Züge an. 
" _ Kesseltreiben gegen Liberale 
ihre Hintermänner und Anwälte, 


würden im Leeren verpuffen, wenn 
de in einer 


‚andschaft geschds 
m”, schrieb di 
npont” am 12.1 
(uhr dann mit der Bemerkung fort, 
leider ei aber „die politische Geut! 
fung (') in unierem Rechuunat 
noch anfällig”. Also sel, wie es Im 
klassischen faschistischen Jargon wei- 
ter heißt, eine ‚kom 
Fame 0) ler ideologuch infitrsen 
Stellen” notwendig. 
Was damit im Einzelnen gemeint 


‚oder die Professoren Gollwitzer und 
Flechtheim ua. als „Toren und 


Tölpel, M itläufer und Sympathisan- 

ten” beschimpfte, die „die Saat der 

Gewalt durch falsches" Mitleid, pein- 

liche Solldarität und unverständliche 

Sympathie gefördert und kultiviert” 
ten. 


‚Schriftstellern eine Rechtfertigung 
von Gewalttaten von Terroristen 
gäbe, würde es weniger Gewaltan- 
wendung in der politischen Ausein- 
anderse! geben .. Ohne Bölls 
‚Katharina Blum! wäre 
zu dem lichen Mord 
‚sckommen” (I. „Bild“, 
‚21.11. — gemeint ist die Er“ 
Drenkmanns). In damelbe 


(gemeint ist 
 Fiechtheim = Ann AK) sie 


WIE HETZE ICH ERFOLGREICH? 


Das hier abgedruckte Gedicht von 
Erich Weinert aus dem Jahr 1929 
scheint uns sehr gut zum Klima 
der laufenden antikommunistischen 


eine  „Meldung' 
21.11. (Westb. Ausgabe): „Brutaler 
s Kinmaniten ste- 


WIE HETZE ICH ERFOLGREICH? 
(Razer Lokalberichwnate) 


Du hörst zum Beispiel: Da im Norden. 
st jemand toigeschlagen worden. 
Nimm eine Taxe! Fahr hinaus 

und horche die Umgebung aus! 


} Dort interviewt du im Vertrauen 
zuerst Poruers und Lokusfrauen: 
und da erfährst du ers einmal 
Nicht weit u ein Rottrontlokat. 


re 
Wale ran mahen wen. 


nein, much der Btnatsrhaltung dienen. @ 


(er Drenkmanns besonders extreme 


„Die Aktionen der Anarchisten, 


tig, moralisch und 


berliner „Mor- 
Die Zeitung 


‚mie Reini- 


ist, wird an den Worten des West- 
berliner CDU-Führers Lummer deut. 
ich, der Männer wie Bischof Scharf 
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(Studenten — Anm. AK) seinerseits 
zum Hungerstreik putscht (1), dann 
sind er und andere genau jene 
Adressaten, an die Klage für eine 
politische Verhetzung der akademi- 
‚schen Jugend mit dem Ziel der Un- 
ferminierung des Rechtistautes zu 
richten“; 
Nicht einmal die Tagesschau” 
08 bleibt verschont. So 
Stellungnahme der 
DU zu den Berichten 
über den Tod von Holger Meins im 
'ernschen: „Die Tagesichau hat ei- 
nen der gefährlichsten Anarchisten 
/blizlstscher „Verzerrung zum 
Mariyrer erhoben”; damit habe das 
Fernsehen „eine Hilfestellung für Po- 
Itrocker und einen Anreiz für, ver- 
unsicherte Wirrköpfe geliefert” (I. 
„Spandauer Volksblatt”, 12.11.). 
In solchen Äußerungen zeigt sich 
— schlrfer noch als in der BRD — 
die Absicht, jede öffentliche Stimme 
zum Verstummen zu bringen, die 
auch nur die leiseste Kritik "am 
staatlichen ‚gegen den Ter- 
rorismus” mit all seinen „Begleit- 
erscheinungen”“ (Abbau demokrati- 
scher Rechte, Vorbereitung des 
Kommunistenverbots etc.) übt. 


„und in der Kirche ! 


einge Moß- 
stäbe endlich "wieder zurechtzurük- 
ken ..” („Morgenpost", 12.11.).Der 
Rücktritt "„aus Protest” der Beiden 
meaktionären Kirchenfürsten Pfennig 
(nebenbei stellvertretender Polizei- 
präsident) und Münn (Amtsperichts- 
präsident) war der Siartschuß für 
das nachfolgende Kesseltreiben. Be- 
reitwillig öffnete die bürgerliche Pres- 
se ihre Spalten für solch honorige 
Herren wie Münn, Generar-Super- 
intendent, oder Süper-Generalinten- 
dent Helßich, die auf ganzen Seiten 
ihren antikommunistischen Sud aus- 
breiten konnten. „„Eine radikale Ide- 


don" nabe an ie Kae 
ch 21.11.). 
1a ec engen Her. dem 
‚Anirichran den Schulen 
Yon en 16 Prem a dem Frl 
aei nur einer gläubie, 
ren 15 iz, 


eine anwachsende Zahl von 
Menschen das Geld für die Kirchen- 
steuern spart und der Kirche den 
Rücken wendet, liegt — wer hätte 
© gedacht! — nach diesen Stimmen 
auch an der „Radikali "der 
Kirche:..Wer Bisher meinte, die Kir- 


ehe, sl ein Hort der Dränung {1} 
und des anständigen Lebens (!), der 
ist natürlich tief enttäuscht. Wenn 
die Kirche dies nicht mehr predigt, 
verlassen viele Christen die Kirche. 

Prompt ließ die bürgerliche Presse 
Mann (die Frau)'von den 


achpapageiten;„Messenflucht! Wer 
rum wiele jetzt"der Kirche weglau 
fen... „Bild“ fragte einige Berliner 
nach ihren Gränden 
Rita Rothe:’Ich unterstütze doch 
keine Kommunisten mit meinen 
Steuern!” 

- Stephan Schilling: Ich will mlı met 
nem Geld nicht kriminelle Nanden 
unterstützen.‘ " (23.11.) 
Natürlich ist mit Kirchenaustritten 

den braunen „Ordnungs"aposteln gar 

nicht gedient. Ihnen geht es darum, 
fortschrittliche Ansätze einzelner Pa- 
oren, kirchlicher Mitarbeiter etc. zu 

liquidieren, damit sich die Kirche im 

vollen. reaktionären Sinn auf ‚Ihre 

wahre Aufgabe konzentrieren kann, 

„Oplum fürs Volk“ zu sein. Deshalb 

üer Appell der Reaktion: 

Tretet nieht aus, sondern helft 
un” ( „Bild“, 23.11.) bei der Hexen- 
Jagd auf Bischof Scharf, „der sich 
mit den Linken anfreundet und viele 

# Kirche ıreibı ( „Bild“. 
‚kürzlich die Boader- 


23.11.), der 
MeinhofMödchen Ingrid Schubert, 
Monika Berberich und Brigitte Mohn- 


m ee a jesucht” hat 
Den 
Auch hier zeigt sich die Absicht 
eibst den angekalkten Bischof, der 
eine politische Gefangene besicht 
m eine verlorene Seele zu reiten. in 
ie Nähe des „Terrorismus“ zu drän- 
den, also selbst von dieser Seite die 
totale Iiolierung ‚der „Terroristen“ 
(alı Vorstufe zur Wollefung alle £ 
Revolutionäre) zu vervollständigen, 
Selbst der Faschismus hat doch 
grundsätzlich seinen Gegnerm das 
zweifelhafte „Recht” des „geistlichen 
Beistanda“ zuerkannt = die genen- 
wärtige Hetzkampagne geht doch im 
‚Grunde sogar darüber noch hinaus! 
Erst recht geht natürlich die Jagd 
auf Pastoren, kirchliche Mitarbeiter 
‚ete,, die ihren „Glauben“ mit form 


Probefeld der Reaktion 


In Westberlin, seit ch und je al 
Ufrrontstedt" Schauplatz reaktönser 
Mobillsierungen gegen den Kommu- 
nismus und gegen die sozialistischen 
Ststen, nahm, uch die Kampagne 


schrittlicher Politik verbinden zu mie 


nen können 
Der scheinb: 
Idiotismus  tendierende Primitivst 


Hetzer Peter Boenisch bringt in Sprin- 
gers „Bild am Sonntag" die Sache 
wieder mal auf den abenteuerlichsten 
Begriff: Scharf als „Bischof ‚flau-flau- 
amen‘ ” (Gott, Wie witzig!) trüge 
„Mitschuld und Mitverantwortung, 
daß so manche Kirche zum Tanzpa- 
last der Linksputschisten wurde“ 
(man stelle es sich bildlich vor!); 
„Priester als Ministranten der Ge- 


wait”, „Kassiber-Container getarnt 


mit Kreuz" (als ob das Kreuz nicht 
schon, viel schlimmere Dinge „ge- 
tarnı" hätte als bloß Kassibe 
„Mißbrauch des Altars als Kulisse 
im Theater politischer Gewalt" (Boc- 
nisch meint nicht etwa die „Kreuzzü- 
ge", jahrhundertelange Judenverfol- 
nungen oder die Kolonllisierung Süd- 
amerikas!!); schließlich ist der Höhe- 
punkt dieser reaktionär-geistlosen Zu- 
mutung;„Wir zahlen und beten für 
den Frieden und nicht für Handere- 
‚naten im Talar." — Das wäre wahr- 
scheinlich selbst einem Goebbels 
etwas zu plump!! 


Während der letzten Wochen ver- 
suchten die bürgerlichen Parteien 
Westberlinsin trauter Gemeinsamkeit 
eine reaktionäre Massenmobilisierung 
zu initiieren. Höhepunkt war die 
Kundgebung am 21. November vor 
dem Rathaus Schöneberg „gegen 
Terror und Gewalt in unserem Lan- 
de”, zu der ca. 15 - 20.000 Leute 
kamen (die Bourgeoisie hatte sich 
sicherlich mehr erhofft). 

‚Gemeinsam aufgerufen hatten Se- 
nat“ und Abgeordnetenhaus, SP 
CDU, FDP. DGB, DAG, Deutscher 
Beamtenbund, Industrie- und Han- 
deiskammer, " Zentral-Vereinigung 
Berliner _ Ärbeitgeberverbän 
Deutscher Richterbund; eigenständig 
mobilisiert hatte die unlängst gegrün- 


darisierung der Bevölkerung” mit 
Polizei- und Justizapparat und um 
eine Unterstützung für die Bourge- 
‚oisie beim Ausbau ihres Gewaltappa- 
rates. 

„Die Lauen müssen aufwachen” 
(Benda); „jeder ist aufgerufen, (für 
den Erhalt der kapitalistischen Aus- 
beuterordnung zu kämpfen), Eltern 
und Erzieher, Politiker und Publi- 
zisten, Schriftsteller und Philosophen, 
Arbeitnehmer. und, Arbeitgeber" 
(u. Sehdal, „Togempiegel”, 2241.) 

‚Einbezogen” werden sollten von 
der’ CDU auch größere Teile der Be- 
völkerung in die Unterstützung des 
beschleunigten Rechtskurses der Ka- 


pitalistenklasse. In Hinblick auf die 
Senatswahlen im Frühjahr nächsten 
Jahres wird die SPD - trotz all ihrer 
staatserhaltenden Bemühungen 
der CDU heftig als „zu lasch‘ 
griffen: „Wir haben genug von 
stischen Experimenten‘, die an 
lieh den „Nährboden für Gewaltte 
ten“ bilden (CDU-Flugblatt), 

Der BFD stimmt natürlich In die 
sen Chor mit ein: „Weder dem Toten 
noch den Berlinern helfen jetzt die 

.n Worte von Bürgermeister und 
schwachen Taten haben 
itung des Radikalismus be 

‚Wer den Folgen wehren 

darf nicht vergessen, wie und 
wer versäumt wurde, den An- 
fängen zu wehren”, 

Schließlic 


ten Elemente 
Linken zu mobilisieren und militanı 
zu formieren; „Berlins Straßen dür 
fen nicht den Radikalen überlassen 
werden” 


kämpfen, wo sie sich zeigen” (CDU- 
Flugblatt)! In diesem Sinne zogen 
nach der gemeinsamen Kundg: 
am 21,11. rund 300 Jungf 


histen 
aus den Reihen der Jungen Un 


und der „Berliner Schüler Uni 
unter den Parolen „Nieder mit dem 
Kommunisten 
„Fegt ihn weg, den roten 
Ünter Pollzelschutz durch die 


Stadt! 
Nach einem Bericht des 
Kh/Gruppe Wotberlin 


Anzanı 
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Er Dm2- 
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Aus dem Inhalt: 
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"Ncheruck sugewahiter Arkel ou dam ARBEITENKAMPF mir März 72 
Sen Age Ei 


Nachöruck von Artikeln des ARBEITERKAMPF 
92 Saiten, 2. erweiterte Auflage 


Oma 


die bei Springer? 
Ban run u mi 
Fe ee 


Dm1,50 
Zum Aufbau eines Sozialistischen Studentenbunden, Teil 2 
0 Seiten DM 180 


Zur Poltik des KBW (NRF) 

Nachdruck ausgewählter Artikel aun dem ARBEITERKAMPF und, 
UNSER WEG 

75 Saiten DMa- 


‚Aktionseinheit oder „Partel”laden-Politik 
Internen Pplr dm Regionalkomınes Waerkante cr KPD" 
ion 0 


dnxa 


UNSER WEG, Zeitschrift des Kommunistischen Bundes 
zu aktuellen Fragen der Arbeiterbewegung 


[®) Nr. 16 Ausführliche Analyso der Metalltaritrunde 1971 
zur Diskussion im Kommunistischen Bund 


70 Saiten Om 1,00 
(@) N. 16/17 Zur Auseinandersotzung mit den ABG/München 
40 Saiten DM 1,80 


Om" 


Die politische Arbeit im Stadtteil 

Er LITE 
[@) Nr. 19 Zur Faschismusdiskussion 

22 im omı 
OM 20721 Zum 1. Mai 1973 

Die chinesische Kulturrevolution 

2 smiien om. 
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[Nachdrucke von Artikeln unserer Zeitung ARBEITERKAMPF zur Frage der 
"Staat und Gesellschaft 


DMA,so 
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Nachdrucke von Ta Immun 
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Beiträge auf dem 10. Plenum des EKKI, Juli 1929 zum Kampf um die revolu- 
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Berechatie. 

100 Seen, Buchtormat. Dm3- 

Iwan Popow — Als die Nacht verging. 

Der Roman umfaßt einen kurzen Zakraum gegen Ende der „Stolypinschen 
Schwerter. En 


7 Rasktlon”, dieser ‚und finstersten Zeit für des rumische Proletariet, 
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100 Saiten, DM3- 
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Verlags Katalog 
In diesem Katalog sind unsere herausgegebenen Broschüren und Bü- 
‚cher mit joweils kurzer Inhaltsbeschreibung aufgeführt. Der Katalog 
bietet insofern auch eine gute Unterstützung für die Arbeit mit inte“ 
resslerten Kollegen und Freunden, 


Forts. Anarchistenjagd. 


. wu jede Kritik an den Hafı- 

‚dingungen (Fernsehkommenta- 

tor Merseburger) oder sogar ge 

oe - ‚dieser Kritik 
Mei damngpslch panng er 

ıöten „Früh 


im Zusammenhang 
schießung von Richt 
mann!! („Bild”, 13.11.); 
@ gegen Demonstrationen anläßlich 
des Todes von Holger Meins, deren 
Teilnehmer pauscl blutgieri« 
ge, „rcheschnaubende „Terrori- 
ten” diffamiert wurden. 

in einem solchen Klima wahrhaft 
faschistischer Hetze ist es möglich, 
daß die Polizei losgeschickt wird, 
um Dutzende von Wohnungen auf 
minimale Verdachtsgründe hin oder 
auch aus purer Schikane zu „durch- 
suchen”, ohne über die Rechimäßig- 
keit dieses Vorgehens (rechtmäßig 
im Sinne der bescheidensten bürger- 
lichen Legalität) Rechenschaft ab- 

zu müssen; daß auf geradezu 
idiotische „Verdachtsgründe” hin 
Menschen wie die klerikale Sozial- 
arbeiterin Zühlke und der Vikar 
Burghard (beide Westberlin) festge- 
nommen werden, in der reaktionären 
Presse als fesistehende  „Täter” 
(„Komplizen der RAF” etc.) ange 
Ba m beschimpft werden 7 
und dann weı ter. sang- 
Klanglos aus der Halt entlassen wer- 
den müssen, nachdem die Festnahme 
ihre propagandistische Schuldigkeit 
getan hat. 

Gleichzeitig wird dafür gesorgt, 
daß kaum noch ein halbwegs Libe- 
raler oder Sozinldemokrat in den 
„Massenmedien” oder in der Öffent- 
lichkeit gegen diese den Mund 
aufzutun wagt, um nicht selbst als 
nächsten Opler ins Schußfeuer der 

‚tzkampagne zu geraten. So sollen 
schließlich als einzige Kritiker im 
wesentlichen die Kommunisten blei- 
ben, deren Möglichkeiten zu öffent- 
lichen Stellungnahmen zum einen 
begrenzt sind, und deren politische 
Auslöschung im Übrigen mit ihrer 
Diffamierung als „Terroristen“ schon 
kräftig betrieben wird. 


Drenk- 


„0 yehon tab | en 
zeiübungen den Anschein era 
stes am Bürger” zu geben, den Poli- 


Zeiapparat enorm auszubauen und 
weiter zu zentralisieren, Terror-Kom- 


mandos und  Erschi -Trupps 
aufzustellen (MEK u.d.), den Bun- 
des,grenz”’schutz (BGS) ganz auf 


ine liche 
eine eisentiche Aufgabe (Einsatz 
zu orientieren u.a.m. — ebenso wird 
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auch im Zuge der gegenwärtigen 
Kampagne der Abbau demokratischer 

‚chte und der Ausbau des Staats- 
apparats als Gewaltmaschine der Kar 

alistenklasse zur Erhaltung Ihrer 

lerrschaft vorangetrieben. 

So tagten am 12.11. die In 
minister von Bund und Länder 
iner gemeinsamen Sonder 
Bonn und, verabschiede‘ 
me Maßnahmen zur A 
fung der inneren Sicherheit 
berliner Tagesspiegel“, 13.11.), 
„Bund und Länder” seien. sich 
iber ‚operatives Konzept‘ zum 
tz der, Inneren Sicherheit ein", 
hieß es danach („FAZ", 14.11.) 
Trotz vorläufiger Geheimhaltung ist 
klar, in welche Richtung die Maß- 
nahmen zielen. 

Bekanntgegeben wurde die Verein- 
barung noch engerer Zusammenar- 
beit von Bund und Ländern, und 
daß die Rechte des Bundeskriminak 
amtes erweitert, d.h. der polizeiliche 
Apparat noch stärker zentralisiert 
und besser koordiniert werden sollen, 
Auch ist — wie Innenminister Mai- 
Hofer durchblicken Deß. daran ge- 
dacht, „unter dem Eindruck des 
Mordes 'von Berlin .. eine neue 
Großaktion nach dem Vorbild der 
’Zentralfahndung von 1972 in Gang 
zu seizen” („Tagesspiegel, Westber- 
iin, 13.11). 


Polizei - „Großaktion” - 
Übung für den „Ernstfall” 


Die hier angekündigte Großaktion 
hat inzwischen — 26. November — 
Offenbar stattgefunden. Bei Siser 
roßaktion, wären, nach Presscanga- 
ben („Bild vom 27.11.) etwa 3000 
Polizisten in 15 Städten und Orten 
im Einsatz. 96 „Schlupfwinkel 
(Bild) — in Wahrheit teils 
un, oder haibpoltische Wohngemein- 
schaften u.ä. sowie einige Büros lin, 
ker Anwälte — wurden „umstellt” 
und „durchsucht”. 14 „Anarchisten 
und "Mitläufer” wurden verhaftet, 
14. weitere vorläufig festgenommen. 
Faktisch „wurde als einziger „Pro- 

minenter” der Rechtsanwalt 
hard_ verhaftet, der vor einiger Zeit 
Mitglieder der „RAF” und andere 
politische Gefangene verteidigt hatte, 
Und gegen den für die angeblichen 
‚Verdachtsgründe” bisher keinerlei 
Beweise vorgelegt wurden. Verhaftet 
oder festgenommen wurde u.a, auch 
Eva Maria Michel, Frau des „Kurs. 
bei 


‚Bus nich 
is Auflage)“ vorzustell 
(il der Leser Über das Aumnaß 
„Terrors” erschauern möge). 

SEE en 
Ich "Mat Prensomeilungenjeungeb. 


stenwohnungen‘ 
durchfücht, ohne daß — abgesehen 


von der Verhaftu 
offensichtlich ganz friedlich in 
t lag — irgendein 

melden wäre. Auch di 
haftungen und Festnahmen (,,rrkt- 
‚scher Dokrorand” in Meidelberg, der 
„vermutlich Kontakt au Pulästinen- 
dern halt” usw.) dürften ähnliche 
Windeler sein, Der Behauptung von 
Bundesinnenminister Maihofer (galt 
einst als fast „lnker” FDPler — er- 
innert man sich noch? ), bei der 


Aktion seien „600 Kilogramm Che, 
mikalten zur Sprengstoffherstellung“ 
‚gefunden worden, sollte man Ihn- 


lich skeptisch gegenüberstehen, Was 
sonst noch an „Plänen für em Nom“ 
benatteniar auf einen türklichen 
6. gefunden worden 
we weitgehend 
in den Bereich der kriminalistischen 
Phantasie. Insgesamt ist deutlich, daß 
von der Polizei weitgehend ein Schlag 
ins Leere geführt wurde und nach- 
träglich aus normalen Wohngemein, 
schaften _ „Terroristen wohnungen” 
und „Schlupfwinkel” gemacht wer- 
den (gleichzeitig, um bei der Bevöl- 
kerung ein „gutnachbarschaftliches” 
Mißtrauen und Spitzeiklima gegen 
Wohngemeinschaften u.d. aufzubau- 
en), daß aus grundlos Verhafteten 
und Festgenommenen (die man ent- 
weder gar nicht festhalten konnte 
oder die man über kurz oder lang 
wird entlassen müssen, weil effektiv 
gegen sie nichts vorliegt) im Hand- 
umdrehen „28 verhaftete Terrori- 
sten” werden. So soll ein Klima ge- 
schaffen werden, in dem die Polizei 
willkürliche Masenverhaf- 
tungen vornehmen kann, wo die ge- 
samte Presse mit massiver „Terrori- 
sten”-Hetze assistiert ohne nach Be- 
weisen zu fragen, und wo Liberale 
und ehrliche Sozialdemokraten, de- 
nen das doch etwas gegen den Strich 
geht, sich ängstlich in ihre Löcher 
ducken. 

Daneben geben solche Großak- 
prtischen Übungen, zur Erprobung 
praktische , zur Erprol 
und Perfektionierung der Zusammen- 
arbeit zwischen den einzelnen Teilen 
des Polizeiapparats und zur „Feind- 
Bild”"Orientierung der einzeiien Po- 
Nizisten, Für die 


stizwesen 

den. Die CDÜ fordert eine „neuer- 
liche Reform des Strafrechti”. Als 
ultrarechter Flügelmann forderte 
CSU-Abgeordneter Spranger, die 
„ständige Liberatiierung 1) des 
Strafrechts müsse jetzt einer grund- 
ätzlichen Prüfung unterzogen wer- 


Göttingen 


„RAF”-Kampagne auch in 
der „Provinz” 


in Göttingen brannten am 20, No- 
vember 5 Bundesbahn-Busse aus. 
Sachschaden ca. 750.000 DM, „Göt- 
tinger Tageblatt” (GT): „Politische 
Motive sind nicht auszuschließen”. 
Man fand denn auch an der Garagen- 
tür des Busdepots, nachdem man zu- 
vor mit von ultraviolettem 
Lieht (1) nichts (!!) entdeckt hatte, 
Iötzlich mit bloße, Auge angeb- 
„Schriftzüge”, die „Rache für 
Meins" lauten sollt 
Bereits vorher hatte es am 14. 11, 
einen angeblichen Brandanschlag auf 
‚ein Polizeifahrzeug gegeben, Am 15. 
11. war ein schwerer Stein in ein Fen- 
ster des Stadtsteueramtes geflogen. 
‚Gegen Mitternacht meldete sich dann 
ein Vogel am Telefon, der sich als 
„Justizguerilla” ausgab: „Die Gesell- 
ichaft insgesamt” sel „schuld am Tod 
”, "ängegen wollte 


Tzguenila” kämpfen. 

sich bei solchen Anrufern 
'um verwirrte Menschen han- 
, die aus ohnmächtigem Protest 
gegen den Kapitalsmus der, „RAR 
auf ihre Art nacheifern - Menschen 


Ohne jeden Zusammenhang zur org 
we 


nisierten kommunistisc 


wwok: 
handelt — hindert die Kap 
klasse und ihre Publizisten natürlich 
nie, auch solche Vorfälle für das Kar 
„antikommunistische Hetze” zu 
nutzen. 

Da die wisdchlichen „Vi 
noch nicht ausreichten, 
bürgerliche Presse noch 
offensichtlich harmlose und gänz 
lieh unpolitische Kokelelen dazu: 80 


brachte esdas „GT" am 18. 11. 

in die Reihe "„politischer Brandstif- 

tungen” such noch folgende „Vorfäk- 

ie” einzureihen: 

=. einen angeblichen „Brand” in er 
ner Kaufhaustoiletie; tatslichlich 

verbrannte hier ein I3jähriger Schüler 

einige Schulhefte; 

- brennende Holzscheite in 
einer Bretterbude auf einem Lau- 


benkoloniegelände; ein Rentner will 
Unbekannte als „Brandstifter" gese- 
hen haben; 


— eine am Samstagabend niederge- 
brannte Schebne in der Umgebung 


Göttingens; 
= eine Reihe von „Brandanschlägen” 
auf Mopeds, Autos, Garagenein- 


fahrten und einen Bauwagen seit dem 


7. November, 


‚sehen sind 
Die Polizei nahm die 

Serie” -zum Anlaß einer größeren 

Übung (A von Ausfallstras- 

sen durch bewaffnete Straßensper- 

ren), Es wurde eine „Führungsein- 
‚wischen Kriminal- und 
(polizei gebildet, die die „Ir- 
" zentralisieren soll. "Die 


‚Arbeiterkampf Nr. $3/Dezember 1974 


den”, damit wieder die „Gesichtr- 
punkte der Abschreckung und St 
derung der Allgemeinhes a we 
aeniliche Aufgabe eines funktions- 
fähigen und funktionswilligen Rech, 
siaates deutlich” würden („FAZ 
13.11.). Die SPD ihrerseits machte 
deutlich, daß se zwar den oft pol 
ternden Ton der CDU/CSU nicht 
mag. der uch, vun Konkrete 
Maßnahmen bei der Demontage von 
bürgerlicher Demokratie und Recht 
angeht, von der CDU/CSU nicht 
übertreffen lassen will 
Ein besonderes Ziel der Angriffe 
sind zunächst die Vertekliger d 
‚RAF” und anderer politischer Ge- 
mer ‚Sie werden mamiv und 
ziemlich pauschal verdächtigt, im 
Grunde „Komplizen” der „RAF” 
zu win, Material für diese zu schmug- 
geln usw. Im Zusammenhang mit 
‚dem Hungerstreik der politischen Cie- 
fangenen und vor allem dem Tod 
von Holger Meins fand die Bourge- 
oisie noch den zynischen Dreh, 
Verteidiger als „Drahtzieher" des 
Hungerstreiks und als Schuldige am 
‘Tod von Holger Meins hinzustellen. 
Auf der Justizministerkonferenz 
am 13./14.11. wurden entsprechende 
Maßnahmen besprochen — die Rechte 
der Verteidiger werden noch weiter 
beschnitten, ihre Tätigkeit noch wei- 
ter eingeschränkt: 
© Eine gerichtliche Hauptverhand- 
Hung kann auch dann durchgeführt 
werden, wenn der Angeklagte 
durch planmäßiges_ Verhalten” 
die Verhandlungsunfähigkeit vor 
seiner Vernehmung zur Sache her- 


melden. Ein Klima der Hysterie und 
Spitzelsucht soll so aufgebaut werden 


‚Abgeblitzt! 


Bei Hubert & Co., einem der bei 
Druckbetriebe, von denen die Init 
tive zur Gründung der Komitees g 
‚gen die geplanten Fahrpreiserhöhtin- 
Een ausgegangen war, versuchte sich 
äm Dienstag, den 19. 11. ein Fa- 
schist mopsig zu machen. Er trat 
an Kollegen aus der Setzerei her- 
an und sprach sie auf das Komitee 
im Staditeil Grone an: — in Grone 
gebe es noch eine „ganze Menge 
guter Germanen”, die würden, das 
Groner Komitee „aufsuchen“. In 
Göttingen gebe es noch eine Gar 
Iaterne, an der man diese Leute 
(die Komiteemitglieder) aufhängen 
sollte; einer der angesprochenen Kol- 
iegen würde ebenfalls dazugehören. 
Aber damit kam dieses Schwein 
bei den Kollegen nich) an. Er wurde 
als Faschist entlarvt und von den Kol- 
legen aus der Seizerei kurzerhand 
rausgeschmissen! Seitdem versucht 
heser Dursche übrigens, das ganze zu 
nlosen und es als „nicht so 
hinzustellen 
ist er bei den Kollegen 
bitat, Br wurde und wird weit 
Faschist angesehen und als solchen 
fragten ihn die Kollegen nach seinem 
Allbi für die Nacht zum 20. U1.. in 
der die fünf Hahnbusse hochginge: 


Faschistische Hetze 
Manier sundenem ah 
Der Hinweis dies Faschisten bei Hu-, 
auf die „guten Germanen” 
nicht ganz zufällig 
au win, Gerade in diesem Stadtteil 
wurden von (enowsen zwei (aschist 
sche Flugblätter, angeklebt an Bus 
haltente 
net von ei 
Wider 
wa. genen 
„welche durch alle m 
Hricks, sel es Unterschriften 
gen wegen die Bustarife, oder U 


beiführt (könnte bei der 
Mauptverhandlung berei 


fünf beschränkt (war bisher unbe 
schränkt). 

© Der schriftliche und mündliche 
Verkehr zwischen einem Vertei 
diger und dem Angeklagten kann 
erwacht werden, wenn dieser 
„Vertekdigerverkehr““ dazu miß- 


Öraucht wird, „die Sicherheit der 
Anstalt zu gefährden”, Strafta- 
ten zu begünstigen und die An- 
stalsordnung zu stören. 

Verteidigern, denen man „Teilnah- 

me an Straftaten, Degünstjgung oder 

Parteienverrat nachweisen? kann, sol- 

ken von der Vertekligung ausgeschlos- 
n werd 

© Durch Bundesgesetz soll bei poli- 
tischen Prozessen eine Gerichts 

bannmeile errichtet werden — das 

heißt praktisch Ausschluß der Öffent- 
lichkeit 

Bei der ‚Begründung' dieser Maß- 
nahmen macht der Staat sich natür- 
lich die „Bekämpfung des, Terroris- 
mus” zum Vorwand, was aber nichts 

An der auch eingestandenen Tatsache 

ändert, daß es sich um .. Vorschriften” 

handelt, „die für alle künftigen Ver- 

‚fahren geiten sollen und auch heute 

schon außerhalb des Baader Meinhof. 

Komplexes erforderlich seien” 

KsER”, 16.11.) 
Darüberhinaus sollen offensichtlich 

einige Rechtsanwälte über kurz oder 

lang. kaltgestellt werden, nachdem 


schriftensammlung gegen Hausab- 
brüche, „sich beim Volk lieb Kind 
machen” — „Man muß diese proleta- 
fische Brut "im Keim ersticken”, 
Und nach dem Tod von Holger Meins 
„Wenn es nach der Mehrheit des 
deutschen Volkeı ginge, bekimen die- 
se Banditen Prügel, statt künstliche 
Ermährung. Nur der milden Gesetz 
geDung ist es zu verdanken, daß diese 
Verbrecher gehegt und gepflegt wer- 
den und Ihr roten Gesellen das große 
Wort schwingen könnt” 

Am Max-Planck-Gymnasium wur 
de ein Flugblatt verbreitet, das in 
rorokatorischer Weis die Fahpreß 

‚omitees angriff (an der Schule gibt 
es ein Komitee gegen die Fahrpreis 
erhöhungen). In zynischer Weise wird 
hier in Form, der ironischen Über- 
spitzung aus den Fahrpreiserhöhun 
yon eine Lappalle gemacht: „Ange 
Hehts der exorbitanten Fahrpreier- 
höhung auf die schwindelnde Höhe 
von 1,10 DM...” Mit absichilich 
Überdrehtem Schwachsinn (Hau 
frauen und Beamten ist die Bube 
nuraung bei Strafe untersagt”, „dar 
Marionettenregime des ıklavisch un 
terworfenen, korrupten Stadtraten”) 
und scheinbar unpolitischer Blödel 
Parolen [Weg mit der Osttangente 
her mit Vogelflugtangente”, 
„Nulltarif fü alle Schneider, Klemp- 

tenzdrzte”) versuchen 
le Jungfaschisten, den Kampf ge 
den Abbau dei Lebensstanda 
nicht ernstzunehmende Kasperei 
hinzustellen, 
Dieses 


„gekonnt geschriebene 


Schweinsflugblatt_ erinnert übrigens. 
stark an eine ähnliche faschlstlsche 


betitelten Klug 
schrift „komisch” verpackte Anti 
Links-Heize aufgedrängt wurde, 


Die Provokationen gehen weiter 


n 21, 11., also 
dem Brandanschlag 


durch eine wüste Hetzkampagne das 
Klima entsprechend angeheizt worden 
ist. Gegen sieben Anwälte laufen 


Ermittlungsverfahren „wegen Vei 
dachts der Unterstützung einer krimi- 
nellen Vereinigung” und anderer an- 
jeblicher „Straftäten”. Tatsächlich 


indelt es’ sich bei diesen „Straf- 
taten” in erster Linie um politische 
Aussagen, die diese Rechtsanwälte 
in Zusammenhang mit den Verfahr 
ren gegen ihre Mandanten, mit dem 
Hungertod von Holger Meins u.a. ge- 
macht haben. Die Bourgeoisie aller- 
dings will das Bild von den Anwälten 
wecken, die MP's unterm Kittel in den 
Knast schmuggeln und mit Entfüh- 
Tungsplänen etc. wieder herauskom- 
men. 

Auf die Dauer soll so durch Ein- 
schüchterung (Verlust der beruflichen 
Existenz, eventuelle Strafverfolgung) 
und durch konkrete Maßnahmen 
(Haussüchungen bei Anwälten, Hafı- 
befehle gegen einige Anwälte) eine 
‚echte Verteidigung politischer Gefan- 
gener unterbunden werden. 

Als zweiter Teil dieses Artikels 
sollten Fragen der kommunistischen 
Politik behandelt werden: Mußten 
wir demonstrieren? (In Hamburg de- 
monstrierte der KB nicht, wohl aber 
in Westberlin und Hannover) — Ist 
es richtig, von einem Mord an Holger 
Meins zu ? Zur Agitation 
von „KPD“, „KPD/ML", un. — 

"Aus Zeit- und Platzgründen wird 
dieser zweite Teil nunmehr im 
nächsten UNSER WEG erscheinen. 

Vgl. auch die ‚Redaktionelle Er- 
Klärung’ in diesem AK. 


Meister Gerring an Kollegen heran: 


(die Kripo habe bei ihm angerufen, 

ob er nichts wüßte über die Brand: 
anschläge. Das müßte doch jemand 
aus dem graphischen Gewerbe 
sein (!!), weil die Täter eine im 
Druckbereich verwandte brennbare 
Flüssigkeit benutzt hätten. — 

Plumper und frecher geht's nim- 
mer! Mal abgesehen davon, ob die 
Kripo tatsächlich bei dem’ Meister 
angerufen hat oder ob das seiner 
Phantasie entspringt — es bleibt: ein 
Versich, den Komitees gegen die 
Fahrprelserhöhungen die Sache an- 
zuhängen! Erreicht werden soll da- 
mi, 438 bisherige Sympaihien für 
die ‚Aktionen der Komitees (gerade 
im Druckbereich sind einige Erfolge 
erzielt worden) umschlagen in Mil 


trauen, daß die Komitees krimi 
lisiert werden! 

Hier reiht sich auch folgender 
Vorfall ein. 

Am Dienstag, dem 26. I1., fand 
bei Musterschmidt (auch in diesem 


Betrieb arbeitet ein Komitee) eine 
Überprüfung der Waschbenzinbestän- 
de (!") durch den Zoll‘ (71) stalt 
Seltsamerweise weiß die Geschäfts: 
leitung (GL) das aber schon am Mor. 
‚gen (der Zoll kam mittags) und läßt 
von sich aus schon die Bestände fest« 
stellen. Im „normalen” Fall einer 
Zollüberprüfung stwa wegen vermute 
ter Zoll-Hinterziehung weiß die be 
reffende GL. vorher natürlich nicht 
Bescheid! Also auch hier der geziel 
te Versuch, einen Zusammenhang 
zwischen den Komitees und den 
zu konstruieren! 


2 ch 
dei wurde, die die ganzen Mache 
schaften «als faschistische Provokı 
tionen entlarvt und den Linken die 
Aufgabe setzt, die Vorfälle aufzu 
. 


klären. 
KAG Göttingen 
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Zum Tod von Holger Meins 
Schweinsflugblatt der DKP 


Immer wenn man meint, die DKP 
müsse nun wohl wirklich den abso- 
iuten Tiefpunkt politischer Dumm- 
heit und Verkommenheit erreicht 
haben, demonstriert sie mit einer 
neuen Schweinerei, daß se durch. 
aus noch ‚Reserven‘ in dieser Hin- 
sicht drauf hat 

So wird das, was sich die DKP in 
Winterhude (Hamburg) zum Tod von 
Holger Meins leistete, sicher dem- 
nächst noch nach rechts hin über- 
\roffen werden, 

In Winterhude verbreitete die DKP 
ein Flugblatt, das mit der knalligen 
Überschrift „Holger Meins: Ein rot- 
Isckierter Terrorist“ geich auf den 
ersten Blick deutlich machte, wie die 
DKP zu diesem Opfer der Klassen- 
Justiz steht 

Das, Flugblatt beginnt dann: „Die 
DKP hat nichts mit Terror a la 
Bader-Meinhoff zu tun. Die DKP 
verurseilt diejenigen, die in der BRD, 
und überall in der Welt (!!}} Bomben 
Iegen und persönlichen Taror ver 

= 


DKP sagt: diese 2 000 haben nichts 
aber auch gar nichts mit Kommunis- 
mus zu fun. Essind ke in e Kommu- 
nisten! 


wie die RAF (Rote Armee Fraktion), 
der KB (Kommunistischer Bund), 
KBW (Kommunistischer Bund West- 


We ne 


‚xisten-Leninisten) berufen sich auf 
Mao und die VR China. 

Diese Gruppen geben vor, gegen 
Lohnraub und Unterdrückung zu 
kämpfen... In Wirklichkeit aber ar- 
beiten sie genau denen, die sie vor- 
‚geben zu bekämpfen, in die Hände. 
Wer Bomben legt, Kaufhäuser an- 


steckt und Atteniare verübt, der 
kämpft nicht für, sondern gegen 
die Interessen der arbeitenden Men 
schen.” 7 

die Intertsen der arbeitenden Men- 
schen...” 


Die DKP wirft hier also gezielt 
den KB mit der „RAF” in einen 
'opf, macht den KB zu einer Organi- 


Westberlin 


Hieran wird schon deutlich: 1 
Der DKP geht es in erster Linie nicht 
um, Anklage gegen Kapitaintenklae 
st. sondern um eine erbärm- 
tanzierung“; 2. Die DKP 
maßı lich zugleich In unverschämten 
Weise ein Urteil über die Kampffor- 
men in anderen Ländern („überall 
in der Welt“) an, insbesondere wohl 
der unterärückten Völker 


Das Flugblatt fährt dann fort. 


K hrie erde, 
/ommunisten schrieen: 
Yatıon von Bombenlegern und Kauf- 
hausbrandstiftern, verfälscht unsere 
darität mit" einem Opfer der, 
Klasenjustiz zu einer Solidarität" 
mit Attentätern". Die DKP bewegt 
sich damit 100%ig auf der Linke 
Büd”.Hetze „2 000 Kommu- 
'be!", von der 
sie sich inhaltlich ja auch gar nicht 
distanziert, sondern nur behauptet 
(ohne ein einziges sachliches Argu- 


ment vorzubringen!!), diese 2 000 
seien eben keine Kommunisten, son- 
dern — darauf läuft die Sache ja 
hinaus — selbst Terroristen baw. de- 
ren Komplizen. Die DKP unter- 
streicht das noch einmal am Ende 
des Flugblatts mit der Behauptung: 
„Kommunisten in der BRD sind nur 


ittentätern zu tun“. 
sollte sich 
vielleicht doch jemand a u Ser 


vielleicht doch jemand au Be r- 
halb der DKP als Kommunist be- 
Zeichnen, so ist er wahrscheinlich ein 
Attentäter oder hat mit Attentätern 
zu tun! 


Diese staatlich te „einzige 
Partei der Arbeiterklame” spielt den 
beim konzer- 

üierten Versuch der Bourgeoisie, die 
mit den 


Versuch wird der DKP aber nicht 
mehr bringen als er 1933 der SPD 
gebracht hat, die diesen Weg lange 
vor der DKP gegangen It . 


Mini-Reichstagsbrand 


Während der Betriebiversammlung 
der Westberliner Firma Krone 
2.500 Beschäftigte) am 12.11 
brannte das Auto von Geschäftsfüh. 
rer Huber aus. Nebenstehende Autos 
von Kollegen wurden dabei beschä 
digt 

|Hubers Intimfreund, der notorisch 
‚apitalhörige Betriebsrat Heide, der 
'auf der Betriebsversammlung selbst 
nicht den Mund aufgekriegt hat 
sah nun seine große Stunde gekom 
men: Hier handle es sich um eine 
Brandstiftung, dafür sei der Kollege 
inwald (ehemaliger DR), die ganze 
oppositionelle „Liste 2” und über 
haupt alle Linken verantwortlich. 
ie. bestellt fand sich denn auch 
einen Tag später eine ominöse „Re- 
volutionäre Zeile”, von der noch 
niemand etwas gehört hatte, und 
äie aun in einer Erklärung an die 
dpa (Deutsche Premeagentur) Ihre 
„revolutionären“ Ziele zum Besten 
ab: „Weniger Arbeit, mehr Lohn” 
utonomie” sowie „mehr 

tungen”. 
Daß es sich tatsächlich, 
stiftung handelt, ist dure 
scheinlich — allerdings 


Er 


roch der 


Rauch ziemlich nach rechter Provo? 
kation. 

Auffällig ist zudem, daß aus dem 
'hrzeugbrand - noch ehe” der 
Rauch. völlig abgezogen war - von 
den Krone-Kapitalisien und ihren 
Handlangern ein politisches Bühnen- 
stück inszeniert wurde, das in der 
Geschichte dieses Betriebes weinen 
gieichen sucht 


Meister und rechte 
leute rannten wie 
aufgescheuchte Hühner durch die 
Abteilungen und wollten die Kolle- 
‚gen aufhetzen, ihre Unterschrift für 
die Entlassung aller linken Kollegen. 
(1) zu geben‘ 

Zu diesem Zweck propaglerten 

dieselben „ Herren plötzlich gar 
einen „Streik (bei vollem Lohn, ver- 
steht üch!), um die linken Kollegen 
aus dem Deirieb zu „streiken“ 

$o leisten dies feinon. „Arbeit- 
nehmer“ auch in diesem Betrieb 
(der als relativ stärker Stötapunkt 
fortschrittlicher Kollegen bekannt 
ist) ihren kleinen Heitrag zur neuen 
„RAF”-Kampagne . 
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Erklärung von Rechtsanwalt 
Haag zum Tod von Holger 


Meins 


Kurz vor seinem Tode wurde Holger 
Meins im Knast Wittlich von seinem 
Rechtsanwalt (RA) Haag besuch! 
RA Haag erkannte, daß Holger Meins 
im Sterben Ing und wandte sich, nach- 
dem er vergeblich versucht 

'n Leiter des Knastes oder 
behandelnden Arzt zu erreichen, 
auch an den zuständigen Vorsitzen- 
den des 2, Strafsenats des Oberlan- 
desgerichts Stuttgart, Prinzing, um 
auf den Zustand seines Mandanten 
aufmerksam zu machen. Die Justiz. 
will inzwischen zynisch den Spieß 
umdrehen, indem sie dem RA Haag 


ein Verfahren unterlassener 
Hilfeleistung anzı versuch, 
Im Folgenden geben wir wesentli- 


&he Passagen aus. einer Brkl 
von RA Haag wieder, die er 
‚einer Premekonferenz, an der auch 
andere Anwälte teilnahmen, am 
10.11. abgab. Nachdem RA Hang 
zunächst auf die Schwierigkeiten 
einging, überhaupt zu Holger Meins 


peigmen zu werden, fährt er in der 
rklärung fort: 


Nach einer Weile wurde Herr Meins 
in das Konferenzzimmer hereinge- 
ragen auf einer Bahre, mit einer 
‚grauen Decke zugedeckt (auf Frage: 
das war um 5 nach Eins). Er befand 
sich auf der Bahre liegend, mit ge- 
schlossenen Augen. bis zum Skelett 
abgemagert, er hat nicht die Augen 
offen gehabt, er hat nicht um sich 
;eschaut um festzustellen. wo er 
Tüngebracht wird, um sich Orten 
tierung zu verschaffen, er hat erst die 
Augen aufgemacht als er abgestellt 
wurde. Sein Zustand war, für jeden 
Laien erkennbar sehr ernst und ich 
habe sehr schnell erfahren. daß Herr 
Meins in Todesgefahr schwebt. 


Br hat mir seinen Körper gezeigt, 


‚Er hat mir seinen Körper gezeigt, 
wo man in der Tat — das ist der 
Karate dus _ nur u 
kann, Dir zum Skelett abgemagert 
In" die More hat er sich Foletten: 
papier und andere Papiertaschentü- 
cher ar die Hose 
noch hält, daß ihm der Gürtel nicht 
auf den Knochenhäften schneidet. 
Er hat sich versucht zu konzentrieren. 
Die Bahre stand auf dem Boden. 
ieh lag neben Ihm. hab mein Ohr 
an seinem Mund gehabt — nur so 
konnte ich ihn verstehen. Mancher 
mal hat er sich unter Aufbierung 
aller Kräfte einen einigermaßen laut 
‚sprochenen Satz abringen können. 
le Sinuation war ao Jar jeden er 
kennbar. daß Herr Mein in der 
mächuten Zeit nerben wird. 


Er selbst verlangte von mir nicht, 
‚daß ich die Jusrizvollzugsanstalt verlar- 
6, um sofort einen Arzt zu holen - ich 
habe den sicheren Eindruck gewom 
nen, daß er wußte, daß er im Ster 
ben liegt. 


‚Der Besuch dauerte 2 Stunden, 
und wie ich bereits geschildert habe, 
2 Stunden auch deshalb, weil mir 
klar geworden it, daß das sein letztes 
Gespräch war und daß er das wußte, 
Ich habe dann die Anstalt gegen 
3 Uhr verlasen - den Besuch gegen 
3 Uhr beendet - weil ich noch alles 
mögliche, menschenmögliche unter 
‚nehmen wollte, damit sofort ein Arzt. 
Indie Justizvollzugsansialt kommt und 
er einer Intenstbehandlung, einer Ret- 
tungsbehandlung unterzogen werden 


an. . 

‚Zwischen 3.00 Uhr und 3.15 Uhr 
‚habe ich mit dem Sicherheitsbeamten 
‚noch geredet und folgende Situation 
vorgefunden, daß der Leiter der Ju 
stizvollaugsanstalt für mich nicht er- 
reichbar war, daß der stellvertretende 
Leiter verreist bzw. weggefahren sein 
sollie, daß der Art, der ihn die ganze 
Zeit behandelt hat, ihn ermordet hat, 
daß dieser Arst nicht vor Montag zu- 
rückkommen würde. 


Ich habe dem Sicherheitzbeamten 
mitgeteilt, daß Herr Meins im Sterben 
liegt, und er sagte mir daraufhin. 
gestern konnte er Ja noch zum Tele- 
’phon gehen; er drückte damit aus, 
daß er das nicht, glaubt. Außerdem 


es wire ausgen 
unteren kön 
einiräte - was der Sunlıdıer 
im Lazarett feststellen sollte - dann 
würde der Noterat in der Stadt in 
formiert werden. 

‚Als ich gemerkt habe, daß hier in 
der Ansialt die Verantwortlichen 
nieht da, und die, die Verantwortung 
tmugen, len Mord an Holger Meins 
verweltungsmäßg ablaufen ließen, 


habe ich die Anstalt verlausen und so: 
fort mit dem Büro in Stutigart, mit 
Herrn Croissant, telefoniert und ihm 
die Situation geschüdert. 


Ich habe dann danach einen 
Brief abgefaßt an den Vorsitzenden 
der 2. Strafsenats des Oberlander 
erichts Stutigarı, Herrn Dr. Prin- 
zing, den ich telefonisch, damit keine 
Zeit verloren geht, Herrn Croissant 
durchgegeben habe, der dann diesen 
Brief zusammen mit Rechtsanwältin 
Becker zu Herrn Prinzing direkt in 
die Privatwohnung getragen hat. 

‚Der Brief hat den Wortlaut: 

Ich habe Meute, Samstag, den 
9.11.1974, den Gefangenen Holger 
MEINS in der Justizvollsugsanstalt 
Wittlich besucht. 

‚Seit 13.9.1974 befindet sich Hok- 
rer Meinz mit 35 weiteren Gefange- 
nen im Hungerstreik gegen holation 
und Sonderbehundiung, gegen die 
Vernichtungshaft, die zum Ziel har 
dierevohutionäre kdentität der Gefan 
Benen zu zerstören 

Die Vernichtungshaft wird weiter 
Vollzogen. 

Holger Meins wiegt weniger als 42 
‚Küogramm, kann nicht mehr gehen, 
kann kaum noch sprechen. Er stirbt. 
Im höchstens zwei Tagen wird er tot 
sein. 


Sie sind für seinen Tod verant- 
wortlich, denn die Bedingungen der 
Haft... (Lücke im Text)... 

Ihre Verantwortung bleibt, auch 
wenn Sie in der Vollzugsanstalt 
Wittlich anrufen und von dort andere 
Auskünfte über seinen Zustand er- 
halten sollten. 

Tatsache ist, daß bei Holger Meins 
die, Vernichtungihaft durch langıa: 
mes Verhungernlassenauf seinen Tod 


abzielt 

Sie wissen seit Beginn des Hunger- 
itreik, daß dieser enden wird, wenn 
die Isolation und Sonderbehandlung 
aufgehoben lat. Sie kennen also Ihre 
Veruntwortlichkeit. 

Lassen Sie sofort einen der im 
‚Schriftsatz der Verteidigung vom 
6.10.1974 benannten Ärzte des Ver- 
trauens zu. Als weiteren Arzt des 
Vertrauens benenne ich Herrn Dr. 
Christof LÖCHERBACH, 7401 Tal- 
heim, Römerweg 5. 

Für Rechtsanwalt Siegfried Haag: 
Rechtsanwältin 
(Marie-Luise Becker) 


‚Dieser Brief wurde gegen 18.00 
Uhr Herrn Prinzing übergeben. Dazu 
wird Herr Croissant nachher noch et- 
war sagen. 

Ich möchte noch auf folgende Tat- 
sache hinweisen, nämlich, daß Herr 
Meins zu keinem Zeitpunkt während 
der Zwangsernährung die ausreichen- 
de Menge an Kalorien erhalten hat, 
die garantieren könnte, daß er nicht 
langsam verhungert. Er hat in den 
letzten 14 Tagen teilweise nur 400 
Cal. am Tag bekommen, in den 
leızten 5 Tagen yanz sicher — d.h. 
also, daß die Nährlösung, genannt 
Stardid, das sind 3 EBlöffel, die 400 
Cal. ergeben, die wurden vorgestern 
aufgelöst. in 160 cem Wasser. Tags 
‚Zuvor war es genauso und vor unge- 
fähr 10 Tagen - in dem Bereich — 
war die Nährlösung eine Menge von 
ca. 400 cem. Die maximale Nähr- 
lösungsmenge in den letzten 14 Ta- 
‚gen war 800 Cal., in den letzten 3/4 
Tagen 400 Cal. 

Das heißt also klar, daß der Arzt, 
der die Zwangsernährung durchge- 
führt hat, ohne die Person auch nur 


anzusehen, wissen mußte, daß er ver 
hungert. br hat aber diese Person 
Jeden Tag 
der Kamp], efangene 
Führt hat, dieser Ihn bis zum 1 

geführt hat und er mußte am Sam 
wissen, daß er ‚dort sterben win 


Das Gewicht am 16. Sept.’ 74 
für den über 1,85 großen Holger 
Meins - war 63 Kilo, alıo schon 
sehr wenig. Am Tage seines Todes 
war das Gewicht unter 42 Kilo: 

mm, und er hat während der 
leizıen 3 Wochen der Zwangsernäh- 
rung pro Tag 1 Pfund abgenommen, 
in den leızten 3 Tagen 1 Kilogramm. 
Wenn Herr Prinzing In seiner Presse- 
erklärung, die er gestern um Mitier- 
nacht abgegeben hat, die Behauptung 
aufstellt, er habe von dem Zustand 
nichts gewußt - ich möchte diesen 
Satz zitieren: „Dem Senat und der 
Vollzugsanstalt seien von Seiten der 
Anwälte keine Hinweise gegeben wor- 
den, die auf einen bedrohlichen Zu- 
itand hätten schließen lassen, davon 


Westberlin 


habe er erst am Samstag erfahren. 
Wenn Herr Prinzing das sagt, dann 
at das falsch, 


Herrn Prinaing wurde am 6. Ok 
tober ein Antrag auf Zulassung des 
Arztes des Vertrauens gestellt, Der 
wurde Degründer und es wurde auf 
die Methoden der Zwungsernährung 
hingewiesen. Den Anırag hat Herr 
Prinsing abgelehnt, 


Am 15.10, wurde eine Strafanzeh 
‚we der Frankfurter Anwälte Plott- 
nits und Kollegen gestellt, in der 
das Verhalten des Arztes Klar, in 
Tatsachenform. geschildert wurde, 


die Foltermaßinahmen und Brusalt- 
türen, die er sich bei der Zwangser 
‚nährung geleistet hat, alı auch die 

nieht 
örper- 


aureichend {7}, um eine K 
‚die Nährlösung, de 
SEEN 
16. Oktober. Nur soviel dazu. n . 


Wer sind die 
Terroristen? 


„Blutige Straßenschlachten in Berlin! 
5000 Demonstranten terrorisierten 
gestern abend die Berliner Innen- 
stadt”, „Der Terror geht weiter” 
50 berichtete „Bild” von der Demon- 
stration am 11. November. Was ge- 
schah wirklich? 

Schon am Abend des 9,11., als 
der Tod des Genossen Holger Meins 
bekannt wurde, kam es zu spontanen 
Demonstrationen am _Kudamm. 
Gleich am folgenden Tag gab cs 
‚Aktionseinheitsverhandlungen zwi- 
schen den wichtigsten linken Organi- 
sationen über eine große Demon- 
stration am Montag, dem 11.11. Die- 
s Demonstration wurde jedoch 


s Demonstration wurde jedoch 
vom Senat verboten. Diesem Angriff 
auf das Demonstrationsrecht mußte 
gnlesnengsireten werdent,XPD, und 
KB verteilten Aufrufe im Stadtteil, 
trotz Verbot die Isolations“ 
folter und für die Solidarität mit dem 
Hungerstreik der politischen Gefan- 
genen zu demonstrieren. KBW und 
‚Spontis mobilisierten intern. 


11. November: 
Demonstrationsverbot 
durchbrochen! 


Am Sammelplatz U-Bahnhof 
‚Turmstraße im Arbeiterviertel Mos- 
bit ist die Übermacht der Bullen 
offensichtlich. Ein Bürgersteig, auf 
dem sich etwa 500 Demonstranten 

sammelt haben, wird von den 
ullen gewaltsam geräumt. Parolen 
werden gerufen: „Schluß mit den 
Bürgerkriegsmanövern der Polizei", 
„Schütz und Neubauer üben fleißig 
für ein neues 33", „„ 
politischen Gefangenen‘ 
gelingt es, „die Demonstranten (zu 
dieser Zeit knapp 1.000) in mehrere 
Züge zu spalten. Als die erste Ver- 
wirrung überwunden ist, setzt sich 
als Beschluß durch, die Demonstra- 
tion in der Innenstadt rund um den 
Kudamm fortzusetzen. Hier gelingt 
©s zeitweilig, außerhalb der Kontrolle 
der Polizei große Demonstrations- 
blöcke (bis zu 5.000) zu formieren. 
Hier wurde, zumindest symbolisch, 
massiv zum Ausdruck gebracht: Wir 
lassen uns das Demonstrationsrecht 
nicht nehmen! 

Die Bullen versuchten immer wie- 
der, die Enden der Blockformationen 
anzugreifen: „Jetzt machen sich die 
Polizeibeamten fertig zum Sturm. 
Über ein Megaphon kommt das Kom. 
mando: ‚Alle Einsatzbereitschaften 
fertigmachen, Träneı ziehen, 
Im Laufschritt marsch!" Die Heamten 
werfen Tränengaskörper swischen 

jonstranten und meiden sie 
ur Tauentzienstraße, Doch 
der Wind trieb das Gas den Pollat 
sten und Neugierigen in die Augen 
“Einer stammelt: „Mir it 10 
Dann übergibt er sich,, 
Der Einsarzleiter,..: „Wir meiben se 
Dis zum Marmorhauk, dort machen 


wer die Festnahmen. Auf das 
Kommando: ‚Bin, zwei drei es 
‚weht Ion" 
vor“ („Bid“, 12.11.). 

Schließlich konnte die „KPD“ 


etwa um 19 Uhr an der Gedichtnis- 
vor etwa 2.000 Demonst 

n eine Kundgebung abhalten. Nach 
‚dem Absingen der Internationale rief 
die „KPD zur Auflösung der Demo 
auf. „Dom Kenntnis von dieser Auf- 
Iiungubsicht rief die Polizei aur 


Räumung der Straße in enigegenge, 
seizter Richtung auf, Als die Polizei 
dann vorstürmte, traf sie auf "Autos, 
die von Demonstranten auf die Fahr- 
bahn gerollt worden waren und auf 
Metall-Abfallkörbe, die die Fahrbahn 
vermerrten” („Tagespiegel”, 12 
11). 

Die Demonstranten setzten sich 
mit Pflastersteinen zur Wehr. Neben- 
bei gingen dabei auch etliche Schau- 
fensterscheiben zu Bruch. 

An diesem Abend gab es zig ver- 
letzte Demonstranten (Zahlen wer- 
den in der bürgerlichen Presse nicht 

‚nannt). Gegen mindestens sechs 

jemanetranten Tänft mine Anklenn 


ae TEE 
Demonstranten läuft eine Anklage 
wegen, „schwerem Landesfrieden® 
bruch” und „Widerstand”. Vier 

tere Anklagen sind 


„Bild“; „Teilnehmer an der Strar 
senschlach! müssen mit harten Stra 
fen rechnen. ”(23.11.) 


14. November: Polizeiterror 
vor dem Schöneberger Rathaus 


Am 14.11. sollte im Abgeordne- 
tenhaus die Noyellierung des Hoch- 
schulgesetzes und die Abschaffung 
des Volksentscheids durchgesetzt 
werden. Die „KPD” hatte dazu zu 
einer Kundgebung aufgerufen, mit der 
Feichzeitg gegen den Justizmord an 

lolger Meins protestiert werden sollte. 

Die Polizei bereitete sich auf ein 
neues großen Bürgerkriepumandver 
vor. „Heute erwartet die Polizei 
Großkampf", verkündete der 
„Adend” in einer großen Schlag 
zeile 


„Landespolizeidirektor Börneı 
ließ‘ „keinen Zweifel daran, daß 
die Polizei gewillt It, entsprechende 
Demonstrationswerbote kompormiß 
los durchzusetzen”; „Im Polizeikrer 
sen hofft man, daß das Verbot nicht 
aufgehoben wird" („Abend", 14 
" 


Diesmal ist auch eine Reiter- 
staffel mit SO Pferden dat 
anze Rathausplatz ist mit 5 
und Spanischen Rei- 
tern abgeriegelt. Alle Seitenstraßen 
werden von Bullen kontrolliert. A 
ein etwa 3.000 uniformierte Bullen 
sind im Einsatz. Die Kundgebung, an 
der mehrere hundert Menschen teil 
nehmen, verläuft wndehelligt. Erst 
am Schluß fordert die Polizek über 
Lautsprecher die Demonstranten 
auf, durch die Dominikusstraße (eine 
Setiennraße) abanziehen — sine ge 
nau vorgeplante Falle! In dem Mo- 
ment nämlich, wo die Demonst 
ten dem Rathaus den Rücken keh- 
ren, kommt die Reiterstaffel und 
reitet jeden rücksichtalos nieder, der 
‚noch {m Weg steht. Die Demonstran- 
ten ziehen durch die Hauptstraße 
in Schöneberg und zerstreuen sich 
nach einer weiteren kurzen Kund- 

bung in verschiedene Richtungen 

ioch später knüppeln Bullen in 
sjerdüehtige” pasnfngruppen. Sie 
stürmen den U-Bahnhof Kleistpark 
und knüppeln noch brutal in die 


Menge, bis der Zug abführt. 

In den Abendi n {and dann 
noch eine große genehmigte Demon- 
atration (7,000 » 10.000 Teilneh- 


mer) zum Gefängnis Moabit statt 
. 
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Kamel 


erschärfte Angriffe auf 
kommunistische und 
demokratische Propaganda 


In Kassel treffen die Bourgeoisie 
und ihr Staat Immer schärfere Maß- 
nahmen, um die politische Arbeit 
fortschrittlicher Gruppen zu behin- 
dem. 
— Hnde Sep schrieben sich 
ein Bulle und ein Mann vom Ord- 
nungsamt die Namen zweier „KPD"- 
Mitglieder auf, weil sie am Königs, 
iatz einen „nicht angemeldeten“ 
Faformauionssiand stehen hatten. Daß 
‚dies ein Stand im Rahmen des Wahl. 
kampfes war, die für die sich zur Wahl 
stellonden Parteien gebührenfrei sind, 
schien die beiden Herren nicht zu. 
interessieren. Der Stand sollte abge- 
baut werden, was jedoch nicht pe- 
macht wurde. Darauf hin erhielten 
die beiden „KPD“-ler einen Stra 
befehl über jeweils 100 DM. Der 
Prozeß steht vor der Tür. 
— Im Frühsommer verkauften drei 
„KPD“.ier mit Stellschildern die 


bert-SchweitzerSchule soll wegen 
zwei Verkäufern eine Klassenkonfe 
renz einberufen werden. 

‚Wir dürfen uns von dieser Offen- 


ara dar Bonmgeadae ichs sbechreb 
ken lassen und ängstlich darauf ach- 


ten, daß wir nur noch da unsere Pro- 
paganda betreiben, wo die Kapitali- 
stem und ihr Staat es uns gestatten. 
Denn dann könnten wir den Löffel 
bald ganz abgeben. . 
Genossen im 

Bund Demokratischer Jugend/R.B.J. 
Gruppe Kamel 

(Gruppe Kamel) 

Anzeige 


BGS-Umwandlung zur Bundespolizei 
steht vor dem Abschluß!! ; 


Laut Beschluß der Bundesinnenmini- 
sierkonferenz wird ab 1978 Polizei 
und Bundesgrenzschutz (BGS) in ein- 
heitlicher Uniform auftreten. Damit 
ist der letzte Schritt getan zur Um- 
wandlung des BGS in eine Bundes; 
Nizei. Die gesetzliche Grundlage hier! 
wurde im Juni 1972 durch das BGS- 
Gesetz gelegt, nachdem die BGS-Ein- 
heiten bereits Jahre vorher auf ihre 
neue Aufgabe vorbereitet wurden. 
Seitdem geht es um die technisch/or- 
ganisatorische Verwirklichung dieser 
Umwandtung. 

Im Juni 1972 bezeichnete der da- 
malige Innenminister Genscher die 
‚Aufgaben des BGS wie folgt: „Die St 
cherheitslage der BRD und die zu er 
wertende (') Entwicklung erfordern 
die Bereithaltung eines zusätzlichen, 
ederzeit abrufbaren Sicherheitspo- 
tentials beim Bund zur Unterstützung 
der Länder auf deren Anforderung”. 

Springers „Welt” beschrieb die 
Aufgaben, dieser, Bürgerkrieestruppe 
u. Die neuen Aufgaben des BGS — 
vor allem polizeilicher Einsatz im 
Notstandsfall, Gewaltverbrechensbe- 
‚kämpfung, Unterstützung der Länder- 
polizei bei Unruhen ..."" (7.10.74). 


‚den Wehrpflichtige nicht mehr über 

Daß es sich die Kapitalisten „ler 
sten” können, nur noch auf „Freiwil- 
ige” zurückzugreifen, zeigt "das ver- 
stärkte Ansteigen der Zahl der Jugend- 
lichen, die sich zum langjährigen 
Dienst in der Bundeswehr (+ 38 % in 
1974) oder dem BGS melden. Die Ka- 
pitalisten können in Ruhe sieben und 
ich die „zuverlässigsten” aussuchen; 
beim BGS wurden nur 50 % der Be- 
werber eingestellt 

Dieser Andrang ist nicht zuletzt 
den politisch-deologischen Kampag- 
nen der Bourgeoiske, verbunden mit 
Tiesigen Werbemaßnahmen (Kosten 
für die Bundeswehr: 9 Mio. DM) zu 
verdanken. Neben dem finanziellen 
„Anreiz” (geiche Besoldung des BGS 
nd Polizei) ist es gerade die drohende 
Arbeitslosigkeit, die immer mehr Ju- 
gendliche in die Bürgerkriegstruppen 
treibt. 

Gezielte Lehrstellenverknappung 
durch die Kapitalisten sowie die nahe- 
zu Unmöglichkeit, einen Studienplatz 
an einer „normalen” Universität zu 
bekommen, veranlassen vie Jugend- 
liche zur Verpflichtung 


-n 
Beider Bundes 


Presseerklärung 


Der Gesellschaft der 


Y. 


„Rote Fahne” auf dem Kör latz Im Februar dieses Jahres beschloß — denn: die 
= nen yr ‚den Bullen die Ständige anne: Bundeswehr en 
ATET a a re BE 
er drei ein Strafbefehl über 70 bis. renzen gehört nicht (!) zu den Auf- an der Bundeswehr-Hochschuke), son- An Veh ze Torseen, Dies Ilona 
80 DM ins Haus. Auch hier stehen die ıben des BGS. Der Zeitpunkt seiner dern garantiert auch „gesicherte” Ar ton halten wir vor allem auch deshalb 
Prozesse vor der Tür. Perauslösung aus dem Grenzrsum bellsplätze in Führungsstellen der fo w wehtg: da bei um über Albanien 
— Zur Zeit der Beseitigung des Fa- kann deshalb weitmöglichst vorverlegt „freien” Wirtschaft. Gleichzeitig kaum enwes bekannt wird, und wenn, dann 
schismus in Portugal ef im Staats werden.” Die Verlegungen ins Lan- schafft sich die Bundeswehr damit meist in hetzerischen Berichten nur Ver- 
theater Kassel das Stück „Gesang vom desinnere sind bereits seit langemvor- nicht nur militärisch, sondern auch zummsader Fnches „Lu 
Lusitanischen Popanz“. das sich mit bereitet technisch, wissenschafthich usw. gut Warum aber nun dies Ang aut 
den portugiesischen Kolonien befaßt. Die Bourgeoisie geht bei derEr- ausgebildete Führungskader. © So er eim wirkiich soziisischen Land, 
Dazu wurde von der „KPD” ein Flug- richtung dieser Bundespolizei keiner- Ein Genome ein Land, das aus Elend ung Unter- 
blatt vor dem Staatstheater verteilt lei Risiken ein. Seit Januar 1974 wer- der Bezirkszeile Bergedorf ertwicklung herma aus ren Krlten 
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ARBEITERKAMPF 


Der italienische Faschist Guido Giannettini auf einer damals noch geheimen 


Variante des Leopard - Panzers 
Im letzten ARBEITERKAMPF (Nr. 
52) wurden einige Verbindungen zwi- 
schen italienischen und westdeut- 
schen Faschisten, sowie dem BND 
(Bundesnachrichtendienst) aufgezeigt 
(8. 19). Das SPD-Zentralorgan „Vor- 
wärts” vom 31.10.74 brachte zu die- 
sem Thema ebenfalls einen enthül- 


Flensburg: lenden Artikel. Der Schreiber ist 
259 Plenaburn TR amtidehaber "| Tmprsamsprmcher Man Kan wcher 
29 Fi Jeden Saı er. Man kann sicher 
Postiagerkarte A 02 25 83 ah sein,-daß solche „Enthüllungen‘” so- 


zusagen direkt vom SPD-Zentrum 

Göttingen: qua Buch data dienen sollen, on der 
eigenen schmutzigen Rolle ubzulen- 

KAG in Buchladen „RoteStraße"| ker . 

34 Göttingen 

Rote Straße 10 

Di. 17-19 Uhr 


auf Vermitt 


von neun italienischen 
in die BRD eingeladen 


Hannover: 


Alexander Rudnick 
2 Hamburg 13 3 Hannover-Linden I 
Rutschbahn 3$ Ingernd Ünter anderen: 


— Guido Giannettini. „Ich bin 
die Demokratie. Ich bin Faschist 
von eher. Besser noch: ich bin Nazi 
Faschist, Männer wie ich arbeiten. 
um in Italien einen militärischen 
‚Staatsstreich zu erreichen oder einen 
ef (zitiert nach „Vor 
31.10.74), Giannettini, ehe 
maliger Agent des italienischen Ge- 
beimdionstes SID, war in 60er 
Jahren mehrfach in der BRD und 
„unterhält auch enge Verbindungen 
zum BND. Mehrfach besuchte @ — 
einige Male zusımmen mit dem fü 
ichistischen Abgeordneten Pino Rau- 
n# - Bunderwehreinheiten in Süd: 
deutschland und in Koblenz. Auch 
bei geheimen NATO-Treffen wuchte 
Giannettini im trauten Verein mit 
hohen und höchsten NATO-Offinie- 

N)..." (ebenda) 

im September 1969, nahm 


Kiel: 
wo. 


einem Lehrgang der Bundes 
wehrschule für psychologische Kriegs 
führung teil 


Giannettini war einer der Draht- 
zieher des versuchten Putsches von 
Fürst Valerio Borghese, ebenfalls Fa- 
schist, am 7.12.1970. Daran betei- 
ligt war auch der inzwischen al 
setzte Chef des SID, General Vito 
Miceli. „Auch General Miceli hat 
‚gute Verbindungen zum BND: Dem 
früheren BND-Präsidenten Gehlen ist 
er seit vielen Jahren freundschaftlich 
verbunden“: (ebenda) 

Wen wundert's. 

Die Kontakte, Verbindungen ete 
haben mit Sicherheit konkrete Er- 
gebnisse gehabt: „Die aus der Bunder 
republik stammenden Waffen (!) für 
die allenischen Faschisten wurden 
von Leuten geliefert, die über alte 
und enge Verbindungen zum BND 
zu verfügen scheinen. Die taliens 
‚Behörden ermitteln deshalb seit 
einiger Zeit (?) mit Hilfe deutscher 
Stellen (?) ‚ror Ort‘: in München" 
(ebenda). Eing Aufstellung der bis 
Juni 1974 „von der Polizei gefunde- 
nen (?) Waffen“ ergibt ein stattliches 
Arsenal und ist ein Beleg für den „Er- 
folg" der Verbindungen 


2.468 Pistolen und Revolver 
1.773 Gewehre 
150 Karabiner 
13 Maschi 
33 Maschinenpistolen 
952 Handgranaten 
290 Granatwerfer 
85 Minen 
4.165 Artilleriegeschosse 
256.942 Kartuschen 
7.397 Sprengsätze 
5.560 kg Sprengstoff 
11.650 Sprengkapsein 
Leuchtkugeln 
430 Säbel, Bayor 
34 Funl 
(nach „Vorwärts 


3.1070)  @ 


Bezirkazelle St. Pauli 
KD/Gruppe Hamburg 


„Tradition dient 
der Erziehung” 


Das ist die Überschrift einer Rede 
von W. Berkhan zur Umbenennung 
der Mannheimer Lüttich-Kaserne In 
die Ludwig-Frank-Kaserne, abge- 
druckt in „Information für die Trup- 
pe“ 10/74. Berkhan ist Staatssekre- 
tür des „Verteidigungfministeriums. 
Er zeigt uns die politische Haltung, 
zu der er und seine Hintermänner 
uns gerne erziehen würden. 

Der gute Mann, dessen Name nun 
die Kaserne schmückt, war seiner Zeit 
SPD-Vertreter im Reichstag. Auser- 
wählt als Namenspate einer Kaserne 
wurde er insbesondere wegen seines 
„worbildlichen Verhaltens“ 1914 
Ludwig Frank war, so Berkhan, einer 
der „geachteten Führer der sogönann- 
ten Revistonisten und Reformer Inner- 
halb der SPD. Sein Verdienst be- 
steht darin, mit seinen politischen \ 


‚Freunden zusammen die SPD-Reichr- 
tagıfraktion von der Notwendigkeit 
einer Zustimmung zu den Kriegs 
kredien als öffentliches Bekenntnis‘ 
zur Landesverteidigung überzeugt ıu 
haben. Frank war der ersie Reiche 
nabgeordnese, der sich 1914 frei 
‚meideie. An der Front er- 
elle ihn alsbald das  Schickml” 
In der Tat, dieses Verhaltem ist 
„nachahmenswert"! 

Mit dem Tod dieses Menschen, so 
Berkhan, habe „die deutsche Volkr- 
zukunft” einen "ihrer wärksien und 
‚norwendigsten Führer verloren" 
Auch F). Strauß ließ sich nichi 
humpen und nahm einen Brief des 
„Sozialdemokraten Frank In eines 
feiner Bücher auf. 

Die Umbenennung der Lüttich“ 
Kaserne ist der Dank der deutschen 
Bourgeoisie an einen verkommenen 


SPD-Parlamentarier, seinen Einfluß 
in der Arbeiterschaft benutzt au 
‚haben, um diese in einen mörderk 
schen imperlalistischen Krieg hinein- 
zuziehen, . 
in Genome nun Flensburg 

2.2. Soldat 
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Gersde in den lets Jahren weit 
Nertbchldung der Round 
61969 hat ie wertdeutsche Ka, 
Ttlatenklame einen rasanten Aus 
wu. den miltärchen und paramil 
tärischen Unterdrückungsapparates, 
Yorgenomman 
‚So wurde der Bundesgrenzschutz zur 
Bürgerkriegsarmee — oder vorneh. 
mer: ‚Bunde lizel’ — entwickel 
‚die ‚normale‘ Polizei durchratiomali 
siert und erheblich stärker bewall- 
‚net (vom Schnellziehhalfter bis zum 
MG), die Bundeswehr durch Verki 
zung der Wehrpflicht auf 15 Monat 
en aufgestockt und mit der 
Jamit verbundenen Neuordnung de 
Ausbildung auf Vordermann ge- 
bracht. 
Wi De GE Zst 
maniven ‚propagenäituchen, Kan 
mgne (erinnert sei an ander 
leinhof”-Jagd, Anti-Terroristes 
Kampagne mit Stioncn wie Fünten- 
N urden. 
vr 
ind heimlich I Windschat ten der 
Hetze über die Bühne: der Aufbau 
yon Werkschut-Binheiten ask 
Velischer Bewicbspoizel in der Im 
dustrie. Wir wollen im Folgenden 


Aktivitäten zu geben und ihre poli- 
tische Bedeutung einzuschätzen. 


Anzeige in der großbürgerlichen Presse 
Schon frühzeitig begonnen 


In den mehr oder weniger inter- 
nen Publikationen des Kapitals und 
seiner Gefolgschaft konnte man wäh- 


iend, der, „Anl-Temor Kam Si 
ER en 
Adam die ch mit dem Sihnd 
Absicherung der Betriebe gegen den 
error" befassen. So z. B, in der 
schrift „Capital vom Juli 72 
unter der Überschrift: „Deutschlands 
Industrie ist ungeschützt”. Alle diese 
Artikel trotzen vor Demagogie mit 
Schilderungen von verstärkter Spio- 
age, Sabotage, Entführungsgefahr, 
BM..Terror" etc. und dienen im 
wesentlichen dazu, die kleinbürger- 
Jiche Anhängerschaft der Bourgeoi- 
sie, höhere Angestellte, mittleres und 
schobenes Management und was der- 
eichen sonst noch „Capital"-Leser 
1, einzuschächtern Und für künft- 
a Auseinendersetzungen- muf, Linie 
jschobenes Management und was der- 


ist, einzuschüchtern 
ge Auseinandersetzungen auf Linie 
zu trimmen. 

Die Tatsachen jedoch zeigen deut- 
daß „Deutschlands Industrie” 
Anfang der 70er Jahre lange nicht 
mehr, „ungeschützt” den „Terrori- 
sten” ausgeliefert war. Schön 1965 
förderte der Schriftsteller G. Wallraff 
folgende Fakten ans Tageslicht: bei 
den Henschel-Werken, Kassel, existiert 
ein Werkschutz (WS) im Umfang von 
©. 60 - 30 Mann, die illegale „Selbst- 
schutzübungen” abhalten, während 
sie offiziell als ‚Pförtner‘, ‚Feuer- 
wehrhilfsdienst' u. dergl. arbeiten. 
Nach Waffen gefragt, gibt sich der 
WS-Leiter Rose zunächst als Anhän- 
r von Gaspistolen aus. Auf die 
age, was er in dieser Beziehung 
bel Streiks, mache, antwortet er 
Ich natürlich die Scharfen 


Da gel 
au (l) 
© bel " Contisenisiwerke-Hannover 
bt es ca. 200 bei WS und „Feuer- 
"Beschäftigte, darunter 70 
er, die teilweise mit Ma- 
ausgerüstet sind; 
@ bei VDO-Frankfurt war der WS 
inerzeit gerade in der Aufbau- 
phase, hervorragend aber war nach 
Aussagen des WS-Leiters Dehl schon 
der Kontakt zur, Auländerpolizei 
„Wenn also irgenderwus vorliegt, 
Wind der Betroffene sofort abgescho 
ben, das ist ganz klar, 
@ die Mannesmann AG unterhält 
‚ebenfalls schon einen bewaffneten 
WS und röhmt sich der guten Zu 
yammenarbeit, mit der, „Kripo, dem 
Munguchurz undden ganzen 
Benördlichen Stellen 


© im Ruhrgebiet besicht in Sachen 
wsein 


hwerpunkt Ruhrrevier” 
hönix-Rheinrohr 

ie gesamte Thywen- 
;e und viele mehr, sind hier 
Schwer 
t ein Herr Hälser, der 
Rute Kontakte zum MAD (Geheim- 
der Bundeswehr) unterhält 


Zügiger Ausbau des Werkschutzes: 


007 in den 


Neben wöchentlich 
Treffs führt dieser Ve 
selmäßig, Planspiele 
ten bei Streiks" — durch, Von über 
30 Betrieben, bei denen Wallraff mi 
tels Tricks (er gab sich als „Mitarbei 
ter des Innenministeriums” 0.1 
Informationen einholen konnte, hat 
te anscheinend lediglich einer — das 
VW-Werk Wolfsburg — noch keinen. 
bewaffneten WS. 


abgehaltenen 
band u.a. re- 
z.B. „Verha 


Von der illegalen zur legalen 
Privatarmee 


Die politisch-organisatorische Lei- 
tung des WS wurde bis 1967 von 
der „Gesellschaft zum Schutz der 
‚deutschen Wirtschaft” (GSW) gelei- 
stet, Ilegal, da zu diesem Zeitpunkt 
derartige Zusammenschlüsse noch 
durch kein Gesetz juristisch abge- 
sichert waren. 

Aufgrund der Öffentlichen Kritik 
an ihrer geheimbündlerischen Tätig- 
keit, die 1967 stark entbrannte, 208 
‚Sie "Bourgeoisie es vor, die GSW 
zunächst für aufgelöst zu erklären 
und ebenso ein in der parlamentari- 
schen Prozedur befindliches „Selbst- 
schutzgesetz” zu stoppen. Kurz vor 
dieser Auflösung jedoch sandte 
'GSW eine aufschlußreiche Selb: 
stellung an den DGB - in der nicht 
unberechtigten „Hoffnung auf Ver- 
ständnis” (wie Wir noch schen wer- 
den): 

„Die GSW streitet keineswegs ab, 
daß sie sich ebenfalls für den Schutz 
der deutschen Wirtschaft gegen kom- 
munistische, daß heißt eben unge- 
setzliche Aktionen, wie den Versuch 
der Unterwanderung, Ausspähung 
und Sabotage in den Betieben ver- 
antwortlich fühlt. Solange nicht eine 
völlig anders geartete Einstellung der 
kommunistischen Regime, insbeson- 
dere in der SBZ, zu unserem Wirt- 
chaftssystem erkennbar ist, ist diese 
Aufgabe sogar dringlich”, 

Schon am 30.5.68 schufen die Ka- 
pitalisten sich dann mit der Er- 
weiterung des, „Katastrophenschutz, 

endlich. die , Juristische 
dag. ‚Aufdau von 
"Säibstschutzverbänden", 

Danach sind „Einheiten des Selbst- 
schutzes in Behörden und Betrieben” 
organisatorisch vom sonstigen Kata- 
strophenschutz” getrennt. Nicht nur, 
daß den für die Organisierung des 
„Katastrophenschutzes” auf der Ge 
meindeebene zuständigen Beamten, 
sowie dem „Bundesverband für 
Selbstschutz”, kein Kontrollrecht ein 
geräumt wurde, sie haben sogar 
noch für die „Förderung des Selbst- 
schutzes in .."Betrieben” zu sorgen, 
und diese bei der „Unterrichtung 
und Ausbildung im Selbstschutz zu 
unterstützen”. „Grünes Licht” also 
ffir der Ange var msten More 

ind diese bei der „Unterrichtung 
und Ausbildung im Selbstschutz zu 
unterstützen”, „Grünes Licht” also 
für den Aufbau von privaten Bürger- 
kriegsarmeen, gegenüber denen sich 
der Staat zur bedingungslosen Unter- 
stützung verpflichtet. 


Machtbefugnisse durch 
Arbeitsordnungen, Betriebsver- 
inbarungen und Eigentums- 
rechten. 


Wesentliche Machtbefugnisse über 
‚die allgemeinen gesetzlichen Besti 
mungen hinaus erhalten die „Selbst- 
schutzorgane” durch Arbeitsördnun- 

'n und Betriebsvereinbarungen, die 
jeder Kollege bei seiner Einstellung 
meist ungeschen mit dem Arbeits- 
vertrag automatisch unterzeichnet hat 

In diesen Vereinbarungen sind 
dann zumeist derart „verhaltensregeln- 
de” Rechte des WS Enthalten, wie z 
B. Schreibtisch- und Taschenkontrol 
len, Leibesvisitationen, oder z.B, die 
Verpflichtung des Einzelnen, Kolle 
sen zu denunzieren, sich nach 
‚besten Kräften” auch „nach Feier 
‚bend” für das „Wohl des Betriebes 
einzusetzen uy.m.. (siche UW 23, 
iber die ‚AO bei B+V) Daneben 
‚gibt ex speziell über die Aufgaben des 
WS. Betriebsvereinbarungen, die wir 
weiter unten noch an einem Beispiel 
beleuchten werden. 

Das im Betrieb geltende Hausrecht 
und die _Eigentumsschutzgesetze 
sichern dem WS zudem Befugnisse, 
auf dem Werksgelände, die über die 
sonst übliche bürgerliche Gesetzge 
bung in diesem Punkt hinausgehen. 
Im Unterschied zur Polizei unterliegt 
der WS keiner Pflicht zur Strafverfol 
ie, zur Anzeige eines Deliktes und 
zur Belehrung des Betroffenen über 
weine Rechte und Pflichten. Im Falle 
einer Flugblattvertellung z.B. darf der 
WS, nachdem er zunächst einmal die 
Verteiler vom Werkıgelände verwiesen 
hat, h eine holung der 
zu befürchten ist, auch vor 


Betrieben 


‚dem Werksgelände eingreifen. Wenn 
sogar eine „Beleidigung” durch den 


Inhalt des "Flugblattes 
dar der ‚WS die Ve 


cher Tat ertappt 
t Hilfe des Notwehrrechtes kann 
dabei jeder Widerstand gebrochen 
werden. Letztlich entbindet die nicht 
vorhandene Anzeigepflicht den „be 
leidigten” Kapitalisten auch noch da- 
von, den Tatbestand der Beleidigung 
in „Einem anschließenden Verfahren 
nachzuweisen. 


Werkschutz — 
Straf gedrilit und gut geschult 


Ehemalige Bundeswehrangehörige 
sind ‚aufgrund „einschlägiger Erfah- 
zung” bei den ’Kapitalisten für die 
Einstellung als WS’Ier besonders be- 
vorzugt. Nicht selten sind die leiten- 
den Positionen von Offizieren der 
Reserve bzw. im Ruhestand besetzt. 
Die WS-Leitungen sind direkt der Ge- 
schäftsleitung unterstellt, um im 
„Ernstfall” laut Handbuch „Wie 
schütze ich meinen Betrieb? " „büro- 
Kratische Verzögerungen” zu vormei- 

Der WS kann. für seine Tätigkeit 
auf ein innerbetriebliches Netz von 
„Schlüsselpersonen "zurückgreifen, zu 
denen z.B, Dolmetscher zur Be- 
spitzelung ausländischer Kollegen, 
Betriebsräte, „Gewerkschaftsspitzen““ 
„die sich auf’unsere Seite geschlagen 
haben” u. dergl. gehören — das je- 
denfalls äußerte man gegenüber dem 
Schriftsteller Wallraff bei seinen 
Nachforschungen. 

Das gute Verhältnis zum Staäts- 
apparat haben wir ja schon weiter 
oben angesprochen — es geht im 


Arbeiterkampf Nr. 53/Dezember 1974 


Gefahren für die Industrie durch 
radikale politische Ausländergrup; 
infiltration-Gegenmaßnahmen; Ver- 
nehmungstechnik und Vernehmungs- 
taktik (1); Agitation als Kampfmittel 
gegen unsere _Wirtschaftsstruktur, 
Möglichkeiten, des Betriebschutzes 
olzllcher Sicht; Überprätunge 
möplehkeiten bei Einstellungen 
pfehlungen für das Verhalten des WS 
zur Gewinnung und Erhaltung des 
Vertrauens der Belegschaft(!). 

Der Ablauf dieser Schulungen 
wird selbstverständlich geheimgehal- 
ten. 

im Handbuch „Wie schütze ich 
meinen Betrieb? ”, dem diese Auf- 
wliederung entnommen ist, finden 
Wir noch den Hinweis, daß eine 
Weiterschulung im Betrieb erforder- 
lich it — du kann man dann konkret 


Faschistische Ideologie 
für den Werkschutz 


„Die dem Betriebsschutz im In- 
teree les Werkes und aller Be- 
riebsangehörigen übertragenen Auf- 
saben kann er nur dann erfüllen, 
wenn. jeder Beiriebsschutzangehört- 
se aus freiem Entschluß bereit it, 
seinen Pflichten auch unter er- 
schwerten Bedingungen, &.B. in Zei- 
ten erhöhter Bedrohung der betrieb- 
lichen Ordnung und Sicherheit treu 
und gewissenhaft nachzukommen 
und auf dem ihm angewiesenen 
Posten zu werbleiben. Diese 
Treuepfücht geht über die im Ar- 
beitsrecht verankerte Treuepflicht 
hinaus {!) (zum Beispiel im Falle 
eines Streiks — Red.); Infolge Ihres 


Werkschutz (sehe Pfeil) inzenlart bei FORD/Köln sind Schiägerel mit re 


kenden Arbeitern. 


übrigen so weit, daß beispielsweise 
das Bundeskriminalamt an der Er- 
stellung einer „Rahmendien: 
sung” für den” WS mitgewi 
Zu alledem werden die WS-Ange- 
hörigen regelmäßig geschult. 
einen durch Lehrgänge der jeweili 
gen Industrie- und Handelskammer, 
im wesentlichen jedoch durch Kurse 
in den „WS-Schulen”, wovon es der. 
zeit drel im Bundesgebiet gibt, Von 
1969.73 sind dort etwa 6000 Leute 
geschult worden, und zwar in Grund 
Aufbau-, Ermittlungs‘, Spurensiche 
tungs:, Kernmelder, ind Werk 
schutzleiter-Lehrgängen 

im WS-Leiter-Lehrgang werden 
folgende Themen behandelt 
Spionage. Sabotage, Infiltration. Ver 
halten bei Ausschreitungen, Siörak- 
tionen sowie bei illegalen Streiks, 
Probleme mit Ausländern, 
Themen einzelner vertiofender 
beitskreise sind u.a 


Ar 


werantwortungsvollen Dienstes wird 
eine besondere Hingabe der Mitar. 
beiter im Ordnungsdienst erwartet." 

50 heißt os in einem Muster eineı 
Betriebsvereinbarung über die Aufge 
ben des WS. 

Zu dieser sich überschlagenden 
Lobrede auf die „heilige'‘ Verantwor- 
tung des WS-Mannes gegenüber der 

jetriebsgemeinschaft", gehört nur 
noch die Ausrichtung auf einen 
„Feind“, der von „außen“, wie sollte 
anders sein, diese „Betricbsgemein- 
schaft” stören will 
Sinn. wird 


‚die impulitver und em 
Kieren als Ihre einheh 

ken” usw. Aber oft sind die Auslän 
der nur „verführt'” von „radikalen, 
anerchlstlichen, terroristischen, meist 


studentischen (1) Gruppen” und las 
sen sich von diesen leicht als „nk 
tialzünder” für Aktionen wie wilde 
Streiks, Ausschreitungen u.a. miß- 
brauchen, 

„Ausländer und Terroristen” — 
‚ein Feindbild, was sich nur noch in 
‚der Nuance von dem unterscheidet, 
das einst Goebbels über Deutschland 
schrie, und das da lautete: „Juden 
und Bolschewiki 


Der Umgang mit den Arbeitern 
will gelernt sein 


In dem oben angesprochenen Mu- 
ster einer Betriebsvereinbarung wird 
‚das „persönliche Benehmen” der WS- 
Leute folgendermaßen beschrieben. 
sie sollen „höflich, zuvorkommend, 
sachlich, unparteilsch und unbestech- 
lich (besser: nur von ihrem Kapitali- 
sten bestechlich - Red.) sein. 

„Aueh die Kenntnimahme (1) von 
berechtigter Kritik (1) aus den Reihen 
der Belegschaft, gehört zu dem, war, 
sich dem WS als Aufgabe stellt.” 
„Ratgeber für W8", 8. 19) 

Denn: 

„Sehr oft werden Widrigkeiten 
‚oder berechtigte Klagen nicht laut 
‚gegenüber dem unmittelbaren Vorge- 
neizten (!1) vorgebracht - aus man- 
cherlei Gründen, wie man weiß, Sie 
werden aber ohne Scheu dort zur 
Kenntnis gegeben, wo der Kritik- 
übende glaubt. seinem ‚Herzen ein- 
mal ungehemmt Luft machen zu 
können (!!l], ohne für sich Nach- 
teile befürchten zu mäßen.” („Rat- 
geber für WS”, 5. 19) 

In die gleiche Richtung geht es; 
wenn ca. 80 % aller WS-Leute im 
DGB organisiert (1!) sind. Aber sol 
‚che Anbiederungsversuche, zwecks Bo- 
spitzelung der Arbeiter, zerplatzen 
dort wie Seifenblasen, wo der WS im 
Vorgehen gegen die um ihre Interes- 

ämpfenden Kollegen seine wah- 
1 Fratze zeigt 
oe Als im Sommer in vielen Betrie- 
ben für Teuerungszulagen gekämpft 
wurde, waren es Polizisten und WS’er, 
die provozierten, Streikbrecherwege 
„freikämpften” und dabei Kollegen 
Zusammenprügelten. 
© Es waren neben leitenden Ange- 
stellten getarnte WS’er, die sich 
bei Ford „nicht länger dem Türken- 
terror beugen” wollten und nach Ar- 
beit verlangten. 
© Einer unserer Genossen wurde vor 
einiger Zeit beim Verteilen. des 
METALLER vor dem Kieler Metall- 
betrieb MAK yon einem WS-Mann 
angepöbelt: „Euch werden wir auch 
noch erschießen!” 
© Seine französischen Kollegen” 
haben zumindest in &inem Fall 
diese Drohung schon wahr gemacht: 
Vor den Renault-Werken wurde am 
25.2.72 der Genosse Pierre Overny 
beim Verteilen von Flugblättern vom 
dortigen WS-Leiter erschossen. (siehe. 
ARBEITERKAMPF Nr.16). 


DGB — 
Eifrig mit am ‚Werkschützen’! 


DGB 
Eifrig mit am ‚Werkschützen’! 


„Der DGB (geht) davon aus, daß 
in Industrie und Verwaltung von einer 
bestimmten Größenordnung an und 
bei bestimmten Voraussetzungen 
Werkschutzeinrichtungen bestehen, 
wobel der Werkschutz zur Aufrecht- 
erhaltung der Sicherheit und Ord- 
nung (1) innerhalb der Unternehmen 
dienen soll 

$o stellt sich K.@ünther, Abtei- 
lungsleiter des DGB in Düsseldorf, in 
einem Beitrag des DGB im uch 
„Wie schütze Ich . . .” zum Problem. 

Aber es kommt noch dicker: „Der 
DGR ist gemeinsam mit seinen Ge- 
werkschaften bemüht, im Interesse 
der organisierten WS-Angehörigen und 
aller Hetriebsangehörigen (? ) die Ba- 
sis für eine verständni» und vertrau- 
ensrolle Zusammenarbeit zu schaf- 
fen. Ks geht ihm vor allem auch da- 
rum, die WS-Angehörigen aus dem fal 
schen Eindruck in der Öffentlich“ 
keit (1!), eben als selen je eine 
‚private Polizei der Unternehmer‘, 
= (.  (K.Günther, 


„Arbeitskreis Werkschutz"" im DG 
die Ausbildung des WS in „ 


ine 
fgrdnete, möglichst bundeveinheit 
liche Form (!} gebracht und durch 
eine anerkannte Prüfung rechtlich 
abgesichert werden,” 


Sogar der Gesundheitszustand des 
WS macht dem „Arbeitskreis“ Sar- 
gen: man müßte aufhören, „den WS 
als Auffangbecken für nicht mehr 
ganz einsatzfählge Arbeitnehmer zu 
berrachten(/})". Oder noch deutlk 
cher K.Günther, zitiert in „Capl 
7/72: „Der Imvalide mit Glusaus 
und Holzbein genügt nicht mehrt!!!) 
Das hätten die Kapitalisten selbst 
auch nicht schöner sagen können! @ 


Arbeiter Zeile HDW 
des KB/Gruppe Hamburg 


Arbeiterkampf Nr. $3/Dezember 1974 


„Der deutsche Soldat 


ist der beste Soldat” 


Manöverbericht eines Genossen über 


die ideologische Aufrüstung der 


Bundeswehr 


Vom 12. bis 19. 
Soltau und Walsrode, 


/olksschichten rekrutiert; so machen auch die sozialen und 
zwischen Bourgeolsie und Proletariat nicht vor den 


vi 
sprüche 
Der folgende 
vi 


Vor der Übung erhielten wir fol- 
ende Belehrung: die Holin 
Übung vorbereitet hatten) hätten 
der sowjetischen und der polnischen 
Mülitärmission gestattet, jeweils mit 
einem Stab an der Übung telzuneh- 
men. Als Verhaltensregeln wurde um 
‚dazu befohlen: 
© nicht mit diesen Leuten zu spre- 


cheny 
@ keine dieser Personen näher als 

30 Schritt an unsere Fahrzeuge 
oder Waffen heranzulassen; 


sionen, 
durch "einige Soldat 


8 


gegen- 


über den holländischen Soldaten miß- 


(Schützenpanzer „der Bundeswehr) 
genauer betrachten konnten. 

Hier wurde also erreicht, d4ß die 

chen Soldaten sich ver- 


Sen Augen von Ausländern zu schüt- 
zen, damit die bloß nichts über 
„unsere'” Walfen erfahren (übrigens 
äne naive Vorstellung von Militär - 
spionage, die die Urheber jener Be- 
fehle bestimmt nicht haben) — sie 
könnten „uns” ja wielleicht durch 
Abgucken” „unserer” waffentechni- 
schen „Erringenschaften” Überlegen 
werden. Genauso wurde die Güte „‚un- 
serer" Waffen gegenüber den hollän- 
dischen Kameraden hartnäckig ver- 
teidigt und deren Waffen schlecht ge- 
macht 


(and im niedersächsischen Raum Uelsen, Celle, Munster, 
'holländisch deutsche Manöver „Vrüland” („[reies 
‚men 20.000 Soklaten mit 4.000 


Rad- und 1.000 
und 


schen Wider- 


Die Militaristen versuchen so — 
und wie man sieht, teilweise mit gu- 
tem Erfolg - eine weitgehende Iden- 
tfizierung der Soldaten mit „ihrer” 
Bundeswehr zu erzielen. Das’ist zu- 

ich auch ein Nährboden für das 

'unziantentum _ gegenüber fort 
schrittlicheren Soldaten, die geger 
Disziplinierung, Erniedrigung un 
tesktionäre Indoktrinierung in der 
Bundeswehr protestieren und. kim- 
fen. 

‚Außerdem ist auch dies ein klei- 
ner Baustein zur (ständig und gerade 
in letzter Zeit wiederbelebten) wil 
heiminischen und nazistischen Ideo- 


Genau diesem Motto („Deutscher 
Soldat — bester Soldat”) entsprach 


Penführer vor den = 
En ee lagen 
wir sollten uns besser von ihnen 
halten. Während der Übung 
ein Spieß (Kompanie! 
in einem Gespräch mit eini- 


iten uns besser von Ihnen 
halten. Während der Übung gab 
dann z.B. ein Spieß (Kompaniefeld- 
webel) in einem Gespräch mit eini- 


Gruppenführern (Unter. und 
Stabsnteroffiziere) Tolgende Sıooy 


zum besten: „Gestern habe ich einen 


Holländer gesehen, wahrscheinlich 
Indonesier oder so, mit schulterlan- 
gen Haaren; die schen vielleicht 
drunter 

ten! Außer 


! Und sowas sind Solda- 
habe ich gehört, daß 
(ha-ha-ha) und Ge- 
haben die auch. Das 
fehlt auch noch gerade — das ist doch 
keine Armee, so was!” 
Diese Sachen wurden dann von 


‚den Gruppenführern weiter in die 
Truppe getragen. Dann würden die 
holländischen Soldaten. als feige Fi- 


‚ren hingestellt, die Angst vor uns 

‚ben und Ihre Aufgaben nicht ernst 
‚nehmen - als disziplinioser Ha 
Die entsprechenden Informa 
und „Beweise” wurden meistens von 
den Zug: und einigen Gruppenfüh- 


Grenzschutztruppe 9 


„Auch Terroristen sind Menschen, 


sie totzuschießen 
gelernt sein?’ 


(BGS) an pa 
kämpfern 


Geiseln genommenen israelisch 
are Pe Münch 
Iympiadı besten auszunutzen 
ist, um den Polizeiapparat weiter aus 
Shanen und en werhlaeren. Se be 
File la Kalte von Geforumad 
BR De lern vorn 
„Der Ausbau von Spezialeinheiten 
00 Lindepeineim. mir dem in 
Zuge der Großfahndung nach der 
Baader Meinhof-Gruppe begonnen 
worden war, wird mir größter Ge 
schwindigkeit fortgesettt. 
Beim I [ Tre 
eu upoe aufaba werden 
en Langen wach auf Anfree 
rung tur Verfügung sıehen 
(„Splenel“, 1/72) 


will geübt und 


Für die BGS-Gruppe wurden da- 
mals sehr konkrete Vorstellungen ent- 
wickelt. Bewaffnung und Ausbildung 
sollte über das, war jerzt beim BGS ist, 

'hen"” (Gescher). Eine Trup 
‚pe in Stärke einer Nundertschaft, er 
'h Spezialisten, ausgerüstet 
rahlern, 
Zielfernrohren, usw. usf. Die „psy“ 
‚chologische Schulung” darf natürlich 
nicht fehlen, denn „. siche Über- 
schrift des Artikels. Auch ein „hoher 
Verfassungschützer” äußerte sich 
hierzu 

Sie „müssen von drei Meter Höhe 
springen können, ohne sich zu ver 
ieizen, aus allen Lagen mit allen 
Handfeuerwaffen schießen und mit 
Handkantenschlag töten (1!) können“ 
Sie „müssen insrinktiv reagieren” und 
„unmittelbaren Verantwortungsbezug. 
Fum Vorgesetzten“ haben; sie müssen 
sich auf den Kameraden verlamen 
können und „Blitebewußtsein ent 
wickeln“. Sie müssen mit „den Willen, 
kämpfen, den Gegner au vernichten” 
m = „Kampfunfahlg schießen ist 


ven geliefert, (das sind Brufolda - 
ten auf Zeit). Während der ganzen 
Übung haben wir nur „gewonnen“ 
jedenalls wurde uns das Immer er 
zahlt. Dadurch‘ wurde natürlich ein 
Gefühl der eigenen Stärke erzeugt, 
und im Zusammenhang damit eine 
Überheblichkeit gegenüber den Hol- 
ländern, die übrigens besonders wir“ 
kungsvoll durch „Berichte” hervor - 
gerufen wurde, die Holländer würden 


jedesmal, wenn sie uns zu Gesicht be- 


kämen, sofort reißaus nehme 
sich uns „im Kampf zu stellen’ 

Außerdem erzählten die Zugfün- 
ser, die Holländer hätten — als deren 
Stellungen ausgekundschaftet wur- 
den (teilweise in Zivil) - an den 
Straßen gestanden und Bier getrun- 
ken oder in ihren Stellungen ge- 
schlafen. (Bei uns bestand Alkohol 
verbot, und durch ständiges Wache 
schieben wurde uns der Schlaf ge- 
raubt) Außerdem würden die hollän- 
dischen Soldaten immer in den Kaei- 
pen herumsitzen. Durch diese Berich 
te wurde dann u.a. auch „unser Er- 
folg” bei der Übung erklärt 

Viele Soldaten fielen mehr oder 
weniger auf diese chauvinistische 
Propaganda herein: die holländischen 
Soldaten haben lange Haare und 
Gewerkschaften, streiken und trinken 
usw. — deshalb verlieren sie auch 
immer. Wir sind doch wirklich besse- 
te Soldaten, und dadurch ist unsere 
Bundeswehr auch viel besser und 
schlagkräftiger und die Bundesre- 
publik auch ein starkes, mächtiges 
Land... 
An diesen Beispielen, die ich selbst 
erfahren habe, wird deutlich, wie die 
Militaristen im Auftrag der’ Kapita- 
listenklasse jede Gelegenheit nutzen, 
bei den Soldaten die Überheblich 
keit gegenüber anderen Ländern und 
Völkern — in diesem Fall besonders 


‚ohne 


derart und noch weit schlimmer mi- 


Bs ist nur logisch, daß-den wet- 
deutschen Militaristen jedwede demo 
kratischen Rechte für Sollaten ein 
Dom im Augs sind, Die Stimmung: 
mache gegen die holländischen Solda- 
ten richtete sich. selbstverständlich 
such gegen deren Erfolge im demo- 
kratischen und antimilitaristischer 
Kampf, »0. u.3. ein gewisses Streik 
und Demonstratiansrecht. Eine ähn 
liche Entwicklung in der Bundeswehr 
soll von vorherein verhindert wer 
den; die Soldaten sollen sich noct 
mehr in die „Disziplin und Ord- 
mung” in der Ärmee einfügen und 
noch weitere Disziplinierungen in 
Kauf nehmen, „um die Kampfkraft 
der Bundeswehr zu erhalten und 
noch zu steigern”. Alle Soldal 
dagegen kämpfen und 
die gewissermaßen „.h 
stände” schaffen wollen, werden ent 
sprechend als „Wehrkraftzersetzer” 
und „Staatszersiörer” von den Mil 
taristen aufs Kom genommen. Daß 
sie hierbei auch durchaus Erfolge 


Quatsch” 1) mach „Spiegel“ 397 


Am 12.1 
Springers „Well 

inen wurde, Die zahl 
ke dieser Gruppe wurde (offiziell) 
mit 100 Mann gemäß den Vorst 
gen der Innenminister beibehal 
Sie wurde schlicht und unverfänglich 
„Grenzschutzgruppe 9° (GSG 9) ge 
fauft. Diese 100 wurden aus dem Re- 
servoir von 22.000 BGS-Beamten 
nach folgenden Kriterien auserwählt. 
Alter — körperliche Gewandt! 
Intelligenz — charakterliche Eignung 
(7) - ein Jahr Grundausbildung beim 
BGS - und „last not least“ die Be- 
antwortung der Frage: „Wie stehst 
du zu diesem Staat, dewen innere 
Sicherheit du verteidigen sollt? " 

Die Ausbildung wird an Waffen 
und. Sprenkörpern 

iu 


feuert 
Meter ein 
schießen! 


Geiäufige Übung: auf 300 
2Mark-Stück zu durch" 
Neben „perfekten Fun 
ınen sich diese Hurschen 
5, daß sie „Meister im 
, Schwimmen, 
usw, sind, Für die „speziek 
y kurse 
%.D. den „Schneilfahrerkursun 
etwa die Ausbildung zum F 


euelen, zeigt 28. mein Gespräch 
mit einem Kameraden, dem ich be- 
fichtete, daß sich die holländischen 
Soldaten mehr Rechte erkämpft ha- 
ben als wir und daß wir das auch er 
teichen müßten. Er antwortete: Was 
dabei herauskommt, sieht man ja an 
der Niederlage der Holländer im Ma- 
növer! 

Nach Berichten von Kameraden 
wurde die Hetze gegen die Holländer 
auch in anderen Einheiten betrieben. 
Ua. sollen westdeutsche Soldaten 
holländische Soldaten bis auf, die 
Unterwäsche ausgezogen und die Kler- 
dung mitgenommen haben. 


Wenn wir irgendwo für ingere 
Zeit halt machten, waren die Panzer 
jedesmal sofort von Kindern umla- 
Er, Das wurde dazu benutzt, die 

jer auszufragen: ob sie Hollän- 
der gesehen hätten, usw. Ihnen wu 
den Bilder von hölländischen Pa 
zer gezeigt. Sie leisteten regelrechte 
Spitzeldienste für uns, einige führen 
‚cp mit ihren Mofas die hllinds- 
schen Stellungen ab, um uns hinter- 
her Bericht zu erstatten. Ich konnte 
beobachten, daß sie ihre Fahrräder 
in den Feldern versteckten, wenn we 
zu uns kamen. Sie wurden also in das 
ganze Geschehen mit einbezogen und 
bekamen so wohl auch einen positi- 
ven Eindruck von der Bundeswehr 
und dem ganzen Kriegsspiel. 
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rücksichtslos den „kürzesten Weg” 
eingeschlagen). In einem anderen Fall 
fühlten sie sich durch einen Motor- 
fasenmäher„gestört” und fuhren dem 
Beutzer den frch gemähten Rusen 
aputt 

‚Ohne Rücksicht auf die Bevölke- 
fung wurde mit hoher Geschwindig- 
keit durch die Dörfer gefahren. Nach 
den Aussagen einiger Holländer sol- 
ken 4 oder $ Ziilisten während der 
Übung ums Leben gekommen sein. 
Aber das spielt für die Berufsschläch- 
ter der Bourgeoisie überhaupt keine 
Rolle, Als eine holländische Stellung 
erobert worden war, antwortete ein 
meaktionärer Kompaniechef auf die 
Frage, ob die herumstehenden hol- 
ündischen Soldaten festgenommen 
werden sollten: „Nicht nötig im 
Ernstfall wären sowieso schon 2/3 
von denen tot". Menschenleben 


stellen für diese Zyniker zur Zahlen 

im taktischen Kalkül dar. 
Während der Übung zeigte sich 
1er Fanatismus und eine wahre 


und längerdienende Zei 
soldaten) und teilweise auch bei den 
Mannschaften, Als uns einmal ein 


nachfolgenden Fahrzeug ein Baum- 
tamm vor die Räder geworden, wo 
daß der Fahrer voll in die Bremsen 
treten mußte, um einen Unfall zu 
vermeiden. Bei solchen Vorfällen wur 
de jedesmal bedauert, daß man keine 
scharfe Munition hatie. Es wäre doch 
viel interessanter, wenn die Panzer 
beim Beschießen so richtig in die 


Brutalität — Zynismus — 
Fanatismus 


Während der ganzen Ubu: 
wenig Rücksicht auf Sold 
Zivilbevölkerung genommen. Es ga 
zwar weitgehende Sicherheitsbestim- 
mungen, die aber schon bei der Beleh- 
fung darüber als „lästig” und „völlig 
übertrieben” bezeichnet wurden. Au 
Serdem werde die Berölkerung schr 

‚oßzügig entschädigt; im letzien 
Jahr beim Manöver „Big Ferrow” 
hätten die Bauern ja auch „ganz 
kräftig abgesahnt””. In der Übung 
wurde sich dann auch ganz flott über 
die Sicherheitsbestimmungen hinweg- 
gesetzt und die Menschen teilweise 
mit Absicht schikaniert. So berichte- 
ten Soldaten (als wenn sie sich damit 
auch noch rühmen wollten) 2.B., daß 
se ein Spargelfeld total zerstörten, 
auf dem der Bauer gerade beim Ar- 
deiten war (sie hatten gerade einen 
neuen Einsatzbefehl erhalten und 


zeugsteward, um „für ‚zivile' Binsdı- 
‚auf Auslandıfligen der Luftha 
bereit zu sein, um Im Erna 
terrorlsten an Ort und Stel 
kungmoll zu bekämpfen“ ( 
hulungenin „‚Rechtskunde” und 


sen" gab es noch kiene Möglichkeit 
für die GSG 9, ihre „Fählgkeiten” 
umfassend unter Beweis zu stellen, 
die ihnen von ausländischen 
zialisten“ des „Anti-Gveril 
beigebracht wurden. Bisher mußten 
sich die Burschen noch mit „gewöhn- 
lichen” Objekten — und Personen- 
Schutz begnügen. Beim Besuch Titos 
durften sie vor kurzem im Hambur- 
iger Hafen die Schiffe nach Sprengla- 
dungen absuchen. Ein anderes Mal 
„schützten“ sie Breschnjews Ren- 
den auf dem Petersberg am Rhein. 
Sollte es jedoch einm. 
Kirnstfall kommen, ist die G 
halb von 15 Minuten einsatzben 


und in maximal 45 Minuten an jedem 
Ort der BRD. Var 
Anzumerken wäre noch, daß die 
„Welt“ völlig offen schreibt, daß es 
Ele 


sich bei der GSG 9 um eine 
einhelt des in der Umwandi 
Bereitschaftspolizeh 
handelt 


BG. 


NDW-Arbeiterzel 
Kn/Gruppe 


‚gehen würden. U: 2” 
ar 


genommen; so wäre 
bei einer Verf ein stürzen- 
der Kradmelder von einem 
Panzer überrollt worden. 

Die Übung fand sehr viel nur auf 
der Karte statt, d.h. es wurde theore- 
isch entschieden, wer gewinnt, wäh- 
tend wir irgendwo an der Straße 
standen. Dies wurde immer wieder 
stark bedauert, weil dadurch die 
Übung am Realismus verlieren wür- 
de. Die Begeisterung steigerte sich 
bei manchen Leuten in den letzten 
daß man ihnen 
lunition und den 
Befehl gen Osten zu marschieren hät- 

und sie wären joh- 

Wenn ich diese 
Leute beobachtete, fühlte ich mich 
unweigerlich an Chlie oder Griechen- 
land erinnert; denn diose Leute wären 
sicherlich bereit, auch im ei 

pr 
” 


Land auf brutalste Weise für die 
talisten gegen die Arbeiterklasse 
‚kämpfen. 


Auf dem Weg 
zur totalen Disziplin 


Kürzlich verurteilte 
sericht in der ostholst 
stadt Plön einen Soldaten, der trotz 
seines Antrages auf Kriegidienatver- 
weigerung zur Bundeswehr abkom- 
mandiert worden war, zu einer Ge- 


Kn 
Befehle, auch die 
sen gerichteten, 

En gebe 

mungen 


Ihren müssen”. 
„keine Ausnahmebestim - 
für die Gehorsamspflicht”. 
Mit diesem Urteil setzte die Justiz 


die Disziplinierunge und Zermür- 
bungsmaßnahmen der Bundeswehr“ 
militaristen gegen den Kriegsdienst“ 
verweigerer fort: Schon vorher ver- 
suchte man mit mehreren Straf- 
arresten, ihn zu einem „folgsamen 
Soldaten” zu machen. 

So versucht man, die Einschüch- 
terung system- und bundeswehrkriti 
scher Soldaten voranzutreiben und 
sie mundtot au machen (denn wer 
sitzt schon gern im Dau oder im 
Kaas), um die totale Hörigkeit und 
samkeit der Soldaten für den 
westdeutschen Imperialismus zu er» 
zielen, SaK in Plön 
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‚Arbeiterkampf Nr. 53/Dezember 1974 


Forts, Raus aus der SPD 


Einige der SPD-ler mißbrauchten 
ai der In- 


Mäntelchen an, um die 
schen. 


Politik" arbeiteten die Jusos auch in 


der Schüler Verwaltung (SV) der 
Kreisberufsichuk Mölln. Die Kreis- 
berufschule ist die einzige des Kroi- 
ses Lauenburg, sie wird von ca. 2700. 
Berufsschülern besucht 

Die SV-Arbeit bestand zunlchst 
hier aus reiner Gremienarbeit. Ein 
kleiner Kreis von etwa $ - 8 Leuten 
arbeitete über die Köpfe der Schüler 
hinweg. Das Ergebnis dieser Arbeit 
brachte keine Aktivierung der Schl- 
ler im Allgemeinen. Die Schüler sahen 
awar größtenteils die Notwendigkeit 
einer demokratischen. Interessenver- 
tretung, meinten aber, man könne 
konkret nicht viel machen. Drei Be- 
rufsschüler, die neu in die Schule 
kamen, beschlossen, sich für eine 
aktivere Arbeit einzusetzen, Zwei von 
ihnen waren 
einer KB-Sympathisant. 

Es wurde beschlomen, die Schüler, 
zeitung „Forum” herauszugeben. 
Zeitung sollte dazu dienen, die be- 
wußtesten Schüler zur Mitarbeit an 
der Zeitung und in der SV zu bewe- 

. Gleichzeitig sollten sich mög- 
fehst viele Schüler und "Lehr 
über ihre eigene Situation bew 
werden und beginnen, sich eine ak- 
tive und demokratische, Interessen- 
vertretung zu schaffen, die es ihnen 
ermöglicht, sich für ihre materiellen 
Bedürfhisse, ihre politischen Rechte, 
gegen Disziplinierung und Leistungs" 
druck einzusetzen. Die SV sollte 
sich parteilich auf die Seite der Schü- 
Ier stellen, und deren Interessen ge- 
fenüber Schulkitung, Gehrer und Be- 

den vertreten. Die SV sollte auch 
keine einseitige Gremienarbeit mehr 
leisten, sondern — gestützt auf eine 
aktive Schülerschaft-deren Forderun- 
gen vertreten. 

Die Arbeit der Möllner Jusos be- 
kam damit, wenn auch nur in einem 
‚elbereich, erstmal eine poltische 

tive, 

Da das, „Forum” bestehende Pro- 
bleme an der Kreisberufsschule (KBS) 
‚offen anging, und auch Lehrer, die 
'Schweinereien 1, beim Na 
men nannte,waren die Zeitung und 
die Jusos den ersten Angriffen ausge- 
E 


ter wurden die Angriffe dann 
er. Ein Schüler fiel durch die 
Prüfung. Er durfte die Prüfung nicht 
wiederholen, weil ihm die „mensch- 
liche Reife” fehle. Dieser Schüler ar- 
beitew aktiv am „Forum” und in 
der SV mit. Ein anderer Schüler 
durfte zum Direktor kommen, als 
seine Versetzung gefährdet war. Er 
sollte versprechen, die politische Ar- 
beit an der Schule einzustellen, dann 
sollte er versetzt werden. Der Schüler 
versprach das, wurde versetzt und ar- 
beitete im nächsten Schuljahr weiter 
am „Forum” ünd in der SV mit 
Die Angriffe gegen die Jusos ka- 
men zunächst hauptsächlich von ei- 
nem SPD-Lehrer. Er meinte immer 
wieder,die Redaktion sollte in der 
Zeitung „nicht so offen" schreiben. 
Vor allem sollte sie nicht ständig 
das Wort „Kampf“ verwenden, dies 
wolk niemand hören, 
Die Jusos ließen sich nicht von 
begonnenen Arbeit abbringen. 


der 


Redaktionell 


Einige für diesen ARBEITERKAMPF 
aundchst vorgesehenen Artikel kön- 
non aus Platz- und zum Teil auch aus 
Zeitgründen nicht mehr erscheinen. 
Wir wollen diese Artikel im nächsten 
UNSER WEG veröffentlichen, 

Im Einzelnen handelt es sich um 


1. Den 2. Teil des Artikels zu den 
Wahlen in Hessen und Bayern, der 
wpeziell auf die Politik und Kin- 
schhtzung der Kommunisten ein- 
sche GKED”, KBW). 

2. Den 2. Teil zum Artikel über 
„kommunistische  Masenarbeit” 
(Schulkampf). 


3. Einen Artikel zur „RAF", zur 


Wir (das sind ehemalige Jusos und 
andere Demokraten) begegneten allen 
Angriffen, indem wir diese mil den 
Schülern besprachen. Dadurch gelang. 
es der Schulleitung nicht, uns zu 
zu isolieren. 

Der sozlaldemokratische Lehrer 
dagegen, der selbst Angriffen durch 
‚den Direktor ausgesetzt war, schreck- 
{6 Immer weiter zurück und verlor 
0 immer mehr Rückhalt bei seinen 
Lehrer-Kollegen, 

‚Für die Jusos zeigte sich deut- 
lich ‚welche Politik erfolgreich. ist 

Die Reaktionäre der JU (‚Junge 
Union", die CDU-Pimpfe) meldeten 
sich an der Schule auch vorüber- 

'hend zu Wort. Sie brachten zwei 

tugblätter heraus, in denen sie das 
„Forum” scharf angriffen. Wir zeig- 
ten den Schülern auf, daß die Reak- 


tionäre nur an der Stärkung der eige-- 


nen Organisation interessiert sind, 
nicht aber an der Entwicklung der 
fortschrittlichen Schülerbewegung. 
Die Reaktionäre wurden von den 
meisten Schülern belächelt, sie stelk- 
ten das Erscheinen ihrer” Schmier- 
blätter ein, Trotzdem müssen wir 
wachsam bleiben, da sie bestimmt 
nur vorübergehend aufgegeben haben. 

Die Entwicklung der Arbeit volk 
z0g sich relativ schnell. Nach einiger 
Zeit machten bereits unorganisierte 
Demokraten mit, aber auch die Jusos 
‚gewannen neue Leute. Der KB griff 
Jetzt aktiver, auch personell, in die 
Arbeit ein. 

Heute ist die „Forum-Gruppe” 
immer noch die einzige Schülergrup- 
ın der Schule. Bei den letzten SV- 
ihlen wurden sämtliche „Forum” 
‚Kandidaten gewählt. Auch der Schü- 
lersprecher wird von uns gestellt. 

Längere Zeit konnten die Jusos 
die Ergebnisse der Politik an der 
Schule für die Stärkung der eigenen 
Organisation nutzen. Doch der Wid 
spruch zur SPD entwickelte sich im- 
mer stärker durch die inhaltlichen 
Positionen, die im Schulkampf ver- 
treten wurden. 

Ein wesentlicher Punkt war die Ein- 
schätzung der SV-Verordnung (SVV) 
für Schleswig-Holstein, Die SVV_ be - 
schneidet die Rechte der Schüler in 
wesentlichen Punkten. Das Recht auf 
ein unzensiertes SV-Brett entfäl 
die SV-Post wird zensiert, SV-Mit- 
‚glieder können abgesetzt werden „ 
usw. 

Die Einschätzung dieser SVV auf 
Landesebene zeigte den weitgehend 
spontanen Charakter der Schülerbe- 


punkt, mehr könne sich der Kumi 
nicht "leisten. Die Jusos Schleswig- 
Holsteins empfahlen dem Kumi zu- 
rückzutreten, da er die SVV nicht 
überstehen werde. 

‚Wir diskutierten in der „Forum”- 
Gruppe diese Frage sehr ausführlich 
‚da hier große Unklarheiten bestanden. 
Wir schätzten die SVV im Rahmen 
der „Faschiseirung von Staat und 
Gesellschaft” ein, Dabei betonten 


wir, daß die neue reaktionäre SYV 
kein Zeichen der Schwäche des Ku- 
mis ist, sondern im Gegenteil ein 
Zeichen, der Stärke gegenüber der 
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spontanen Schüler bewegung. 
schufen auch Klarheit darüber, 
der Prozeß der allgemeinen Fi 
sierung nicht an die CDU gebunden 
ist, sondern von allen lichen 
Parteien, auch von der SPD, betrie- 
ben wird. Als Beispiel diente uns. dat 
die SVV Ihren Vorgänger im Ham- 
burger SVG hat, das von Sozlak 
demokraten gemacht wurde. In Ge- 
sprächen mit bewußiteren Jusos konn- 
ten wir auch die Faschisierung In 
alllen anderen Bereichen klar machen 


e Erklärung 


Kampsgne nach dem Tod von 
Holger Meins u. (Mußten wir 
‚monstrieren? Ist es richtig. von 
‚einem Mord zu sprechen? etc 


elle zug 
forderung an alle 
ükel_ grundsätzlie 
tppt und einmal sauber (1) 
‚korrigiert zu übergeben. Artikel soll- 
ten möglichst frühzeitig eintreffen 
(2-Z.kommenetwa 80 % aller A, 
tikel mach Redaktionsschluß‘ 
ist jeweils 


Redaktionsschluß 
2. Dienstag nach dem letzten Br. 
jscheinen des AK!) und nicht u 
nötig lang sein. 


Diese Einschätzung setzte sich in der 
‚Schülergruppe durch und wurde von 
uns gegenüber der gesamten Schüler- 
schaft in einer SVV-Kampayne ver- 
treten. 

Dabei machten wir Immer wieder 
in der „Forum”-Gruppe und soweit 
es ging auch gegenüber anderen Schö- 
lern klar, daß dies nicht irgendeine 
Einschätzung, sondern die Einsc! 
zung der gesellschaftlichen Tintwic) 
lung durch den KB ist. Wir versuch- 
ten dadurch besonders den Jusos zu 
zeigen, daß sie zwar in einor sozial 
‚demokratischen Organisation sind, 
aber Standpunkte der Kommunisten 
vertreten. Dieser Widerspruch sollte 
ihnen bewußt werden. 


Zum 1. Mai legten wir dem „Fo- 
rum” das AK-Sonderblatt bei." Die 
Jusos standen voll hinter diesem 
Schritt Für sie war die Einschätzun; 
des KB’s zur internationalen un 
nationalen Entwicklung die einzig 
"annehmbare. Die Jusos nahmen daher 
an der Hamburger KB-Demonstration 
am 1. Mai teil. Natürlich kamen auch 
hier wieder Angriffe aus der SPD ge- 

nn die Jusos. Dem blinden Anti- 

mmunismus der SPD (.„Keine Ak- 
tionseinheit mit Kommunisten’ 
ten die Jusos entgegen, indem sie eine 
inhaltliche Diskussion’ über das Son- 
derblatt forderten. Dadurch verwirrt 
und wahrscheinlich weil sie die Ange 
Iegenheit als einen „Fehltritt” der 
Jusos betrachteten, ließen die SPD- 
ler die Diskussion über das AK- 
Sonderblatt einschlafen. 

Doch die Jusos hatten begriffen, 
daß es nicht möglich ist, einerseits 
die Standpunkte des KB zu vertre- 
ten und andererseits offiziell nicht 
mit Kommunisten zusammenarbei- 
ten zu dürfen. Die Jusos stellten auf 
der nächsten Kreiskonferenz einen 
Antrag, daß die Jusos des Kreises 
Lauenburg sich für eine Zusammenar- 
bei mitden Kommunisten apssprechen 
sollten. Dieser Antrag wurde mit nut 
einer Stimme Mehrheit abgelehnt. 
Doch da die Möllner Juso-Gruppe, 
die einzige Gruppe im Kreis war, die 
überhaupt eine Praxis aufweisen Konn- 
te, wurden zwei ihrer Vertreter in den 
Kreisvorstand gewählt. Da auch noch 
eine linke Juso-enossin aus Lauen- 
burg, in den Kreisvorstand gewählt 
wurde, hatten jetzt die „Linken” 
die Mehrheit im Juso-Kreisvorstand. 
Damit hatten sich die Jusos also ge- 
gen eine Zusammenarbeit mit Kom- 


munisten ai chen, wählten 

aber jene Jusos in einen Vorstand, 

die mit Kommunisten zusammen; 
pe a 


m 
einig annen die Fnenhietant 


Kt 


Die Diskussion über die Faschi- 
sierung forderte auch die Positions- 
erklärung zum „antifaschistischen 
Kampf”. Dabei” stellten wir als 
Kommunisten natürlich heraus, daß 
es notwendig ist, gegen die faschisti- 
schen Gruppen vorzugehen und sie 
im Keim zu vernichten. 

Als dann die Jungfaschicten (IN) 
bei uns in Mölln eine Veranstaltung 
‚machen wollten, war für alle aktiven 
Jusos und Kommunisten klar, daß 
wir gegen die Faschisten vorgehen, 
müssen. Wir verteilten ein „Forum" 
Sonderblatt, daß die Möllner Anti 
faschisten aufrief „Wehret den An- 

en? 

ir rechneten damit, daß unserem 
Aufruf etwa 20-30 Menschen folgen 
würden, da soviel Personen meist zu 
[olischen Veranstaltungen in Mölln 

men. Doch wir wurden positiv 
überrascht, es kamen etwas über SO 
Jugendliche, Die meisten der Jugend- 
lichen gingen zur Kreisberufsschule. 
Ihr Erscheinen ist sicherlich ein Er- 
folg, unserer Politik, an, der Schule 

is gelang uns allerdings damals 
nicht, die JN-Veranstaltung zu ver- 
hindern. Die meisten der Antife- 
schisten waren sich nicht darüber im 
klaren, daß gegen die Faschisten nur 
Gewalt hilft, Als wir in der Veranstal 
tung eine antifaschistische Rede hak- 
ten wollten, wurden wir sofort von 
einigen faschistischen Schlägern be 
‚droht. Wir verließen daher den Raum 
und hielten vor dem Haus eine ans 
faschistische Kundgebung ab. Im 
Raum blieben einige SPD:ler, die 
mit den Faschisten diskutieren wol 
ton. 

Wir gingen nach der Kundgebung 
noch mit etwa 40 Antifaschisten in 
eine Kneipe und diskutierten über 
die Versammlung 

Aufgrund der Erfahrung, daß die 
Faschisten Morddrchüngen gegen 
einzelne Genossen ausgestoßen hat- 
ten und auch bereits zuschlagen woll 
ten, Kristallisierte sich in der Diskus- 
sion eindeutig heraus, di 
se hartgesöttenen Fasch 
walt hilft und daß « 
ist, mit ihnen zu diskutieren, wie os 
einige. Sozialdemok 
hatten. „Ein SPD 
noch einige Wochen später bei den 
Jusos lustig, als er meinte, wir dürf- 
ten nicht militant gegen die Faschk 
sten auftreten, weil das „gegen das 
Versammlungsgesetz verstößt!” Die 
Jusos wußten nun auch nicht mehr, 


ob sie über diese SPD-frommen 
‚Sprüche lachen oder weinen sollten, 


Solidarität mit Chile, heißt, 
‚den antifaschistischen Kampf 
in der BRD führen! 


Zum ersten Jahrestag des faschi- 
stischen Putsches in Chile wollten 
Jusos und „Forum”. gemeinsam eine 
Solldarititsveranstaltung _durchfüh- 
ten. 

Zu einem Vorbereitungsgespräch 
wurden auch die Jungdemokraten 
eingeladen (den KB gab es zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht als Organisa- 
ion). Die Jungdemokraten, die gera- 
de neu gegründet waren, taten #0, 
als ob die gesamte Möllner Bevölke- 
Fung hinter ihnen stünde und stellten , 
Forderungen auf. Die schärfate For- 
derung hieß, daß die JU eingeladen 
werden sollte. Die Jusos und das 
„Forum” erklärten, daß sie keine 
Organisation einladen würden, die 
den Militärputsch in Chile unter- 
stützt hat und daß es grundsätzlich 
Keine. Zusammenarbeit Gmit der J0° 
‚gebe. Diesen konsequenten Schritt 
der Jusos kann man erst richtig ver- 
stehen, wenn man bedenkt, daß der 
KBW die JU zu einer Chile-Solidari- 

ng. einlädt. Eine Zu- 
sammenarbeit mit den Möllner Jusos 
käme wahrscheinlich für den KBW 
nicht in Betracht, da diese ja „un- 
demokratische” Standpunkte vertre- 
ten hätten (aus der Sicht des KBWh). 

Der erste Angriff auf die Solida- 
ritätsveranstaltung kam vom Juso- 
Landesvorstand. Das Flugblatt zur 
Veranstaltung, das herausstellte, daß 
in Chile erneut die Frage „Errek 
‚chung des Sozialismus durch Reform 
oder Revolution mit äußerster Bru, 
talität auf die Tagesordnung gesetzt” 
wurde, wurde von den „Landes-Ju- 
508” kritisiert, 

Die Möllner Jusos ließen sich da- 
durch nicht einschüchtern. Sie for- 
derten den Juso-Landesvorstand auf, 
sich schriftlich zu dem Flugblatt zu 
äußern. Der Juso-Landesvorstand 
meldete sich nicht wieder, 

Die _Solidaritätsveranstaltungen 
wurden in Mölln, Schwarzenbek und 
Geesthacht durchgeführt. In Schwar- 
zenbek drohten Faschisten, die Ver- 
anstaltung zu verhindern. Die Faschi- 
sten beherrschen in Schwarzenbek 
den örtlichen Stadtjugendring. Sie 

endring 


und „BZ" planmäßig ist 

Während die Jusos also ein Dünd- 
is mit alen fortschritlichen M 
schen eingingen, um die re 
Hetze _ zurickzuwelsen, 
SPD-Kreisvorsitzende nichts besseren 
Is sich in der „DZ von den 
zu distanzieren. Verwunderlich 
ist das nicht, wollte doch Matthießen 
Ministerpräsidenten-Kandidat _ der 
SPD für Schleswig-Holstein) in dieser 
Woche noch die „IZ" besuchen. Um 
das Wohlwollen dioser reaktionären 
Zeitung (Springer!) zu erlangen, di 

iert sich die SPD-Führung von 
ihren eigenen Mitgliedern. 

Für die Jusos war dies eine heil 
same Lehre, Für sie war klar, daß sig. 
keine ihrer Handlungen aurückneh: 
men würden. Dementsprechend ver- 
schärften sich auch die Angriffe gegen 
diese Jusos. Es wurde ei 


rufen, Mer sollte besond 
sche  Bündnispolitik' 
KB verurteilt worden. 
als chaotische O1 
net, die „sich seit längerer Zeit darauf 
arken Rolle 


reißen, und die bel jader Gelegenheit 
demokratische Sozialisten diffamiert 
und bekämpft", 

Die Möllner Jusos widersprachen 
dem. Sie hatten bisher keine KB- 
Rolikommandos erlebt, sondern nur 
Kommunisten, die an der Entwick- 


lung einer gemeinsamen fortschritt- 
lichen Politik mitarbeiteten. 

Die Möllner Jusos verteilten auf 
‚der Kreiskonferenz ein Flugblatt, in 
dem aufgezeigt wurde, daß die „Lü- 
becker Nachrichten” genau wid, 
„BZ” mit übelster Hetze über die 
Schwarzenbeker Veranstaltung be- 
richtete. Herausgegeben wurde die- 
ses Flugblatt von den Möllner Jusos 
und dem KB/Ortszelle Mölln. Die 
Jusos verstanden diesen Schritt (g 
meinsame Unterschrift) auch als. 
Unterstützung der Positionen des 
Juso-Kreisvorstandes, dessen Zusam- 
mengehen mit dem KB sie #0 aus- 

lich unterstützter 

;ebnis der Kreiskonferenz 
war, daß der Juso-Kreisvorstand ab- 
gesetzt uhd ein blind antikommuni- > 
stischer__ Kreisvorstand eingesetzt, 
wurde. Gegen einzelne Jusos wurden 
Parteiausschlußverfahren gefordert. 

‚Der Reporter der „LN”, der über 


drohte aus dem Stadi lie Kreiske 
Airkeknutreten. wenn dacht A Boch eine Penn I, 
Alm msn. Die nerei. Er bezeichnete einen KB-Ge- 

Faschisten ten wotzdem min zu DOScn.n Je Zetune mit yllem Nr 

Ka waren war wientensn unter sche m cin Fe mann AH 
en Zi; POSsen ın ger Zeitung mut vonem Iva- 

rück. Zu erwarten war stalldessen, harter aante Im unem Fernchnen 

‚daß sie die Veranstaltung mit anderen Yjew. daß ein „Linker in Mölln ker 


Mitteln, nämlich mit dem Mittel 
Gewalt, verhindern wollten. Dafür 
sprach auch, daß einer der Veranstal- 
ter am Abend vorher von einem Fa- 
schisten „vorgewarnt” wurde, daß 
‚die Veranstaltung nicht stattfinden 
werde. 

Die Teilnehmer der Chile-Solidari- 
täts-Veranstaltung waren sich der zu 
erwartenden faschistischen Provoka- 
tion bewußt, Sie trafen den Faschi- 
sten, als diese ihre Visagen durch die 
Tür steckten, konsequent entgegen. 


nen Fuß auf den Boden bekommt, 
wenn er namentlich bekannt ist. Der 
„LN”-Reporter (SPD-Mitglied) hat 
also subjektiv denunziert! 

Der öftliche Juso-Vorstand durfte 
dann auch bald beim SPD-Vorstand 
vorsprechen. Die SPD verurteilte die 
Zusammenarbeit mit den Kommuni- 
sten. Aller konnten diese 
SPD’Ier auf die inhaltlichen Fragen, 
weiche Standpunkte des KB's sic 
denn falsch fünden, keine Antwort 
geben. Sie wollten von den Jusos 


entfernten sie aus dem Raum und 
zeigten so einen Tell praktischer Sol vcht ein Gespdnst um In Pure = 
darität mit dem chilenischen Volk. epenst den Kommune Die 


Zur Vesanstaltung war auch eine 
Reporterin, der „Bergedorfer Zer 
tung” („BZ") gekommen. Die „BZ" 
zeichnete sich in letzter Zeit dadurch 
aus, daß sie in besonders übler Art 
über fortschrittliche Initiativen des 
Kreises herzog. Aus: diesem Grund 
ließ der Versammlungsleiter (Juso- 
Kreisvorsitzender) darüber abstim- 
men, ob die Reporterin im 
bleiben darf oder nicht. Die abr 
Mehrheit sprach sich gegen die Re- 
porterin aus. Nur ünsere. Freunde 
aus der SDAJ mochten nicht gegen 
die _ Springer-Reporterin. stimmen, 
‚obwohl uns doch gerade die SDAS 
weismachen will, daß man durch 
Wahlen die Welt‘ verändern kann! 

Die Reporterin verließ den Raum 
und ging in den Versammlungsraum 
der Faschisten, Iier holte sie sich 
die nötigen „Informationen" für ih 
ven Artikel 


Jusos waren nicht bereit, Namen zu 
nennen. Sie wußten mittlerweile 
auch, daß die SPD Namen braucht, 
um fortschrittliche Leute aus Betrieb, 
Schule und Gewerkschaft zu schmeis- 
Für die Jusos hatte sich der Wider- 
spruch innerhalb der SPD immer 
mehr zugespitzt. Die SPD gibt vor, 
eine sozialistische Gesellschaft zu 
eireichen. Beginnen aber Mitglieder 
‚der SPD ihre Politik an den berech- 
tigten Forderungen der Werk 
zu orientieren, sind diese Mitglieder 
schörfsten Angriffen durch die SPD- 
Führung ausgesetzt. Diesen Wider-, 
spruch haben die Jusos ‚in Mölln 
konkret erfahren, sie sahen außer- 
dem wie gleichzeii in der gesamten 
BRD der linke SPD-Fögel immer 
mehr zurückgedrängt wurde und wird 
„Aus, Giesen Erfehrungen, haben 


‚die Möllner Jusos den Schluß gezo- 
In diesem Artikel wurden dann - 
die Faschisten als die wahren Demo: fun, aan aan vn möglich It: inner 


kraten dargestellt. Man stellte ihnen 
sogar eine halbe Seite für ein Inter- 


ik zu entwickeln. Die Möllner Jusos 
treten aus der SPD aus! 


view. Die antifaschisischen Jugend» 

- Das wird für sie allerdings nicht 
lichen „Aasesen wurden als „Poli eißen, dab sie mit der politischen 
a enauentell, und um es mög Arbeit aufhören werden. Im Gegen: 
lichst schaurig zu machen, „aturm man Ten Degen 


heimbewaffnet, den Totschläger im 
Versammlungıraum  bereithaltend“; 


Initiativen, in Mölln 
“mitarbeiten, um hier Jetat, ohne auf 
die SPD Rücksicht nehmen zu müs 
son, noch konsequenter für die Int 


Antifaschistisches Bündnis Essen der Möllner Jugendlichen 
‚oder Verrat der SPD zutreten 

Verschi ne fortschrittliche Ini- 
an des Krcer Lauenbunp sowie Was können wir aus den 
‚der Juso-Kreisvorktai er KB Möllner Ereignissen lernen 2 
(Bezirksgruppe) — 
daraufhin ein Flugbi Wie wir am Anfang unseren Arık 


sd 
den. wahren Sachverhalt sufzeigte 
und auch herausstellte, daß die Zu 
sammenarbeit zwischen Faschisten 


kels bereits erwähnten, sind die 


> 


Forts. Raus aus der SPD 


Möllner Verhältnisse heute nicht ty- 
pisch für die Soziaklemokiatie und 
auch nicht für das Verhältnis von 
Kommunbten und linken Soziale 
mokraten. 


Der soziakdemokratischen Führung 
lingt es immer noch, die Mehrheit 
Ahr Mitglieder wegen ie Kommunz 


Sun 
einander setzung den Kommuni- 


sten, etwa um die Arbeiterbewegung 
zu stärken, sondern sie versucht die 
Kommunisten mit allen Mitteln als 


‚die „Nicht-Berührbaren” darzustel- 
kon. 

Trotzdem gibt es auch in Möll 
Ergebnisse, die zu verallgemeinern 


sind. In kleinen Städten (Mölln 
= 15.000 Einw.) gibt es für fort- 
schritiche Menschen meist gar nicht 
die Möglichkeit, sich einer kommu- 
istischen Organisation anzuschlies. 
sen. Es bleibt nur die ‚Möglichkeit 
zwischen den bürgerlichen Parteien 
eine Entscheidung zu treffen. Da da; 
bei die Jusos als die „Links 
erscheinen, bleibt für diese Menschen 
häufig nur die Entscheidung für die 
Tuso, 

Die Politik der Jusos, besonders 
sekennzeichnet durch ihre Perspek- 
tivosigkeit, führt bei den meisten 
Mitgliedern zu tiefer Resignation, die 
zudem auch noch leicht in Haß auf 
die Kommunisten umschlägt. 

Mölln ist es uns gelungen, mit 
‚den Jusos gemeinsam eine Politik in 
verschiedenen Bereichen 


Politik h war, 
dieser Poli nk m 


Ge Jusos nur die Möglichkeit, zus 
ie Jusos nur eit, 

‚der SPD auszutreten, um ihre Politik 
weiferführen zu können. Dabei kön- 
nen wir nicht daton ausgehen, daß 


‚rbeiterkampf Nr. $3/Dezember 1974 
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Die Bundesschledskommision der 
SPD hat in einem seit April anhän- 
Vertshten über die siatuten - 


Diese Entscheidung richtet sich in 
erster Linie gegen die Jusos. Bestre- 
bungen der fränkischen Jusos, mit 
den revisionistischen Partelen Frank- 
teichs und Italiens Kontakt aufzu- 
nehmen, waren auch Anlaß für den 
fränkischen SPD-Bezirksvorsitzenden 
Bruno Friedrich, das oben erwähnte 
Verfahren anzusirengen. Die jetzt ge- 
fällte Entscheidung setzt sich aus den 
folgenden Punkten zusammen! 


1. Als Offentlichkeitsarbeit der Ar- 

beitsgemeinschaften der SPD sind. 
auch politische Erklärungen einzelner 
Funktionäre der Arbeitsgemeinschaf- 
ten und ihrer Gliederungen anzusehen. 
Die zuständigen Parteivorstände ha- 
ben das Recht, Erklärungen und Hand- 
lungen von AG's, deren Organe und 
Funktionäre, mit denen diese nach 
‚außen wirksam werden, zu unter. 
|), bzw. zu zensieren. 


2. Die zuständigen Vorstände der 


Partei, die für die Kontrolle der 
AG's und ihrer gewählten Funktionäre 
verantwortlich sind, können diese 
nach Gutdünken ab berufen. 


3. Alle Beschlüsse, mit denen die 

Jusos ihre Kandidaten in den 
Partei-Gremien an Beschlüsse der AG 
binden wollen (‚imperatives Mandat”) 
sind nichtig. 


4. Beschlüsse von AG's sind nichtig, 
wenn darin die Eigenständigkeit 


Die Jusos 
in der Zirkuskuppel, ratlos! 


‚der jeweiligen 
dern „Übereinstimmun; 
Srückliche Genehmigung. Absernung 
bedeutet. Wird diese nicht erzielt, so 
können die AG's „in der Öffentlich- 
keit nicht wirksam werden” („FAZ”, 
14.11.74). 

Die Abberufung eines widerspen- 
stigen Funktionärs ist zwar nich 
gleichbedeutend mit Ausschluß aus 
der SPD, jedoch kann sie anderer- 
seits auch nicht durch die Anrufung 
der Schiedskommission . überprüft, 
‚oder gar rückgängig gemacht werden. 
Damit obliegt eine Entscheidung 
über Verbleib oder Abberufung dem 
alleinigen Ermessen, sprich Willkür, 
des jeweiligen Parteivorstandes! 

Mit diesem Beschluß ist die Zeit 
der langen Leine für die Jusos vorerst 
'wiedereinmal vorbei. Das schändliche 
Spiel des SPD-Vorstandes, die „lin 
ken” Juso immer dann lotzulaisen, 
wenn die Partei ein entsprechendes 
Image braucht (z.B. Bundestagswah- 
len 72), und stets dann wieder 
kurzzubinden, wenn sie ihre ent- 
spreshende Schuldigkeit getan haben, 
bar. Dennoch ‚trotz wiederholter 
Bauchlandung während der letzten 
Jahre, trotz wiederholter Ausschluß- 
wellen etc., sind einige Berufsoptimi- 
sten unter den Juso-Führern in ihrer 
Großmäuligkeit einfach nicht zu 
bremsen. Noch ein paar Tage vor dem 
Beschluß der Schiedskommission fa- 
bulierte die Bundesvorsitzende Wiec- 
zorek-Zeul gegenüber der „„New York 
Times” munter von der „Kurzsichtig- 
keit” Helmut Schmidts, und endete, 
nachdem sie noch einmal bekräftigte, 
daß es zu Schmidt „keine Alternative 
(©) gebe, mit der hoffnungsfrohen Be- 

ung: „Früher oder später, so 
gauben wir, muß, er sich unseren 
Ideen nähern (11)". 
G„ Welt”, 5./6.11.74) 


Juso-Schülerkongreß 


Nachdem vor einiger Zeit die Renk- 
tionäre mit Schölerunion ynd mit 
anderen Tarngruppen an den Schulen 
aufgetaucht sind, melden sich jetzt 
auch die Jusos an den Schulen zu 
licher Schüler 


Wort, Manch fortscht 
wird die Jusos alı Verbündete im 
Schulkampf erwarten, doch bis auf 
wenige Ausnahmen wird er wohl ent- 
Wuscht werden. 

Den Jusos geht es nach ihren 
eigenen Äußerungen nicht darum, die 
berechtigten Forderungen der Schüler, 
Eitern und Lehrer nach einer bese- 
ten und gerechteren Schule zu 
Unterstützen, sondern darum, die 
„Schüler auf die SPD zu orien- 
eren ls ihre umfassende 
Politische Intereisenvertrerüng In ak 
len.Lebensbereichen”: (Informations- 
dienst der Jusos für Schleswig-Mol- 
stein). Die Eltern, Schüler und Lehrer 
sollen bei der Durchsetzung ihrer 
berechtigten Forderungen alıo nicht 
auf die eigene Kraft vertrauen, son- 
dern auf die SPD. 

Wie umfassend” die SPD unsere 
Interessen an den Schulen vertritt, 
schen wir beispielsweise in Hamburg. 

Hier ist die Situation an den 
Schulen gekennzeichnet durch Leh- 
rermangel, fehlende Fachräume, über 
füllte Klassen und Unterrichtsaus- 
(all. In Hamburg regiert die SPD 
und anstatt etwas gegen die Schul- 
misere zu unternehmen, verschlech- 
tert sie die Situation bewußt immer 
mehr, um Geld zu sparen, das den 
großen Kapitalisten dann als „Sul 
Fentionen” in den Rachen gewor- 
fen wird. 

Im Sinne der „Orientierung der 
Schüler auf die SPD” führten die 
Jusos -Holsteins _ einen 
Schälerkongreß durch. Dieser Schüler- 


R nicht dazu dienen, die 
Erfahrungen 
aruppen, 


der einzelnen Schüler- 
Zusammenzutragen, um auf 


nicht gerne, daß die SVY ihren Vor- 
Häufer im Hamburger SVG hat, das 
von Sozialdemokraten gemacht wur- 
de. Vor dem Schülerkongreß hatten 
die Ausos zugesagt, dab Malihiessen 
(Ministerpräsidenten-Kandidat _ der 
SPD für SchleswigHolstein) ver- 
Landesregierung die SV zurücknel 
men wird. Auf dem Schülerkongreß 
jedenfalls sprach Malthiessen dann 
mur noch von „Änderung“. Alı 
nossen fragten, in weichen Punl 
Und zu wesen Gunsten gende 
werden soll, wurden sie sofort wieder 
als Chaoten beschimpft. Den abso- 
iuten Höhepunkt leisteten sich die 
Jusos, als ein Genosse den „Offenen 
Brief des SSB (= Sozlistischer 
Schülerbund, mit dem KB sympathi, 
n alle demokratischen und 
Sozialistischen Organisationen verle- 
sen wollte. Der Brief ruft zul zur 
Bildung einer gemeinsamen Kampf- 
front won Demokraten und „Sozr 
alisten gegen das Vordringen der 
Reaktiomäre an den Schulen. Dem 
Genossen wurde nach dreimindtiger 
Redezeit das Wort entzogen, obwohl 
offensichtlich war, daß ein vierser 
tiger „Offener Brief” nicht in drei 
Minuten zu verlesen ist 

Als danach ein zweiter Genosse 
‚eine Redezeit fr ds weitere Nor. 

m des „Offenen Biieles“ ge - 
Brauchen wollte, wurde ihm das 


j: 


sen, wird sie sicher auch in kleineren 
* Städten zur Hauptkraft der Linken 
werden, 


Wir haben in Mölln auch geschen, 
daß die Gewinnung sazialdemokrati- 
scher Genossen nicht so verläuft, wie 
es einige sich kommunistisch nennen- 
de Gruppen sich vorstellen 

Das Beispiel der DKP wollen wir 
hier nicht weiter behandeln, denn 
hätten wir uns wie die DKP verhal- 
ten und uns immer an sozisldemo-' 

tische Poutionen angehängt, wi- 
ren sicherlich nicht die Jusos ausge- 
treten, sondern eine Reihe unserer 
Sympathisanten in die SPD einge- 
treten. 

Nehmen wir uns einmal den 
KBW als Beispiel einer bestimmten 
Politik. Der KBW propagiert das 
„breiteste Bündnis der Massen”. Da- 
Funter versteht er nathrlich auch die 
‚CDU bzw. ihre Mitglieder. Hätten wir 
‚jet aber den Jusos klarmachen sol 

n, sie müssen mit den CDU-Mitglie- 
dern zusammenarbeiten, während 
sie gleichzeitig die Politik der SPD- 
Führung entlarven sollen? Damit 
würden wir verleugnen, daß die linken 
Sozialdemokraten in die SPD einge- 
{reten sind, um den reaktionären 
Kurs der CDU zu stoppen. Zur Ge- 
winnung der linken Kräfte der SPD 


‚oder nicht 
Denn der Haupt unserer Politik 
waren und sind immer die Reaktiond- 
re und Faschisten und die hinter ih- 
‚nen stehende Kapitalistenklase. Dar 
dei arbeiter die SPD diesen Leuten 
zwar in die Hände, ersetzt sie aber 
nicht 


Auch die „Orkenti 
„Mauptfeind ÄPD", wie 
fut, hätte für unsere Poli 
strophale Auswirkungen gi 


ng" uf den 
KPD" 


1abt 


Der Kampf um die linken Sozial 
demokraten st, wie der gesamte 
Kampf um die Massen, ein Außerst 
bitterer Kampf, in dem die Komemu 
isten mit grober Entschlassenheit 
und zielstrebiger Geduld herangehen 
müssen, Nur wenn wir diesen Kampf 
Kuyinman, wird der Kampt für den 
jozlallamus erfolgreich enden! ® 


K/Oriszolle Mölln 


Westberlin: 


In Spandau 


Im Frühjahr °75_Himmt_ der neue 
Flughafen Tegel-Süd — Westberlins 
neues 413 Mio. DM Prunkstück — 
seinen vollen Betrieb auf. Der alte 
Flughafen Tempelhof war Ende der 
‚60er Jahre zu klein für den gestioge- 
nen Flugverkehr geworden. 

Seit der Neu-Regelung des Tran- 
sitverkehrs durch das Berlin-Abkom- 
men und der Anhebung der Flug- 
Preise ging das Luftfahrtaufkommen 
jedoch wieder zurück (laut „Tages- 
spiegel” („TSP") vom 23.16. zw+ 
schen 71 ünd '74 um 25%). Doch da 
steht nun das „Luftschloß" Tegel 
mit allen Schikanen ausgerüstet, wie 
Extra-Autobahnzubringer 6-spurit, 
überall kurze Wege für die Benutzer, 
‚Abfortigungsanlagen. für Jumbos 
und wird in naher Zukunft wohl 
um zur Hälfte ausgelastet sein! 
Deshalb will der Senat „die Autrak- 
twität der Flüge” („TSP“, 23.10,) 
erhöhen. Zu gut deutsch: noch höhe- 
re Subventionen für die Flüge von 
und nach Westbertin! 

Westberlin braucht angeblich „aus 
‚einer politischen Lage einen eigenen 
Flughafen, der nicht von der DDR 
kontrolliert werden kann“ (SPD- 
Fiugbiat). 

Diese Politik des Antikommunis- 
mus („‚Frontstadt") kostet die wet 
deutschen und Westberliner Arbeiter 
zudem noch viel Geld, Denn von ih- 
ten Steuergroschen werden z.B. die 
besonderen Steuervorteile für die Ka 

en, wird ein 

mmen unnützes, aber „.reprä 
rum für eine 

werden die 


er „Derlin-Zulage” denen der 
westdeutschen Kollegen „angegli 
chen”, 10 Mio. DM mußten bezahlt 
werden, damit die alliierten lupge 
sellschaften überhaupt nach Tepe) 
umziehen 

Die „Nrontstadtspolitik bringt im 
reien Fall Tegel-50d außerdem 


sch Lärm und Dreck für die Anwoh 
ner in Spandau und Reinickendorf 
Kaputt von der Arbeit können sich 


wird’s laut! 


diese Kollegen dann, auf Düsenlärm 
und, -dreck „freuen“, der ihre Ge- 
sundheit noch zusätzlich angreifen 
Wird; ihre Kinder können nicht mehr 
in Ruhe an der Luft spielen. Wenn 
der „Verbesserungszplan der SPD 
Wirklichkeit wird, die Flugrouten 
Richtung Westen über der Havel nach 
Norden abknicken zu lassen, heißt 
das Lärm in den nördlichen Außen- 
bezirken und in den Erholungsgebie- 
ten! 

Dagegen haben sich acht Ink 
intiven in Spandau zusammenge- 


schlossen, die am 19.10. eine De- 
monstration mit ca, 400 Men: 
schen machten. Ihre Rorde » 


rungen; Striktes Nachtflugverbot zwi- 
schen 22 und 7 Uhr; Flüge streichen, 
um andere besser auszulasten; Strei‘ 
chung. aller „ Flugverkehr-Subventio- 
nen; Ausbau der Schienenwege in die 
BRD; der Senat soll alle Pläne für ein 
Luftkreuz (West-)Berlin fallen lasen, 
Auf unser Erscheinen bei der De- 
ion reagierten einzelne Mit- 
nitiative, in der auch SEW 
und Spontis mitarbeiten, schr sauer, 
Sie meinten, daß die Telinahme von 
Kommunisten nur „Bürger davon ab- 
halten” "würde, sich der Initiative ge- 
sen den Fluglärm anzuschließen 
Allerdings müssen wir auch an uns 
kritisieren, daß wir uns 
mg um Kontakt zu der I 
möht haben, Dieser Artik 
ein Anfang sein. Wir halten die For 
derungen der Initiative für richtig 
Denn Streichung der Subventionen 
für Flüge und Ausbau der Sc 
wege führen wen von der 
stadt“ zu.einem Verkehr, der 
kurzen Strecken wie nach Hamburg 
‚oder Hannover genauso schnell ist 
und zudem lange nicht so stark die 


Umwelt versucht. Dafür möwsen wir 
einen langen und beharrlichen Kampf 
führen, denn der Senat wird seine 
‚Frontstadt"“politik nicht aufgebe, 
wollen. s 
Kin Genosse der Stadtteilgruppe West 
des Ki / Westberlin 


Rerspekiiven. Da” sollten sie bitter 
enttäuscht werden. 

Die Jungsozislisten, die sich zu 
Wort meldeten, brachten entweder 
Beiträge, die durch eine hohe Ab- 
straktion für die meisten Schüler 
unverständlich blieben und zumeist 
auch bloß inahltslose Phrasen waren 
(„die Schule als vermeintlich abge- 
sönderte Institution in den gesamt- 
geselischaftlichen Zusammenhang 
stellen, um auf diese Weise eine 
allgemein-politische Perspektive zu 
erarbeiten”) oder aber sie verharm- 
losten in ihren Beiträgen die Situs- 
tion an den Schulen so, daß sie für 
die fortschrittlichen Schüler gefähr- 
lich wurden. So wurde behauptet, 

die reaktionäre SV-Verordnung 

sich gar nicht so schlimm 
die SPD 1975 die Landtagswahlen 
‚gewinnen werde und dann die SVV 

indert werde. Die Schüler solk- 

ao den Kampf gegen reaktionäre 

Gesetze lassen, weil die SPD das 
1978 schon machen werde. Dem- 
nichst werden die Jusos uns wahr- 
scheinlich auf das Paradies ver- 
trösten wollen. 

Auch das Vordringen der Re 
tionäre an den Schulen wurde ver- 
harmlost. „Wenn erst die Juso-Schü- 
lergruppen kommen, spricht bald 
niemand mehrvon der Schüler-Union” 
(Piczyk — Mitglied des Juso-Landes- 
vorstandes) Dieser Einschätzung 
folgend, hatten-die Jusos auch gar 
nichts dagegen, daß die Reaktionäre 
der Schüler-Union und Vertreter 
‚des Kultusministerkums im Saal an- 
wesend waren. Selbst der Landes- 
vorsitzende der SU, Saurin, war an- 
wesend. Die Möglichkeit, daß die 
Reaktionäre gekommen waren, um 
Spitzeldienste zu leisten, sahen die 
Jusos nicht. „Nur die dümmsten Kal 
ber wählen Ihre Schlächter selber“ 
(häufiggebrauchter Slogan der Jun) 
Auf die Idee, dw Reaktionäre an 
de Luft zu setzen, kam hingegen 


05. dagegen fo 
che, Schäler Jahalılch 2 


ks die Möglichkeit 
Standpunkt darzustellen. L 
te die Jus-Prominenz sc I 
teden, bis die ersten einschliefe 
hatten n fortschrittliche Schd- 
inuten Redezent 

>-Häuptlinge hörten es 


bi 


nisten als führende Kraft anerkennen, "und Unal it. gegenüber der E 3 - 

Oder gar ın einer komamunislschen esamipartel ausgesprochen wird. .,011,7u1en db aktuelk Entwick. und wo sich die Jusos freuen sole, joch keine 

tion mitarbeiten werden. | Diese verstoßen, Bogen, inmerpäftei Nid,erhätnis von Sprüchen und Er "So wurden aus allen Teilen des 1 

un, den ‚meisten kleineren Orten ee enninden no. folg der Jungsozislisten zum Anlaß Landes Jusos Eine Resolution 

= Ist es für die linken Soziaklemokra- muussetzen. (nach „FAZ”, 14.11.74). nehmen, um uns in einer mehrteil- Woche vorher hatte der Schüler. Kongreß nicht zur Abstimmung. 

tem heute noch micht möglich, gen, Artikelfolge (vorraussichtlicher umion-Kongreß. Bear tee x 
unistische Politik vom Inhalt In einer zusätzlich von der Bun- Beginn im mächsten AK) mit der etwa 50 Leuten. Die Jusos wollten 
DRS Auaas desschiedskommission verfaßten aus- gerne: Bram Fogramm u II 

Bars Ze RB Pre E2E 

nur ee eich , ne ne Betriebs und 

Wird alerdings gen etc, nicht hofften sich von dem Schülerkon- figlied einer 

‚starken der 4 ‚auch nahme” oder vorherige „Information“ Homburg Unterstützung für ihre weiteren Tarifkommission usw.) rechtfertigte 

N die kommunistische wach- tiven. Da sollten sie bitter einem KB-Genossen die 

} ‚sen, wird sie sicher auch in kleineren enttäuscht werden. 'Arbeitermörders Noske 


mordung der Arbeiter müse man 
aus der geschichtlichen Situation be- 
greifen. Noske hatte in der Weima- 
ter Republik die Erschießung von 
Arbeitern mit den Worten „Einer 
muß den Bluthund machen, ich 
scheue die Verantwortung nicht ” 
angeordnet! 

‚Der Juso-Landesvorsitzende Ebert 
hetzte auf der Kreiskonferenz der 
Lauenburger Jusos gegen den KB 
mit der Behauptung, der KB sei 
für die Wahl der Lehrer durch das 
Volk. Als Jusos ihn darauf hinwie- 
sen, daß dies eine KBW-These sei, 
meinte Juso-Fürst Ebert, man müsse 
© ihm überlassen, wann er die ein- 
zelnen Gruppen „werwechsle” und 
wann nicht. 

Die Jusos behas 


Einen „Blut und sinen deme- 
;ogischen Propaganı ıaben sie 
Fedenfall verete 

Der Juso-Schülerkongreß hat or- 
neut gezeigt, daß die Juso-Führung 
heute nicht bereit ist, an einer ge- 
meinsamen Kampffront gegen die 

aktionäre teilzunehmen. Die Juso- 


genen die Reaktionäte Kind, 
noch nicht an der Kampffrönt al 

n, auch der Kommir 
ien, an die SPD bin- 
‚den. Damit spaltet die Juso-Führung 
bewußt die einheitliche Front von 
Demokraten und Sozialisten und 
nützt damit dem weiteren Vordrin- 
gen der Reaktiondi 


nisten, teilnel 


Mitgliedern und al 

wußt zu machen, um sie für ein 

;emeinsames Vorgehen, gegi 

‚chüler-Union und andere re 
näre Schülergruppen zu gewinnen. 

In Mölln werden die Jungaala 

n ziehen. 


listen ihre Konsequer 


Sie werden weiterhin mit allen De 
mokraten und natürlich auch mit 
Kommunisten zusammens 
Der SPD werden sie 
kehren, sie treten aus 

Die Orientierung auf die SPD ist 


beiten 
den Rücken 


© Perspck lassen wi 


dio ol 
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„Kein Bleiwerk in Marckolsheim! 
Kein Kernkraftwerk in Wyhl!” 


In der letzten Aus 


ıng eines Blelwerks 


‚be des ARBEITERKAMPF wurde über den Kampf gegen 


französischen Gemeinde Marckolsheim berichtet. Dieser Kampf, der von zehn 


französischen und elf westd. 
sich aber nicht nur gey 
eines Kernkraftwerks (KKW) in Wyhl, 


rd, rich 
gegen den Bi 
auf westdeutschem Boden. Wir wollen 


‚den Artikel sus dem letzten AK durch einige Informationen ergänzen, die uns 
von Genossen aus Pforzheim zugeschickt wurden. 


Die baden-württembergische Landesre- 
gierung, die die Gesundheitsgefährdung 
und Naturschädigung (badisches Wein- 
baugebiet!) durch das geplante CWM- 
Werk zunächst heftig heruntergesplelt 
hatte, äußert inzwischen selbst „schwe 
re Bedenken” und erklärt s 


inisterpräsident Filbinger und 
Wirtschaftsminister Eberle). 

‚Aber der Zweck dieses „. inneswan- 
deis” liegt darin, durch die „schweren 
Bedenken" gegen das Bleiwerk in Mar- 
ckolsheim vom Bau des KKW in Wyhl 
abzulenken. Filbingers Überlegung ist, 
daß sich die Lage „ganz schnell ent“ 
spannen“ werde, wenn das Bleiwerk 
nicht gebaut wird (wobei er insgeheim 
auch für das Bleiwerk vielleicht hinzu- 
denken mag: aufgeschoben ist nicht 
aufgehoben), 


weplant; davon allein 9 in der Region 
um Basel 

Die Bewegung, die sich nun gegen 
das Bleiwerk in Marckolsheim und das 
KKW in Wyhl entwickelt hat, hat ver- 
schiedene Elemente. Zum einen zeich 
net sie sich durch ihren großen Kampf- 
willen und ihre Breite aus. Zu den 
Kundgebungen des. „Internationalen 
Komitees der Bauplatzbesetzung” fin- 
den sich durchschnittlich 3.000. bis 
5.000 Menschen aus den umliegenden 
Dörfern zusammen. 10.000 Leute ha- 
ben sich bereits als Besetzer in das 
„Goldene Blei-Buch” eingetragen. 

In Marckolsheim mußte 
Bürgermeister (er ist Besitzer er 
ner Kiesgrube und Befürworter 
des Bleiwerks) zurücktreten, nach- 


der 


und Eberle von Baden-Württemberg; 
d.Red.) im Aufsichtsrat des Energie 
unternehmens sitzen, ..., haben wir be 
schlossen, die vorgesehenen Bauplätze 
für das Atomkraftwerk in Wyhl und 
das Bleiwerk in Marckolsheim gemein 
sam zu besetzen, sobald dort mit dem 
Bau begonnen wird (der erste Bautrupp 
von CWM ist inzwischen wieder abge 
rückt, wobei sich einige der Arbeiter 
mit den Besetzern solldarisierten; d. 
Red.). Wir sind entschlöuen, der 
wait, die uns mit diesen Unternehmen 
angetan wird, solange passiven Wider 
stand entgegenzusetzen, bis die Regie 
rungen zur Vernunft kommen” 


Besetzung des Bauplatzes von CWM 


den ‚statt sie davon zu lösen - 
und noch dazu an das Vertrauen in den 
gleichen CDU-Ministerpräsidenten Fil- 
Dinger, der gleichzeitig Aufsichtsrat in 
dem Energieunternehmen ist, gegen das 
sich der Protest der Bevölkerung rich- 
tet 


. anstelle der Polltei kommen 
‚Jetzt.die Politiker aus Parteien und Ver- 
bänden, um sich zu Wortführern der 
Bewegung zu machen und nebenbei 


an der Popularität der Sache teilzuha- 
ben. Besonders starke Worte findet in- 


dem bei den Gemeinderatswah- 
len 70 % der Stimmen auf die Liste der 


Zu erinnern ist in diesem Zusam- 
menhang an die Kampfaktionen, die 
im Sommer vorigen Jahres gegen den 
Bombenabwurfplatz Nordhorn-Range 
(in Niedersachsen, nahe der holländi- 
schen Grenze) stattgefunden haben. 
Dort ist es bürgerlichen Politikern 
(der CDU!) durch allerlei Manöver ge- 
lungen, sich an die Spitze der Protest - 
bewegung zu stellen, um diese dann 
ergebnislos in parlamentarischen Bah- 


zwischen die haden-würtiemberguche 
Landesregierung gegen die Bieigefahr", 

Siehe das oben wiedergegebene ZI- 
tat von Eberle, der sich „erfreut über 
die Bürgerschafitichen Initlativen” zeig- 
te — der gleiche Minister, der wenig 
zuvor noch davon sprach, daß hier 
„Minderheiten lautstarker und gewalt- 
üätiger Extremisten”” tät seien. 

Vor solchen Reaktionären, die sich 
der Protestbewegung nunmehr anemp- 


„non a CWM”': „Nein zu den Chem. Werken München” — 


„non a CWM”: „Nein zu den Chem. Werken München‘ 


Es scheint jedoch, daß Filbinger mit 
dieser schwäbischen List den badischen 
und elsissischen Kampfwillen vorerst 
nicht übertölpeln konnte: Als Wirt- 
schaftsminister Eberle die Genehmi- 

ing für das Atomkraftwerk in Wyhl 

'anntgab, begannen sofort neue und 
heftige Demonstrationen. Die Bauplatz- 
besetzer bekräftigten, daß ihte Forde- 
rung nach wie vor ist: „Kein Bleiwerk 
in Marckolsheim! Kein’ Kernkraftwerk 
in Wyhlt” 

Überdies sind die neuerlichen „schwe 
ren Bedenken" der baden-württember- 
gischen Landesregierung gegen das Bler 
werk im französischen Marckolsheim 
auch keineswegs schon ein Indiz dafür, 
daß die Baupläne nunmehr aufgegeben 


dahinter stehen, sind ziemlich si 
‚8 aus dem Elsaß über! 
ein meuer großes Industriegebiet mit 
westdeutscher Kapitalbeteiligung (vor 
allem Groß- und Grundstoflindustrie) 
‚gemacht werden soll. Sonden CWM 
wurde bereits einmal durch 9-monatige 
Besetzung eines Baugeländes bei St. 
Avold zum Rückzug gezwungen, und 
der Platz bei Marckolsheim scheint ge- 
jenwärtig die einzige „Ausweichmög 
lichkeit” in dieser Gegend, wo CWM 
ein Bleiwerk errichten kann, Und ein 
4 diese Firma wahr- 
stärker für die Ver- 
wirklichung ihrer Pläne kämpfen; vor 
‚m, weil von der französischen Re 
gierung recht günstige Bedingungen da- 
für bereitgestellt werden: so erhält das 
westdeutsche Kapital z.B. in den ersten 
fünf Jahren eine hundertprozentige Be 
frelung von der Gewerbesteuer, außer 
‚dem billiges Industriegelände, das die 
französischen Gemeinden bis zu 25 % 


unter dem Einstandspreis verkaufen 
dürfen, Abschreibungsmöglichkelten 
des Kinstandspreises der Anlagen bis 


Höhe von 


zu 15 % und Zuschüsse in 
25% 
Im französischen Colmar gibt es zu 


diesem Zweck allein neun Gesellschaf‘ 
ten, die sich mit Fragen’der Industrie 
Erschließung befassen. Für ihren Plan, 


hier ein neues Indusiriezentrumm. ent 
stehen zu lassen, bieten die Regierung» 
stellen und Behörden den Kapitalisten 


auch mit dem Rheinseitenkanal und 
dem Bau einer neuen Fisenbahn- 
Schnellstrecke gute Transportbedin 
‚gungen. Am Hoch- und Oberrhein sind 
zudem insgesamt 13 Kermkraftwerke 


Übersetzung der französischen Parolen auf den Fotos: 


Immerhin geht daraus hervor, daß 
die Bürgerinitiativen ihren Kampf rich- 
tigerweise sowohl gegen die beireffen- 
den Kaptaliten als auch die Regierun. 
gen richten — wenngleich kaum anzu- 
nehmen ist, daß eine bürgerliche Re- 
gierung jemals „zur Vernunft” 
gebracht werden kann. 

Demgegenüber stehen aber beispiels- 
weise auch Erklärungen, wie sie von 
Repräsentanten des „Weinbauverban- 
des Gebiet Kaiserstuhl-Tuniberg” he- 
rausgegeben werden. 

Dort wird auch gegen die Errich- 
das für den Weinhan schädlichen 


tung des für den Weinbau schädlichen 


„ehantier interdit au public”: entspricht: Betreten der Baustelle verboten 
(Schild der Baufirma bzw. der zuständigen Behörde) 


„JH Haut desobeir a l’injustice”: Man darf dem Unrecht nicht gehorchen 
(Antwort der Besetzer auf dieses Schild) 


„a demoeratie a du plomb dans alle”; 


ls Redewendung heißt das: „Die Demokratie Ist übel dran“ 


in diesem Fall kann das aber auch wörtl 


lich gemeint sein (einer der Basatzer, 


der deutsch sprach, hat uns die wörtliche Übersetzung gegeben) 
Dann heißt die Parole: „Die Demokratie hat Blei Im Flügel” 


Umweltschutzgruppe entfielen. Zum 
neuen Bürgermeister wurde der Vor 
sitzende der örtlichen Bürgerinitiative 
‚gewählt. Im Nachbardorf Mackenheim 
‚der Gemeinderat dem Bau eines 
‚Chemiewerks des Bayer-Konzerns zu- 
gestimmt. Inzwischen wurden über 
Nacht symbolisch. sieben Galgen vor 
‚dem Rathaus errichtet: für jeden, der 
dafür gestimmt hat. 
Zum anderen sind die Interessen 
‚er Bewegung aber durch- 
‚heitlich. In einer Erk 


hen und elsässischen Dür- 
gerinitiativen:heißt es beispielsweise 

Weit wir gelernt haben. daß die Re 
gierung in dieser Sache nicht neutral 


t; daß Ministerpr 
'haftıminister (gemeint wi 


t und Wi 
d Fü 


Bleiwerks, protestiert und „äußerste 
Besorgnis" geußert; weiter heißt es 
dann jedoch 

Dankend erkennen wir an, daß vor 
der Regierungs-Präuldent Dr. 
Person und auch der Ministerpräsident 
Dr. Filbinger sowie die Landtags und 
Bundestagsabgeordneten unsere Be 
sorgnis und Bedenken zum Anlaß ge 
nommen haben, sich ihrerseits auf allen 
politisch möglichen Wegen für unser 
Anliegen zu verwenden 

Tatsächlich besteht von Seiten der 
Verbandmpitze - in der Regel Groß 
r (die Ihr Schärflein Im Trocke 
aben), gleichzeitig CDU-Parter 

das Interesse, die Protestbe 
wegung und die Masse der existenzbe 
‚drohten Kleinbauern an das Vertrauen 
in Parlament und Regierung zu bin 


fehlen, werden sich die Badenser und 
Elsässer hüten müssen, wenn ihr Kampf 
nicht erfolglos bleiben soll. . 


KB/Gruppe Frankfurt 


nen versickern zu lassen, 

Daß solche Manöver auch im Badi 
schen schon im Gange sind, spricht z.B. 
die „Frankfurter Rundschau” vom 
15.10, recht offen aus: 


Erklärung 
der 21 Bürgerinitiativen an die 
badisch-elsässische Bevölkerung 


Weil wir wissen 
'@ daß das geplante Atomkraftwerk bei Wyhl, sein Atom-Müll und seine 
‚künftige Ruine unser Land und unser Leben gefährden 
© daß der Beirieb des Atomkraftwerks und der nachfolgenden Industrie 
das Klima so verändert, daß den Landwirten, vor allem den Winzern, 
die Existenz zerstört wird und sie als billige Arbeitskräfte in die Fa- 


ieten können gegen Verseu- 
ern, ca Wr winkt, Br 
chung der Lufi, die wir atmen, des Wassers, das wir trinken, der 
Pflanzen und Tiere, die wir essen 
@ und weil wir nicht abwarten können, bis die Katastrophe da ist 
Weil wir schen 

© daß diese fah 'n Pläne nicht uns, sondern der Atomindustrie 
mätzen, die unsere Existenz für ihre Profite aufs Spiel setzt 

@ daß wir beiosen werden mir Parolen wie „Entweder Fortwehritt 

ier Umweltschutz” — Den Fortschritt schaffen. wir mit unserer 
Arbeit. Wir lassen uns nicht einen „Fortschritt” der Selbstzerstörung 
aufzwingen. 

@ daß die Kernkraftwerkipezialisten von der Atomindustrie bezahlt 
sind und deshalb Ilusionen verbreiten über „saubere Arbeitsplätze 
auf Lebenszeit”. obwohl sie es besser wissen müßten 

© und weil wir nicht warten können, bis diese Illusionen explodieren 

Weil wir gelernt haben, 

© daß die Regierung in dieser Sache nicht neutral ist; daß Ministerpräsi- 
dent und Wirtschaftsminister im Aufsichtsrat des Energieunterneh‘ 
mens sitzen; daß sie selbst Reklame machen für Atomstrom 

© daß die Regierung neutrale Wissenschaftler abwertei, die Bürgerini- 
tiativen, d.h. die Selbstorganisation der Bevölkerung, bekämpj!, und 
die Bevölkerung täuscht 

@ daß sie ihre Pläne notfalls mit Gewalt und gegen den Protest von 
fast 100 000 Einsprechern durchsetzen will 

@ daß wir jeut unsere Intereuen nur noch selber, gemeinsam und ent 
schlossen vertreten können 

© und weil wir nicht dulden, daß unser Recht derart mißachtet wird 

Weil wir wissen 
@ daß di Produktion auf der Bass van Bit, wie se von den Cheat 
\en Werken München in Marckolsheim geplant wird, eine große 
Gefahr darstellt für Menschen, Tiere und Pflanzen 

© daß die Behörden nicht imstande sind, unsere Umwelt vor der Ver- 
seuchung zu schützen 

o daß die Baugenehmigung erteilt wurde, ohne vorher umfassende 
Gutachten einzuholen 

© daß die von der Verwaltung angekündigten Maßnahmen die Gefahren 
nicht vermindern, sondern nur verbergen 

© daß die deutsche Bevölkerung, die es auch angeht, gur nicht gefragt 
wurde 

Weil wir schen 
© daß die Arzte und zuständigen Wissenschaftler immer wieder ein 
ig auf die Gefahren hinweisen, die von der Bleiinduztrie ausgehen 
© daß nicht einmal die gegenwärtigen Umweltschutzgesetse eingehalten 

werden 

© daß der ausgeschiedene Staub von Bleihütten Katasırophen hervor 
ruft; Nordenham, Stolberg. 

© daß gegen diese Fälle meistens keine vorbeugenden Maßnahmen ge 
troffen wurden, und wenn, dann nutzlose 

Weil wir gelernt haben, 

© daß die sogenannte „Uniermichung des öffentlichen Nutzen 
einen blassen Anschein von Demokratie hat 

© daß die Nehörden die Ansicht der Bevölkerung überhaupt nicht be 
rücksichrigen 

@ dafı wir alle jetzt verantwortlich handeln und die Zukunft um 
Kinder verteidigen müssen 

Deshalb haben wir beschlossen, die vorgesehenen Bauplätze für das Atom. 
kraftwerk in Wyhl und das Bieiwerk in Marckolıheim gemeinsam au beuet- 
zen, sobald dort mit dem Hau begonnen wird. 

Wir sind entichlossen, der Gewalt, die uns mit diesen Unternehmen 

angetan wird, solange passiven Widerstand enigegenzuseizen bis die Regie 
rungen zur Vernunft kommen. 


0 


‚Arbeiterkampf Nr. $3/Dezember 1974 


Seite 31 


Jugendzentrum Reinbek: 


Der Kampf geht weiter 


Wir berichteten bereits In ARBEI 
TERKAMPF 46 über die Entwicı 
kung „den, Iugendrentrams Reinbek 

die drohende Schließung. Nach 
monatelangen _ Hinhaltemanövern. 
wurde jetzt auf zwei Stadtverordne- 


tenvoniammlungen die endgül 
1Z beschlossen orfe 


Räumung des 
zielle „Begründung: die überhöhten 
Mietforderungen des Hausbesitzers. 


Diese Stadtverordneten-Versamm- 
lungen wurden unter Pollzeischutz 
‚durchgeführt, da das rege Interesse 
der Jugendlichen für die Herren 
Stadtverordnete nichts Gutes ver- 
hieß: Die Versammlungen wurden 
von 100 bzw. 140 Reinbekern be- 
sucht. 
Als schließlich der Antrag der 
U angenommen wu 
gendlichen „als Ersatz” eine Bau- 
baraı 


Stadtverordneten weigerten sich, 
‚drohten bei anhaltenden Protesten, 
‚den Saal durch die Polizei räumen 
zu lassen — schließlich brachen sie 
die Versammlung ab. 

Die Hetze, die anschließend ge- 
‚gen die Jugendlichen betrieben wu 


de, allen, voran Springers 
derter Zeitung" und die CDU. wire 


de durch die Anzeige gegen ein Vor- 
Rebgerundet", 


standsmitglied des 


gegen” 

Fr 
An Angriffen das JZ hat es 
im letzten Vierteljahr nicht gefehlt. 
Während führende CDU-Vertreter die 
weitere finanzielle Unterstützı von 
einer verstärkten Kontrolle durch 
‚die Stadt-Bürokratie abhängig mach- 
ten, behauptete die CDU in der Öf- 
fentlichkeit, für die Beibehaltung der 
Kalk de Bea 

‚Gleichzeitig verlangte sie aber vom 
JZ eine „Distanzierung” von Stel- 
lungnahmen des KB und RBJ zum 
JZ. Dies wurde aber vom JZ öffent- 


meinpolitischen Themen 

a ie CDU bezeichnet sie ab 
ında” und 
„Zange” durch die Stadt ab. 

erste Ausgabe 

Ar die haut CDU ‚kein Bedürfnis 
in Reinbek” besteht, wurde inzwi- 
schen \n über 1000 Exemplaren ver- 
kauft! 


SPD in „Opposition“ 


Die SPD macht sich weiterhin — in 
Worten - zur Fürsprecherin des bis 
herigen IZ. Die Taten dieser „Volks 
wertreter" sehen indessen anders 


aus 

(die Ablehnung der Bezuschussung 
® der "Zange" durch die Stadtver- 
waltung wurde mit Hilfe von Sat- 
Tungpdieh ‚und Täuschungsmanövern 
durchgeführt, an denen ich. 
11 bürgerlichen Parteien betei- 


SER SPD fordert für dan 32 3 Fer 
Konten ca 


21000" DA Ciehzete 


aber der CDU 


Seine praktiche Unterstützung der 
Seine prakt rung 
JZ-Arbeit kommt für die SPD 
indlich nicht in Frage, 
‚des DGB-Ortskartell 
(fast ausschließlich SPD-Mitglieder) 
zeigt deutlich, daß sich diese Leut 
nur melden, wenn sie sich davon 
etwas für ihren Laden versprechen. 
Kine gemeinsame Veranstaltung von 
DGB und 32 sollte die brachliegende 
Arbeit mit Jungarbeitern und 
ingen aus Reinbek voranbringen. Auf 
der Veranstaltung wurde ausgiebig 
über die inhaltlichen Vorstellungen 
einer solchen Arbeit diskutiert, wo“ 
bei auch das Konzept des DG 
endfunktiondrs kritiiort wurde, der 


die Arbeit wesentlich auf das Büf 
feln von Paragraphen des Jugend» 
rent: beschraken 
wol sich einige Interes- 
sierte für die 

ließ der DGB nichts mehr von sich 
hören. 


Stadtbürokratie hilft mit 
Mit der Zuspitzung der Angriffe 
ee 


wurden dem JZ von der Stadtverwal- 
tung immer mehr Steine in den Weg 


nel 

%0 plunto das 1Z, sogen dus reak- 
tionäre Schützenfest, das sich die 
Stadt immer reichlich Geld kosten 
lißt, eine „IZ-Olympiade” auf Rein- 
beks Straßen au organisieren, Dies 
sollte ein Volksfest werden, an dem 
alle Altersstufen sich beteiligen soll- 
ten. Getränke und Essen sollten im 
Gegensatz zum Schützenfest zum 
Selbstkostenpreis abgegeben werden. 


Gleichzeitig sollte breit über die Ar- | 


beit des JZ informiert werden. 
Die Stadtverwaltung machte undurch- 
führbare Auflagen: 

'@ Aufstellen von sanitären Anlagen; 
© das Fest dürfte nur auf dem 

weg stattfinden. 

au a TE aercl, ma 
Iem Ordnungsamt geeignete Stras- 
senzöge auszusuchen, sowie über die 
Auflagen zu diskutieren, hatte der 
Beamte „Wichtigeres zu tun”. Auf 
die ganz andere Behandlung des 
Schützenfestes hingewiesen, meinte 
cr, dies sei ja auch im Interesse der 
Bevölkerung (1). Als schließlich vom 
JZ. alle Vorbereitungen. abgeblasen 
worden waren, erklärte sich das Ord- 


nungsamt plötzlich „verhandlungs- 
bereit” 

Ein weiteres Beispiel für dies Vor- 
gehen ist die Auflage an das JZ, ih- 
e Plakate an Öffentlichen Gebäuden 
zu entfernen, nachdem cs über 1 Jahr 
zum „Brauch” gehörte, hier zu pla- 
katieren. 

‚Ähnlich bei einem Chile-Trans- 
parent, das das JZ während einer 
Chile-Woche aus seinen Fenstern 
hängte, Es wurde: ihm die Auflage 
erteilt, dies sofort zu entfernen 


Eee Fe 


A a 


sucht, den Spaltpilz in das JZ hin- 
einzulı So versuchen gerade 
eine Reihe von „Freunden” aus der 
SPD oder FDP, die in Gesprächen 
mit Jugendlichen vor Honig triefen, 
in den parlamentarischen Gremien 
aber keinen Finger für sie krümmen, 
die JZR-Mitglieder zum „Zurück: 
stecken” zu bewegen. „ Verständnis’ 
heuchelnd wollen sie die „Gut- 
willigen” ausspiclen gegen jene Kräf- 
te im JZ, denen es „gar nicht um die 
Sache" gehe (die „Funktiemärsch- 
que”, wie die CDU’sagt). Einen ge 
wissen „Erfolg”” konnten diese Kräf- 
to für Aich verbuchen, da das Auf- 
treten auf der letzten Stadtverord; 
netenversammlung unter den anwe- 
senden Jugendlichen nicht ungeteil- 
te Zustimmung fand. 


Wie geht es weiter? 


Das „Angebot” der Stadt, die Bauba- 
racke, hat nur etwa die Hälfte der 
Fläche des bisherigen JZ. Das macht 
öbere Veranstaltungen unmöglich. 
in zusätzlicher Anbau von ca. 60 qm 


auftragt wurde, 
Ersatzräume zu 
fensichtlich, dad mit dieser 
bot” die Jugendlichen jet 
vor der Räumung des alten JZ, 
vor vollendete Tatsachen gestellt 
werden sollen. Zur Zeit it darüber 
hinaus noch offen, ob die Räumlich“ 
‚dem Verein IZ unter den alten 
ingungen übergeben werden. Die 
‚CDU machte sogar den irren „Vor 
schlag”, 2 Räume mit Tusammen 
ca. $O gm in einem entlegenen Orts 
weil von Reinbek zur Verfügung zu 
stellen, der Busverkehr ruht hier 
bereits um 20 Uhr! 

Auch der jetzige Vorschlag ist ein 
gezielter Versuch, die Jugendarbeit 
des IZ zu hauldieren. Zu den pol 
tischen Veranstaltungen, Filmaben 
‚den, Disko! a. kämen immer 
zwischen 70 und 250 Jugendliche 
Gerade hier war die Möglichkeit ge 
weben, mit größeren Kreisen von Ju 
wendlichen in Kontakt zu treten 


Arbeit meldeten, 


mit ihnen die Arbeit des IZ zu dis 
kutieren, Diese Möglichkeiten sollen. 
Jetzt genommen werden, die Arbeit 
soll auf kleine „interne” Zirkel be 
schränkt werden. 80 werden größere 
Veranstaltungen nur noch durch An- 
mieten von Räumen möglich se 

Notgedrungen hat sich das JZ 
einem Flugblatt bei 


anzunehmen, „um dort mit Jugend- 
lichen und Eitern den Kampf um 
ein Jugendzentrum in Reinbek zu 
organisieren”. 

Diese  Auseinandersetzung mit 
der Stadt muß genutat werden, um 
die bestehenden Ansätze der Jugeı 
arbeit breiter zu verankern, Das JZR 
bat sich zur Auf zt, zu den 
verschiedensten Problemen der Ju- 
gendlichen Stellung zu nehmen und 
die bestehenden Ansätze fortschritt- 


licher Jugendarbeit zu unterstützen, 
Ein wichtiges Mittel hierzu it seine 
Zeitung, die „Zange”, die diese Pro- 
Bieme aufgreft und Wege diskutiert, 
um diese Probleme zu Iosen. Gleich. 
zeitig muß sie die Erfahrungen, die 
die Jugendlichen mit dem“ bürge 
lichen Staatsapparat machen, auf« 
nehmen. 

Als konkrete Schritte zur breite- 
ten Öffentlichkeitsarbeit sind in der 


stellenangeboi 
Hichen Ausbildui 
ne Veranstaltung mit Eitern, wo 
anhand der bisherigen Arbeit und 
der Probleme der Jugendlichen die 
Dedeutung des JZ auch für die Eltern 
diskutiert: werden soll Denn nur, 
wenn wir die Forderung nach einem 
JZ auch zu einer Forderung der El- 
tern machen, wird die Basis für einen 
Kampf gelegt; 

n Arbeit gehört aucl 
die Zusammenarbeit mit einer Inis 
tative für ein Kinderzentrum, die mit 
der Stadt ähnliche Erfahrungen wie 
das JZ gemacht hat. Ihre Forderung 
muß über das JZ öffentlich gemacht 
werden und in einer Auseinandeı 


setzung um die verschiedenen Ei: 
ziehungsmodelle müssen die Inhal- 
te dieser Arbeit genauer. bestimmt 
werden; 

Sin weiterer wichtiger Schr 

die Verstärkung der Überregionalen 
Arbeit. Der bisherige Erfahrungsaur 
tausch mit anderen Initiativen krankt 
daran, daß die Diskussionen auf die- 
sen, Trefis zum größten Teil ohne 
praktische Auswirkungen auf die ein- 
zelnen Initiativen bileben. Erfah: 
rungaberichte, um diese Umsetzung 
der Diskussion zu verfolgen, wurden 
kaum erstellt. Hier ist noch einiges 
zu tun. 

Gleichaeig versucht das JZR aber 
heute schon, auf die Koordinierungr 
{reffs für die schteswig-holsteinisch 
JZ-Initiativen einzuwirken. Ein Man- 
gel dieser Treffs war bisher, daß sic 

vorwiogend auf organisatorische 
Fragen beschränkten. Gerade der 
Ic Austausch von Erfah 


zelnen JZ in ihrem Kampf. . 


Ortszelle Reinbek der 
Bezirksgruppe Bergedorf 


Zur Orgision und Siratepi von Lotta Continun 
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Arbeiterkampf Nr. 53/Dezember 1974 


Die GDCF („Gesellschaft für Deutsch- 
‚Chinesische Freundschaft") hat am 
6. November In Göttingen einen Auf- 
bruch Ufern gewagt: sie 
uiftsführer 


Ion chinenischeı 
Mlor der Bericht eines Ge- 


Hinter der Kasse sche ich ein mir 
wohlbekannies KUW-Gesicht, im Saal 
eine ganıe Menge KSBler, wahrschein- 
lich die Mehrheit, Inagesamt sind 
über 80 Leute anwesend. Als ich in 
den Saal eintrete, sehe ich eine inte- 
reiante Ssene: der Göttinger GDCH. 
Lein (ein ubgehalfterter „KPD/ 
MLer) ur gem it einem 
Burschen (der sich wenig später als 
JU-Redner Helmes herausstellt) da- 
bei, einen KSV-Genossen des 
au verweisen, well er dort Flugblätter 
mit einer Einladung zu einem China- 
Arbeitskreis vert Schnacks von 
Lein: „Das müssen Sie draußen mach- 
en, Sie wollen unsere Organisation 
ls Plattform ‚Ihre Propaganda 
ausnutzen!“ Neben ihm 1ickt sein 
Freund von der Jungen Union. 

‚Der JU-Reaktionär wird auf dem 
‚Podium von Lein freundlich vorge- 
Ba — wie es sich für Freunde ge- 

t. 

Dann legt Helmes los. Er schwarze 
gu und gern dreiziertel Stunden. 

fan merkt, er hat Erfahrung darin, 
Leute für dumm zu verkaufen, sich 
vor Publikum zu spreizen. Helmes 
Ist als Vorsitzender der „Deutschen 
Nationalkomitees der Jugendverbän- 
de“ auf, - wie er behauptet - „aur- 
‚drücklichen Wunsch“ der chinesischen 
Regierung als Mitglied einer Dele- 
sation nach China gefahren, im April 
/Mai dieses Jahres. 

Wie es sich gehört, dementiert er 
erstmal den politischen Zweck seiner 


Tartumgt 


DMSIe mehr 
Verammiung 


Bremen, Tardbeschlinse der KIM Verttauenskörper 
Uns ser Tanfkommimon (Staimıa. 

Tarifkommision im „Kampf“ (Ein Leuerbeiel aus 
De 

80 'rum muß ca laufen - MDW-Elekurker fordern 1,50 


Hamburger JGM-Lehrünge organiueren eigene 


Reise: „Wir sind nicht alt Missionare 
der freien Marktwirtschaft nach China 
‚seführen. . .". Und dann am laufen- 
den Band Provokationen wie diese, 
„Alle chineslschen Fahrräder haben 
keinen Rücktritt, die werden expor 
0 sparsam sind die Chinesen. 

die proleruche Kultureyolu. 

10 erwa alle 

wiederholt, damit (sinngemäß) das 


fach wird Revolution 
nicht zu arbeiten wr 


Leuten. Weiter: 


gnären den Spieraum gibı, sich 
Freunde des cl 


üger 
‚grafieren ist verboten", „es gibt kei- 
nen Urlaub“. Dann Mentalität 
des Kolonialistenschweins: „Obwohl 
man offiziell nicht bewacht wird, 
Menschen in China - überhaupt die 
Massen . . .man wird auf Schritt 
ea m 
es Zwischenrufe von einem KSVler 
und mir, abwechselnd. Daruf ernten 
wir unwirsche Blicke und Zischen — 
der Reaktionär soll reden! 
‚Eine GDCF-Dame übernimmt nach 
Helmes das Mikrofon und läßt sich 
ungerührt über „allgemeine Prinzi- 
‚pien“ der chinesischen Außenpolitik 
aus. Zwischendurch gibts mal eine 
„Richrigstellung“ an die Adresse von 
Be man 
es wohl Lehrerkonferenzen ge 
wohnt ist. Anschließend darf Helmes 
etwas erwidern, und sofori. „Fach- 
Ich habe die erste Wortmeldung, 


‚Foto- 


Japan: Kukuch Tanaka 
1G-.Metal, OTV, PostGewerkschat. IG-Drups. DAG, hnensemonstiaionen und Streiks gegen den Be 
"eelien Forderungen sul Gewerkuhaftier on US Prinden 
Ferandein der ” 


” Eier imperuinten 
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Ivgendreninum Reinbek Der Kampf ech weite‘ 


Wentbertin In Spandau wirds It 
Mensen Linde 
GOCH auf dem Weg nu newen Ufern 


Rinde thonse Anmerk 


Inngemäß: Ks int ein dolles 
daß die GDCR meint, dieien 
Reaktionär als authentischen Zeugen 
des sozialistischen Aufbaus und der 
chinesischen Außenpolitik einladen 
zu müssen. Beifall von höchstens 20 


es ist eine grund- 
iizliche Frage der Freundschaft 
zwischen dem chinesischen und dem 
westdeutschen Volk, ob man Reakti 


iinestschen Volkes auf: 


u. uuuuen 


zuspielen. GDCF-Chej 
bricht mich durchs 
sollte doch zum „Thema" sprei 
Ich mache auf den geradezu uner- 
räglichen Widerspruch aufmerksam, 
den Reaktiondr mäuschenstill gewäh- 
ren zu lassen, mir aber als erkennbar 
Linkem das Wort entziehen zu wol- 
len, Ich fordere schließlich, Lein 
solle hier 

GDCF mit den Reaktiondren gemein- 
same Sache mache. 


GDCEF auf dem Weg zu neuen Ufern 


Lein unter: 
likrofon, ich 
‚chen. 


inden, weshalb die 


DIESE CHAOTEN STÖREN DOCH HEDE SherlLiche 
DisKussion (* 


Dieser politische Scharlatan hat 
darauf tarsichlich die Stirn, In der 
Arı bester bürgerlicher Tolitikasterel 
auf die nächste Mitgliederversumm- 
Aung au verweisen, wo man das dir 
kutieren könne, Jetzt wolle man 
aber über die Außenpolink. . . Bel: 
Jall und Klopfen seitens der Mehr- 
heit, Man hatte sich in den Kopf ge: 
serzt, mit dem Volkafeind über die 
Volksherrschaft zu plaudern. Hier 
war ich fehl am Platz. Ich ging, 
Sowelt.der Bern, 

Mit" dieser Veranstaltung. i 
Weg der unverhüllten 

den Interessen des chinöslschen 
kes und der westdeutschen Arbeiter“ 
klasse beschritten worden. Ist or 
schon so, daß die gegenwärtige chine. 
sische Außenpolitik jedem Freund 
des chinesischen Volkes, der seinen. 
Kopf nicht an der Garderobe 
Beben hat, AL 
von der chin jerung einge“ 
Iadenen Reaktionäre wie Schröder 
und Kohl sich als Freunde des Volkes 
von selbst, = so wird nun 
hier ein getan, indem ein 
führender JU-Reaktionär unter dem 
Deckmantel der „Chinakonnerschaft"“ 
in die‘ Frant der Chinafreunde hin- 
eingeschmuggelt wird. Freundschaft 
mit der VR-China — das kann nur 
heißen: Freundschaft mit den Inte- 
ressen und Errungenschaften des chi- 
nesischen Volkes. Diese Freundschaft 
ist unteilbar, sie“ gilt Ausge- 
beuteten und Unterdrückten gleicher- 
maßen. Und deshalb haben die Fein- 
de des westdeutschen Volkes 

mit den westdeutschen Freundandes 
Chinesischen Volkes gemein. 


Wir sind nt, wann die Spies- 
ser der GDCR Konl oder Schröderein. 
laden, . 
KAG Göttingen 


Zur Verhaftung von 
Rechtsanwalt Reinhard 


„Prominentester Verbafteter” 
(„Bd”, 27,11.) der Polizei4Groß- 
aktion am 26.11. war der 


Rechtsanwalt Wolf Dieter Rein- 
hard. aus dem Anwaltskollektir 
Günnemann. Jacobi, Reinhard ist am 
26. November 1974 morgens um 
jechs Uhr in seiner Wohnung verhaf: 
iet worden. 

Seine Wohnung wurde durch- 
mcht. Gleichzeitig brach die Bun- 
dessmwaltschaft, unterstützt durch 
Bundeskriminalamt und Ham, 
Polizei, die Büroräume des Anwalts- 
kollekttes auf und begann mit der 
Durchsuchung _similicher Räume, 
die bis in die frühen Abendstunden 
andauerte. Dabei wurden ua. ıimt- 
liche Akten durchsiöbert. Keine 


Akte, die nicht unberührt blieb — 


nicht einmal die Verteidigerpont. 

Alle Hinweise auf anwaltliche 
Schweigepflicht und Anwaltıgeheim- 
nis sowie den Geheimnisschutz für 
Verteidigerpost kümmerten die Be- 
amten nicht. Auf Weisung der Bun- 
desanwaltschaft nahmen sie fast voll- 
indie die Verteldierpou der von 
uns_ vertretenen politischen Gefan- 
‚genen mit: Das ist die neue Art der 
Bundesanwaltschaft, {n politischen 
Strafsachen zu ermitteln. Man war- 
tet, bis man annehmen kann, daß 
sich genügend Verteidigerpost w 
‚sammelt hat, aus der man sich Hin- 
weise auf die vorgeworfenen Straf“ 
taten erhofft. 

‚Dann werden fadenscheinige, halt- 
lose Verdächtigungen konstrulert, 


In den „Lübecker Nachrichten” (LN) 
vom. 911. stand geschrieben, dab 
die 


Bullen Arbeitsgruppen gegen 
Ausländer bilden wol] bie Ei 


'n umfassen jeweils 28 Manı 

reit sind, eine Fremdsprache 
erlernen — wie türkisch, serbo-kt 
tisch oder griechisch - wenn sie 
Grundkenntnisse besitzen, 

„Diese Arbeingruppen diesen an 
geblich „der Polizel al n 
Sie Aulinder kriminaltt" [8° 
„Nach vierjähriger Anlaufreii” will 
man „das ‚Berliner Modell’ jetzt auch 
den Behörden der übrigen Bunder 
länder empfehlen” („LN"), 


eine _ Biro-Durchzuchung durchge- 
die Post m. 


führt und mitgenommeı 

Gleichzeitig wird die Post bei den 

fe rund in den Zellen beschlag- 
mt. 


Die politischen Gefangenen ver- 
‚mucht man ihres Verteidigers zu be 
rauben, indem man ihn verhaftet. 

Die Bundesanwaltschaft behaup- 
ter, Reinhard soll die Gruppe, der 
die Erschleßung Ulrich Schmückers 
orzeworfen a Bet. SR 
Tötung nachträglich guigeheißen ha- 
Den. und daß er sich an der Beute 
bereichern wollte. 

Gegen diese perfiten Verddehtt- 
‚gungen können und wollen wir uns 
nicht wehren. 

Wir werden im Gegensart zur 
Bundesanwaltschaft unsere anwalt- 
liche Schweigepflicht beachten ® 


Unter dem Vorwand der Krimk 
nalithtbekämefung len, suilpdk 
sche Arbeiter bespitzelt werden. 
„EN“ läßt m. U. den wahren Grund 
ürkennen, wenn sie schreibt. „Für 
Abwechslung im Berliner Poliseiall 

'rorgen außerdem über 90 polltk 
che ‚Ausländergruppierungen, die of 
Ihr Süppchen im Dunkeln kochen“ 
KUN) 
is reicht für die Kaplta 


gen bespitzeln. 
Lübecker Metallgenome . 


